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Affe nackt

Seit der homo sapiens die Erde, verwurzelt und gegründet im Schoße des
bereits viel länger existierenden und die menschliche
Entfaltungsgeschichte mitbegründeten fellfreien Entwicklungspools homo
erectus, in einer erdgeschichtlich doch überschaubaren Zeit erobert
und für seine Herrschaft und raubgestützte Lebensweise und
Existenzbewältigung mit all ihren Ressourcen in seinen kriegerischen
Besitz zu nehmen sich anschickte, geschah dieses dann auch in einem
Bruchteil jener Zeit, in der sich auf diesem Planeten Leben und dessen
Voraussetzungen gegen große Katastrophen geographischen und kosmischen
Ausmaßes durchsetzen konnten.

Glaubt man den neuesten Forschungen, so können erste Spuren seiner
Existenz bis 300.000 Jahre zurückverfolgt werden.
Zivilisationstechnisch scheint sich dieser homo sapiens nicht nur
mechanisch und architektonisch gegen viele Möglichkeiten anderer
Lebensentwürfe mit seinen sich selbst und erdberaubenden Präferenzen
schlußendlich durchgesetzt zu haben, sondern es wird ihm auch noch
gerne die Deutung über die essentielle Wucht der endlich alles Leben
zerstörenden und letztinstanzlichen Vernichtungsgewalt allzu
leichtfertig zugesprochen.

Woher allerdings will eine solche Selbstwahrnehmung, derartige
Voraussagen treffen zu können, denn wissen, ob nicht eine wirklich
nennenswerte und in der Gewaltentfaltung auf das Nötigste reduzierte,
geradezu als friedlich und ausgeglichen zu bezeichnende
Lebensentwicklung erst an dieser Stelle ihren Anfang nehmen und
erfolgreich fortsetzen kann?

Ihre Schattenblick-Redaktion


22. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/208: Halbwertzeit - verstrahltes Olympia ... (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 25. März 2012

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

"Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics"

Internationale Informations-Kampagne zu den Olympischen Spielen in
Japan



Am 26. März 2020 beginnt der olympische Fackellauf in der japanischen
Präfektur Fukushima. Dies nimmt die Ärzteorganisation IPPNW gemeinsam mit
Anti-Atom-Initiativen aus Deutschland, der Schweiz, Frankreich und
insbesondere auch aus Japan zum Anlass, eine internationale 
Informations-Kampagne zu den Olympischen Spielen in Japan zu starten. Unter dem Slogan
"Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics" soll auf die Strahlenbelastung in
Japan aufgrund der Atomkatastrophe von Fukushima aufmerksam gemacht werden.
"Wir sorgen uns um die gesundheitlichen Folgen der radioaktiven
Kontamination. Dies gilt insbesondere für Menschen mit erhöhter
Strahlensensibilität, für Schwangere und Kinder", so der IPPNW-Vorsitzende,
Dr. Alex Rosen.

Internationale Regelungen sehen vor, dass die Bevölkerung nach einem
Atomunfall lediglich 1 Millisievert zusätzlicher Strahlung pro Jahr
ausgesetzt werden darf. "In den rückbesiedelten Gebieten in Fukushima wird
der Bevölkerung jedoch eine Strahlendosis zugemutet, die bis zu 20 Mal
höher liegt", kritisiert IPPNW-Arzt Dr. Jörg Schmid. "Selbst Ortschaften,
die bereits dekontaminiert wurden, können durch Wind und Wetter jederzeit
erneut verstrahlt werden, denn Wälder und Berge stellen ein Reservoir dar.
Die Menschen sollen nun zur Rückkehr in dekontaminierte Gebiete gezwungen
werden, indem Evakuierte ab März 2019 die finanzielle Unterstützung
verlieren - auch die Bereitstellung kostenloser Unterkünfte soll
auslaufen", so Schmid.

Vor diesem Hintergrund organisiert die IPPNW ihre Kampagne, die bis zu den
Olympischen Spielen im kommenden Jahr noch an Fahrt aufnehmen soll. "Wir
sagen Nein zu dem Versuch, mit den Olympischen Spielen der
Weltöffentlichkeit Normalität in den verstrahlten Gebieten vorzuspielen",
so Rosen: "Schon jetzt sehen wir eine deutlich erhöhte Anzahl von
Schilddrüsenkrebserkrankungen bei Kindern in Fukushima und das ist nur die
Spitze des Eisbergs. Mehr als 50.000 Menschen sind weiterhin
Strahlenflüchtlinge im eigenen Land. Gleichzeitig fließt jeden Tag weiter
radioaktive Schlacke ins Meer und Grundwasser rund um die havarierten
Reaktoren und die Aufräumarbeiten geschehen unter zum Teil
menschenverachtenden Bedingungen. Normalität sieht anders aus."

Unterstützer der Kampagne "Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics"


	antiatom-fuku

	Deutsch-Japanische Gesellschaft Dortmund

	IPPNW-Dortmund

	Doro-Chiba (National Railway Motive Power Union of Chiba)

	Fukushima Collaborative Clinic

	Granny Peace Brigade, NYC

	IPPNW Deutschland

	IPPNW / PSR Schweiz

	No Nukes Asia Forum Japan

	Manhattan Project for a Nuclear-Free World

	NAZEN (Nationalkonferenz für die Abschaffung aller AKWs sofort)

	Preserving Deciduous Teeth Netowork (PDTN)

	Sayonara Nukes Berlin

	Sayonara Nukes Düsseldorf

	Strahlentelex

	Veterans for Peace - NYC Chapter

	Vivre après Fukushima



 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. März 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. März 2019 
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WALD/384: Hambacher Forst - Räumungsalarm ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 26. März 2019

Mobilisierung - Räumung - Tag X - Ticker

Die Räumungen sollen heute, Dienstag, fortgesetzt werden! Helft mit, das zu verhindern!



Was wird gebraucht? Schlafsäcke, Powerbanks, warmes Essen/Getränke,
Instrumente, Banner, Lieder, Power - viele Menschen, viele Stimmen,
viele Blockaden, viele Aktionen!

Parlamentarische Beobachter*innen und Presse erwünscht!

Aktueller Stand per Twitter: #hambibleibt #hambacherforst oder direkt
bei @hambibleibt @krahennest @HambiChaos @HambiLluna @ImWinkel1
@oaktown1312


Dienstag, 26.03.2019

12:00 "Einsatzende": Polizei und RWE verlassen den Wald. Kann aber
auch sein, dass es eine Weile dauert, bis alle weg sind oder sie
jederzeit wiederkommen. Strafvorwurf jetzt: Versuchte schwere
Körperverletzung wegen heruntergefallenem Eimer. Unabhängig vom Inhalt
hätte dieser bei großer Fallhöhe einen Menschen am Boden verletzen
können.

11:20 Momentan sind alle Räumungsmaßnahmen eingestellt. Die Person
wird nach Aachen verbracht. Es wird dort geprüft, ob es sich um die
Person handelt, die die Polizei sucht.

11:05 Eine Person hat "freiwillig" ein Baumhaus verlassen und befindet
sich jetzt in polizeilicher Behandlung auf der ehemaligen A4. Es ist
unklar, was die Gründe sind und ob das Auswirkungen auf die laufende
Räumung hat.

10:50 Der erste Baum des Tages wird gefällt.

10:40 Die Räumung hat noch nicht begonnen. Kommentare: "Die karren an,
was sie nur haben. Das wird richtig groß."

Und: "Das Konzept von NRWE geht schon wieder auf. Niemand redet mehr
darüber, warum RWE und Polizei überhaupt im hambibleibt waren: Eine
von NRW und RWE vorgeschobene Verfügung, jetzt der Forstbehörde. Wie
im letzten Herbst der "Brandschutz". Ein Trick, hinter dem anderes
steht." (@useronline)

Kernaussage: "Alles wie im September, nur das Flatterband ist jetzt
blau." @R.G.

10:00 Lautsprecherdurchsage der Polizei mit der Aufforderung, die
Baumhäuser zu verlassen, ansonsten käme es zur Räumung. Dafür müssten
dann auch Bäume gefällt werden. Maschinen und Räumkommandos stehen
bereit. Gesucht wird eine Person, die angeblich mit Fäkalien geworfen
haben soll.

8:00 Ein massives Aufgebot an Maschinen und Gerätschaften fährt am
Krähennest auf. Bagger sollen Sand für eine Zufahrt verteilen, ein
Tieflader gefällte Bäume abtransportieren. Was voraussetzt, dass erst
mal eine Schneise geschlagen wird. Unterstützung ist weiterhin
erwünscht und auch schon vor Ort. Danke dafür!

 * 

[Ergänzung der Redaktion Schattenblick:

 Tweet der Polizei Aachen vom 25. März 2019 - 20:59

 Die #Polizei #Aachen ist nicht im Wald, um Baumhäuser zu räumen. Die Polizei ist 
  nur noch im Wald, um die Identität des Fäkalienwerfers 
 festzustellen. #HambacherForst] 



 * 



Montag, 25.03.2019

23:00 Mehrere Wannen fahren nach Krähennest. Dort wird eine Nachtwache
gehalten. Wir bleiben hier!

22:10 Wasser, Kaffe und Essen wird von einer tollen Supportgruppe zu
den Supportis vor den Absperrungen um Krähennest gebracht. Ihr seid
toll!

22:00 Recht ruhig im Wald. Immer noch Flutlicht in der Besetzung
Krähennest. Menschen noch auf den Bäumen. Support steht um die
Pozilei-Absperrung herum, singt und tanzt. Danke, dass ihr da seid!

20:29 Laut EA wird der Einsatz im Krähennest morgen fortgesetzt. Wir
rechnen damit, dass heute Nacht Polizei im Wald/Nähe Krähennest
unterwegs ist.

20:00 1/7 Menschis frei. Also nach EA noch 6 in Gewahrsam bzw. auf dem
Weg nach Aachen.

19:38 2 spotlights in Krähennest, 2 at old a4. No cherry picker in
sight anymore.

19:23 Laut EA weitere Ingewahrsamnahmen bei der
Hubsteiger/Cherrypicker Blockade. Werden vermutlich nach Aachen
gebracht.

19:00 Pozilei schreibt auf Twitter: Sobald die Identität des
Fäkalienwerfers festgestellt wurde, beendet die #Polizei #Aachen
sämtliche Maßnahmen im #HambacherForst. Was für eine
unverhältnismäßige und absurde Maßnahme und Durchführung!

18:30 Tag X wurde ausgerufen! Kommt jetzt in den Wald, zeigt eure
Solidarität in euren Zuhausen und werdet aktiv überall!

18:15 Das SEK macht sich bereit, die Baumhäuser im Krähennest zu
räumen. Angeblich soll eine Person mit Fäkalien geworfen haben.
Geräumt werden 20 Menschen. "Freiwillig" kommen Menschen nicht
herunter.

17:30 Spontaner Protest vor der RWE-Zentrale in #Essen. Währenddessen
Hubsteigerblockade auf der alten A4, damit Krähennest nicht geräumt
wird. Mensch, welche*r um 13:30 in Gewahrsam genommen wurde, wieder
frei.

16:27 Eine weitere Ingewahrsamnahme in der Nähe @krahennest Wir gehen
davon aus, das der Mensch nach Aachen gebracht wird.

16:00 Polizei/RWE haben einen Weg aufgeschüttet, wohl um besser mit
ihren riesigen Räummaschinen zu Krähennest durchzukommen.

15:00 A few Cops are standing around. Nothing much happening. No
Bulldozers.

14:15 Bis auf 3 Wannen an der Secu-Kreuzung hat sich die komplette
Maschinerie Richtung Manheim auf die alte A4 begeben.

14:00 Eine Wanne voll Dirks läuft zwischen Endor und Krähennest herum
und räumt Barrikaden. Per Hand. Die Wanne ist nicht weit von
@krahennest geparkt.

13:30 EA schreibt: 1 Ingewahrsamnahme in Nähe der Besetzung 'Winkel'.
Der Mensch sitzt aktuell im Gefangenentransporter und wartet
wahrscheinlich auf Abtransport.

13:00 Vormittagszusammenfassung @Ti_Wag:

- Räumung von Barrikaden, Bodenstrukturen (z.B. Küchen, Solarpanels,
Sitzecken, Feuerstellen) und Plattformen im ganzen Wald

- eine Kontrolle der Mahnwache

- die Fällung von Bäumen

11:30 Zwischen Oaktown und Winkel werden Bäume gefällt und
Bodenstrukturen geräumt.

10:00 9 Wannen am Bahnhof Buir.

09:15 Die Kolonne hat sich von @HambiLluna wegbewegt und steht
momentan auf dem Hauptweg in der Nähe von @ImWinkel1. Währenddessen
randalieren zwei Secus ganz alleine in einem verlassenen Mini-Camp im
Wald, nähe Jesus Point.

08:00 Polizei in Oaktown. Versuch der Räumung des Monopods in Monopods
in #Oaktown. Lebensgefährlich für die Person im Netz. Stop that!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/383: Hambacher Forst - solidarische Erklärung ... (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Parents for Future kritisieren Räumungen im Hambacher Wald

Von Parents for Future, 26. März 2019



Parents For Future solidarisieren sich mit der Besetzung im Hambacher
Wald und erklären zu den laufenden Räumungen durch die Polizei NRW:
Wir protestieren schärfstens gegen die weitere Zerstörung des
Hambacher Waldes und fordern einen sofortigen Stopp der Räumungen.

Der heutige Polizeieinsatz ist eine einzige Machtdemonstration, um
vollendete Tatsachen zu schaffen und ohne jegliche Rechtsgrundlage.

Wir fordern den sofortigen Stopp der Zerstörung der Bodenstrukturen,
Barrikaden, Plattformen und Baumhäuser, die dem Schutz und Erhalt des
Waldes dienen.

Nur zwei Tage nach dem Sternmarsch der Initiative "Alle Dörfer
bleiben" mit Tausenden Teilnehmenden zum Erhalt aller vom
Braunkohletagebau bedrohten Dörfer mit ihrer intakten Infrastruktur,
ihren landwirtschaftlichen Böden und altem Baumbestand, die nach wie
vor von der Abbaggerung durch RWE betroffen sind, ist das Vorgehen der
NRW Landesregierung im Hambacher Wald jetzt eine weitere Eskalation
seitens des Ministerpräsidenten Armin Laschet und gegen die
gerichtliche Verfügung des vorläufigen Rodungsstopps.

Bevor die Beschlüsse der Kohlekommission auch nur ansatzweise
umgesetzt sind, schaffen RWE und Landesregierung endgültige Tatsachen
mit der Rodung weiterer Bäume und der Abbaggerung weiterer Dörfer.
Natur- und Kulturlandschaft werden so weiter unwiederbringlich
vernichtet. Bergbau und Klimawandel zerstören weltweit unsere
gemeinsame Lebensgrundlage.

Wir protestieren auch gegen die immense Verschwendung von
Steuergeldern durch sinnlose Polizeieinsätze wie den heutigen und
gegen die Kriminalisierung und Diffamierung der Waldschützer*innen im
Hambacher Wald.

Wie wir heute Morgen erfahren haben, wurde die Mahnwache vor dem
Hambacher Wald heute durchsucht, es wurden und werden im Wald zurzeit
Bodenstrukturen durch die Polizei geräumt, unbesetzte und im Bau
befindliche Plattformen zerstört, Totholz abtransportiert, Barrikaden
geräumt und nun auch das Baumhausdorf "Krähennest" geräumt und dabei
werden (innerhalb der Vogelschutzzeit) erneut weitere Bäume gefällt,
um den Einsatz einer Hebebühne zu ermöglichen.

Der vorläufige Rodungsstopp des Hambacher Waldes wurde durch eine
breite Klimaschutzbewegung in Deutschland durchgesetzt. Eine Bewegung,
die sich zum Ziel gesetzt hat, für weltweite Klimagerechtigkeit, die
Einhaltung des Pariser Klimaschutzabkommens gegen die Erderwärmung und
die Einhaltung deutscher Klimaschutzziele mit sofortigem Ausstieg aus
der Braunkohleförderung einzutreten und zu kämpfen.

Einen wesentlichen Teil zum vorläufigen Rodungsstopp beigetragen hat
die jahrelange Besetzung des Hambacher Waldes durch
Waldschützer*innen, die ihn so vor der vollständigen Rodung bewahren
konnten.

Global formiert sich eine generationsübergreifende Allianz zum Erhalt
unserer Lebensgrundlagen und gegen die Propagierung eines ungebremsten
Wirtschaftswachstums durch Politik und Wirtschaft.

1,5 Mio Schüler*innen gingen so am 15.3.19 weltweit für einen
ambitionierten Klimaschutz und weltweite Klimagerechtigkeit in einem
Schulstreik auf die Straßen, über 23.000 Wissenschaftler*innen alleine
aus Deutschland, Österreich und der Schweiz unterstützen die Forderung
der protestierenden Schüler*innen von Fridays For Future dabei in
allen Punkten.

Wir fordern den sofortigen Stopp der Räumungen, Rodungen und
Zerstörungen im Hambacher Wald und ein Ende der Kriminalisierung der
Besetzer*innen."

Hambi bleibt! Alle Dörfer bleiben! Alle Inseln bleiben!


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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WALD/382: Hambacher Forst - gespaltene Zunge ... (Michael Zobel)


Die Zerstörung des Hambacher Waldes geht weiter - trotz
Rodungsstopp!

von Michael Zobel, 25. März 2019



Guten Tag zusammen, liebe Wald- und Naturschützer,

nach einer Führung im Hambacher Wald mit einer Schulklasse aus Düren am
heutigen Montag, 25. März 2019 und den dortigen "Live"-Erlebnissen muss
ich folgende Zeilen loswerden:

Januar 2019: Die Kohlekommission der Bundesregierung hat verkündet, ein
Erhalt des Hambacher Waldes sei "wünschenswert".

Februar: NRW-Ministerpräsident Armin Laschet verkündete eine Zusage von
RWE, bis 2020 keine Rodungsarbeiten im Hambacher Forst durchzuführen.

März: Was passiert in der Realität? Der Konzern RWE zeigt sein wahres
Gesicht. Stück für Stück wird der Hambacher Wald zerstört. So wie heute,
am 25. März 2019. Unter fadenscheinigen Begründungen, unter massivem
Polizeischutz, mit der Unterstützung von Kommunal- und Landespolitik
werden weiter Zufahrtswege ausgebaut, Bäume gefällt, Schneisen
geschlagen, der Boden in diesem einzigartigen Wald massiv verdichtet und
geschädigt. Irreversible Schäden werden angerichtet, die Verwaltung, die
Politik und die Polizei machen sich zu Handlangern eines Konzerns, der
das Symbol Hambacher Wald unter allen Umständen endgültig vernichten
will. Das Alles geschieht, wo eine Phase der Ruhe, der Besinnung und
zukunftsweisender Gespräche angebracht wäre.

Herr Ministerpräsident Laschet, Herr Innenminister Reul, ich fordere
Sie auf, machen Sie der fortschreitenden Vernichtung des Hambacher
Waldes ein sofortiges Ende. Helfen Sie mit, nicht weiter Öl ins Feuer zu
gießen, sorgen Sie mit all Ihrem Einfluss für eine Befriedung dieses
dramatischen gesamtgesellschaftlichen Konfliktes. Machen Sie sich nicht
weiter zu Handlangern eines Konzerns, der die Zeichen der Zeit völlig
verschlafen hat. Ein Konzern, der weiter gegen jede Vernunft täglich
Natur, Dörfer, Kulturschätze und wertvollste landwirtschaftliche Flächen
vernichtet und Menschen aus ihrer angestammten Heimat vertreibt.

Kein Baum darf mehr fallen! Wald UND alle Dörfer bleiben!

Danke,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

P.S.: Wir machen natürlich weiter, jetzt erst recht! Die kommenden
Wald- und Dorfspaziergänge am 14. April, 12. Mai, 16. Juni, 14. Juli...

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 25. März 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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PROZESS/014: Bedrohte Anwälte - rechtsgebrechliche Justiz ... (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 22.03.2019

Zu der Verurteilung von 18 Strafverteidiger*innen in der Türkei am 20.
März 2019

Das Werk einer gleichgeschalteten Justiz



Am Mittwoch, den 20. März 2019 wurden 18 Strafverteidiger*innen von dem 37.
Istanbuler Strafgericht am Gerichtsstandort Silivri in Abwesenheit zu
Haftstrafen zwischen 3 Jahren und 1 Monat und 18 Jahren und 9 Monaten
verurteilt. 9 Kolleg*innen sollen für über 10 Jahre hinter Gitter.

Die Verurteilten sind Mitglieder des Vereins progressiver Juristinnen und
Juristen (Çağdaş Hukukçular Derneği, ÇHD), der - wie auch
der RAV - im europäischen Verband Europäische Demokratische Anwältinnen und
Anwälte (EDA) organisiert ist. Allein aufgrund ihres anwaltlichen
Engagements wird ihnen wird vorgeworfen, Unterstützer, Mitglieder oder gar
Führungspersönlichkeiten der Organisation Revolutionäre
Volksbefreiungspartei - Front (DHKP-C) zu sein, die in der Türkei als
terroristische Organisation verfolgt wird. Das ist anwaltliche
Berufsausübung und in einem auch nur annähernd demokratischen Staat keine
Straftat.

Das Urteil ist das Ergebnis eines Strafprozesses, der von Beginn an
willkürlich und unter Missachtung jeglicher nach der
Menschenrechtskonvention garantierten Beschuldigten- und Menschenrechte
geführt wurde. Die Entscheidung ist symptomatisch für den Zustand der
türkischen Justiz, die nicht Wahrheitsfindung und Gerechtigkeit, sondern
die Bekämpfung politisch unliebsamer Personen mit justiziellen Mitteln bis
hin zu ihrer Vernichtung zum Ziel hat.

Rechtsanwalt Dr. Peer Stolle, Vorstandsvorsitzender des RAV e.V., erklärt
hierzu: »Wir stehen solidarisch an der Seite unserer Kolleginnen und
Kollegen. Es ist nicht länger hinnehmbar, dass die deutsche Bundesregierung
weiter mit dieser, sämtliche rechtsstaatliche Prinzipien missachtenden
Regierung der Türkei zusammenarbeitet«.

Der RAV ist in großer Sorge, weil sich einige der verurteilten
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, darunter unser Kollege, Selçuk
Kozağaçlı, Vorsitzender des ÇHD und Träger des
Hans-Litten-Preises, inzwischen seit Wochen mit dem Mittel des
Hungerstreiks gegen die gegen sie ergriffenen Maßnahmen des diktatorischen
Regimes zu wehren versuchen und ruft zu einer breiten Solidarität mit den
Kolleg*innen auf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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KOHLEALARM/584: Klimakampf und Kohlefront - auf der falschen Seite ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 26. März 2019

Pressestatement zur morgigen Konferenz des Verfassungsschutzes in
Berlin



Berlin, 26.03.2019. Das Bundesamt für Verfassungsschutz veranstaltet am
morgigen Mittwoch eine Konferenz mit dem Titel: "Extremismus: Eine
steigende Gefahr für die Sicherheit und Reputation von Unternehmen".
Eingeladen ist unter anderem der Kohle-Konzern RWE.

Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Die enge Verflechtung von Politik und Kohle-Lobby verhindert seit Jahren
den dringend notwendigen Kohleausstieg. Seit gestern räumt die Polizei
wieder im Hambacher Wald - und jetzt spendiert der Verfassungsschutz RWE
auch noch eine Unternehmensberatung, um Proteste gegen deren dreckiges
Geschäftsmodell zu verhindern. Ein Verfassungsschutz, der Unternehmen
schützt statt das Gemeinwohl, gehört abgeschafft."

Die für heute Abend geplante Party in der Bar "Sodom und Gomorra" ist nach
angekündigten Protesten bereits abgesagt worden. Ein Bündnis aus
Anwohner*innen, Klima-Aktivist*innen und Antifaschist*innen trifft sich um
18 Uhr in der Torstraße 164 und wird von dort in einer Demonstration zum
Tagungsort, dem Hotel Steigenberger am Kanzleramt ziehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26.03.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/583: Klimakampf und Kohlefront - wirksame Solidarität ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 23. März 2019

3000 Menschen demonstrieren gegen die Zerstörung von Dörfern durch
RWE

"Wir wollen hier bleiben und kämpfen weiter!"



Keyenberg. 3000 Menschen aus ganz Deutschland demonstrieren heute
[23.03.19] für den Erhalt der Dörfer, die durch den Braunkohle-Tagebau
Garzweiler II bedroht sind. Sie folgen der Einladung von Anwohnenden, die
in der Initiative "Alle Dörfer Bleiben" den Sternmarsch organisieren. In
acht Demonstrationszügen, den sogenannten "Sternschweifen", zogen die
Demonstrierenden aus Ortschaften im Umland zum Dorf Keyenberg, das als
nächstes den Braunkohle-Baggern von RWE weichen soll. Die Initiative
fordert, dass alle von der Abbaggerung bedrohten Dörfer und Höfe im
Rheinland, sowie im Leipziger Land und der Lausitz erhalten und lebenswert
bleiben.

"Es ist unglaublich schön zu sehen, dass Menschen von überall her gekommen
sind, um uns zu unterstützen. Wir aus den Dörfern sind dafür total dankbar.
Besonders ist für mich auch, wie viele Menschen aus den bedrohten Orten
heute mit auf der Straße waren. Durch solche Aktionen fassen immer mehr
Menschen Mut, für ihr Zuhause zu kämpfen", kommentiert Helmut Kehrmann aus
Keyenberg vom Bündnis "Alle Dörfer Bleiben".
"
Es ist klar, dass unsere Dörfer bleiben können - das ist mit dem Ergebnis
der Kohlekommission möglich. Es ist unmenschlich, wie RWE und die
Nordrhein-Westfälische Landesregierung versuchen, uns trotzdem zum
Umsiedeln zu zwingen. Wir wollen hier bleiben und kämpfen weiter! Die
Dörfer müssen erhalten bleiben. Wer bleiben will, soll bleiben können, und
wer gehen will, soll natürlich auch gehen können", so Britta Kox aus
Berverath, das ebenfalls durch den Braunkohleabbau bedroht ist.

Bereits um 5.30 Uhr liefen die ersten Menschen vom rund 35 Kilometer
entfernten Hambacher Forst los. Aus Horrem und Mönchengladbach starteten am
Vormittag und Mittag Fahrrad-Demonstrationen, aus Hochneukirch, Wanlo und
Kaulhausen, sowie den von Zerstörung bedrohten Dörfern Kuckum, Berverath
und Immerath zogen Menschen zu Fuß nach Keyenberg. Zu Beginn der
Demonstrationen wurden Reden über die Situation in den Dörfern, für einen
schnelleren Kohleausstieg und gegen die Klimazerstörung gehalten. Auch
Schüler*innen der Klimastreik-Bewegung "Fridays for Future" ergriffen das
Wort und zeigten sich solidarisch mit dem Widerstand in den Dörfern.
Um 16.30 Uhr beginnt vor Keyenberg die Abschlusskundgebung mit Reden von
Tagebau-Betroffenen und Kulturprogramm. Es spielen die lokale Band "Beets
?n? Berries" sowie die Gruppe "Arbeitstitel Tortenschlacht", zudem bringen
Mitglieder von "Alle Dörfer bleiben" Lieder über die Zwangsumsiedlung auf
die Bühne. Der Widerstand zeigt sich auch im Dorf: Eine Installation mit
Grabkreuzen und Trauerkranz auf einer Streuobstwiese erinnert an die
bereits zerstörten Dörfer des Rheinlands, eine Foto-Ausstellung in der
Reithalle Keyenberg erzählt "Geschichten des Widerstands".

"Die Menschen akzeptieren nicht mehr, dass Konzerne Dörfer, Landschaften
und unser Klima für Profite zerstören. Das hat der heutige Tag gezeigt. Die
Klimabewegung steht Seite an Seite mit Menschen, die für die Braunkohle aus
ihrem Zuhause gezwungen werden. Wir werden weitermachen, bis alle Dörfer
gerettet sind", erklärt Christopher Laumanns aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der ebenfalls bei "Alle Dörfer Bleiben" aktiv
ist. "Ob im Rheinland, im Leipziger Land oder in der Lausitz: Kein Dorf
bleibt allein! Wir rufen alle dazu auf, nächsten Samstag zum
Waldspaziergang in die Lausitz zu kommen und sich solidarisch zu zeigen."

"Alle Dörfer Bleiben" ist eine bundesweite Initiative, in der sich
Betroffene aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung einsetzen. In den nächsten Monaten sind in allen drei
Regionen weitere Aktionen geplant. Am Samstag, den 30.3. organisiert die
Umweltgruppe Cottbus der grünen Liga einen Protestspaziergang am
Braunkohle-Tagebau Jänschwalde, zu dem auch "Alle Dörfer Bleiben" aufruft,
am 13.4. wird zum Frühlingsfest "Keinen Meter der Kohle!" im Dorf Pödelwitz
im Leipziger Land eingeladen. Weitere Aktionen im Rheinland sind um den 20.
Juni geplant.

Mehr Informationen zu kommenden Aktionen unter:

www.alle-doerfer-bleiben.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 23.03.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/582: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch für den Erhalt der Dörfer ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 21. März 2019

Dörfer retten und Klima schützen: Zivilgesellschaftliche Organisationen
rufen zur Teilnahme am Sternmarsch von "Alle Dörfer bleiben" am 23. März
auf



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Greenpeace, die
Klima-Allianz Deutschland und 350.org rufen dazu auf, sich am 23.3. dem
Sternmarsch der Initiative "Alle Dörfer Bleiben" anzuschließen und sich
schützend vor die Orte am Braunkohletagebau Garzweiler zu stellen.

Termin: Sternmarsch von "Alle Dörfer Bleiben"

Zeit: Samstag, 23.3., Start ab 14 Uhr

Ort: Startpunkte in Berverath, Kuckum/Unterwestrich, Immerath,
Hochneukirch, Kaulhausen, Wanlo und Holzweiler

Endkundgebung um 16:30 Uhr in Erkelenz-Keyenberg

Auch wenn der Kohleausstieg mit dem Kompromiss der Kohlekommission vor der
Tür steht, droht vielen Dörfern die Abbaggerung für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle. Am Tagebau Garzweiler im Rheinland sollen fünf
noch bewohnte Dörfer zerstört werden. Damit diese Orte erhalten und
lebenswert bleiben können und das Klima geschützt wird, veranstalten
Anwohner der betroffenen Dörfer über die Initiative "Alle Dörfer Bleiben"
den Sternmarsch am 23. März.

"Wir leben weiter mit der Unsicherheit, ob wir bleiben können oder dazu
gedrängt werden, unser Zuhause zu verlassen. RWE setzt uns massiv unter
Druck - obwohl die Empfehlungen der Kohlekommission ermöglichen, unsere
Dörfer zu erhalten. Sie wollen bewirken, dass wir aufgeben - wir aber
wollen bleiben. Um die Dörfer zu retten, brauchen wir Unterstützung. Viele
Tausende haben sich letzten Sommer schützend vor den Hambacher Wald
gestellt. Wir rufen diese Menschen auf, zum Sternmarsch nach Keyenberg zu
kommen", so David Dresen aus Kuckum.

Der BUND, Greenpeace, die Klima-Allianz Deutschland und 350.org begrüßen
den Sternmarsch und rufen dazu auf, sich den Protesten für den Erhalt der
Dörfer und gegen ein weiteres Anheizen der Klimakrise anzuschließen. Die
Organisationen fordern von der Bundesregierung, zusätzlich zu den bereits
angemeldeten Abschaltungen schnell drei Gigawatt Braunkohlekapazitäten an
den Standorten Neurath und Niederaußem stillzulegen und für den Erhalt des
Hambacher Waldes und der bedrohten Dörfer zu sorgen. Die Landesregierung
von NRW muss im zweiten Schritt die Tagebauplanung so ändern, dass die
Dörfer Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler erhalten werden. Gleiches gilt für den Tagebau Hambach und den
angrenzenden Wald. Bundes- und Landesregierung sind aufgefordert, RWE jetzt
Einhalt zu gebieten. Denn der Konzern schafft weiterhin Fakten, treibt die
Zerstörung von Dörfern weiter voran und setzt Betroffene für die Umsiedlung
unter Druck.

Informationen zum Sternmarsch am 23.3.:

Ab 14 Uhr starten Demonstrationszüge an unterschiedlichen Orten im Raum
Garzweiler und ziehen in "Sternschweifen" nach Keyenberg. Das Dorf liegt
direkt an der Abrisskante und soll als erstes dem Tagebau weichen. Es gibt
außerdem Fahrraddemos ab Horrem und Mönchengladbach. Die Initiatoren des
Demonstrationszuges ab Immerath betonen, dass sowohl der Hambacher Wald als
auch die bedrohten Dörfer erhalten werden müssen. In Keyenberg findet ab
16:30 Uhr eine gemeinsame Abschlusskundgebung statt, u.a. mit Redebeiträgen
von Betroffenen aus Keyenberg, Antje Grothus (ehem. Mitglied der
Kohlekommission) und Michael Zobel (Organisator von Waldspaziergängen).

Weitere Informationen, sowie eine Übersicht der geplanten
Demonstrationszüge, finden Sie unter: 

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/581: Klimakampf und Kohlefront - Marsch gegen Verlust der Heimat ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Sternmarsch für den Erhalt aller Dörfer im Rheinischen
Braunkohlerevier

Tausende Teilnehmende erwartet



Erkelenz. Um gegen die Zerstörung von Dörfern für den Braunkohleabbau zu
demonstrieren, ruft die Initiative "Alle Dörfer Bleiben!" am 23. März zu
einem Sternmarsch aus den Dörfern am Tagebau Garzweiler in den akut
bedrohten Ort Keyenberg auf. Zur Veranstaltung werden mehrere tausend
Teilnehmende aus ganz Deutschland erwartet.

"Mit der Aktion setzen wir uns für den Erhalt aller Dörfer ein. Hier in der
Region sind Keyenberg, Kuckum, Ober- und Unterwestrich sowie Berverath
bedroht. Es kann nicht sein, dass trotz des Klimawandels immer noch Orte
für die Kohle abgebaggert werden. Wir setzen uns gemeinsam und entschlossen
für den Erhalt aller Dörfer ein. Wir rufen die Menschen auf, sich mit uns
schützend vor die Häuser zu stellen." so Barbara Ziemann-Oberherr aus
Keyenberg.

Ab 14 Uhr starten am Samstag Demonstrationszüge von verschiedenen Orten im
Raum Garzweiler und treffen sternförmig in Keyenberg zusammen. Dort findet
eine Abschlusskundgebung mit Redebeiträgen von Tagebaubetroffenen, dem
ehemaligen Mitglied der Kohlekommission Antje Grothus sowie Schülerinnen
und Schülern von Fridays for Future statt. Weitere Programmpunkte sind das
Musik-Ensemble "Beets'n'Berries" aus der Region und eine Ausstellung zu
Umsiedlungen und dem lokalem Widerstand. Für das leibliche Wohl ist
gesorgt.

Mit der Aktion soll auch die schwierige soziale Situation für die Menschen
vor Ort thematisiert werden. "Die drohende Abbaggerung ist ein extrem
schmerzhafter Prozess für uns. RWE provoziert hier mit gezielten Aktionen
eine soziale Spaltung und macht uns das Leben schwer. Wir fordern, dass
alle Orte erhalten und lebenswert bleiben, aber die Menschen, die umsiedeln
möchten, sollen weiterhin gehen können, ohne einen Nachteil zu haben." so
Barbara Ziemann-Oberherr weiter.

Ähnlichen Situationen sind auch Menschen im Leipziger Revier und in der
Lausitz ausgesetzt. In Pödelwitz und Mühlrose schaffen Mibrag und LEAG
bereits Fakten, ohne eine Abbaugenehmigung. Aus beiden Revieren reisen
Betroffene an, um sich solidarisch zu zeigen. "Ich bin aus der Lausitz
hergekommen, um heute mit den Rheinländer*innen für den Erhalt unserer
Dörfer zu streiten. Wenn wir etwas bewegen wollen, können wir das nur
gemeinsam. Mir geht es auch darum beteiligt zu werden, wenn über die
Zukunft der Regionen verhandelt wird. Wir müssen vermeiden, dass nochmal
ein Konzern so viel Macht bekommt, stattdessen brauchen wir vielfältige
Beteiligungsmöglichkeiten für die Menschen vor Ort." so Adrian Rinnert aus
der Lausitz.

"Alle Dörfer Bleiben!" ist eine bundesweite Initiative, in der sich
Betroffene aller Braunkohle-Reviere mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung einsetzen. "Für uns bedeutet Klimagerechtigkeit, dass keine
Menschen für die Profite von Konzernen ihr Zuhause verlieren. Weder hier
durch die Tagebaue, noch in anderen Teilen der Welt, wo die Folgen des
Klimawandels die Lebensgrundlagen der Leute zerstören. Immer mehr Menschen
wehren sich gegen diese Zustände: Die Betroffenen der Tagebaue kämpfen
dafür, dass ihre Dörfer bleiben und seit Monaten streiken auf der ganzen
Welt hunderttausende Schüler*innen für das Klima. Das macht mir Hoffnung."
erklärt Christopher Laumanns von "Alle Dörfer Bleiben!".

In den nächsten Monaten sind in allen drei Revieren weitere Aktionen
geplant. Informationen zu "Alle Dörfer Bleiben!" und den weiteren
Aktivitäten finden sich unter www.alle-doerfer-bleiben.de.

Auch zivilgesellschaftliche Organisationen wie die Klima-Allianz
Deutschland, der BUND und Greenpeace unterstützen die Anliegen der
betroffenen Menschen und rufen in einer gemeinsamen Erklärung dazu auf, den
Sternmarsch zu unterstützen.

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch

www.twitter.com/AlleDoerfer

www.flickr.com/photos/164655810@N04/

www.youtube.com/channel/UCJxEuppBPqfpGZ5vrRQE_eA/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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LESUNG/4266: Hamburg - Ein Dorothy-Parker-Abend mit Gomringer & Scholz, 02.04.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2019

Dienstag, 2.4.2019, 19.30 Uhr

Ein Dorothy-Parker-Abend

Gomringer & Scholz präsentieren »PENG PENG PARKER«

Klavier: Philipp Frischkorn



Dorothy Parker war eine vielschichtige Frau: Dichterin, Geliebte,
Werbetexterin und Oscar-Nominierte. Ihr lyrisches Werk ist witzig und
lakonisch, mal zart, mal hart. Niemand hat so seufzend, so verlachend
über die Liebe und das Rangeln zwischen den Geschlechtern geschrieben
wie Dorothy Parker und uns dabei Karikaturen und fein linierte
Porträts der Boulevardlöwen und -löwinnen der 20er-Jahre in New York
hinterlassen.

Aus der Fülle von Parkers Spott-, Humor- und Liebesgedichten für
Kollegen, Hunde und Männer haben Gomringer & Scholz, die in den
letzten Jahren mit ihrer CD »PENG PENG PENG« für Furore gesorgt haben,
erstaunliche Songs geschaffen. Melodiös und rhythmisch, witzig und
eigen weicht das Duo jenes Schwarzweiß alter Fotos und klingender
Pianotasten auf zu Melodien, die schon lange zwischen den Zeilen
stehen. Die englischen Originaltexte wie die Übersetzungen von Ulrich
Blumenbach (»Denn mein Herz ist frisch gebrochen«, Dörlemann) werden
an diesem Abend erklingen.

Nora Gomringer, Jahrgang 1980, hat eine Vergangenheit in Spoken Word
und eine Gegenwart im weiten Feld der Lyrik und der Rezitation. Sie
leitet als Direktorin das Künstlerhaus Villa Concordia in Bamberg.
Philipp Scholz, Jahrgang 1990, ist Jazz-Schlagzeuger und hat seinen
Lebensmittelpunkt in Leipzig. Er spielt in zahlreichen Bands und
Formationen.

The composer wishes to thank the National Association for the
Advancement of Colored People for authorizing the use of Dorothy
Parker's work

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 14,-/10,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/4265: Berlin - Eurovision Poetry, Athena Farrokhzad und Charlotte Van den Broeck, 02.04.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Di 2.4., 19:30 Uhr

Athena Farrokhzad und Charlotte Van den Broeck

Auftakt Reihe - Eurovision Poetry

7 EUR / erm. 4 EUR



Dichten bedeutet, sich einzumischen. Die Lyrik, die heute
in Europa geschrieben wird, ist ein vielstimmiger und internationaler
Einspruch in eine politische und gesellschaftliche
Renationalisierung. Im Hinblick auf die Europawahlen im Mai kuratiert
der Autor Max Czollek eine dreiteilige Reihe mit europäischen
Lyriker*innen. Ihr Schreiben ist Teil der Suche nach einer Sprache
für »Europa«, das dabei sowohl als Chiffre für eine konkrete Utopie
wie auch als politische Realität für eine derzeit viel kritisierte
Situation stehen kann. Ein Labor der radikalen gesellschaftlichen
Vielfalt, die schon heute Realität in Europa ist.

Zur Auftaktveranstaltung der Lesereihe kommen zwei
Autorinnen zusammen - die iranisch-schwedische Lyrikerin Athena
Farrokhzad, die in ihrem »Brief an Europa« ausdrücklichmit der
europäischen Gegenwart abgerechnet hat, und die belgische Dichterin
Charlotte Van den Broeck, die 2016 die Buchmesse Frankfurt für das
Gastland Flandern mit eröffnete.

Veranstaltung auf Englisch mit deutscher Simultanübersetzung

Nächste Termine:

20.5.2019, 19.30 Uhr

Dean Atta (Großbritannien) und Miruna Vlada (Rumänien), mit
anschließendem Konzert von L.ME.RA;

4.6.2019, 19:30 Uhr

Iryna Tsylik (Ukraine) und Efe Duyan (Türkei)

Eine Veranstaltung in Zusammenarbeit mit der Allianz Kulturstiftung

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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ASIEN/323: Indien - Ende der Schikane von Menschenrechtsorganisationen gefordert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 15. März 2019

Indien 

Ende der Schikane von Menschenrechtsorganisationen gefordert



Die internationale Gemeinschaft fordert die indische Regierung
nachdrücklich auf, von ihrer harten Linie gegen Menschenrechtlerinnen und
Menschenrechtler abzurücken.

"Von den USA bis nach Südkorea: Tausende Menschen auf der ganzen Welt
unterstützen den Appell von Amnesty International an die indischen
Behörden, ihr scharfes Vorgehen gegen menschenrechtlich und
zivilgesellschaftlich engagierte Personen umgehend zu beenden. Auch UN-
Agenturen und Abgeordnete des EU-Parlaments haben aufgrund der zunehmend
gefährdeten Menschenrechtsarbeit in Indien ihre Besorgnis zum Ausdruck
gebracht. Dies zeigt uns, dass die Welt zusieht und dass die indischen
Behörden Menschenrechtlerinnen und Menschenrechtler nicht länger ungestraft
einsperren, angreifen oder schikanieren können", so Aakar Patel, der Leiter
von Amnesty International in Indien.

Am 15. März übergab Amnesty Indien den Behörden eine Petition, die von
Menschen aus zwölf Ländern unterzeichnet worden war und in der die
indischen Behörden und insbesondere Premierminister Narendra Modi
aufgefordert werden, den Einschüchterungen und Drangsalierungen von
Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern und
zivilgesellschaftlichen Organisationen ein Ende zu setzen und vom Einsatz
repressiver Gesetze gegen sie abzusehen.

Anfang März verfassten 20 Abgeordnete des EU-Parlaments einen Brief an die
indischen Behörden, in dem sie ihre Bedenken ausdrückten und die Regierung
zum Handeln aufforderten. Im Dezember 2018 wandten sich drei
Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen bezüglich der Razzien in den
indischen Büros von Amnesty International und Greenpeace schriftlich an die
indische Regierung. Der Sonderberichterstatter über die Förderung und den
Schutz des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung, der
Sonderberichterstatter für Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit und der
Sonderberichterstatter über die Lage von Menschenrechtsverteidigerinnen und
-verteidigern baten um Informationen und äußerten sich besorgt über die
Vorfälle.

Die Behörden müssen dafür sorgen, dass Indien ein Ort bleibt, an dem
abweichende Meinungen frei geäußert werden dürfen und wo
Menschenrechtlerinnen und Menschenrechtler ihrer Arbeit ungehindert und
ohne Furcht nachgehen können.

Aakar PatelLeiter von Amnesty International in Indien
"In Indien stehen bald Wahlen an, und Amnesty Indien appelliert an alle
politischen Parteien, die Menschenrechte im Wahlkampf zur Priorität zu
machen. Wir werden diese Regierung und alle nachfolgenden Regierungen
weiterhin auffordern, unseren Forderungen nachzukommen", so Aakar Patel.


Hintergrund

Menschenrechtliche und zivilgesellschaftliche Organisationen werden in
Indien zunehmend ins Visier genommen. Seit etwa einem Jahr ist verstärkt zu
beobachten, wie Organisationen und Einzelpersonen, die
Menschenrechtsverletzungen an den ärmsten und am stärksten marginalisierten
Gemeinschaften im Land anprangern, dämonisiert und kriminalisiert werden.

Im Oktober 2018 durchsuchte die Behörde für Finanzdelikte (Enforcement
Directorate), die dem Finanzministerium untersteht, die Büros von Amnesty
und Greenpeace in Indien. Im Anschluss an die Razzien wurden die Bankkonten
der beiden Organisationen eingefroren. Die Konten von Greenpeace Indien
wurden infolge eines Urteils des Hohen Gerichts von Karnataka mittlerweile
wieder freigegeben.

Das scharfe Vorgehen gegen die indischen Büros von Amnesty International
und Greenpeace ist nur eines von vielen Beispielen für den harten Kurs, den
die Regierung gegen die Zivilgesellschaft fährt. Von Juni bis August 2018
konnte man in Indien eine besonders harte Linie gegen
Menschenrechtsverteidigerinnen und verteidiger beobachten: zehn bekannte
Aktivistinnen und Aktivisten wurden unter einem repressiven
Antiterrorgesetz festgenommen, dem Gesetz zur Verhütung von Straftaten
(Unlawful Activities Prevention Act - UAPA).

Dieses Regelwerk wird häufig dazu genutzt, um Regierungskritikerinnen und -
kritiker zum Schweigen zu bringen. Zudem wird das drakonische Gesetz über
Finanzierung aus dem Ausland (Foreign Contribution (Regulation) Act)
herangezogen, um die Arbeit bestimmter Einrichtungen auszusetzen oder ganz
einzustellen. Betroffen sind bisher beispielsweise Organisationen wie
People's Watch (die Organisation von Amnesty-Menschenrechtspreisträger
Henri Tiphagne), Lawyers Collective, Sabrang Trust und Navsarjan Trust.

 * 

Quelle:

Meldung vom 15. März 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/indien-ende-der-schikane-von-menschenrechtsorganisationen-gefordert

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/739: Protestwelle im Sudan - Menschenrechtler fordern Freilassung von Demonstranten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 25. März 2019

Protestwelle im Sudan seit 100 Tagen (28.3.): Menschenrechtler
fordern Freilassung von Demonstranten



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert die Freilassung
hunderter Demonstranten im Sudan. Die seit 100 Tagen anhaltenden
Proteste richteten sich gegen die Herrschaft des seit 30 Jahren
regierenden Staatspräsidenten Omar Hassan al Bashir. Im Februar
entließ die Regierung rund 2.400 Inhaftierte. Menschenrechtler vor
Ort sprechen allerdings von einigen Hundert weiteren Gefangenen. Etwa
70 davon sind der GfbV namentlich bekannt.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert die Freilassung
hunderter Demonstranten im Sudan, die seit Beginn der Protestwelle im
Dezember 2018 willkürlich verhaftet wurden. "Das einzige Vergehen
dieser Menschen ist, öffentlich Meinungsfreiheit einzufordern. Viele
der Inhaftierten sind seit Monaten im Gewahrsam des Geheimdienstes.
Wir fürchten um ihr Leben", erklärte Ulrich Delius, Direktor der GfbV
am Montag in Göttingen. Die GfbV fordert zudem nachdrücklich, den Tod
von drei Studenten aufzuklären. Ihre Leichen waren wenige Tage nach
ihrer Festnahme bei Demonstrationen im Dezember und Januar gefunden
worden.

Die Proteste richteten sich gegen die Herrschaft des seit 30 Jahren
regierenden Staatspräsidenten Omar Hassan al Bashir. Trotz eines
internationalen Haftbefehls wegen seiner Verantwortung für den
Völkermord in Darfur strebt er eine Wiederwahl an. Massive
Einschüchterungsversuche konnten die landesweiten Proteste vor allem
junger Menschen nicht unterdrücken. Auch am Dienstag und Donnerstag
dieser Woche sind Mahnwachen und Demonstrationen geplant.

Sudans Regierung hatte mehrfach versprochen, alle verhafteten
Demonstranten freizulassen. Im Februar 2019 entließ sie rund 2.400
Inhaftierte. "Uns sind jedoch viele Fälle von Studenten,
Universitätsdozenten und Mitarbeitern humanitärer Initiativen
bekannt, die noch immer von den Behörden festgehalten werden", so
Delius. Menschenrechtler vor Ort sprächen von einigen Hundert
Gefangenen. Etwa 70 davon seien der GfbV namentlich bekannt.

So wird der 38-jährige Nazim Sirag seit seiner Festnahme am 31.
Januar 2019 in Haft gehalten. Der Vater zweier junger Söhne leistete
mit einer humanitären Initiative Erste Hilfe für Verletzte bei
Demonstrationen. Vier weitere Mitstreiter seiner Initiative sind
ebenfalls noch in Haft.

Auch der Universitätsdozent Abbas El Alam und der Bürgerrechtler und
Publizist Shamseldin Dawelbeit werden vom Nationalen Geheimdienst
NISS festgehalten. Mindestens 29 Studenten aus Darfur befinden sich
seit ihrer Festnahme bei einer Demonstration am 23. Dezember 2018 in
Haft.

Als am Donnerstag letzter Woche mehrere Dutzend Familienangehörige
vor der NISS-Zentrale protestierten und Auskunft über das Schicksal
der Inhaftierten forderten, lehnten die Behörden es ab, eine Petition
der besorgten Eltern und Freunde anzunehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. März 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AFRIKA/738: 115 Menschen sterben bei Massaker in Mali


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 24. März 2019

Überfälle der Dogon auf Peulh-Nomaden eskalieren

Kein Schutz für Peulhs - Zentral-Mali versinkt in Gewalt



Göttingen, den 24.3.2019 - Nach dem gewaltsamen Tod von 115
Dorfbewohnern bei einem Überfall in Mali hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) der Regierung des Landes schwere Versäumnisse
vorgeworfen. "DIe Gewalt eskaliert seit Monaten zwischen Dogon und
Peulhs, doch die Regierung Malis hat die Alarmrufe von
Menschenrechtsorganisationen und den Vereinten Nationen ignoriert.
Mali darf der eskalierenden Gewalt nicht mehr tatenlos zusehen, da
sie die Sicherheit im ganzen Land gefährdet. Der Auftrag der
Bundeswehr zur Stabilisierung des Landes ist so nicht zu erfüllen",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen. Im
Jahr 2018 starben 209 Menschen bei 58 Übergriffen von Dogon auf
Peulhs, Rund 14.000 Personen sind vor der Gewalt geflohen.

Der bislang folgenschwerste Zwischenfall ereignete sich am
Samstagmorgen, als das Dorf Ogossagou im Bezirk Bankass in der Region
Mopti von Dogon-Jägern eingekreist und überfallen wurde. Bei dem
Angriff wurde ein Großteil der Dorfbevölkerung ermordet, später
wurden fast alle Häuser von der angreifenden Miliz niedergebrannt.
"Dieses Massaker markiert einen traurigen Tiefpunkt in der Suche nach
mehr Stabilität und Frieden in Mali. Die sich dramatisch
verschlechternde Sicherheitslage in Zentral-Mali darf nicht länger
ignoriert werden. Dringend müssen Malis Armee und Polizei dort mehr
Präsenz zeigen und die gewaltsamen Übergriffe von Dogon auf Peulhs
stoppen", sagte Delius.

Erst am 26. Januar 2019 hatten mehrere tausend Demonstranten in der
Hauptstadt Bamako ein Ende der gewaltsamen Übergriffe der Dogon
gefordert. Den Behörden warfen die Demonstranten vor, die Gewalt der
Miliz der Dogon-Jäger gegen Peulhs zu tolerieren und schönzureden, da
die auch als Fulani bezeichneten Peulhs vermeintlich islamistische
Extremisten unterstützten. "Alle Bürgerinnen und Bürger Malis müssen
den gleichen Schutz durch Polizei und Armee genießen. Es ist
skandalös, wie eine ganze Bevölkerungsgruppe stigmatisiert und
pauschal zu Unterstützern von Terroristen erklärt wird. Willkürlich
werden Peulhs alleine aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit von
malischen Soldaten in Gewahrsam genommen. Dutzende haben ihre
Festnahme nicht überlebt, sondern wurden ohne Gerichtsverfahren
getötet", sagte Delius.

Dogon und Peulhs streiten seit Jahrhunderten um die Kontrolle von
Weide- und Ackerland. Die Folgen des Klimawandels und schwindende
Ressourcen haben diese Konflikte weiter geschürt. Wurde der Streit
früher von traditionellen Führern beider Bevölkerungsgruppen
geschlichtet, so haben diese seit altersher bestehenden Strukturen
aufgrund neuer Verwaltungsgrenzen an Bedeutung verloren. Heute werden
daher viele Konflikte mit Waffengewalt ausgetragen. Islamistische
Terroristen versuchen die Spannungen für sich ausnutzen und Peulhs
als Kämpfer anzuwerben. Nur wenn Malis Regierung endlich die Nöte der
Peulhs ernst nehme und ihre Forderung nach mehr Sicherheit,
Entwicklung und Partizipation berücksichtige, werde Zentral-Mali zur
Ruhe kommen, erklärte die Menschenrechtsorganisation.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. März 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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MELDUNG/988: Start der 20-wöchigen Aktionspräsenz gegen Atomwaffen in Büchel (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der "Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
vom 25.03.2019

Friedensbewegung protestiert auch 2019 zwanzig Wochen lang gegen
Atomwaffen 



Am morgigen Dienstag, 26. März 2019, beginnen wieder die Proteste am
Fliegerhorst Büchel. 20 Wochen lang, bis zum 9. August, werden
friedensbewegte Menschen dort protestieren. Sie fordern den Abzug der in
Deutschland stationierten 20 Atomwaffen und den Beitritt Deutschlands zum
UN-Atomwaffenverbot. Zum Auftakt findet morgen, 26.03.2019, um 11:58 Uhr
eine Mahnwache vor dem Haupttor des Fliegerhorsts statt. Für abends wurde
eine Diskussionsveranstaltung in der Jugendherberge Cochem organisiert.
Kandidierende für das Europaparlament und Friedensexperten werden
miteinander diskutieren.

"Es ist zwei Minuten vor zwölf, doch die Bundesregierung weigert sich,
etwas gegen das nukleare Wettrüsten zu tun", sagt Dr. Elke Koller von der
Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt". "Wir verlangen von der
Bundesregierung ein klares Signal für Abrüstung. Sie muss auf Abstand gehen
von den Aufrüstungsplänen für die in Büchel stationierten Atombomben und
endlich das UN-Atomwaffenverbot unterzeichnen!", so Koller weiter. Der
Atomwaffenverbotsvertrag wurde 2017 von 122 UN-Mitglieds-Staaten
verabschiedet. Derzeit haben ihn 70 Staaten unterzeichnet und 22
ratifiziert. 90 Tage nach der fünfzigsten Ratifizierung tritt der Vertrag
in Kraft.

Der Einsatz für eine atomwaffenfreie Welt ist aus Sicht der Kampagne in
diesem Jahr nötiger denn je. Mit dem drohenden Aus des INF-Vertrags wächst
die Gefahr eines neuen nukleares Wettrüstens in Europa dramatisch. Umso
bedauerlicher ist aus Sicht der Kampagne das halbherzige Engagement der
Bundesregierung für Abrüstung. Nach wie vor weigert sich die
Bundesregierung dem im Jahr 2017 verabschiedeten UN-Atomwaffenverbot
beizutreten. In den kommenden Jahren steht die technische Aufrüstung der in
Büchel stationierten Atomwaffen vom Typ B-61 bevor. Außerdem sucht die
Bundesregierung derzeit nach einem Kampfjet-Nachfolger für den Tornado.
Dieser inzwischen in die Jahre gekommene Flugzeugtyp soll ab 2025
ausgemustert werden. Durch die Anschaffung eines neuen Atombombers könnte
Deutschland die atomare Drohung noch jahrzehntelang aufrechterhalten.

Bei der Auftaktveranstaltung der 20-wöchigen Aktionspräsenz am 26. März
wird zunächst um zwei Minuten vor zwölf auf der Friedenswiese vor dem
Haupttor des Fliegerhorsts die Hiroshima-Glocke angeschlagen. Anschließend
findet eine kurze Mahnwache vor dem Haupttor statt. Am Abend lädt die
Kampagne zu einer politischen Gesprächsrunde zum Thema "INF-Vertrag
gekündigt - Europas Verantwortung für Abrüstung" in der Jugendherberge
Cochem ein (Einlass, Kennenlernen und Imbiss ab 18 Uhr, Start der
Diskussion ab 19 Uhr). An der Diskussion nehmen teil:

Jutta Paulus, Landesvorsitzende der Grünen in Rheinland-Pfalz und
Kandidatin zur Europawahl

David Schwarzendahl, Kandidat zur Europawahl für Die Linke

Regina Hagen, verantwortliche Redakteurin von "Wissenschaft und
Frieden"

Rainer Braun, Ko-Präsident des "International Peace Bureau"
Moderation: Maria Gaul, Gymnasiallehrerin für Geschichte

 * 

Quelle:
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MELDUNG/054: Abrüsten statt aufrüsten - 140.000 Unterschriften sind noch lange nicht genug (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 1 / 2019

Magazin der DFG-VK

Abrüsten statt aufrüsten

140.000 Unterschriften sind noch lange nicht genug

Von Torsten Schleip



Am 10. Februar trafen sich im DGB-Haus in Frankfurt am Main 140
Vertreter der Friedensbewegung, um über den aktuellen Stand der
Kampagne "abrüsten statt aufrüsten" und ihre Weiterführung und
Ausdehnung zu beraten.

Mit dieser Teilnehmerzahl war es die bisher größte Aktionskonferenz
der Kampagne. Die Bedeutung des Themas gerade für die DFG-VK zeigte
sich an der Beteiligung der Bundessprecher Thomas Carl Schwoerer und
Torsten Schleip, des nordrhein-westfälischen Landesgeschäftsführers
Joachim Schramm und mehrerer bundesweit und regional Aktiver wie
Hedwig Sauer-Gürth.

In ihren Eingangsstatements skizzierten die ReferentInnen die
Notwendigkeit einer Ausweitung der Kampagne.

Michael Rudolph vom DGB konstatierte einen Sprung Deutschlands von
Platz 8 auf Platz 4 der Länder mit den höchsten Rüstungsausgaben, wenn
das unlängst von der Bundesregierung zugesagte
1,5-Prozent-Aufrüstungs-Ziel umgesetzt wird. Er benannte auch die dann
notwendigen Einsparungen: Ausgaben für Sozial- und Rentenpolitik sowie
Bildung.

Michael Müller von den Naturfreunden wies darauf hin, dass die zu
erwartenden Kosten für den Kohleausstieg oder die Abfederung der
Folgen des Klimawandels nur bei Einschnitten im Verteidigungshaushalt
aufgebracht werden können.

Kate Hudson von der Campaign for Nuclear Disarmament legte dar, dass
verstärkte Aufrüstung ein globales Problem darstellt und dass
insbesondere eine neue Runde nuklearer Aufrüstung Unsummen
verschlingen wird.

Die Unterschriftenkampagne wird mindestens bis zu den
Haushaltsberatungen für das Jahr 2020 fortgeführt. Möglichkeiten für
das Sammeln von Unterschriften und die Reaktivierung alter sowie die
Einbeziehung neuer Partner sollten nicht nur die traditionellen
Veranstaltungen der Friedensbewegung wie die Ostermärsche oder der 1.
September sein. Vielmehr lässt sich die Problematik der immensen
Kosten immer neuer Rüstungsprogramme bei allen sich bietenden
Gelegenheiten einbringen: in die Demonstrationen der
Friday-for-future-Bewegung, den Europa-Wahlkampf (Kosten einer
EU-Armee) oder den Kampf für die Erhaltung des INF-Vertrages und gegen
eine neue nukleare Aufrüstungsspirale.

Von vielen TeilnehmerInnen wurde die Notwendigkeit einer zentralen
Großdemonstration im Herbst angemahnt, aber auch mehrere zeitgleiche
überregionale Demonstrationen sind im Gespräch.

Auch im Rahmen der Auseinandersetzungen um Rechtsruck und neuen
Nationalismus kann sich die Friedensbewegung von konservativen
Positionen abgrenzen, da neue und alte Rechte gemeinsam mit CDU und
CSU unisono das Loblied des "Gold gab ich für Eisen" singen.

Wenn einerseits die SPD-Parteispitze zumindest verbal das
wahlkampftaktische Potenzial der Einschränkung der
Verteidigungsausgaben erkennt und anderseits dank medialer
Dauerberieselung mit immer neuen Bedrohungsszenarien den Umfragen
zufolge größer werdende Teile der Bevölkerung die Notwendigkeit einer
Erhöhung der Ausgaben für die Bundeswehr anerkennen, dann müssen
unsere Standpunkte direkter und wiederholt in die Debatten geworfen
werden.

Gerade die DFG-VK sollte wegen ihrer regionalen und lokalen
Verankerung das Thema aufgreifen. Es bleibt noch viel zu tun - mit
einer Unterschrift könnte es beginnen.



Torsten Schleip ist Mitglied im DFG-VK-BundessprecherInnenkreis.


 * 
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STANDPUNKT/324: Schicksalswahlen in Deutschland 2019? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Schicksalswahlen in Deutschland 2019?

Von Günter Buhlke, 22. März 2019



Der Wahlkalender bestimmt für das laufende Jahr 14 Termine für die
Bürger. Fünf Landtags- bzw. Bürgerschaftswahlen, eine Europawahl und
acht Kommunalwahlen. Unmittelbar nach den Wahlschlappen in Bayern und
Hessen sind die Vorbereitungsarbeiten in den politischen Parteien für
die kommenden Abstimmungsrunden angelaufen. Politische Unruhe bringt
die Europawahl und Landtagswahlen in den drei Bundesländern der
ehemaligen DDR. Die spannungsgeladenen Koalitionsverhandlungen nach
der Bundestagswahl 2017 sind zusätzliche Ursache für nervöse
Spannungen bei den alten politischen Platzhirschen.

Im Land werden gegenwärtig die Altersrenten, die Wohnsituation,
Veränderungen der Hartzgesetze, die Luftverschmutzung und der
Kohleausstieg debattiert. Das Lohngefüge steht weiter unter Kritik.
Dazu kommen Twitter-Meldungen aus den USA, die den Frieden in der Welt
gefährden (INF, WTO, Verlassen des Klimapaktes, Venezuela, Iran u.a.).
Konservative Parteien verunsichern die Wahlbürger*innen mit
Sicherheitsfragen, Muslimen und Flüchtlingen. Sie drängen auf größere
Freiräume für ihre Profitlogik und stehen für den Erhalt der alten
Regeln. Ihre linksverorteten Antipoden fordern gerechte
Einkommensverhältnisse, bezahlbaren Wohnraum und den Schutz der Natur.
Sie sorgen sich um den Frieden. Die Bürger der Neuen Bundesländer
wünschen zusätzlich Gleichberechtigung und Anerkennung ihrer
Lebensleistungen.

Die Konservativen verfügen über langjährige Erfahrungen zum
Machterhalt. An Geld mangelt es ihnen nicht, dank Wahlspenden und
Hilfen aus den Steuertöpfen.

Es ist kein Geheimnis, dass Wählerstimmen langfristig mit Hilfe
unterschiedlicher Methoden gesteuert werden können. Schon Sigmund
Freud hat festgestellt, dass mit ständigen Wiederholungen die
Meinungen formbar sind. Das Bild der linken Seite der Gesellschaft
wird seit 1917 in grellen Farben des Chaos, des wirtschaftlichen
Unvermögens, der Enteignungen, der Gewalt, der Diktaturen gemalt. Es
hat sich eingeprägt. Die Folgen des konservativen Geldegoismus, der
Kriege erhalten dagegen sanftere Farben. Soziologen, Psychologen,
Politologen, Werbeexperten haben in Vorwahlszeiten Konjunktur.

Zur Beeinflussung der Wählermeinungen haben Parteien neben ihren
Programmen unzählige Möglichkeiten zur Hand. Personalstarke Institute
beschäftigen sich damit und sie erhalten staatliche Mittel. Forsa und
andere Prognoseeinrichtungen gehören dazu. Sie scheuen sich nicht,
bereits kurz nach Wahlen den Bürgern einzureden, welches Ergebnis
herauskommen, wenn am "nächsten Sonntag gewählt würde". Das
"Politbarometer" verfolgt das gleiche Ziel. Wer kurz vor der Wahl noch
keine feste Meinung hat, kann sich beim Wahl-O-Mat Rat holen.
Wundersam: Alle Meinungsbildner kommen zum gleichen Ergebnis; das alte
Ranking der Parteien bleibt im groben erhalten. Das Prinzip, wie des
Kaisers neue Kleider präsentiert werden, funktioniert bis zur
Gegenwart.

Das Internet hat das Meinungsbildungsmonopol via Handy und Google
durchlöchert. Doch Achtung: "Fake News" und Twitter-Nachrichten sind
seit den letzten Präsidentenwahlen in den USA zur einer neuen
wirksamen Wahlkampfmethode geworden, vordergründig, mit dem Ziel, die
schmutzigen Flecken auf der Weste des politischen Mitbewerbers
sichtbar zu machen.

Wahlen sind keine einfachen Höhepunkte der Demokratie. Mit einem Kreuz
auf dem Wahlschein sollen sich die Wahlberechtigten für komplexe
Verhältnisse, die die Parteien versprechen, entscheiden


Europawahl am 26. Mai 2019

Ihre Bedeutung ist nicht ohne historische Betrachtungen zu verstehen:
Die geschwächten aber noch machtvollen Führungskräfte der
Bundesrepublik stimmten 1951 dem Vorschlag Frankreichs zu, eine für
die Rüstung bedeutsame Montanunion zu bilden. Künftig sollte Frieden
herrschen. Nach Unterzeichnung der Römischen Verträge gründeten beide
mit weiteren Ländern Europas 1957 eine Wirtschaftsgemeinschaft (EG),
die später in die Europäische Union überging. Mit dieser Politik haben
deutsche Führungskräfte den alten Pfad verlassen, der im Verlauf der
langen Geschichte Deutschland zu kriegerischen Auseinandersetzungen
mit anderen Staaten, zuletzt zu zwei Weltkriegen mit ungeheuren
Zerstörungen, führte.

Mit 27 anderen europäischen Staaten ist eine Gemeinschaft entstanden,
die untereinander den Krieg nicht mehr als Option zur Klärung von
Differenzen betrachtet und die zu einem großen weltweiten
Wirtschaftsblock führen sollte.

Die Europawahl bietet 2019 die Möglichkeit, dass Deutschland nach Ende
der Mandatszeit des gegenwärtigen Kommissionspräsidenten den Vorsitz
übernehmen könnte. Eine großartige Perspektive für die wieder
erstarkten deutschen Banken und Wirtschaftslenker. Ein Kandidat aus
Bayern ist bereits gefunden.

Die Wähler können bestimmen, in welcher Zusammensetzung die deutschen
Parteien in das Europaparlament einziehen. Davon hängt die
Politikrichtung der EU ab. Gegenwärtig verfolgt die EU neoliberale
Wirtschaftskonzepte. (z. B. Privatisierung, Bankenrettung,
Marktkonformitäten, usw.). Soziale Verbesserungen bestimmen weniger
die Agenda.

Außenpolitisch folgt die EU dem Kurs der USA (Russland, Ukraine,
China, Venezuela, Kuba, usw.). Die Atomwaffen unterliegen nicht dem
Totalverbot der EU.

Wähler haben für die EU-Wahl speziellen Aufklärungsbedarf. Die
Zusammensetzung der Fraktionen unterscheidet sich erheblich von der in
Deutschland üblichen Form. Parteien aus den Mitgliedsländern bilden
Fraktionen, je nach politischer Ausrichtung. Gesetzesprojekte haben
andere Entscheidungswege.


Landtagswahlen in Sachsen (01.09.), Brandenburg (01.09.),
Thüringen (27.10.)

Das politische Etablissement reagiert nervös. Die Sachsen vertreten
mit Pegidaprotesten Meinungen, die abseits üblicher Auffassungen
stehen. Was sind die Hintergründe? Bürger der neuen Bundesländer sind
nicht voll in das soziale System der alten Bundesländer integriert,
obwohl das Grundgesetz dazu einen Auftrag erteilt. Eine Anfang März
dieses Jahres vorgestellte Studie des Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung stellt viele Rückstände fest. Schwerwiegend für
die Wähler der NBL kommt hinzu, dass die Siegermentalitäten noch 30
Jahre nach der Wiedervereinigung in TV-Sendungen, Ausstellungen,
Zeitungskolumnen unvermindert zelebriert werden. Zu oft und zu
generalisierend wird die Stasikarte gezogen. Ungenügend bedacht wird
von den Politikern und Meinungsbildnern, dass bei der
Wiedervereinigung zwei unterschiedliche Systeme zusammentrafen: Es war
der Absolutismus des alleinseligmachenden östlichen
Sendungsbewusstseins von der Richtigkeit ihres Modells und des
westlichen Absolutismus des hegemonialen Geldkapitals mit ihren
Defiziten in Sozialbereichen und des Naturerhalts (Scholl- Latour).
Kriege nahmen zu keinem Zeitpunkt nach der Wende ab. Beide Systeme
sind mit starken Ideologien ausgestattet, jeweils mit der Tendenz, den
Humanismus und die Menschenrechte der zweiten Reihe zuzuordnen. Beide
Systeme bieten oder boten den Wählern positive und negative
Realitäten. Schließlich stand im Hintergrund ein vierzigjähriger
Kalter Krieg, der vielseitig geführt wurde.

Bedeutungsvoll für das Wahlverhalten in den neuen Bundesländern ist
auch das Verhältnis des Abgeordneten zu seinen Wählern. In der
Repräsentativen Demokratie (West) braucht der Abgeordnete nur seinem
Gewissen zu folgen, in der partizipativen Demokratie (Ost) war er
seinen Wählern laut Gesetz rechenschaftspflichtig. Die Wähler der NBL
schweben zwischen ihrer alten Wirklichkeit des Realsozialismus und der
Realität der Gegenwart. Für sie sind die Lernprozesse, was Demokratie
bedeuten kann, noch nicht abgeschlossen.

Und dann kratzt noch die AfD mit zweifelhaften Aussagen am
Gesellschaftsbild und lockt die Unzufriedenen.

Genügend Gründe für Nervositäten der Parteien sind vorhanden. Die von
der Jugend geforderte Herabsetzung des Wahlalters gehört dazu. Das
wäre ein großer Fortschritt für die Demokratie. Nicht nur die "Fridays
for Future"-Bewegung zeigt die Reife der Jugend. Auch prekäre
Arbeitsplätze und die Arbeitslosigkeit drängen auf politische Rechte,
früher wählen zu können.

Nur eins ist sicher: Ohne eine Koalition kommt keine der drei
Landesregierungen zustande. Ungewiss bleibt die Frage, wer erhält die
meisten Stimmen und wer geht mit wem eine Koalition ein? Die
Wahlbeteiligung wird erneut zum Faktor werden. Wünschenswert sind hohe
Prozentsätze.

Und was Nun? Google meldet noch am 15. März 2019, dass die Politik
noch kein neues Wahlgesetz, gültig ab den 01.01.2019, beschlossen
hätte, dass den Anforderungen des Verfassungsgerichtes genügt!


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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LESUNG/6372: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Doris Knecht, »weg«, 12.04.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2019

Freitag, 12.4.2019, 19.30 Uhr

HIGH VOLTAGE - Doris Knecht

liest aus ihrem neuen Roman »weg«

Moderation: Rainer Moritz



Doris Knecht ist Kolumnistin und Schriftstellerin. Sie lebt in Wien
und im Waldviertel. Ihr erster Roman »Gruber geht« war 2011 für den
Deutschen Buchpreis nominiert und wurde verfilmt. Für »Besser« erhielt
sie den Buchpreis der Stiftung Ravensburger Verlag. 2015 erschien ihr
vielgelobter Roman »Wald«.

Ihr neuer Roman »weg« (Rowohlt) erzählt von zweien, die nichts
miteinander zu tun haben und die auf einer Reise mit unbekanntem Ziel
sind. Eine Frau und ein Mann, die sich kaum kennen und nicht besonders
mögen, zwei Verschiedene, müssen sich gemeinsam auf die Suche machen,
nach dem einzigen, was sie im Leben gemeinsam haben: eine Tochter.
Schon erwachsen, aber mit psychischen Problemen. Und plötzlich
verschwunden. Heidi verlässt ihr Kleinbürgerparadies bei Frankfurt,
Georg seinen österreichischen Landgasthof, wo sie mit ihren neuen
Familien leben. Im Flugzeug, auf Booten und auf Mopeds reisen sie
durch Vietnam und Kambodscha den Hinweisen auf ihre Tochter hinterher.

Doris Knecht erzählt von Entscheidungen, deren Gewicht nie geringer
wird, vom Festhalten und Loslassen, vom Erwachsenwerden und davon, wie
man über sich selbst hinauswächst. Ein spannender Roman im kraftvollen
Knecht-Sound.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

Eintritt: EUR 12,--

Ort: Staats- und Universitätsbibliothek, Lichthof im Altbau, Von-Melle-
Park 3, Eingang: Edmund-Siemers-Allee/Grindelallee

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg
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LESUNG/6371: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Meike Winnemuth, »Bin im Garten«, 11.04.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2019

Donnerstag, 11.4.2019, 19.30 Uhr

HIGH VOLTAGE - Meike Winnemuth

stellt ihr neues Buch »Bin im Garten« vor



Meike Winnemuth, in Neumünster geboren, ist freie Journalistin,
Autorin und preisgekrönte Bloggerin. Ihr Buch »Das große Los - Wie ich
bei Günther Jauch eine halbe Million gewann und einfach losfuhr« wurde
ein enormer Publikumserfolg und hat Hunderttausenden Lust gemacht,
aufzubrechen und die Welt zu sehen.

Inzwischen sucht Meike Winnemuth, die Weltreisende, einen Ort zum
Bleiben. Sie will nur eins: ankommen, Wurzeln schlagen, festen Boden
unter den Füßen. Und zwar einen, den sie persönlich dorthin
geschaufelt hat. Sie startet das Projekt »Garten«. Obwohl sie nie
einen hatte und nicht mal ahnt, wie man Tomaten zieht. Einzige Regel
für den Anfang: Das Grüne muss nach oben. Träumen und planen, schuften
und graben, säen, pflanzen, ausprobieren, ernten, essen. Mit Tempo und
Witz erzählt Meike Winnemuth in ihrem Tagebuch vom großen Wachsen
(Muskelkater!) und Werden (plötzlich: geduldig!). Sie entführt uns an
einen paradiesischen Ort wahren Lebens, mit Radieschen und Schnecken,
mit Rittersporn und anderen blauen Wundern. Das Jahr des großen
Wachsens - Meike Winnemuths »Bin im Garten« (Penguin), ihr neues
Abenteuer.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

Eintritt: EUR 12,-/8,-
Ort: Museum für Hamburgische Geschichte, Großer Hörsaal, Holstenwall
24

 * 

Quelle:
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TREFF/1186: Hamburg - Dichter in Hamburg, ein Hans-Erich-Nossack-Abend, 24.04.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2019

Mittwoch, 24.4.2019, 19.30 Uhr

Dichter in Hamburg (2) - Ein Hans-Erich-Nossack-Abend

»Spätestens im November ...« - mit Felix von Manteuffel und Rainer
Moritz



»Dichter in Hamburg« - so heißt eine neue Reihe des Literaturhauses,
die, unterstützt durch die Elsbeth Weichmann Gesellschaft, in loser
Folge an Hamburger Autorinnen und Autoren erinnert.

Hans Erich Nossack - 1901 in Hamburg geboren, 1977 ebenda gestorben -
zählt bis heute zu den eigenwilligsten Autoren der deutschen
Nachkriegsliteratur. Der Spross einer Kaufmannsfamilie trat in die KPD
ein, schlüpfte während des Nationalsozialismus in der väterlichen
Firma unter und begann zu schreiben?-?zuerst Theaterstücke, bis er
nach dem Krieg vor allem als Prosaist mit dem Erzählband »Nekyia« und
dem Bericht »Der Untergang«, der die Bombenangriffe auf Hamburg
beschreibt, hervortrat.

Nossack, dessen Werk unter anderem mit dem Georg-Büchner-Preis
ausgezeichnet wurde, galt als Solitär und gehörte, wie Arno Schmidt,
der Gruppe 47 nicht an. Zu seinen oftmals als existenzialistisch
gedeuteten Werken gehören der Liebesroman »Spätestens im November«,
»Spirale« und »Die gestohlene Melodie«. Nach seinem Tod erschienen,
viel beachtet, Editionen seiner Tagebücher und seiner Korrespondenz
bei Suhrkamp.

Rainer Moritz stellt Nossacks Werk in seinen Grundzügen vor, Felix von
Manteuffel liest ausgewählte Passagen.

Mit freundlicher Unterstützung der Elsbeth Weichmann Gesellschaft

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8589: Und morgen, den 26. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 26.03.2019 bis zum 28.03.2019 +++
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Auf den Sonnenschein hofft

Jean am frühen Tage,

wird enttäuscht dann, wie oft,

von der Regenplage.
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MELDUNG/107: "Video-Lügendetektor" für Reisende - Patrick Breyer verklagt EU-Kommission (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 23. März 2019

"Video-Lügendetektor" für Reisende: 

Patrick Breyer verklagt EU-Kommission wegen Geheimhaltung des Projekts



Die EU fördert die Entwicklung eines "Video-Lügendetektors", der
verdächtiges Verhalten von Einreisewilliger anhand von Videoaufnahmen des
Gesichts erkennen soll. Weil die EU Informationen zu der wissenschaftlich
hoch umstrittenen Technologie geheim hält, hat der Bürgerrechtler und
Spitzenkandidat der Piratenpartei zur Europawahl Dr. Patrick Breyer jetzt
Klage eingereicht.

Das von der EU mit 4,5 Millionen geförderte Forschungsprojekt iBorderCtrl
[1] soll Europa unter Einsatz "künstlicher Intelligenz" stärker abschotten:
Reisewillige sollen künftig zu Hause vor der Webcam einen
Lügendetektor-Test absolvieren. Anhand der Mimik und des Verhaltens beim
Beantworten von Standardfragen soll eine Spezialsoftware bestimmen, ob die
Wahrheit gesagt wird. Auch das Facebook-Profil des Reisenden und seine
anderen Aktivitäten in sozialen Netzwerken sollen in die Bewertung mit
einfließen.

Ob ein solcher Lügendetektor-Test überhaupt funktioniert, ist höchst
umstritten. Wohl aus diesem Grund hat ein 'Ethik-Berater' das Projekt unter
die Lupe genommen. Doch zu welchem Ergebnis er gekommen ist, hält die
EU-Kommission ebenso unter Verschluss wie die aus Steuergeldern finanzierte
'Strategie zur Öffentlichkeitsarbeit' für das Projekt. [2] Breyers Anfrage
nach diesen Unterlagen lehnt die EU-Forschungsagentur mit der Begründung
ab, Ethik-Bericht und PR-Strategie seien "kommerzielle Informationen" der
beteiligten Unternehmen und von "kommerziellem Wert".

Dr. Patrick Breyer hat die EU-Kommission nun beim Europäischen Gericht
verklagt und verlangt die Offenlegung der Projektunterlagen (Az. T-158/19).
[3]

"Die Begründung der Geheimhaltung zeigt: Es geht selbst hier um Profite der
Wirtschaft", erklärt Breyer und ergänzt: "Bei dieser hochgefährlichen
Entwicklung muss das Transparenzinteresse von Wissenschaft und
Öffentlichkeit aber Vorrang vor privaten Gewinninteressen haben. Systeme
zur Erkennung auffälligen Verhaltens erzeugen schrittweise eine
gleichförmige Gesellschaft passiver Menschen, die bloß nicht auffallen
wollen. Eine solche tote Überwachungsgesellschaft ist nicht lebenswert."

Breyer weiter: "Ich bin davon überzeugt, dass man mit diesem
pseudowissenschaftlichen Sicherheits-Hokuspokus keine Terroristen findet.
Für gestresste, nervöse, auffällig angezogene oder müde Menschen kann eine
solche Verdächtigungsmaschine schnell zum Alptraum werden. Lügendetektoren
sind hierzulande vor Gericht gerade deshalb nicht als Beweismittel
zugelassen, weil sie nicht funktionieren. Mit der Entwicklung von
Technologien zur immer stärkeren Überwachung, Erfassung und Kontrolle von
Menschen muss Schluss sein!"

Schon einmal ist Breyer erfolgreich gegen die EU-Kommission bis vor den
Europäischen Gerichtshof gezogen. [4] Damals verweigerte die Kommission die
Herausgabe von Dokumenten zur verdachtslosen Vorratsdatenspeicherung.


Links:

[1] Projekthomepage: www.iborderctrl.eu/ 

Website von Projektkritikern: iborderctrl.no/

[2] Antrag auf Informationszugang: 

www.asktheeu.org/de/request/6091/response/19436/attach/2/Reply%20to%20initial%20application.pdf

[3] Klageschrift: www.patrick-breyer.de/wp-content/uploads/2019/03/Klage_iBorderControl_anon.pdf

[4] Frühere Klage: www.lto.de/recht/nachrichten/n/eugh-urteil-c213-15p-dokumente-unionsorgane-gerichtsverfahren-zugang-oeffentlichkeit/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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MEMORIAL/200: Mit den Kampfbünden Mussolinis schlug vor 100 Jahren die Geburtsstunde des Faschismus (Gerhard Feldbauer)


Mit den Kampfbünden Mussolinis schlug vor 100 Jahren die Geburtsstunde des Faschismus

Der Chef der regierenden rassistischen Lega, Matteo Salvini, beruft sich auf dessen Erbe

von Gerhard Feldbauer, 22. März 2019
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Warnungen vor einem neuen Faschismus - hier ein Paradeaufmarsch der italienischen faschistischen Miliz um 1930 in Bolzano

Foto: Llorenzi [Public domain]



Die seit Juni 2018 in Rom mit der rechten Fünf-Sterne-Bewegung (M5S)
regierende rassistische Lega ist dabei, Schritt für Schritt ein
faschistisches Regime zu errichten. Diese sich demagogisch "gelb-grün"
apostrophierende Regierung kopiert "in beängstigender Weise den
historischen Faschismus", schätzt der Philosophie-Professor und
antifaschistische Publizist, Giuseppe Aragno, im Gespräch mit mir dazu
ein. Salvini, der die Faschisten der Casa Pound die Drecksarbeit
verrichten lässt, der Bürgerwehren zur Jagd auf Migranten aufstellt,
verkörpert die aus dem Squadrismus (Terror) Mussolinis bekannte
Schlägerseele". Die Schützenhilfe der M5S für die Lega erinnere "an
typische Stützen, der sich der aus den Reihen der Sozialisten kommende
Mussolini bediente", so Aragno. [1]

Ein Blick auf den Mussolini-Faschismus, auf dessen Erbe sich Salvini
ständig beruft, zeigt in erstaunlicher Weise frappierende
Anknüpfungsmöglichkeiten in der Gegenwart. Der Faschismus kam sowohl
1922 in Italien als auch ein Jahrzehnt später in Deutschland nicht aus
dem Nichts heraus an die Macht, sondern formierte sich über einen
längeren Zeitraum als eine sehr gut organisierte Bewegung. Er verfügte
über eine führende Massenpartei, einen wirksamen Terrorapparat und
eine demagogisch getarnte Ideologie, die sich in
politisch-programmatischen Grundsätzen niederschlug, die den
reaktionärsten Kreisen des Imperialismus dienten.


Wurzeln im Ersten Weltkrieg

Die Entstehungsbedingungen des Faschismus und der Regimes, die er
unter Mussolini in Italien wie später unter Hitler in Deutschland und
anderswo hervorbrachte, waren Produkte der Krise der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Am
Beispiel Italiens wird besonders deutlich, dass die Wurzeln des
Faschismus und besonders seines Expansionsdranges bereits im Ersten
Weltkrieg liegen. In Italien entstand schon im Januar 1915 mit den von
Mussolini gegründeten Fasci d'Azione Rivoluzionario (Revolutionäre
Kampfbünde) eine demagogisch bezeichnete Vorläuferorganisation der
faschistischen Bewegung, deren Mitglieder sich als Fascisti
(Faschisten) bezeichneten. Da die Italienische Sozialistische Partei
(ISP) als einzige westeuropäische Sektion der II. Internationale bei
Ausbruch des Ersten Weltkrieges Antikriegspositionen bezog und diese,
von einzelnen reformistischen Abweichungen abgesehen, insgesamt bis
zum Ende des Krieges beibehielt, stellte Mussolini den Kampfbünden als
Hauptaufgabe, dem entgegenzuwirken und dem Kriegseintritt Italiens auf
Seiten der Entente den Weg zu ebnen.

Die spezifische Aufgabe, die Mussolini übernahm, ergab sich daraus,
dass Italien zu Beginn des Ersten Weltkrieges zunächst seine
Neutralität erklärt hatte, dann aber im Mai 1915 auf der Seite der
Entente gegen seine früheren Verbündeten im Dreibund,
Österreich-Ungarn und Deutschland, in den Krieg eintrat. Vorher hatte
es sich im Abkommen von London im April 1915 umfangreiche
Gebietsansprüche bewilligen lassen, die dann allerdings auf Seiten der
Sieger im Friedensvertrag von Saint-Germain 1919 nicht voll realisiert
wurden.
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Das Königreich Italien 1919 nach dem Vertrag von Saint-Germain

Graphik: Flanker [Public domain]




Kriegsgegner im Parlament sind "zu erschießen"

Vor der Parlamentsabstimmung über den Kriegseintritt hetzte die von
Mussolini gegründete Zeitung der Fasci "Il Popolo d'Italia", die
Abgeordneten, die noch nicht zum Kriegseintritt entschlossen seien
(das waren vor allem die Sozialisten), "sollten vor ein Kriegsgericht
gestellt" werden. Für "das Heil Italiens" seien, wenn notwendig,
"einige Dutzend Abgeordnete zu erschießen", andere "ins Zuchthaus zu
stecken". [2]


Kampfblatt der Rüstungsindustrie

Beim "Popolo d'Italia" handelte es sich um ein von führenden Kreisen
der Rüstungsindustrie (Dino Ansaldo, Werften; Ettore Conti,
Elektroindustrie; Emilio Benedetti, Maschinenbau; Guido Donegani,
Chemie; Giovanni Agnelli, Fahrzeuge; Alberto Pirelli, Reifen und
Gummi) finanziertes Kampfblatt, das in offenem Chauvinismus deren
Kriegsinteressen vertrat. Dieselben Konzerne gehörten nach Kriegsende
weiter zu den Förderern der faschistischen Bewegung, die auch den
Marsch auf Rom finanzierten.

Vier Jahre später, am 23. März 1919, bildete Mussolini dann in Gestalt
der Fasci Italiani di Combattimento (Italienische Kampfbünde, später
auch Squadre d'Azione - Sturmabteilungen genannt) die erste offen
faschistisch ausgerichtete Organisation. Auf ihrem 3. Kongress im
November 1921 konstituierten sich die Fasci di Combattimento zum
Partito Nazionale Fascista (PNF). Von etwa 30.000 Anhängern 1920 war
die Bewegung binnen eines Jahres auf rund 320.000 eingeschriebene
Mitglieder angewachsen, die in 2.200 Fasci organisiert waren. Die
Sturmabteilungen wurden auf dem Gründungsparteitag in den PNF
eingegliedert, alle Parteimitglieder verpflichtet, ihnen beizutreten.
An die Spitze des PNF trat Mussolini, der sich von nun an "Duce del
Fascismo" nennen ließ.


Eine imperialistische Massenpartei 

Angelo Tasca gab folgende soziale Schichtung des PNF an: 18.084
Grundbesitzer, 13.878 Kaufleute, 4.269 Industrielle, 9.981
Freiberufler, 7.209 Staatsbeamte, 14.988 Privatangestellte, 1.680
Lehrer, 19.783 Studenten, 36.847 Landarbeiter und Bauern, 23.418
Industriearbeiter, vor allem aus Staatsbetrieben. [3] In Gestalt des
PNF entstand eine imperialistische Massenpartei, deren
Gefolgschaft überwiegend aus kleinbürgerlichen Schichten
bestand.

Wie bereits vorher die Mitglieder der Fasci nannten sich auch die der
PNF Fascisti, und die Bewegung bezeichnete sich als Fascismo. Mit der
Wahl dieses Namens griff Mussolini als erfahrener Demagoge
zielgerichtet auf zwei klassenmäßig entgegengesetzte, in der
Geschichte wurzelnde Symbole bzw. Bezeichnungen zurück. Die Fasces
waren jene lederumschnürten Rutenbündel der altrömischen Liktoren, aus
denen ein Beil hervorragte und die den Konsuln als Zeichen der Gewalt
über Leben und Tod bei Aufmärschen vorangetragen wurden. [4] Für den
künftigen "Duce" war dieser Rückgriff Grundlage, sich und seine
Diktatur im Rahmen der nationalistischen Verhetzung als Nachkommen des
großen römischen Reiches und seiner Cäsaren zu feiern.


Demagogischer Rückgriff auf Fasci dei Lavoratori

Gegenüber den Arbeitermassen wurden zunächst die Traditionen der
Unterdrückten herausgestellt, die ihre Organisationen in den Kämpfen
des 18. und 19. Jahrhunderts auch als Fasci bezeichnet hatten. So
schlossen sich beispielsweise die armen Bauern, Tagelöhner und
Arbeiter in Messina, Catania und Palermo 1889 in Fasci dei Lavoratori
zusammen, aus denen 1893 die Federazione Socialista Siciliana
hervorging. Auch bei der Wahl der Farbe der Uniformhemden griff
Mussolini auf Traditionen aus der Arbeiterbewegung vor allem aus dem
Süden zurück, wo sowohl die Bergarbeiter als auch die Anarchisten
schwarze Hemden trugen. Auf die Anrede Compagno (Genosse), die ihm
zunächst auch vorschwebte, verzichtete er dagegen und wählte die aus
der Armee übliche Camerata (Kamerad), die auch unter den Anhängern
seines Konkurrenten Gabriele D'Annunzio üblich war. Von diesen
übernahm der "Duce" auch das Kampfgeschrei "Eja, eja, alalà", das dem
üblen "Hip, hip, Hurra" der deutschen Faschisten glich. [5]

Bezeichnend für die Interessen, welche die faschistische Bewegung von
Anfang an vertrat, war bereits der Tagungsort der Fasci-Konferenz von
1919. Sie fand im Gebäude des Industrie- und Handelsverbandes auf der
Piazza San Sepolcro in Mailand statt.
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Palmiro Togliatti in den 1920er Jahren

Foto: Web [Public domain]



Als der Mitbegründer der Italienischen Kommunistischen Partei [6],
Palmiro Togliatti, später den italienischen Faschismus
charakterisierte, stellte er zwei Merkmale heraus: Die hemmungslose
soziale Demagogie und den blutigen Terror zur Zerschlagung der
revolutionären Arbeiterbewegung und zur Ausschaltung aller politischen
Gegner. [7] Aber von nicht wenigen, auch revolutionären Sozialisten,
wurde 1919 und noch längere Zeit danach nicht erkannt, dass mit der
Fasci-Bewegung eine neue und auf offene terroristische Gewalt setzende
Interessenorganisation führender imperialistischer Kreise auf den Plan
trat. Sogar die im Januar 1921 gegründete IKP verkannte die Gefahr
zunächst. Die Fehleinschätzung war auch ein Ergebnis der von Mussolini
praktizierten sozialen Demagogie. In der ISP hielten viele ihr
langjähriges führendes Mitglied, zuletzt Chefredakteur der
Parteizeitung "Avanti", noch für einen Sozialisten, der eine neue
sozialrevolutionäre Organisation gründete. Das auf dem Fasci-Kongress
in Mailand angenommene Programm enthielt durchweg
bürgerlich-demokratische Forderungen der Sozialisten, die mit
nationalistischen Phrasen untersetzt wurden.


"Fare come in Russia"

Den Hintergrund der Geburt des Faschismus bildete die revolutionäre
Nachkriegskrise, deren Vorläufer in Italien bereits der unter dem
Einfluss der russischen Februarrevolution im August 1917 in Turin
ausgebrochene Arbeiteraufstand gegen die Hungersnot war. Neben
Forderungen nach Frieden und Brot war eine zentrale Losung "fare come
in Russia" (es wie in Russland machen). Erst nach viertägigen
Barrikadenkämpfen, bei denen Hunderte Arbeiter getötet, noch viel mehr
verwundet und Tausende verhaftet wurden, gelang es der Armee, den
Aufstand niederzuschlagen.
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Massenproteste in Rußland - hier demonstrierende Arbeiterinnen und Arbeiter der Putilow-Werke während der Februarrevolution von 1917

Foto: State museum of political history of Russia [Public domain] via Wikimedia commons



Die Kriegsfolgen (u. a. 680.000 Tote, über eine Million Verwundete,
eine halbe Million Invaliden) und die heraufziehende Wirtschaftskrise
mit maßlosen Teuerungen und mehr als einer halben Million Arbeitslosen
ließen die Arbeiterkämpfe weiter anwachsen. Im März 1919 errangen die
Gewerkschaften die allgemeine Anerkennung des Achtstundenarbeitstages.
In den südlichen Regionen besetzten Landarbeiter und arme Bauern
unbebautes Land der Latifundisten. Die Regierung musste das durch ein
Dekret legalisieren und die Präfekten anweisen, weiteres unbebautes
Land zur genossenschaftlichen Nutzung zur Verfügung zu stellen.

In der Sozialistischen Partei existierte zwar ein starker
reformistischer Flügel, aber er hatte sich noch nicht als die Partei
beherrschend durchsetzen können. Die ISP-Führung begrüßte mehrheitlich
die russische Oktoberrevolution und beschloss, der Kommunistischen
Internationale beizutreten. Dem italienischen Imperialismus fehlte so
eine sozialdemokratische Führung, die - wie die der SPD in Deutschland
- als sein Retter auftreten und die revolutionäre Erhebung der
Arbeiter niederschlagen konnte. Das machte den Faschismus in Italien
früher als in Deutschland zu der Kraft, in der Großkapital und
Latifundistas den Garanten ihrer Existenz sahen und der sie an die
Macht verhalfen.

Als Führerpersönlichkeit für diese Aufgabe setzte sich Mussolini
durch, wobei ihm zwei Faktoren zugute kamen: Einmal seine 14jährige
Karriere in der ISP, in der er eine herausragende Führerrolle gespielt
hatte, was es ihm ermöglichte, seiner pseudorevolutionären
sozialistischen Tarnung einen glaubhaften Anschein zu verleihen und
der Bewegung frühzeitig eine Massenbasis auch innerhalb der
Arbeiterbewegung zu verschaffen. Dazu trug bei, dass der "Duce" in
sozialrevolutionäre Phrasen verpackte reformistische Forderungen
stellte, die vielen Arbeitern nicht unbekannt waren und so auf
fruchtbaren Boden fielen. Zum anderen hatte er sich durch seinen 1914
vollzogenen Übergang zu den chauvinistischen Positionen des
Interventionismus als ein zuverlässiger Erfüllungsgehilfe bei der
Propagierung der imperialistischen Kriegspolitik unter den Massen
erwiesen.
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5. Jahrestag der Oktoberrevolution von 1917 - sowjetisches Plakat zum IV. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale 1922

Graphik: Ivan Vasilyevich Simakov (1877-1925) [http://www.plakaty.ru/authors?id=274&sort=lname] [Public domain] via Wikimedia commons




Millionen Menschen terrorisiert

Gegen die in den Massenkämpfen 1919/20 sich abzeichnende Möglichkeit
einer Machtergreifung durch die revolutionären Linken gingen die
Kampfbünde mit einem in dieser Zeit beispiellosen barbarischen Terror
vor. Als die Sozialisten im Oktober 1920 bei den Kommunalwahlen erneut
Stimmen dazu gewannen und in zahlreichen Städten des Nordens rote
Stadtverwaltungen in die Rathäuser einzogen, überfielen
Sturmabteilungen Bologna, beschossen das Ratshaus, töteten neun
Bürger, verwundeten über 100 und zwangen die Stadtverwaltung
zurückzutreten. Ganz Norditalien wurde danach von derartigen
Terrorakten heimgesucht. Die Sturmabteilungen überfielen
Arbeiterviertel, steckten Versammlungsräume der Sozialisten, der
Gewerkschaften und der Genossenschaften in Brand, misshandelten
Funktionäre auf offener Straße und in ihren Wohnungen, erschlugen sie
auf den Feldern und stellten ihre Leichen in den Städten zur Schau. In
Mailand und zahlreichen weiteren Städten zwangen sie die linken
Verwaltungen mit bewaffneter Gewalt zurückzutreten. [8]

Der Führer der Sturmabteilungen, Italo Balbo, einer der engsten
Vertrauten Mussolinis, beschrieb die "Strafexpeditionen", die er im
Gebiet von Ravenna durchführte: "Wir unternahmen diese Aufgabe im
gleichen Geist, in dem wir im Krieg die feindlichen Stellungen
gestürmt hatten. Die Flammen der großen brennenden Gebäude erhoben
sich unheimlich in der Nacht. Eine ganze Stadt war von der Glut
erleuchtet." [9] Ordine Nuovo [10] berichtete am 23. Juli 1921,
dass 1920 2.500 Italiener (Männer, Frauen, Kinder und Greise) unter
den Kugeln der Faschisten und der öffentlichen Sicherheitskräfte auf
Straßen und Plätzen den Tod fanden, im ersten Halbjahr 1921 ungefähr
1.500 Menschen durch Kugeln, Messer und Schlagstock der Faschisten
getötet, 20.000 Bewohner der Städte ausgewiesen oder durch Drohungen
gezwungen wurden zu fliehen und in der Emilia, der Romagna, der
Toskana, in Umbrien, dem Veneto die Sturmabteilungen 15 Millionen
Menschen terrorisierten, während die Behörden dem blutigen Treiben
tatenlos zusahen.
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Titelseite der L'Ordine Nuovo vom 11. Dezember 1920

Abbildung: Antonio Gramsci (1891-1937) [Public domain]



Angelo Tasca führte Fakten an, die die bereits zitierte Einschätzung
Togliattis über den Faschismus als "bewaffnete Bewegung zur
Zerschlagung des Proletariats" belegten. Allein im ersten Halbjahr
1921 gab es, wie Tasca betonte, nach unvollständigen Angaben: 726
zerstörte proletarische Einrichtungen, darunter 17 Zeitungsredaktionen
und Druckereien, 59 Volksheime, 119 Gewerkschaftszentralen, 107
Genossenschaften, 83 Bauernligen, acht gegenseitige Versicherungen,
141 Sektionen und Lokale der Sozialisten und Kommunisten, 100
Kulturheime, 10 Volksbibliotheken und -Theater, eine Volkshochschule,
28 Arbeitergewerkschaften, 53 Arbeiter- und Erholungsheime. [11]


Demagogisch getarnt

Selbst diesen blutigen Terror versuchte Mussolini sozialdemagogisch zu
tarnen und die revolutionären Sozialisten mit ultra-revolutionären
Phrasen zu überbieten. Die Faschisten führten eigene Fabrikbesetzungen
durch, übernahmen die Losung der Bildung von Fabrikräten, kritisierten
die reformistischen ISP-Führer wegen "Zurückweichens vor der
Revolution", verlangten die teilweise "Enteignung allen Reichtums",
die "Nationalisierung aller Rüstungsbetriebe", die "Beschlagnahme von
85 % der Kriegsprofite". Mit dem Verlangen nach Arbeitsplätzen gelang
es ihnen, Zehntausende Arbeitslose um sich zu scharen. Im "Popolo
d'Italia" propagierte Mussolini "Tod den Ausbeutern", mit den
Spekulanten "Schluss zu machen" und verlangte: "Entweder werden die
Besitzenden enteignet oder wir setzen die Kriegsteilnehmer ein, um
dieses Hindernis niederzureißen". Um vom Terror seiner
Sturmabteilungen abzulenken, forderte er, die Feinde des Volkes
"aufzuhängen", und "die Hinrichtung der Nutznießer des Krieges, die
das Volk aushungern". [12]


 Wir werden "ein Exekutionskommando sein"

Nach der Gründung der IKP am 21. Januar 1921 schloss die bürgerliche
Rechte mit den Faschisten für die Parlamentswahlen im Mai ein Bündnis.
Trotz des vorangegangenen blutigen Terrors erreichte der
profaschistische "nationale Block" nicht den erhofften überwältigenden
Erfolg. Er kam auf 265 Mandate, von denen 36 an die Faschisten fielen,
die erstmals ins Parlament einzogen. Die ISP behauptete 123 Sitze, die
katholische Volkspartei kam auf 108. Die IKP gewann erstmals 15
Mandate. Der Erfolg des PNF war trotzdem nicht zu unterschätzen, denn
Mussolini erhielt in seinem Wahlkreis 170.000 Stimmen. Im November
1919 war er noch mit 4.000 durchgefallen. In seiner ersten
Parlamentsrede drohte er, "ich bin gegen das Parlament und gegen die
Demokratie". Während seine Schwarzhemden auf den umliegenden Straßen
schrieen: "Italien braucht einen Diktator", kündigte Mussolini den Weg
zu diesem Ziel an. "Wir werden kein Parlamentsklub sein, sondern ein
Aktions- und Exekutionskommando." [13]

Mit dem "Marsch auf Rom" am 28. Oktober 1922, dem von den führenden
Industriekreisen, dem Königshaus, Militärs und dem Vatikan
unterstützten Militärputsch, hatte der "Duce" sein Ziel erreicht und
ein faschistisches Regime errichtet. Auf Geheiß der Confindustria
(Verband der Großindustriellen) berief Vittorio Emanuele II. den Chef
des PNF, der im Parlament von 508 Sitzen nur 36 belegte, zum
Regierungschef. Noch am selben Tag nahmen der Monarch und Mussolini -
zum Entsetzen vieler Römer - eine Parade der faschistischen Horden und
einer Formation der königlichen Armee ab. [14]


Vorerst parlamentarisch getarnt

Am nächsten Tag legitimierten Nationalisten, Liberale und die
katholische Volkspartei mit ihrem Eintritt in die Regierung den Putsch
Mussolinis. Die Sozialisten, die der Duce ebenfalls in seine Regierung
aufnehmen wollte, lehnten als einzige ab. Die bürgerliche
Parlamentsmehrheit sprach dem faschistischen Regierungschef mit 306
Stimmen das Vertrauen aus. Es gab nur 106 Gegenstimmen, vor allem aus
den Arbeiterparteien. Die bürgerlichen Parteien verschafften so dem
faschistischen Regime zunächst (bis zum Verbot aller Parteien -
ausgenommen des PNF - und der Errichtung der offen terroristischen
Diktatur 1925/26) ein parlamentarisches Mäntelchen.


Faschismus Garant des Kapitals

Die Machtübergabe an Mussolini zeigte, dass die maßgeblichen Kreise
des Kapitals und der Großagrarier, des Generalstabes und des
Königshauses, unterstützt vom Vatikan, nur noch im Faschismus den
Garanten ihrer Herrschaft sahen. Angesichts des wachsenden Einflusses
der neu gegründeten Kommunistischen Partei und von Anzeichen des
Zusammengehens der Sozialisten mit dieser waren sie sich nicht mehr
sicher, die Macht unter einer herkömmlichen bürgerlichen Regierung
behaupten zu können.


Nicht absolut unvermeidlich

Die antifaschistische Bewegung, deren Hauptkräfte aus der
Arbeiterbewegung kamen, hatte - bedingt durch ihre Uneinigkeit, die
sich hauptsächlich aus ihrer Spaltung ergab - die Machtübergabe an
Mussolini nicht verhindern können. Der seit 1919 tobende faschistische
Terror hatte nicht nur bürgerliche Kreise, sondern auch
Arbeiterschichten eingeschüchtert und ihre Widerstandskraft
geschwächt. Beachtet man jedoch die gesamte, dem Faschismus
gegenüberstehende Kräftekonstellation, dann ist Angelo Tasca
zuzustimmen, der schrieb, dass der "Sieg des Faschismus nicht absolut
unvermeidlich, nicht schicksalhaft" war. [15] Togliatti warnte
ebenfalls davor, "den Übergang von der bürgerlichen Demokratie zum
Faschismus als notwendig, als unvermeidbar anzusehen." [16]

Aufschlussreich war die Aussage Roberto Farinaccis, eines der engsten
Mitarbeiter Mussolinis in der PNF-Führung, der später zugab, der
Erfolg sei weniger von der Stärke des Faschismus als von der Schwäche
und zögerlichen Haltung seiner Gegner abhängig gewesen. [17] Gegen den
Faschismus an der Macht leisteten dann, wie sich erstmals in der
Matteotti-Krise [18] zeigte, neben den Linken in Italien auch
Vertreter der bürgerlichen Oppositionsparteien, darunter solche, die
dem Machtantritt untätig gegenübergestanden hatten, Widerstand,
während sich die entsprechenden Kräfte zehn Jahre später in
Deutschland weitgehend passiv verhielten.
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Sozialistenführer Giacomo Matteotti, hier in den 1920ern im Kreise seiner Unterstützer
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Hitlers Vorbild

Nach dem Wahlerfolg der AfD im September 2017 übermittelte Salvini
seinen deutschen Kumpanen die herzlichsten Glückwünsche und erklärte,
auch in Berlin werde man noch lernen, "die deutsche Alternative" zur
Kenntnis zu nehmen und mit ihr zurechtzukommen. Nicht zum ersten Mal
knüpfte der zum Vizepremier aufgestiegene "Duce" der Rassistenlega an
die internationale Vorreiterrolle an, die der italienische Faschismus
unter Mussolini in den 20ern bis in die 30er Jahre in Europa,
besonders für Deutschland spielte.

Das frühzeitige Entstehen der faschistischen Bewegung und ihr
Machtantritt in Rom wirkten sich auf das 1920 in Ungarn an die Macht
kommende Horthy-Regime und in Bulgarien 1923 auf die Etablierung der
Zankow-Diktatur ebenso aus wie 1926 auf die Errichtung der
militärfaschistischen Diktatur unter General de Fragoso Carmona in
Portugal. Die Putschpläne Francos wurden 1936 unter Leitung
italienischer und deutscher Militärs und der Nutzung der militärischen
Erfahrungen vor allem der Mussolini-Faschisten ausgearbeitet.
Besonders nachhaltig aber wirkten sich Beispiel und Erfahrungen des
römischen Faschismus auf die Formierung des deutschen unter Hitler bis
zu dessen Machtantritt in Deutschland aus. Das zeigte sich im direkten
Einfluss der "Führerpersönlichkeit" Mussolinis auf Hitler, im
Entstehen der Strukturen der Bewegung und ihrer Kampfmethoden,
besonders der sozialen Demagogie und des Terrors, bis hin zur Haltung
führender Kreise des Industrie- und Finanzkapitals, die beeindruckte,
wie es dem "Duce" gelang, dem italienischen Imperialismus in Gestalt
der faschistischen Bewegung eine Massenbasis zu verschaffen, über die
er vorher nie verfügt hatte.

Hitler nannte seine SA wörtlich nach den von Mussolini geschaffenen
Squadre d'Azione, den Sturmabteilungen. Er übernahm den von Mussolini
erfundenen Führertitel "Duce" und den "römischen Gruß", mit dem sich
dieser mit erhobenem rechten Arm grüßen ließ. Ein unwesentlicher
Unterschied bestand nur in der Farbe der Uniformhemden, die bei den
italienischen Faschisten schwarz war, bei den deutschen braun. "Das
Braunhemd", so räumte Hitler in seinen "Monologen im
Führerhauptquartier" noch 1941 ein, zu einem Zeitpunkt, da sich das
Verhältnis zum "Duce" schon arg verschlechtert hatte, "wäre vielleicht
nicht entstanden ohne das Schwarzhemd". Er gestand ebenso, dass
Mussolini einmal für ihn "eine ganz große Persönlichkeit" darstellte.
[19]
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Ein Bericht der Münchener Polizei vermerkte, durch Mussolinis
Machtergreifung habe die NSDAP "eine besondere Schwerkraft erlangt".
Es gab in Deutschland keine andere Partei, die der Mussolini-Partei in
allen Belangen in gleicher Weise entsprochen hätte wie die NSDAP. Nach
dem "Marsch auf Rom" begann die Mehrheit der deutschen Kapitalkreise,
die bis dahin dazu geneigt hatte, gestützt auf die Rechtsparteien und
die militaristischen Verbände wie den Stahlhelm, die Monarchie wieder
zu errichten, sich auf eine andere Erfolg versprechende Möglichkeit
hin zu orientieren - auf eine bürgerliche Partei faschistischen Typs,
wie sie Hitler im Begriff war aufzubauen. [20]

Nach dem erfolgreichen Marsch auf Rom begannen dann
Ruhrschwerindustrielle um Thyssen und Stinnes, Hitler und Ludendorff
finanziell kräftig zu unterstützen, damit es diesen gelinge, an der
Spitze der bayrischen Reaktion nach dem Vorbild Mussolinis einen
ebenso erfolgreichen "Marsch auf Berlin" durchzuführen. Thyssen
äußerte bereits im September 1923, es müsse "ein Diktator gefunden
werden, ausgestattet mit der Macht, alles zu tun, was nötig ist." Nach
dem kläglichen Scheitern von Hitlers Novemberputsch 1923 orientierten
sich die führenden Kreise des deutschen Kapitals, auch hier in
Auswertung der römischen Kombination von Putsch mit anschließender
"legaler" Machtübergabe 1922 dahingehend, Hitler auf einem ähnlichen
Weg an die Macht zu verhelfen, wobei der Schwerpunkt auf den SA-Terror
zur Zerschlagung der Arbeiterbewegung gelegt wurde. [21] Hitler und
die deutschen Faschisten konnten, als sie dann 1933 an die Macht
kamen, nicht nur auf ein Jahrzehnt Erfahrungen der Mussolini-Diktatur
zurückgreifen, sondern auch deren Schwächen und Fehler auswerten.


Fußnoten:

[1] "Anno nero in Italia. Die Regierung der rassistischen Lega
installiert mit Schützenhilfe der rechten Fünf-Sterne-Bewegung ein
faschistisches Regime" - Beitrag des Autors vom 20. Dezember 2018 im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → EUROPOOL → POLITIK → ITALIEN/251

[2] Georg Scheuer: Genosse Mussolini, Wien 1985, S. 42 ff.

[3] Angelo Tasca: Glauben, gehorchen, kämpfen. Der Aufstieg des
Faschismus in Italien. Wien o. J. (Promedia), S. 195.

[4] Das Liktorenbündel wurde nach Errichtung der faschistischen
Diktatur zum Staatsemblem, das auch die Luftwaffe an den Flugzeugen
führte.

[5] Pier Carlo Masini: La Maschera dell Ditatore, Pisa 1999, S. 32

[6] Die am 21. Januar 1921 in Livorno gegründete Partei nannte sich
Kommunistische Partei Italiens, Sektion der Kommunistischen
Internationale. Nach Auflösung der Komintern nahm sie 1943 den Namen
Italienische Kommunistische Partei (IKP) an, der durchgängig verwendet
wird.

[7] Palmiro Togliatti: Lektionen über den Faschismus, Frankfurt/Main
1973, S. 22 ff.

[8] Emilio Lusso: Marsch auf Rom und Umgebung. Wien/Zürich 1991,
S. 29 f.

[9] Francis Carsten: Der Aufstieg des Faschismusd in Europa.
Frankfurt/Main 1968, S. 71 f.

[10] Zeitschrift der gleichnamigen von Antonio Gramsci im Mai 1919 in
der ISP gegründeten kommunistischen Gruppe, die in der Partei den
Bruch mit dem Opportunismus durchsetzen und sie so in eine
revolutionäre Partei des Proletariats umwandeln wollte.

[11] Die Angaben verdeutlichen auch den hohen Grad der politischen und
sozialen Organisiertheit, über den die italienische Arbeiterbewegung
verfügte.

[12] Scheuer, a.a.O., S. 65 ff

[13] Lusso, a.a.O., S. 24.

[14] Palla, a.a.O., S. 26 ff.

[15] Tasca, a.a.O., S. 285.

[16] Togliatti, a.a.O., S. 10

[17] Jens Petersen/Wolfgang Schieder (Hg): Faschismus und Gesellschaft
in Italien, Köln 1998, S. 22.

[18] Benannt nach dem Sozialistenführer Giacomo Matteotti, der den
Terror des Mussolini-Regime zu den Scheinwahlen im April 1924
öffentlich entlarvt hatte und daraufhin ermordet wurde, was zu einer
Protestwelle führte, die den Sturz des Diktators forderte.

[19] Zit. nach Gerhard Schreiber: Deutsche Kriegsverbrechen in
Italien. München 1996, S. 13.

[20] Kurt Gossweiler: Kapital, Reichswehr und NSDAP 1919-1924.
Berlin/DDR 1984, 1984, S. 304.
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HÖRFUNK/482: Deutschlandfunk Kultur - Große Komponisten ganz klein, 27.3.2019 


Deutschlandradio - Programmtip

U.a. Klassik für Einsteiger

Große Komponisten ganz klein

Von Ulrike Timm

Kakadu. Musiktag

Mittwoch, 27. März 2019, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wie haben eigentlich die großen Komponisten gelebt, als sie noch klein
waren? Kamen sie aus armen oder reichen Familien? Sind sie in die
Schule gegangen oder haben sie - wie Johann Sebastian Bach - oft
geschwänzt? Und waren berühmte Komponisten schon als Kinder verrückt
nach Musik und haben alles auf diese Karte gesetzt oder sollten sie
unbedingt - wie Georg Friedrich Händel - einen vernünftigen Beruf
lernen? Bei "Klassik für Einsteiger" erzählen wir euch von der
Kindheit und Jugend berühmt gewordener Komponisten, von ihrer
Begeisterung und ihren ersten öffentlichen Auftritten. Wir erzählen
aber auch von den oft herben Enttäuschungen und Schwierigkeiten, die
sie bewältigen mussten, bis sie ihren Weg und ihren charakteristischen
Musikstil gefunden haben. Heute: Fanny und Felix Mendelssohn
Bartholdy.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/1844: Berlin - Junges Literaturhaus, Alex Wheatle »Die Ritter von Crongton«, 10.04.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Mi 10.4., 10:00 Uhr

Junges Literaturhaus - Buchpremiere

Alex Wheatle »Die Ritter von Crongton«

Eintritt frei



In South Crongton zu wohnen ist nicht einfach, und der Tod seiner
Mutter macht es McKay nicht leichter. Sein Vater arbeitet die ganze
Zeit, um den Gerichtsvollzieher fernzuhalten, sein Bruder treibt sich
ständig herum. Und dann tritt in einer Nacht voller Abenteuer und
Gefahren die wahre Kraft von Freundschaft und Familie zu Tage ...

Alex Wheatle wuchs größtenteils in einem Kinderheim auf. Er trat als
Reggaemusiker auf, wurde während der Brixton Riots verhaftet und
verbrachte einige Zeit im Gefängnis. Im Gespräch mit Stefanie Ericke
stellt er seine neuen Romane »Die Ritter von Crongton« und »Wer
braucht ein Herz, wenn es gebrochen werden kann« (2019) vor.

Der Schauspieler Jerry Kwarteng liest die deutschen Texte.

Alex Wheatle »Die Ritter von Crongton«, Kunstmann Verlag, 2018

Nur für Schulklassen

Altersempfehlung: 8. Klasse - Oberstufe

Anmeldung: ericke@literaturhaus-berlin.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFFEN/177: Berlin - LesArt, »Angefacht - von Funken und Flammen«, über das Feuer, 07.04.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

So 7.4., 11:00 Uhr

LesArt im Jungen Literaturhaus

»Angefacht - von Funken und Flammen«

Eintritt frei



Wie gelangte das Feuer zu den Menschen? Wie kann es
nutzen, wie Schaden bringen? Und: Ist es wirklich möglich, es zu
beherrschen?

Franziska Bauer und Kathrin Buchmann brennen darauf, sich gemeinsam
mit Kindern und Eltern auf literarische Erkundungen rund um das Feuer
zu begeben.

Altersempfehlung: ab 6 Jahren

Eine Veranstaltung in Kooperation mit LesArt - Berliner Zentrum für
Kinder- und Jugendliteratur

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/730: Hamburg - Bildbeschreibungen mit Karl-Heinz Ott, Franz Nölkens »Selbstbildnis im Atelier, 23.04.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2019

Dienstag, 23.4.2019, 19.30 Uhr

Bildbeschreibungen (4) - Karl-Heinz Ott

spricht über Franz Nölkens »Selbstbildnis im Atelier«



Von 2009 bis 2013 luden das Literaturhaus Hamburg und die Hamburger
Kunsthalle zwanzig namhafte deutsche Autoren und Autorinnen ein, sich
mit ihrem Lieblingsbild aus den Beständen der Kunsthalle zu befassen
und ihren persönlichen Zugang in einem Essay niederzuschreiben. Die
neue Folge dieser »Bildbeschreibungen« widmet sich einem konkreten
Sujet: dem Selbstporträt. Wo in der Literatur von Karl Ove Knausgård
bis Gerhard Henschel seit Jahren eine Tendenz zum offen
autobiografischen Schreiben sichtbar wird, lohnt sich die Frage, wie
die Malerei, wie andere Künste mit diesem Thema umgehen. Und so setzen
sich Schriftsteller und Essayisten in ihren »Bildbeschreibungen« nun
mit den Selbstbildnissen aus den Beständen der Hamburger Kunsthalle
auseinander - gefördert wiederum von der Hans-Kauffmann-Stiftung.

Gast des vierten Abends ist der Schriftsteller Karl-Heinz Ott, der
seit 2016 Ordentliches Mitglied der Akademie der Wissenschaften und
der Literatur Mainz sowie der Bayerischen Akademie der Schönen Künste
ist. Zuletzt erschien 2018 sein Roman »Und jeden Morgen das Meer«.
Neben Romanen hat er Sachbücher, Essays, Reportagen und Theaterstücke
sowie ein Opernlibretto geschrieben.

Er widmet sich an diesem Abend Franz Nölkens »Selbstbildnis im
Atelier«, das 1915 entstanden ist, und spricht mit Karin Schick, die
die Sammlung Klassische Moderne in der Hamburger Kunsthalle leitet,
sowie mit Rainer Moritz.

Eine gemeinsame Reihe der Hamburger Kunsthalle und dem Literaturhaus
Hamburg, mit freundlicher Unterstützung der Hans-Kauffmann-Stiftung

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUFBAU/565: Amazon und die Stadtaufwertung


aufbau Nr. 96, März/April 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Amazon und die Stadtaufwertung



NEW YORK 2018 kündigte Amazon an, seinen zweiten Hauptsitz
zweigeteilt in Long Island City, einem Viertel von Queens in New York,
und in Arlington, Virginia, bauen zu wollen. Das Vorhaben zeigt,
welche Rolle der Konzern im Standortwettbewerb spielt und wie
Aufwertungsprozesse vorangetrieben werden.



(az) Im September 2018 eröffnete Amazon Chef Jeff Bezos die
Suche nach einem neuen Hauptsitz. Für den zweiten Standort neben
Seattle versprach er Milliarden an Investitionen und Zehntausende
neuer Jobs. Entsprechend zahlreich bewarben sich amerikanische Städte.
Kleinere Orte buhlten mit teils bizarren Aktionen um die
Aufmerksamkeit des Grosskonzerns. Tucson, eine Stadt in Arizona,
schenkte Bezos einen über sechs Meter hohen Saguaro-Kaktus. Stonecrest
in Georgia bot eine riesige Fläche an, die man bei Zusage in "City of
Amazon" umbenennen würde. Auch New Yorks demokratischer Gouverneur
Andrew Cuomo witzelte mit Reportern, dass er für Amazon alles tun
würde, selbst zur Änderung seines Namens in "Amazon Cuomo" wäre er
bereit. Den Zuschlag gab es dann aber nicht aufgrund solcher
Bekenntnisse, sondern für die vorteilhaften Deals, die New York anbot.


Steuerdeals und Standortwettbewerb

In New York kann Amazon in den nächsten 10 Jahren von
Steuergutschriften im Wert von bis zu 1.2 Milliarden Dollar
profitieren, sollten sie in dieser Zeit tatsächlich 25.000 Jobs
schaffen. Möglich macht dies ein Job-Förderprogramm, das für jeden
ausgegeben Dollar für Löhne 6.85 Cents Steuergutschrift zuschreibt.
Mindestens weitere 325 Millionen Dollar fliessen in den nächsten 15
Jahren als staatlicher Zuschuss in die Baukosten. Auch bürokratische
Hürden werden dem Konzern erlassen. Der Bundesstaat New York wird für
das Bauvorhaben einen Projektplan entwerfen und umgeht damit die
Aufsicht des New Yorker Stadtrates. Weil das Land dem Bundesstaat
unterstellt wird, wird der Staat der Stadt auch keine
Grundstückssteuern zahlen müssen. Zwar hat Amazon versprochen,
vergleichbare Steuern selbst zu leisten, allerdings fliesst die Hälfte
davon in einen "Infrastruktur Fonds", der für weitere Bauvorhaben wie
Strassen im Umfeld des Projektes genutzt werden wird. Und auch in
Sachen Mieten für die Flächen kann sich Amazon glücklich schätzen. Sie
sollen zwar 850.000 Dollar pro Jahr der Stadt zahlen, dies ist
allerdings ein relativ tiefer Betrag, der für den Bereich festgelegt
wurde, als darauf erst einige Apartment-Türme gebaut werden sollten.

Die Absurdität des amerikanischen Standortwettbewerbs sorgt dafür,
dass die mindestens 1,7 Milliarden Dollar an Zuschüssen
beziehungsweise die gut 50.000 Dollar Subventionen pro Job zwar
äusserst hoch sind, New York im Vergleich zu anderen Angeboten aber
immer noch gut dasteht. 7 Milliarden an Steuerdeals bot etwa New
Jersey und mit gar 8,5 Milliarden Dollar stieg Maryland ins Rennen um
Amazon - Arlington hingegen konnte Bezos mit einem vergleichsweise
geringen 1 Milliarde Dollar Deal überzeugen. Solche bundesstaatliche
oder städtische Förderprogramme haben im krisengeschüttelten Amerika
System. Insbesondere Tech-Firmen werden umworben. Hier sind die
Auswüchse teils aberwitzig. Um beispielsweise Cloud- oder
Daten-Zentren und ihre Anbieter wie Microsoft, Facebook oder Apple
anzulocken, haben etliche Bundesstaaten in den letzten Jahren
besondere Steuerdeals ausgearbeitet. Auf die in den neuen Zentren
bisher tatsächlich geschaffenen Jobs gerechnet wurden dadurch
durchschnittlich 2 Millionen Dollar Subventionen pro Job bezahlt.

Die bundesstaatlichen Investitionskosten sind immens und immer wieder
steht die Frage im Raum, ob sich dies überhaupt lohnt. Doch die im
Standortwettbewerb mit relativ viel Autonomie ausgestatteten
Bundesstaaten und Städte können gar nicht mehr anders. Um Firmen
anzulocken, international konkurrenzfähig zu sein und Jobs im Land zu
behalten, wird alles unternommen, um für die Konzerne die besten Deals
vorzuschlagen. Die landesinterne Konkurrenz führt zu einem
zusätzlichen Kampf um die besten Vergünstigungen. So werden die
reichsten und grössten Unternehmen der Welt zusätzlich beschenkt,
während das Geld anderweitig eingespart werden muss.


Gentrifizierung durch Amazon

Lokale AktivistInnen sind allerdings nicht nur um die Verschwendung
von Steuergeldern besorgt, sondern auch um die drohende zusätzliche
Gentrifizierung infolge des Amazon-Deals. Die Wohnkrise in New York,
wie auch in anderen amerikanischen Städten, ist heute schon
verheerend. Zwischen 2002 und 2012 sind in New York beispielsweise
400.000 Wohnungen mit einer Miete unter 1000 Dollar verschwunden - bei
einem Grossteil wurde der Mietpreis stark erhöht, andere fielen teuren
Neubauten zum Opfer. Einzimmerwohnungen kosten im Medianwert heute
3070 Dollar. Zentral gelegen findet man eine solche mit Glück ab 2000
Dollar, etwas weiter weg und mit sehr viel Glück vielleicht ab 1300
Dollar - selbst dies ist ein Preis, der sich niemand mit geringem Lohn
leisten kann. Auch deswegen leben in New York rund 60.000 Obdachlose.
Nur während der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre waren es
vergleichbar viele. Schuld an solchen Zahlen ist der
Aufwertungsprozess, der die Marktpreise für Mieten und Immobilien seit
Jahren in die Höhe treibt - zwischen 2010-2018 stiegen die Mieten in
der Stadt um 31 %. Diese Entwicklung wird durch Amazons neuen
Hauptsitz weiter verstärkt. Mittelfristig rechnet beispielsweise
Zillow, ein Unternehmen für Immobilien-Datenbanken, für New York mit
einer zusätzlich jährlich steigenden Miete von 1,4% aufgrund des
Amazon Deals.


Nachbarschaft ohne Perspektiven

Die allgemeinen Befürchtungen über die negativen Auswirkungen von
Amazons Neubauten konkretisieren sich in den Wohnbauten, die nahe dem
geplanten Hauptsitz stehen, exemplarisch in den Queensbridge-Häusern,
eine der grössten Sozialwohnungssiedlung Amerikas. Hier lebt eine
mehrheitlich lateinamerikanische und schwarze, proletarische
Bevölkerung mit einem Medianeinkommen von 15.843 Dollar pro Haushalt,
was weit unter der landesweiten Armutsgrenze liegt. Hier wuchsen
Hip-Hop Grössen wie Nas, Mobb Deep oder Roxanne Shante auf. Gut 60%
der über 6000 BewohnerInnen sind auf Essensmarken angewiesen. Während
die Stadt und der Bundesstaat Milliarden für Amazon ausgeben, fällt in
den Queensbridge-Häusern immer wieder Strom, Heizungen und Wasser aus.
Entsprechend vernachlässigt fühlen sich die BewohnerInnen von der
Stadt.

Zwar liessen einige AnwohnerInnen verlauten, dass sie auf Jobs aus dem
Amazon-Deal hoffen, allerdings zeigt die bisherige Erfahrung das
Gegenteil. Amazon ist nicht das erste Unternehmen, das im mehr und
mehr gentrifizierten Long Island City ansiedelt. Stets hat man jedoch
darauf verzichtet, lokale ArbeiterInnen anzustellen. Dies wird trotz
Versprechen auch bei Amazon nicht anders sein. Ganz im Gegenteil
davon, war doch eines der wichtigsten Kriterien für die Wahl des
Standortes, die Verfügbarkeit über die am besten ausgebildetsten
Millennials. Ein entsprechender Hohn ist es, wenn New Yorks
demokratischer Bürgermeister Bill de Blasio von einer "extraordinary"
Synergie zwischen grösstem Unternehmen der Welt und grösster
Sozialwohnungssiedlung spricht. Im neuen Hauptsitz werden vornehmlich
Menschen mit guter Ausbildung arbeiten, die nicht in der
Queensbridge-Siedlung wohnen oder aufgewachsen sind. Deren
BewohnerInnen werden vielmehr mit einer sich weiter verändernden
Nachbarschaft und steigenden Preisen zu kämpfen haben. Dafür muss man
auch keinE HellseherIn sein: Bereits jetzt berichten BewohnerInnen
davon, wie der Preis für Lebensmittel in den angrenzenden Supermärkten
gestiegen ist. Und kurz nach den ersten Gerüchten, dass Amazon sich
für New York entschieden hat, stiegen die Immobilien-Anfragen auf
Zillow für Long Island City um gut 300%.


Widerstand

So beliebt Amazon bei PolitikerInnen und KonsumentInnen ist, so
verhasst ist Gentrifizierung in New York. Entsprechend rasch zeigte
sich nach Bekanntgabe des Deals eine breite Empörung über die
Zusammenarbeit von Bundesstaat, Stadt und Konzern. Bereits in den
ersten Wochen gab es Kundgebungen und Aktionen gegen den neuen
Hauptsitz. Bestehende lokale Initiativen, wie beispielsweise das
Queens Anti-Gentrification-Project, werden dabei von grösseren
reformistischen Gruppen und Parteien unterstützt, beispielsweise von
der Democratic Socialists of America (DSA), die aufstrebende
neugegründete sozialdemokratische Partei rund um das Jacobin Magazine.
Aufgrund der heterogenen Zusammensetzung des Widerstandes ist es alles
andere als klar, in welche Richtung der Protest gehen wird.

AktivistInnen des Queens Anti-Gentrification Project sind insbesondere
an den internationalen Erfahrungen von Berlin interessiert, wo der
Google-Campus verhindert werden konnte. Sie wollen entsprechende
Aktionsformen übernehmen und haben dafür einen Grundsatz
veröffentlicht. Sie werden sich nicht auf Gespräche mit Amazon
einlassen, nicht mit PolitikerInnen sprechen, die in der Vergangenheit
Teil solcher Deals waren, unabhängig von der Menge verschwendeter
öffentlicher Gelder gegen den Amazon Hauptsitz kämpfen und
verschiedene Taktiken und Kampfformen akzeptieren. Andere Gruppen
setzen hingegen auf Gespräche und Petitionen. Dies birgt Gefahren,
nicht zuletzt weil auch etablierte PolitikerInnen und Parteien von der
Empörung profitieren wollen. Besonders dreist ist dabei wie so oft die
Demokratische Partei, insbesondere deren stellvertretender Vorsitzende
des New Yorker Stadtrates Jimmy Van Bramer. Dieser erhielt in den
letzten Jahren mehr Spendengelder durch Immobilienunternehmen als alle
anderen Stadtratskandidaten, war sich aber nicht zu schade, als einer
der ersten zu einer auf ihn zugeschnittenen Anti-Amazon-Kundgebung mit
ihm als Hauptredner aufzurufen. Entsprechend empört war man beim
Queens Anti-Gentrification Project.

Man mag dies als eine irrelevante Anekdote amerikanischer Lokalpolitik
empfinden, die Auseinandersetzungen dahinter können aber in ihrem
grösseren Kontext verstanden werden. Im Kampf gegen Amazon geht es
auch darum, wie, von wem und mit welchem Ziel Menschen zukünftig
mobilisiert werden. Im besten Falle gelingt es, wie sich dies das
Queens Anti-Gentrification Project zum Ziel gesetzt hat, Amazons neuen
Hauptsitz zu verhindern und Reformen in der Wohnpolitik durch einen
wachsenden Druck von unten zu erreichen. Im schlechtesten Falle wird
sich aber der übliche Filz der Demokratischen Partei durchsetzen und
der Protest kommt nicht über einige Zugeständnisse und unfreiwillige
Wahlkampfarbeit hinweg.

 * 
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Pakistan am Pranger

von Edgar Benkwitz



Zwischen Indien und Pakistan hat es wieder einmal gehörig gekracht.
Auslöser für die militärischen Aktionen war ein Terroranschlag auf einen
indischen Militärkonvoi im kaschmirischen Pulwama am 14. Februar. Ein PKW,
mit Sprengstoff beladen und von einem 19-jährigen Kaschmiri gesteuert,
rammte in einen Bus, 40 Soldaten kamen ums Leben. Die Verantwortung dafür
übernahm die in Pakistan ansässige und von der UNO geächtete islamistische
Terrororganisation Jaish-e-Mohammad (Mohammeds Armee).

Indien war doppelt alarmiert, denn die Vorgehensweise des Attentats weist
auf IS- oder Al-Quaida-Einfluss hin, ein für das Land neues Phänomen. Da
die pakistanische Regierung nichts gegen die bekennenden Attentäter
unternahm, antwortete Indien zwölf Tage später mit einem
"nichtmilitärischen Präventivschlag": Die indische Luftwaffe drang etwa 40
Kilometer in pakistanisches Hoheitsgebiet ein und bombardierte im Ort
Balankot ein Ausbildungslager der Jaish-e-Mohammad. Dabei sollen
Terroristen und militärische Ausbilder getötet worden sein. Nur einen Tag
später flog Pakistans Luftwaffe in "Wahrnehmung des Rechts auf
Selbstverteidigung" einen Angriff auf indisches Gebiet, der aber abgefangen
wurde.

Die internationale Reaktion auf den Vorfall zeigt, dass sich Indien als
Opfer des Terroranschlags durchaus Sympathien erfreut, auch sein riskanter
Luftangriff wird weitgehend toleriert. Pakistan dagegen gerät zunehmend auf
die Anklagebank. Sein Dauerargument, dass man nichts mit dem Attentat zu
tun habe, das vielmehr den Widerstand der Bevölkerung im indischen Kaschmir
zeige, findet kaum noch Gehör. Wie bei früheren Anschlägen wird bestritten,
dass von pakistanischem Boden Terroristen gegen Indien operieren. Beweise
werden verlangt, die "vor Gerichten Bestand" haben. Doch Indien hat mit
derlei Stellungnahmen seine Erfahrungen. Bei den furchtbaren Attentaten auf
das indische Parlament 2001, auf das Taj-Mahal-Hotel in Mumbai 2008 oder
jüngst auf Militärstützpunkte in Uri und Pathankot waren nachweislich
Drahtzieher und Täter aus Pakistan am Werk. Indien lieferte dafür
detaillierte Beweise, ließ sogar pakistanische Experten ermitteln. Doch
trotz vieler Beteuerungen erfolgten keine durchgreifenden Maßnahmen gegen
die Beschuldigten. Die New York Times vom 8. März stellte in einer
Betrachtung dazu fest: "Pakistan hat niemals ernsthaft die militanten
Gruppierungen zerschlagen, die Indien attackieren."


Für die indische Regierung waren diese Erfahrungen Anlass, ihr Vorgehen
gegen Pakistan entscheidend zu ändern. Bereits im September 2016 antwortete
sie nach einem Überfall auf ein Armeelager im kaschmirischen Uri, bei dem
19 Soldaten getötet wurden, mit einer Kommandoaktion, die mit Hubschraubern
und Bodentruppen einen Schlag gegen Terroristenlager jenseits der
Waffenstillstandslinie führte - also auf pakistanischem Gebiet. Der
erstmalige Einsatz von Kampfflugzeugen bedeutet jetzt eine Steigerung der
militärischen Maßnahmen. Indien gibt damit eindeutig zu verstehen, dass auf
schwere terroristische Aktivitäten grenzüberschreitend militärisch reagiert
wird. Pakistanische Gegenschläge, die unweigerlich folgen und deren Ausmaß
ungewiss ist, nimmt die hindunationalistische Regierung stillschweigend in
Kauf. Nicht zuletzt aus innenpolitischen Gründen - das Land steht im
Wahlkampf - will man gegenüber Pakistan Stärke demonstrieren. Unverkennbar
ist das neue Herangehen auch an Pakistans Verbündeten und "Allwetterfreund"
China gerichtet. Ein Signal soll überdies nach Afghanistan gesendet werden,
denn Indien sieht eventuellen Abmachungen der USA mit der Talibanführung
besorgt entgegen. Insbesondere wird befürchtet, dass dort nicht mehr
geduldete Terroristen über Pakistan in das muslimische Kaschmir geschleust
werden.

In seinem Bestreben, Pakistan politisch in die Defensive zu drängen, kann
Indien Erfolge verzeichnen. So verurteilte der UN-Sicherheitsrat erstmalig
einen Anschlag auf indischem Gebiet und forderte Pakistan auf, gegen die
Drahtzieher vorzugehen. Auch haben sich die Aussichten verbessert, dass der
Führer der Jaish-e-Mohammad, der in Pakistan frei umherlaufende
Mazood Azhar, auf die UN-Sanktionsliste als "globaler Terrorist" gesetzt
wird. Einen Erfolg errang Indien auch auf beim Treffen zum 50. Gründungstag
der Organisation Islamischer Staaten in Abu Dhabi. Der pakistanische
Außenminister boykottierte das Ministertreffen, da seine Forderung nach
Ausladung der indischen Außenministerin als Ehrengast nicht erfüllt wurde.
Ausgerechnet Saudi Arabien und die Golfstaaten wiesen das pakistanische
Ansinnen zurück. Die indische Chefdiplomatin hielt eine Rede, die sich
unter anderem mit dem Terrorismus auseinandersetzte.

Der gewachsene internationale Druck auf Pakistan zeigt sich auch in der
schnellen Rückführung des gefangenen indischen Piloten. Zudem begann die
pakistanische Regierung Anfang März, eine Reihe islamistischer
Einrichtungen im Land zu schließen, führende Mitarbeiter wurden in
Vorbeugehaft genommen. Doch werden diese Maßnahmen ausreichen? Der
ehemalige Chef des afghanischen Geheimdienstes R. Nabil sprach jüngst von
mehr als 45 vom pakistanischen Militärgeheimdienst ausgehaltenen
Terrorgruppen. Die New York Times stellte fest, dass diese Gruppen
vom Geheimdienst beschützt und bewaffnet werden. Hier scheint der
eigentliche Kern des Problems zu liegen, der eine Lösung so schwierig
macht.

Der Aufrechterhaltung des Drucks von außen dient auch ein erneuter Antrag
der USA, Frankreichs und Großbritanniens zur Ächtung des Terrorismus in
Pakistan durch den Sicherheitsrat. Wie sich dazu China verhält, das
Pakistan in der Vergangenheit durch sein Veto wiederholt beschützt hat, ist
nicht klar. Im Moment wirkt es mäßigend auf die pakistanische Führung ein;
Peking befürchtet, dass eine Zuspitzung der Lage seinem großen Engagement
in Pakistan abträglich sein könnte. Eine Rolle spielen auch die laufenden
Verhandlungen Pakistans mit der Weltbank über die Gewährung eines dringend
benötigenden Milliardenkredits. Die USA, deren Stimme entscheidend ist,
ziehen eine Ablehnung in Betracht, falls keine klare Auskunft über die
konkrete Verwendung der Gelder vorliegt. Auch die Beobachtergruppe zur
Finanzierung des internationalen Terrors (FATF) verlangt von Pakistan
Auskünfte. Ihre 35 Mitgliedstaaten plus EU und Golf-Kooperationsrat hatten
Pakistan im Juli 2018 unter Beobachtung gestellt und auf die sogenannte
Graue Liste gesetzt. Eine Überprüfung soll im Mai erfolgen. Fällt sie
ungünstig aus, droht Pakistan ein Platz auf der "Schwarzen Liste", der
praktisch eine Kreditvergabe durch multilaterale Organisationen
ausschließt.

Der grenzüberschreitende Terror aus Pakistan, der nicht nur Indien, sondern
vor allem Afghanistan und auch Iran betrifft, birgt neuerdings die enorme
Gefahr in sich, dass Terroranschläge sehr schnell in regionale militärische
Konflikte mit verheerenden Folgen umschlagen können. Indien und Pakistan
besitzen Atomwaffen, pakistanische Militärs und Politiker haben wiederholt
öffentlich mit deren Einsatz gedroht. Doch auch Indien, das sich zu gern
als Großmacht sieht, sollte konstruktive Wege zur Lösung der Konflikte
suchen. Sein Bemühen, Pakistan international an den Pranger zu stellen und
politisch-diplomatisch unter Druck zu setzen, ist erfolgversprechend.
Gleichzeitig steht vor Neu Delhi die schwere Aufgabe, endlich die
drängenden sozialen und wirtschaftlichen Probleme im indischen Teil
Kaschmirs anzupacken und die ausufernden repressiven Maßnahmen der
Sicherheitsorgane einzugrenzen. Denn die schaffen nun schon seit vielen
Jahren den idealen Nährboden für Unzufriedenheit, Protest und
Gewalttätigkeiten - die Voraussetzung für pakistanische Bemühungen, eines
Tages doch noch ganz Kaschmir seinem Staatsgebiet zuzuschlagen.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1851: Buchbesprechung - Indien, so weit die Füße tragen 


graswurzelrevolution Nr. 437, März 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Indien: So weit die Füße tragen

von Horst Blume



Wenn in diesem Jahr die indische Landrechtbewegung Ekta Parishad ihren
zehntausend Kilometer langen und zwölf Monate dauernden Fußmarsch von
Delhi nach Genf zum Sitz der UNO beginnt, dann werden die Menschen in
Europa wahrscheinlich wegen dieser außergewöhnlichen Protestform
aufhorchen.

Der Landraub großer Konzerne hat in den letzten Jahrzehnten
dramatische Ausmaße angenommen und zu einer Massenverelendung unter
den etwa 200 Millionen Adivasis (UreinwohnerInnen) und Dalits
("Unberührbare") in Indien geführt.

Seit über 25 Jahren wehren sich zehntausende Landlose mit
aufsehenerregenden Fußmärschen gegen diese Ungerechtigkeiten und
knüpfen damit an eine gewaltfreie Massenmobilisierung an, die Gandhi
mit seinem Salzmarsch im Jahre 1930 bereits praktiziert hat. In den
Ausgaben 374, 391, 392 und 393 berichteten und diskutierten wir in der
Graswurzelrevolution hierüber.

P.V. Rajagopal, der Mitbegründer dieser Bewegung, hat zwölf Monate vor
dem Marsch der Hunderttausend von Gwalior nach Delhi im Jahr 2012 eine
80.000 km lange Mobilisierungstour durch ganz Indien durchgeführt,
über die er in dem vorliegenden Buch berichtet.

Die Bewegung Ekta Parishad weist einige Besonderheiten auf. Sie ist
gandhianisch geprägt, basisdemokratisch, ohne festes Programm, starre
Organisationsstruktur und Mitgliederlisten. Die Zusammenarbeit ist auf
gegenseitigem Vertrauen begründet. Rajagopal vermeide Rivalitäten und
persönlichen Ehrgeiz, betont der Übersetzer und langjährige
Wegbegleiter Rajagopals Karl-Julius Reubke im Vorwort des Buches. Auf
der langen Reise kommt es zu vielen Konfrontationen mit Not und
Ungerechtigkeit, aber auch positive, vorbildliche
Selbsthilfeeinrichtungen werden besucht. Bei dem "fahrenden Zirkus"
von Dorf zu Dorf werden die Versammlungen oft durch ein Kulturprogramm
aufgelockert, die dringendsten Probleme besprochen und Lösungen
gesucht. Um die organisatorischen Aufgaben für den Marsch der
Hunderttausend im Jahr 2012 bewältigen zu können, bildete Ekta
Parishad 12.000 AktivistInnen in speziellen Trainingsprogrammen aus.

Das Buch "Reise in ein anderes Indien" verdeutlicht, dass Rajagopal
ein exzellenter Kenner der Materie ist. Detailliert beschreibt er, wie
Staat und Konzerne Hand in Hand bei der Entrechtung der ärmeren
Menschen zusammenarbeiten und ihnen aufgrund fehlender Besitzurkunden
das gemeinschaftlich bewirtschaftete Land rauben.

Auf seiner Reise wird immer wieder deutlich, dass die rigide
Kastengesellschaft ein wichtiges Unterdrückungsinstrument ist. Die
bestehenden Waldgesetze und Wohlfahrtsprogramme nützen nichts, wenn
den Benachteiligten die für die Wahrnehmung ihrer Rechte zwingend
notwendigen Kastenzertifikate und Identitätsnachweise von den
korrupten und ineffizienten Behörden verweigert werden. Es ist
haarsträubend zu lesen, wie trickreich sie Adivasirechte, also die
Rechte indigener Bevölkerungen, sabotieren.

Rajagopal begegnet auf seiner langen Reise vielen unterschiedlichen
Personen, deren Überlebenskampf, Alltagssituation oder politische
Arbeit er einfühlsam und voller Zuneigung in allen möglichen Facetten
beschreibt. Hierdurch entsteht eine große persönliche Nähe zu den
Menschen und ein Verständnis für ihre Sorgen und Probleme. Es ist
erstaunlich, dass bei diesen Begegnungen trotz der vielen nahezu
erdrückenden Probleme fast immer ein optimistischer Grundton und
unerschütterliche Hoffnung mitschwingt, weil hier an der Basis
konstruktiv und mit langem Atem an Alternativen zum neoliberalen
Entwicklungsweg gearbeitet wird.

Dem Lösungsversuch, Adivasis und anderen benachteiligten Gruppen
eigene kleinere Bundesstaaten zuzugestehen, kann Rajagopal nicht viel
abgewinnen. Die neu geschaffenen Bundesstaaten Chhattisgarh, Jharkhand
und Uttarakhand zeigen, dass es nicht auf die Größe eines Staates
ankommt, sondern auf den politischen Willen zur Umverteilung der
Ressourcen und die reale Unterstützung der Armen und Unterdrückten.

Auch sich sozialistisch nennende Regierungen und solche unter
Dalit-Führerschaft haben in den Bundesländern versagt, weil die neue
Regierung nicht gewillt war, eine Entwicklungsdynamik von unten auf
durchzusetzen. Bei den Linken in Indien spielte die Agrar- und
Landverteilungsfrage keine große Rolle, obwohl fast 70 Prozent der
Menschen in ländlichen Gebieten leben.

In Indien werden im Namen einer angeblich notwendigen "Entwicklung"
große Industrieanlagen gebaut und Bodenschätze gefördert. Es ist diese
Art der Entwicklung, welche die Lebensgrundlagen der Bevölkerung
zerstört. Rajagopal betont, dass der so entstandene Reichtum sich für
die privilegierten 5% auszahlt und Elend und Armut für über 50% der
Menschen bewirkt. Er schlägt deshalb vor, besser von
"Armutsentwicklung" zu sprechen, da sie zur Zerstörung der
selbstversorgenden Dorfwirtschaft, zu großflächigen Vertreibungen und
zum Anschwellen der Slums in den Großstädten führt.

Er schätzt, dass etwa 600 Millionen Menschen Opfer dieses
menschenfeindlichen Entwicklungsweges in Indien geworden sind. Im Fall
der Adivasis spricht er von einem stufenweisen Genozid und prangert
die Ignoranz der indischen Eliten gegenüber diesem Unrecht an.

PolitikerInnen und RegierungsbeamtInnen haben ein spezielles Interesse
an gewalttätig aufgeladenen Spannungen, um gewaltfreie AktivistInnen
als TerroristInnen auszugrenzen und militärisch bekämpfen zu können.
Auf diese Weise müssen sie sich für ihre eigenen Schandtaten nicht
einmal rechtfertigen.

In dem Buch wird allerdings deutlich, dass die gandhianische
Landlosenbewegung nicht in die aufgestellte Gewaltfalle tappt.
Beispielsweise von einem Arbeitscamp der Adivasis zur
Wiederherstellung eines kleinen Dammes, bei denen sich ein Dorf
erheblich mit großen Felsbrocken abmühte.

Als die in diesem Gebiet militärisch operierenden maoistischen
Naxaliten anboten, mit Dynamit bei der Sprengung zu helfen, wurde dies
nach einer kurzen Diskussion abgelehnt, weil es zu einer Verwischung
der Grenze zwischen Gewaltfreiheit und Gewalt führen würde. Das sind
hohe ethische Handlungsmaximen in einem Land, wo PolitikerInnen vor
Wahlen den Menschen alles versprechen und danach damit prahlen, dass
sie so viele Dumme gefunden haben, die ihnen geglaubt haben.

Das Buch ist eine lebendig geschriebene Einführung in die Praxis der
gewaltfreien Landrechtbewegung Indiens und enthält auf zehn Seiten
interessante Farbfotos und ein Glossar.

Mit der mehrjährigen Kampagne "Jai Jagat 2020" versucht Ekta Parishad
aktuell soziale und ökologische Basisbewegungen weltweit über alle
Grenzen hinweg zu verbinden.

Wenn die Landlosen nach ihrem zwölfmonatigen Marsch von Indien nach
Europa im nächsten Jahr in Genf ankommen, können wir in Europa mit
Hilfe dieses Buches genau erfahren, worum es hierbei geht, uns bei den
geplanten Großveranstaltungen in der Schweiz einbringen und
mitdemonstrieren.
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Die institutionelle Krise in Frankreich - Zwischen Kontinuität und
Polarisierungstendenzen 

von Sebastian Chwala



Seit November des vergangenen Jahres erlebt Frankreich die intensivste
Protestwelle nach dem Amtsantritt des Präsidenten Emmanuel Macron. Die
Protestbewegung der "Gelbwesten" folgte auf die ebenfalls massiven,
aber erfolglosen, Proteste von Gewerkschaften und Studierenden im
Frühjahr des Jahres 2018. Bereits im Herbst 2017 hatte es eine kurze
Protestperiode der Gewerkschaften gegen die Arbeitsmarktpolitik des
jungen Präsidenten Macron gegeben. Im Unterschied zu den
vorangegangenen Protestwellen können sich die "Gelbwesten", glaubt man
den Meinungsumfragen, aber auf einen breiten gesellschaftlichen
Rückhalt berufen.

Grund dafür sind sicherlich die nicht explizit sichtbare politische
Verortung der Bewegung und deren dezentrale Strukturen. Unter dem
Banner der "Gelbwesten" versammeln sich Angehörige verschiedenster
gesellschaftlicher Milieus, die gegen die marktliberale und als
unsozial empfundene Politik Emmanuel Macrons und seiner Regierung
protestieren wollen.

Von den Medien und den herrschenden Eliten im Vorfeld der
Präsidentschaftswahlen 2017 mit viel Vorschusslorbeeren bedacht, hatte
sich Macron selbst als Außenseiter und Gegner der politischen Klasse
in Frankreich inszeniert und ein Novum in der Geschichte der V.
Republik erreicht. Zum ersten Mal wurde kein Vertreter der etablierten
politischen Parteien in das höchste Staatsamt gewählt. Gleichzeitig
hatte sich 2017 aber auch schon in Gestalt des Erfolges von Jean-Luc
Mélenchon und der Bewegung "La France insoumise" (LFI) (deutsch: "Das
aufständische Frankreich"), der immerhin 19,58 Prozent der abgegebenen
Stimmen erreichen konnte, die kommende Polarisierung des politischen
Feldes abgezeichnet.

Die Wahlen 2017 im Überblick - ein Misstrauensvotum gegen das
"System" 

Die Erfolge der Bewegungen "La République en Marche" (LREM) (deutsch:
Die Republik in Bewegung), an deren Spitze Emmanuel Macron stand, und
Mélenchons LFI belegen, dass das Vertrauen der Franzosen in das
politische System und die dominierenden Parteien weitgehend zerstört
ist. So stimmten in einer Umfrage von Transparency International 54
Prozent der befragten Franzosen der Aussage zu, dass die politischen
Eliten kommt seien. In einer Umfrage des französischen Fernsehens
unter jungen Menschen im Dezember 2016 waren sogar 99 Prozent der
Befragten dieser Meinung. Dass das "Finanzkapital die Welt regiere"
fand die Zustimmung von 93 Prozent der Befragten (Framont 2017: 6f.).
Bemerkenswerterweise war Jean-Luc Mélenchon bei der
Präsidentschaftswahl Frühjahr 2017 in dieser Altersgruppe am
erfolgreichsten. Unter den Jungwähler_innen holte er im ersten
Wahlgang über 30 Prozent der Stimmen (Cautrés 2017: 187). Zu
besonderen Hochburgen des Kandidaten des "aufständigen Frankreichs"
entwickelten sich dabei die gesellschaftlich und sozioprofessionell
heterogen zusammengesetzten urbanen Stadtviertel der französischen
Großstädte, die in den vorangegangenen Wahlen in erster Linie den
Kandidaten der Sozialistischen Partei ihre Stimmen gegeben hatten. Bei
den Präsidentschaftswahlen 2017 stürzte der offizielle Kandidat der
Sozialistischen Partei Benoît Hamon dieses Mal allerdings ab und
erreichte nur noch 6,36 Prozent der im ersten Wahlgang abgegebenen
Stimmen.

Doch nicht alle Stimmenverluste gingen auf Kosten Mélenchons. Je älter
und höher der Bildungstitel und das Einkommen war, desto mehr stieg
die Wahrscheinlichkeit, dass sich Wähler der Sozialisten für Emmanuel
Macron entschieden (Strudel 2017: 213). Überhaupt entpuppte sich
Macron in erster Linie als Kandidat des gutverdienenden
"Bildungsbürgertums".

Dagegen punktete der Kandidat der traditionellen Rechten,
Françcois Pillen in erster Linie bei Rentnern. Dies obwohl er
am konsequentesten dafür eintrat, die sozialen Sicherungssysteme zu
deregulieren. Marine Le Pen, Kandidatin des Front National (FN), zog
schließlich mit 21,30 Prozent der Stimmen zwar in die Stichwahl ein,
lag damit allerdings weit unter den eigenen Erwartungen. Schließlich
hatte der Front National in der Vergangenheit zahlreiche
Bürgermeisterwahlen gewonnen, hatte bei den Regionalwahlen 2015
beinahe zwei Regionalpräsidenten gestellt, Marine Le Pen und ihre
Nichte Marion Maréchal-Le Pen.

Die einst führende Partei des bürgerlichen Lagers (die "Republikaner",
LR) befindet sich seit der Wahlniederlage Francois Fillons im freien
Fall. Nachdem der liberale Flügel nach dem Wahlsieg Macrons von diesem
mit einigen Ministerposten bedacht worden war und in der Folge eine
eigene Parlamentsfraktion bildete, rückt LR unter ihrem aktuellen
Parteichef Laurent Wauquiez immer weiter nach rechts und versucht dem
inzwischen in "Rassemblement National" (deutsch: Nationale
Sammlungsbewegung) umbenannten einstigen FN Konkurrenz zu machen. Eine
Strategie, die sich nicht auszahlt: Umfragen sehen LR inzwischen im
einstelligen Bereich.

Macron und LREM - Kontinuität statt Neuaufbruch

So sehr die Existenz einer autonomen politischen Klasse, die über enge
Beziehungen in den Mediensektor verfügen würde, in den politischen
Diskursen der radikaleren Akteure innerhalb des politischen Spektrums
an der Tagesordnung ist, zeigt sich doch spätestens seit dem Wahlsieg
Macrons, dass die bürgerliche Klasse ziemlich deckungsgleich mit der
politische Klasse geworden ist. Dies zeigt sich, wenn man die
Zusammensetzung des im Juni 2017 neu gewählten französischen
Parlaments betrachtet. Die Wahlen waren freilich von einer massiven
Wahlenthaltung geprägt, die vielerorts über 50 Prozent betrug
(Marcé/Chiche 2017: 301). Dies zeigte, dass die Distanz zur neuen von
Macron geführten Administration von Anfang an groß war.

Dies dürfte mit dazu beigetragen haben, dass gut zwei Drittel der neu
gewählten Abgeordneten der gesellschaftlichen Elite angehören. Zwar
stieg der Frauenanteil durch die paritätisch zusammengesetzte
LREM-Fraktion auf insgesamt 38 Prozent, doch gehören auch 60 Prozent
der gewählten Frauen der Oberklasse an. Die Dominanz von LREM in der
Nationalversammlung hat zur Folge, dass die größte Berufsgruppe
inzwischen die Leitungskader aus der Privatwirtschaft ausmachen. An
zweiter Stelle folgen die Unternehmer, meist Inhaber von
Unternehmensberatungen oder Werbeagenturen. Dagegen machen Angehörige
der Mittel- und Unterklassen nicht einmal mehr ein Drittel der
Mitglieder der Nationalversammlung aus (Rouban 2017: 293 f.). Welch
ein Unterschied zu 1945, als immerhin 98 Arbeiter der
Nationalversammlung angehörten und die Kommunistische Partei
Frankreich in den ersten Nachkriegskabinetten zahlreiche Ministerien
besetzte (Framont 2017: 27f.).

Die Hoffnung mancher Beobachter auf eine Erneuerung des politischen
Systems und eine Überwindung der autoritären V. Republik fand freilich
nicht statt. Im Gegenteil, schon 2015 hatte Macron laut darüber
sinniert, dass die französische Demokratie ohne König oder wenigstens
einen politischen Führer im Stile de Gaulles Leerstellen schaffe, die
es zu schließen gelte und im Mai 2018, als bereits hunderttausende
gegen die Macron'schen "Reformen" auf die Straße gingen, bekannte er
sich dazu, dass Macht vertikale Entscheidungsprozesse zur Folge haben
müsse und er die Übung, jede Entscheidung beständig zu erklären, hasse
(Mauduit 2018: 135 f.).

Seinen Wahlsieg vor dem Louvre, dem Symbol königlicher Macht, zu
zelebrieren, sowie Staatsgäste im Schloss von Versailles zu
empfangen, war ein weiterer Fingerzeig, dass sich Macron als starker
und autoritärer Präsident präsentieren wollte und bewusst auf Distanz
zum linken Republikanismus ging. Er setzte somit die Tradition des
institutionalisierten Putsches fort, wie sie der von De Gaulle
etablierten Präsidialverfassung der V. Republik zu eigen ist (Mauduit
2018: 131 f., 136).

Diese Missbilligung demokratischer Strukturen liegt nicht zuletzt
daran, dass Macron als Absolvent der Eliteschule ENA (L'École
nationale d'administration) zum kleinen Kreis jener Spitzenbeamten
zählt, welche sämtlichen Führungspositionen in Staat, Wirtschaft,
Politik und Gesellschaft einnehmen. Die Absolventen dieser
Elitehochschule sowie der ebenfalls immer wichtiger gewordenen
Wirtschaftsuniversität HEC (École des hautes études
commerciales de Paris) stammen fast vollständig aus der französischen
Bourgeoisie, auch wenn sie sich selbst als gerne als Angehörige des
"republikanischen Verdienstadels" darstellen.

Doch zeigt auch die Biographie von Emmanuel Macron, dass davon keine
Rede sein kann. So stammt er aus einer Familie von Ärzten und
Professoren. Dies ermöglichte es ihm bereits in seiner Jugend,
prestigeträchtige Bildungsanstalten zu besuchen und entsprechende
Diplome zu erlangen, die ihm den Eintritt in das Elitenschulsystem
ermöglichten (Framont 2017: 58 f.). Diese Bildungstitel sind nicht in
erster Linie Ausdruck wirklicher Fähigkeiten, vielmehr sollen sie den
Eliten Legitimität verleihen. Aus dem produktionsmittelbesitzenden
Bürgertum wird eine vermeintlich aufgeklärte Führungselite, die durch
den Verweis auf die eigenen Kompetenzen den Anspruch auf die Führung
des Gemeinwesens erhebt und damit einer vollständigen Demokratisierung
von Staat und Wirtschaft einen Riegel vorschieben möchte.

Ziel der Absolvierung dieser Schulen ist nicht in erster Linie die
Aneignung von Fähigkeiten und Kompetenzen, sondern das Knüpfen von
Kontakten. So unterstützen sich die Angehörigen der einzelnen
Jahrgänge gegenseitig und bedenken die Kommilitonen mit gut dotierten
und einflussreichen Positionen im Staat, aber auch der
Privatwirtschaft. Man zieht sich also gegenseitig nach. Da zahlreiche
Spitzenbeamten dieser "Technostruktur" die neoliberale Wende samt der
Privatisierung eines Großteils der französischen Staatsunternehmen und
Beteiligungen federführend begleiteten, machen sie heute auch einen
bedeutenden Teil der Managementelite der französischen Konzerne aus
und öffnen Türen für die jungen "Technokraten". Auf diese Weise
bleiben Staat und Wirtschaft in Frankreich personell aufs engste
verknüpft (Mauduit 2018: 85 ff.). Besonders Macron erhielt aus dem
Umfeld der Eliten in seiner Wahlkampagne große Unterstützung,
garantierte er doch weiterhin einen direkten Zugriff von
Wirtschaftsinteressen auf den Staat, da er als ehemaliger
Steuerinspektor und anschließender Investmentbanker, eine Tätigkeit,
die ihn zum Millionär werden ließ, intime Kenntnisse der
Steuerverwaltung als auch Kontakte zu den relevanten Akteuren des
französischen Kapitalismus aufbauen konnte (Framont 2017: 143 ff.).

Der Niedergang der Sozialisten - Forderungen nach einer
"progressiven Wertegesellschaft" anstelle von Klassenfragen wurden
nicht goutiert

Der Einfluss der französischen Eliten macht sich in fast allen
Parteien bemerkbar. Sowohl die Spitzen der französischen "Sozialisten"
als auch die politische Rechte werden von Angehörigen der bürgerlichen
"Technokratie" dominiert. Strategen der Sozialisten drangen daher
bereits seit Jahren darauf, den Abschied von einer Politik zu nehmen,
welche die Arbeiter bzw. die Volksklasse, jene große Gruppe, die
sowohl Arbeiter als auch diesen kulturell nahestehenden Milieus der
unteren Mittelklasse umfasst, in den Mittelpunkt stellen sollte. Diese
wurden als privilegierte Modernisierungsverweigerer ("Insider")
bezeichnet, die ökonomisch und kulturell aus der Zeit gefallen und an
die radikale Rechte verloren wären. Sozialstaat und ökonomische
Regulierungen sollten aufgehoben werden, um ausgegrenzte "moderne"
Milieus, also (alleinerziehende) Frauen, Migranten und junge Menschen,
kurz "urbane Milieus" in die Gesellschaft zu integrieren. Die
Sozialistische Partei wollte so eine Stammwählerschaft an sich binden,
die durch progressive gesellschaftliche Werte wie Demokratie und
Multikulturalismus als "Lager der Solidarität", geprägt sein sollte,
aber nicht mehr durch das Streben nach gesellschaftlicher Gleichheit
(Amable/Palombarini 2017: 30ff.).

Dass die französischen Sozialisten in der Vergangenheit insgesamt kaum
überdurchschnittlich von "Arbeitern" gewählt wurden, hat einerseits
mit diesem verächtlichen Umgang mit der sozialen Frage und der
Abwertung nicht akademischer Milieus aus der Unterklasse durch die
Angehörigen des Bürgertums innerhalb der Sozialisten zu tun, ist aber
auch das Ergebnis falscher Schlussfolgerungen. Die modernen Konflikte
allzu schnell nur noch kulturell und identitär zu verorten entspricht
nicht den wirklichen Konfliktlinien, die nach wie vor ökonomischer
Natur sind (Amable/Palombarini 2017: 25ff.). Junge französische
Akademiker haben sich 2016 nicht deshalb überdurchschnittlich an den
"Nuit debout"-Protesten beteiligt, weil sie nach einer neuen
politischen Kultur suchten, sondern weil sie überdurchschnittlich von
Erwerbslosigkeit und Prekarität betroffen waren und ein stärkeres
Eingreifen des Staates in wirtschaftliche Prozesse und nicht deren
weitere Entgrenzung forderten. Schließlich entwickelte sich die "Nuit
Debout" Bewegung damals aus einer Protestbewegung gegen eine Lockerung
des Kündigungsschutzes heraus, die vom damaligen Wirtschafts- und
Finanzminister Macron vorangetrieben worden war (Studienkollektiv
2017). Auch eine Studie aus dem letzten Jahr zeigt, dass Akademiker
aktuell vor großen Schwierigkeiten stehen, auf dem französischen
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen und sich aus dieser Erfahrung heraus
kritisches Bewusstsein entwickeln kann. Dagegen gelingt dies
Facharbeitern, die über akademische Zusatzqualifikationen verfügen,
mitunter recht schnell. Die eigene Zukunft wird von diesen Akteuren
positiv beurteilt (Delés 2018). Die Identifikation mit den Zielen der
radikalen Rechten, die ein nationales Produktionsregime zur Rettung
der französischen Volkswirtschaft und der französischen kleinen und
mittleren Unternehmen versprachen, in denen viele Arbeitsplätze für
hochqualifizierte Facharbeiter entstünden, erleichterten die
Annäherung dieser Arbeitergruppen und der radikalen Rechten in Gestalt
einer Marine Le Pen (Girard 2017). Es sollte daher nicht verwundern,
dass die Hochburgen der damals noch als Front National antretenden
Partei Marine Le Pens 2017 in den urbanen Räumen vor allen Dingen
Stadtviertel waren, die sich durch eher niedrige Erwerbslosigkeit und
Immobilieneigentum auszeichneten, wie an den Beispielen Lille und
Nantes deutlich sichtbar ist (Batardy/Riviére 2017; Desage/Haute
2017).

Der "aufständige" Jean-Luc Mélenchon - "volkssouverän" zum Erfolg?


Der Wahlerfolg Jean-Luc Mélenchons, der zwar nicht, wie zuweilen auch
in Deutschland angenommen wird, auf eine überdurchschnittlich hohe
Unterstützung aus Milieus formal gering qualifizierter Lohnarbeiter
zurückzuführen ist, sondern in stärkerem Maße Akademiker ansprach,
darf deshalb trotzdem nicht als begrenzt eingeschätzt werden:
Mélenchon kritisierte als einziger die Vermachtung von Medien und
Politik und verwies auf deren Klassencharakter. Gleichzeitig nahm er
allerdings davon Abstand, allzu sehr Bezug zu nehmen auf klassische
linke Symbolik und Rhetorik. Jean-Luc Mélenchon versuchte dagegen, die
nationale Frage von links zu besetzen. Im Mittelpunkt seiner
Wahlkampagne stand die Idee der Rückgewinnung der "Volkssouveränität".

"La France insoumise" wurde zwar formal als Partei gegründet, kennt
aber keine formelle Mitgliedschaft, sondern ist für alle Menschen
offen, die sich zu den programmatischen Texten der Bewegung bekennen.
Ein Großteil der Entscheidungen wird über eine Internetplattform
gefällt, allerdings gibt es auch Tagungswochenenden, deren Teilnehmer
per Los bestimmt werden. Durch den Mangel an formalisierten Strukturen
wird aber auch einer hierarchischen Struktur Vorschub geleistet. Eine
kleine Führungsgruppe lenkt die grundsätzliche Ausrichtung, während
die Basis und selbst die mittlere Ebene wenig bis keinen Einfluss auf
die Debatten haben.

Neben einer radikalen Umverteilungspolitik, in der auch Raum gelassen
wurde für die Überführung privaten Eigentums in Belegschaftshand,
stellt das "Aufständige Frankreich" die Demokratiefrage. Soziale
Reformen waren für LFI nur möglich, wenn nicht nur alle
gesellschaftlichen Gruppen über die Zukunft des Landes mitentscheiden
können, sondern auch das Präsidialregime der V. Republik überwunden
werde. Deshalb forderte LFI eine verfassungsgebende Versammlung, deren
Mitglieder zum Teil durch Losentscheid bestimmt werden sollten und
welche die Verfassung einer VI. Republik ausarbeiten sollte.

Auf das starke Wahlergebnis im April des Jahres 2017 folgte allerdings
aufgrund der starken Demobilisierung der eigenen Wähler und des
strikten Mehrheitswahlsystems bei den Parlamentswahlen im Juni ein
deutlich schlechteste Ergebnis. LFI konnte nur 17 von 577 Sitzen
erreichen. Versuche, in der Folge im Rahmen von Nachwahlen weitere
Mandate hinzuzugewinnen, scheiterten. Strategische Differenzen
darüber, ob im Rahmen des Ringens um Wähler der radikalen Rechten eine
kritischere Position im Umgang mit der Migrationsfrage und den
islamischen Glaubensgemeinschaften eingeschlagen werden sollte,
führten zum Verlust von Aktiven, da LFI unter dem Einfluss Mélenchons
zwar nicht für eine Politik der "offenen Grenzen" für Arbeitsmigration
steht, allerdings eine bedingungslose Aufnahme von Klima- und
Kriegsflüchtlingen fordert. Weiterhin unklar ist auch das Verhältnis
zur kommunistischen Partei, deren integratives Verhalten in das
bestehende Institutionensystem von LFI abgelehnt wird.

Auch kam es zu Unmutsäußerungen über die Zusammenstellung der
Wahlliste für die Eurowahlen in kommenden Mai. LFI wurde von
Bewerbern, die nicht in die Wahlliste aufgenommen wurden, vorgeworfen,
auf intransparente Weise Entscheidungen gefällt und Mitglieder der
einen relevanten Teil der Führungsmitglieder von LFI stellenden "Parti
de gauche" (deutsch: Linkspartei") bei der Kandidatenauswahl bevorzugt
zu haben. Programmatisch knüpft LFI an das
Präsidentschaftswahlprogramm von 2017 an und hat die Europäische
Linkspartei verlassen. Ob das neu gegründete Bündnis "Maintenant le
peuple" allerdings nach den Europawahlen eine eigenständige Rolle
spielen wird bleibt abzuwarten, schließlich haben die meisten Partner
von LFI ihre Bindung an die Europäische Linkspartei bekräftigt.

Wer sind die "Gelbwesten"?

Die Tatsache, dass der staatliche Repressionsapparat relativ schnell
massiv gegen die "Gelbwesten" vorging und sich daran machte,
Demonstrationen zu unterbinden und besetzte Kreisverkehre zu räumen,
zeigte, dass die Proteste in den Augen von Staatspräsident Macron und
der französischen Regierung eine neue und andere Qualität besaßen als
die Proteste von Studierenden und Gewerkschaftern gegen die
neoliberalen Reformpolitiken seit der Amtszeit von Macrons
Amtsvorgänger Francois Hollande, die Macron aber als
Wirtschaftsminister bereits maßgeblich beeinflusst hatte. Bereits im
Januar dieses Jahres, kaum zwei Monate nach Beginn der Proteste, waren
bereits mehr als 1000 Verletzte, darunter mehrere dutzend
Schwerverletzte, zu beklagen. "Die Zahl der Verhafteten stieg auf
ähnliche Werte an (Cavelier 2019).

Die Befürchtungen, diese Bewegung könnte sich ausweiten, waren
berechtigt. Schließlich unterstützt eine Mehrheit der Franzosen laut
Umfragen die "Gelbwesten". Dies dürfte dadurch begründet sein, dass
ein Großteil der Aktivisten entweder Arbeiter oder Angestellter war
und über ein Einkommen verfügte, dass sich im Bereich des
gesellschaftlichen Durchschnitts bewegte. Nicht umsonst verorteten
Soziologen die "Gelbwesten" in der unteren Mittelklasse. Anders als
man es ursprünglich erwartet hatte, schließlich war der Auslöser der
"Gelbwesten"-Bewegung die Ablehnung einer Erhöhung der Steuern auf
Benzin und Diesel gewesen, ein traditionell rechtes Motiv, um auf die
Straße zu gehen, verorteten sich die "Gelbwesten" den Daten einer
ersten umfassenderen Studie zufolge aber eher im linken politischen
Spektrum (Bedock u.a 2018).[1]

Die Ablehnung der Erhöhung der Steuern auf Kraftstoffe liegt weniger
in der in der Ablehnung von Steuern und Bürokratie an sich begründet,
sondern daran, dass die "Gelbwesten" zu großen Teilen aus peripheren
und nicht urbanen Regionen stammen. Hier ist die Nutzung des Pkw
unerlässlich, um zum Arbeitsplatz zu gelangen. Ein Großteil der
Fertigungsstätten der französischen Industriebetriebe, aber auch
Logistikunternehmen haben heute ihre Standorte außerhalb der urbanen
Zentren. Die Regionen an den Stadträndern und im ländlichen Raum
weisen somit eine hohe Konzentration von unterdurchschnittlich
qualifizierten Arbeitskräften auf (Bruneau u.a. 2018).

Diese empirischen Befunde stehen im Einklang mit einem ersten
Forderungskatalog, der über die sozialen Medien verbreitet wurde, in
dem eine soziale Wende und eine Umverteilungspolitik von Vermögen
gefordert wird. Ganz zentral für die "Gelbwesten" war aber die
Forderung nach einer deutlichen Ausweitung von Volksbefragungen, um
eine Demokratisierung des französischen Präsidialsystems zu erreichen.
Das unter "Gelbwesten" populäre Konzept sieht vor, dass per Referendum
Gesetzte verabschiedet und abgelehnt werden können sollen. Ebenso
sollen Verfassungsänderungen möglich werden und Politiker abberufen
werden können. Die Sammlung von 700.000 Unterschriften soll für die
Durchführung eines Referendums notwendig sein.

Fazit

Frankreichs Parteiensystem befindet sich in der Auflösung. Die
traditionellen Links- und Rechtsparteien dürften bei der Europawahl
kaum noch zweistellige Stimmenanteile erreichen.

Doch von einem neuen hegemonialen Block kann keine Rolle sein. Da alle
siegreichen Präsidentschaftskandidaten der letzten zwanzig Jahre sich
zwar als Kämpfer gegen das Establishment verkauften, aber selbst
Produkte der gesellschaftlichen Eliten waren und die immer weiter
wachsenden ökonomischen Verwerfungen aus Eigeninteresse weiter
verschärften, können Bewegungen wie die "Gelbwesten", die offen das
bestehenden Institutionensystem ablehnen, hohe Zustimmungsraten
generieren und Staatspräsident sowie Regierung in die Defensive
drängen. Allerdings profitiert davon noch nicht in erster Linie die
Linke, da konsistent anti-neoliberale oder sogar gesellschaftlich
transformatorische Ideen erst ins Bewusstsein vordringen müssen.


[1] Vgl. differenzierend dazu die Analyse des "Collectif
quantité critique" in diesem Heft [Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung 
Nr. 117, März 2019]
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MELDUNG/983: Urheberrechtsrefrom - Über 150.000 "gekaufte Bots" auf Deutschlands Straßen? (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 23. März 2019

Urheberrechtsrefrom: Über 150.000 "gekaufte Bots" auf Deutschlands
Straßen? 



Die europaweiten Proteste kommentiert der politische Geschäftsführer der
Piratenpartei Daniel Mönch:

"Wir PIRATEN sind überwältigt, dass soviele Menschen heute ihren Protest
gegen Uploadfilter auf die Straße getragen haben. Über 150.000 allein in
Deutschland [1] [2] sind friedlich durch die Städte gezogen. Insbesondere
möchten wir den ehrenamtlichen Aktivisten von Savetheinternet.info (STI)
danken, die die Demonstrationen, oft zusammen mit PIRATEN-Gliederungen,
überall in Europa vorbereitet haben. Unser Dank gilt aber auch allen
anderen, die in den letzten Wochen jede freie Minute dafür eingesetzt
haben, dass dieser Tag zu einem Erfolg wird.

Die Behauptung von Daniel Caspary von der CDU/CSU, Demonstranten wären
gekauft, ist eine einzige Unverschämtheit gegenüber den Demonstrierenden
und vollkommen unrealistisch noch dazu. Selbst nach den Schätzungen der
Polizei müssten allein die heutigen Proteste Millionen gekostet haben. Das
liegt weit außerhalb der Mittel, welche den Aktivisten von STI oder der
Piratenpartei zur Verfügung stehen. [3]

Die Bilder vom heutigen Tag sind ein eindrucksvolles Signal an die
Abgeordneten des Europäischen Parlaments. Viele junge Menschen werden im
Mai das erste Mal zur Wahl gehen. Ob Abgeordnete bei der Abstimmung für
oder gegen Uploadfilter stimmen, wird für ihre Wahlentscheidung
entscheidend sein."

Jonathan Babelotzky, Bundesthemenbeauftragter der Piratenpartei für
Urheberrecht und Uploadfilter sowie Politischer Geschäftsführer der
Piratenpartei Bayern ergänzt:

"Es ist unglaublich, dass so viele Menschen in ganz Europa demonstriert
haben. Das zeigt, hinter der Kritik an der Urheberrechtsreform stehen nicht
nur wir Piraten, sondern inzwischen ein breites gesellschaftliches Bündnis.
Als wir vor einem Jahr in München noch mit 10 Leuten an wenig interessierte
Passanten Flyer verteilt haben, hätte ich mir nicht vorstellen können, dass
die Protestbewegung einmal so groß wird."


Quellen/Fußnoten:

[1] Teilnehmerzahlen: twitter.com/watch_union/status/1109483034523385856

[2] Tagesschau 23.03.: www.tagesschau.de/inland/eu-urheberrechtsreform-protest-101.html

[3] Rechenschaftsberichte der Piratenpartei: finanzen.piratenpartei.de/rebe.php

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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DOKUMENTATION/1609: BR - "Die Farbe der Sehnsucht" von Thomas Riedelsheimer, 27.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Die Farbe der Sehnsucht

von Thomas Riedelsheimer

DoX - Der Dokumentarfilm im BR

Mittwoch, 27. März 2019, 22.45 Uhr, BR Fernsehen



Katar, Portugal, Mexiko, Japan und Deutschland sind die fünf Länder,
in denen der vielfach ausgezeichnete Regisseur und Kameramann
Thomas Riedelsheimer "Die Farbe der Sehnsucht" sucht. Mit großen
Bildern, Musik, Gedichten und acht berührenden Geschichten über Liebe,
Heimat, Hoffnung, Natur und Freiheit erzählt er von der Tragik und der
Freude, Mensch zu sein. Das BR Fernsehen zeigt am Mittwoch, 27. März
2019 um 22.45 Uhr erstmals den Dokumentarfilm "Die Farbe der
Sehnsucht" des Grimme-Preisträgers. Der Film ist nach Ausstrahlung bis
zum 3. April 2019 in der BR Mediathek zu sehen.

Was ist die Sehnsucht, dieses viel beschworene, ungewisse und doch so
präsente Gefühl? Wonach sehnen wir uns, was sind unsere Träume, unsere
Vorstellungen von Glück und Erfüllung? Wie gehen wir mit inneren und
äußeren Widerständen und Widrigkeiten um, die unsere Freiheit
begrenzen? Mit der Welt, wie sie ist, und der Welt, wie wir sie
vielleicht wollen?

Der Regisseur und Kameramann Thomas Riedelsheimer bereist für seinen
Dokumentarfilm verschiedene Kontinente dieser Erde und versucht das
essentielle und doch sehr schwer greifbare Gefühl der Sehnsucht zu
verstehen. Dabei geht es um die Träume einer muslimischen Frau in Doha
in Katar; um die Heimat und Kraft eines Tanzes in Lissabon in
Portugal; um Obdachlose und eine Dichterin, die ihnen eine Stimme gibt
in Osaka in Japan; um einen Taucher in Mexiko, der das Meer, seine
Bewohner und die Einheit mit der Schöpfung liebt und um einen jungen
Musiker aus München, der am Zustand der Welt schier verzweifelt.

"Die Farbe der Sehnsucht" ist eine Produktion von Filmpunkt GmbH in
Zusammenarbeit mit SKYLINE PRODUKTIONS in Koproduktion mit WDR und BR
mit Unterstützung von BKM, Film- und Medienstiftung NRW und dem DFFF.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FILM/1638: Das Erste - Der große BRECHT-Abend im Ersten, 27.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. März 2019

Der große BRECHT-Abend im Ersten

Ein Film in zwei Teilen und eine Dokumentation am Mittwoch, 27. März
2019 ab 20:15 Uhr

Brecht - Ein Film in zwei Teilen von Heinrich Breloer | 27.03.2019,
20.15 Uhr | Das Erste

Brecht und das Berliner Ensemble | 27.03.2019, 23.45 - 00.30 Uhr | Das
Erste



Ein ganz besonderer Fernsehabend erwartet die Zuschauerinnen und
Zuschauer am 27. März, ab 20:15 Uhr im Ersten: BRECHT, der Film in
zwei Teilen von Heinrich Breloer. Sein neues Dokudrama führt das Leben
des meistgespielten deutschen Dramatikers des 20. Jahrhunderts in all
seinen Widersprüchen, Ambivalenzen und Brüchen vor - und erhellt von
da aus sein Schaffen auf überraschende Weise neu.

Der Film holt Brecht aus dem "Klassikerverlies" (Der Spiegel), und
macht ihn neu zugänglich. Vor allem zeigt er, dass die Fragen, die
Brecht umtrieben, nach wie vor hochaktuell sind, und seine Stücke wie
die Lebensgeschichte dahinter uns heute noch angehen. Es sei "das
Recht auf den Zweifel, auf das Denken in Widersprüchen und das
Beharren auf der Vernunft", so Heinrich Breloer, das Brecht immer
wieder eingefordert hat und das uns gerade jetzt in verunsicherter
Zeit erneut als Maßstab dienen kann. Breloers Film ist auch ein
Plädoyer für die Kraft der Kunst und was sie an Neugier, Erkenntnis
und Veränderungslust in den Köpfen der Menschen freisetzen kann:
anspruchsvoll und formend im besten Sinne.

Bereits Ende der 1970er Jahre hatte sich Heinrich Breloer mit einer
Fernsehdokumentation der Figur Brecht angenähert und dafür viele
Gespräche mit Zeitzeugen geführt. So konnte er sogar noch mit Brechts
erster Liebe Paula Banholzer, mit seinen Mitschülern und
Jugendfreunden sprechen. Für den aktuellen Film kamen zahlreiche
Interviews mit Mitarbeitern und Wegbegleitern Brechts aus den letzten
Jahren hinzu. Zusammen mit dokumentarischem Material aus den Archiven
und intensiven Recherchen vervollständigen sie Breloers Film in zwei
Teilen zum eindringlichen Doku-Drama, das Brechts Prinzipien des
epischen Theaters bis hinein in die Erzählweise ernst nimmt und die
Zuschauer zum kritischen Mitdenken auffordert.

Die Rolle des jungen Brecht spielt Tom Schilling; Burghart Klaußner
hat die Rolle Brechts in den Nachkriegsjahren übernommen. In weiteren
Hauptrollen spielen Adele Neuhauser und Lou Strenger als Helene Weigel
in jungen und späteren Jahren, Trine Dyrholm als Brechts dänische
Geliebte und Mitarbeiterin Ruth Berlau, Mala Emde als Paula Banholzer,
Brechts erste Liebe, und viele andere prominente Schauspieler.

Nach den "Tagesthemen" sendet Das Erste um 23:45 Uhr Heinrich Breloers
begleitende Dokumentation "Brecht und das Berliner Ensemble -
Erinnerung an einen Traum". Die Dokumentation konzentriert sich auf
die Zeitspanne von 1948 bis 1956, nach der Rückkehr Bertolt Brechts
und Helene Weigels aus dem Exil zunächst in die Schweiz und von dort
nach Ost-Berlin. In diesen wenigen Jahren wurde Bertolt Brecht der
Dichter und Regisseur, der das Theater revolutioniert hat, nicht nur
in Deutschland.

BRECHT ist eine Produktion der Münchner Bavaria Fiction (Produzenten:
Corinna Eich und Jan S. Kaiser) in Koproduktion mit WDR (federführende
Redaktion, Dr. Barbara Buhl, Dokumentation: Beate Schlanstein), BR
(Dr. Cornelia Ackers), SWR (Sandra Dujmovic), NDR (Christian
Granderath), ARTE (Dr. Andreas Schreitmüller) sowie der Bavaria
Filmproduktion Köln, SATEL Film (Wien) und als Serviceproduktion in
Tschechien, MIA Film s.r.o.. Gefördert wird die Produktion von der
Film- und Medienstiftung Nordrhein-Westfalen sowie dem Tschechischen
Fonds für Kinematografie.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. März 2019
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FEATURE/1216: ARD radiofeature - Dreckschleuder Deutschland. Die Gefährdung unserer Lebensgrundlagen, 27.-31.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 22. März 2019

ARD radiofeature im März

"Dreckschleuder Deutschland - Ein Feature über die Gefährdung
unserer Lebensgrundlagen"

Eine Produktion des Norddeutschen Rundfunks für das ARD radiofeature
2019

SWR - Mittwoch, 27. März 2019, 22:03 - 23.00 Uhr 

BR 2 Samstag, 30. März 2019, 13:05 - 14.00 Uhr

SR 2 - KulturRadio Samstag, 30. März 2019, 17:04 - 18.00 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 30. März 2019, 18:05 - 19.00 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 31. März 2019, 11:05 - 12.00 Uhr

NDR Info - Sonntag, 31. März 2019, 11:05 - 12.00 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 31. März 2019, 18:05 - 19.00 Uhr



Die schwedische Klimaaktivistin Greta Thunberg steht seit Monaten an
der Spitze der Protestbewegung "Fridays for Future" - und polarisiert
Bürger wie Politiker. FDP-Chef Christian Lindner ließ sich sogar zu
der Aussage hinreißen, Klimaschutz sei eine "Sache für Profis". Im
Hambacher Forst eskalierten die Proteste gegen die Abholzung zugunsten
des Braunkohleabbaus. Und nur allzu gerne wird hierzulande die Nase
über US-Präsident Donald Trump gerümpft, wenn dieser etwa den Austritt
der USA aus dem Pariser Klimaabkommen verkündet.

Doch das Selbstbild von Deutschland als Vorreiter für Klima- und
Umweltschutz ist trügerisch. Wir produzieren luxuriöse
Feinstaubschleudern, trennen Müll, bevor wir schließlich doch alles
zusammen verbrennen und verseuchen mit Gülle und Pestiziden auf den
Äckern unser Grundwasser, Flüsse und Bäche. Wer verpatzt unsere
Klimabilanz? Welche Kräfte in Berlin und Brüssel blockieren eine
vernünftige Umweltpolitik? Wie bremst die konventionelle
Landwirtschaft die Agrarwende aus? Diesen und weiteren Fragen ist
ARD-Autor Tom Schimmeck nachgegangen.

"Dreckschleuder Deutschland - Ein Feature über die Gefährdung unserer
Lebensgrundlagen" heißt das neue ARD radiofeature. Ab Mittwoch, 27.
März 2019, ist es in sieben Wort- und Kulturwellen der ARD zu hören
und im Internet sowie in der ARD Audiothek App verfügbar.

"das ARD radiofeature" begibt sich auf Spurensuche. Recherchiert
Hintergründe und Zusammenhänge, sucht nach der Wahrheit hinter der
Wirklichkeit.

Allein im Bereich Umwelt laufen über ein Dutzend
EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland. Mächtige
Lobbygruppen diktieren derweil im Hintergrund die Politik. Deutsche
Regierungspolitiker stellen sich schützend vor die Interessen der
heimischen Industrie, etwa beim Dieselskandal. EU-Recht wird in vielen
Fällen nicht in nationales Recht integriert. Bestehende Regeln werden
oft nicht durchgesetzt. In Europa gilt Deutschland in Umweltfragen
inzwischen als Bremsklotz. Ein Dilemma, denn unter dem Strich geht es
um nichts Geringeres als unsere Lebensgrundlagen - unsere Böden, das
Wasser, die Luft.

Tom Schimmeck, geboren 1959 in Hamburg, Mitgründer der taz und
Redakteur bei Tempo, Spiegel, profil und Die Woche, schrieb auch für
Zeitschriften in Afrika, Europa und den USA, ist Autor des Buches "Am
besten Nichts Neues - Medien, Macht und Meinungsmache", 2010. Seit
2004 produziert er vor allem Radio-Features und Hintergrundsendungen
für ARD und Deutschlandfunk. Seine Arbeiten wurden u.a. mit dem
Otto-Brenner-Preis, Ernst-Schneider-Preis und dem Deutschen
Sozialpreis ausgezeichnet.

Redaktion: Christiane Glas (NDR)
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FEATURE/1215: Deutschlandfunk - Harte, weiche, keine Grenze?, 26.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Harte, weiche, keine Grenze?

Wie der Brexit die irische Wiedervereinigung beschleunigen könnte

Von Hannelore Hippe

Deutschlandfunk/SWR 2019

Das Feature

Dienstag, 26. März 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vor eineinhalb Jahren reiste die Autorin entlang der inneririschen
Grenze und unterhielt sich mit den betroffenen Menschen über ihre
Hoffnungen und Ängste zum bevorstehenden Brexit. Noch immer wissen die
Menschen nicht, was sie erwartet. Sie fühlen sich allein gelassen.
Dabei stehen nicht nur wirtschaftliche Existenzen auf beiden Seiten
der Grenze auf dem Spiel. Auch Kinder, die Schulen und Kitas besuchen,
wie Patienten, die täglich zwischen beiden Staaten pendeln, um
behandelt zu werden, ständen vor unlösbaren Problemen. Die Angst vor
einem Aufflammen der Unruhen, die durch das Karfreitagsabkommen von
1998 endlich zur Ruhe kamen, ist wieder da, falls es zu einer harten
EU-Außengrenze mit scharfen Kontrollen käme.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1214: Deutschlandfunk Kultur - Was kommt nach dem "Peak Meat?", 26.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was kommt nach dem "Peak Meat?"

Über die Ernährung der Zukunft

Von Caroline Nokel

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 26. März 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Auf hohem Niveau, aber leicht rückläufig ist der Fleischkonsum in
Deutschland. Immer mehr Menschen ernähren sich vegetarisch, vegan oder
pegan, achten auf gesundes und ressourcenschonendes Essen. Der "Peak
Meat" ist anscheinend überschritten. Wie ernähren wir uns künftig?
Wissenschaftler und Start-Ups erforschen Trends und entwickeln
Lebensmittel, die Genuss und Gesundheitsaspekte vereinen sollen. Oft
bilden die Neuheiten die sich ändernden Lebensgewohnheiten der
Konsumenten ab: Hoch verarbeitete Lebensmittel sparen vor allem Zeit,
die man sonst fürs Kochen aufwenden müsste. Doch ist das Essen der
Zukunft wirklich gesünder und nachhaltiger? Wollen wir uns so
ernähren? Und was wird aus unseren Fähigkeiten, selbst Nahrung
zuzubereiten?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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THEMENREIHE/348: WDR 4 - Stimmungen in Zeiten des Brexit, 25.-29.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 24. März 2019

Stimmungen in Zeiten des Brexit

WDR COSMO sendet eine Woche live aus London

vom 25. bis 29. März 2019



Eine Woche am Puls der Weltmetropole: COSMO, das junge europäische
Kulturradio des WDR, sendet vom 25. bis 29. März 2019 live aus London.
Dabei spüren COSMO-Moderatorin Siham El-Maimouni und ein Reporter-Team
täglich zwischen 16 und 20 Uhr dem Lebensgefühl der Stadt in
turbulenten Zeiten nach.

Hintergrund ist der absehbare Abschied der Briten aus der EU: Entgegen
aktueller politischer Tendenzen zur Abschottung steht gerade die
britische Popkultur - und London als ihr Zentrum - für das Verbindende
über Ländergrenzen hinweg. Ob in Musik, Mode oder Lifestyle - London
bleibt Inbegriff kultureller Vielfalt und Trendsetter in aller Welt.
Mit authentischen Stimmungsbildern bildet COSMO das vibrierende Leben
der Metropole ab. Gesendet wird aus einem mobilen Sendestudio im
Goethe-Institut im Herzen der Stadt.

Musikerinnen und Musiker sowie weitere Kulturschaffende aus der Stadt
sind zu Gesprächen und Musiksessions eingeladen. Zu Gast sind unter
anderem HipHop-Star Little Simz, Avantgarde-Musiker Matthew Herbert
mit seinem Brexit-Projekt oder Grace Petrie, die Stimme des
politischen Folk. Modepsychologin Kate Nightingale geht auf die Styles
von London ein. Abends geht es in die Clubs der aufblühenden Londoner
Jazz-Szene. COSMO-Reporter zeigen außerdem die politischen
Auseinandersetzungen in der Stadt auf, etwa bei der "People's
Vote"-Demo und beim "March for Leave". Mit Aktivisten wie Faz und
Akala beleuchtet COSMO die jüngsten Gewaltausbrüche unter
Jugendlichen. Es wird eine ereignisreiche und spannende Woche in
London - und COSMO ist live dabei.

 * 
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KINDER/484: Kita & Co. - das zweite Zuhause für kleine Kinder (idw)




Stiftung Kindergesundheit - 21.03.2019

Kita & Co. - das zweite Zuhause für kleine Kinder

Stiftung Kindergesundheit informiert über die gesundheitlichen Vor- und
Nachteile der außerfamiliären Betreuung

Die Kinderbetreuung in Deutschland macht gute Fortschritte, berichtet die
Stiftung Kindergesundheit. Am 1. März 2018, dem Stichtag der amtlichen
Statistik besuchten bundesweit 789.559 Kinder unter drei Jahren und 2.070.315
Kinder von 3 bis unter 6 Jahren Kindertageseinrichtungen oder wurden
von einer Tagesmutter oder einem Tagesvater betreut. Damit nahmen 33,6
Prozent aller Kinder im Alter von unter drei Jahren und 93,0 Prozent aller
Kinder im Kindergartenalter ein Betreuungsangebot in Anspruch.

Alles bestens also? Noch nicht ganz, gibt die Stiftung Kindergesundheit zu
bedenken: Trotz der beeindruckenden Zahlen finden immer noch viele
Familien weder eine Kita noch eine Tagespflegestelle. Die Wartelisten sind
lang, der Fehlbestand für unter dreijährige Kindern beträgt bundesweit
12,1 Prozent und wird sich in den nächsten Jahren durch die gestiegenen
Geburtenzahlen und die Zuwanderung noch vergrößern. Und auch Eltern, die
einen Betreuungsplatz ergattert haben, wünschen sich oft längere
Kita-Öffnungszeiten.

Idealer Rahmen, um Gesundheit zu lernen

"Tagespflegestätten sind nach und neben der Familie wichtige Institutionen
für die Entstehung von Werten, Normen und Einstellungen bei den von ihnen
betreuten Kindern", betont Kinder- und Jugendarzt Professor Dr. Berthold
Koletzko, Vorsitzender der Stiftung Kindergesundheit. "In den ersten drei
Lebensjahren entwickelt sich das Vertrauen des Kindes in andere Menschen
und es entstehen die Selbstkontrolle und die emotionalen Grundlagen für
das Lernen. Krippen und Kitas bieten außerdem den idealen Rahmen für das
Einüben eines gesunden Lebensstils. In diesem Alter sind die Chancen
besonders groß, das Bewegungs- und Ernährungsverhalten erfolgreich zu
beeinflussen. Alles, was die Kinder in diesen Jahren über Gesundheit,
Ernährung und Hygiene verinnerlichen, wird auch ihre Persönlichkeit als
Erwachsene prägen".

Wie steht es aber mit der gesundheitlichen Belastung der Kinder in Krippen
und Kitas? Müssen ihre Eltern im Hinblick auf Erkältungen und Durchfälle,
Kinderkrankheiten und Allergien mit größeren Risiken rechnen als Eltern
mit einem "Hauskind"? Professor Koletzko erläutert die vorliegenden
Erkenntnisse: "Wenn kleine Kinder zusammenkommen, können sie sich
gegenseitig mit Krankheiten anstecken. Besonders häufig kommt es zu
Mittelohrentzündungen, akuten Mandelentzündungen und zu Entzündungen der
Atemwege. Krippenkinder sind anfänglich etwa doppelt so häufig und auch
doppelt so lang krank als Hauskinder. Diese Infekte sind zwar meist
unangenehm und belastend, oft aber auch wichtig und notwendig, weil sie
das Immunsystem trainieren".

Die Differenzen schwächen sich bis zum sechsten Lebensjahr immer mehr ab.
Bei den Sechsjährigen werden zwischen Familienkindern und
Kindergartenkindern nur noch geringfügige Unterschiede in Bezug auf
Infektionen, Atemwegserkrankungen oder Störungen des Verdauungssystems
festgestellt.

Die groß angelegte "Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in
Deutschland" (KiGGS-Studie) kam ebenfalls zum Ergebnis: Mit dem Besuch von
Krippen und Kitas sind keine gravierenden, anhaltenden gesundheitlichen
Risiken zu befürchten. Die aktuell erhobenen Daten zeigen, dass
Krippenkinder im Vergleich mit Hauskindern keinesfalls dauerhaft
gesundheitlich benachteiligt sind, resümiert die Stiftung
Kindergesundheit.

Kinder brauchen Kinder!

Schon kleine Kinder profitieren von der Betreuung in der Gruppe: Kinder,
die eine Krippe besuchen, schaffen es später im Durchschnitt häufiger auf
ein Gymnasium. Vor allem bei Kindern, die aus sozial benachteiligten
Familien stammen, erhöht der Krippenbesuch die Bildungschancen deutlich.

Ein weiterer wichtiger Aspekt: Heute wächst jedes fünfte Kind in
Deutschland als Einzelkind auf. "Kinder brauchen aber andere Kinder für
die Entwicklung ihrer sozialen Kompetenzen, am besten von Anfang an", sagt
Professor Berthold Koletzko. "Der Umgang mit gleichaltrigen, jüngeren oder
älteren, stärkeren oder schwächeren Kindern verstärkt ihre Chancen, ihre
soziale Rolle in der Gemeinschaft zu finden". Kinder lernen auch
voneinander: Die frühen Kontakte mit anderen Kindern bringen ihnen viele
wichtige Erfahrungen.

Impfungen schützen auch die anderen Kinder

Besonders wichtig sei der vollständige Impfschutz der Kinder bei der
Aufnahme in die Kinderkrippe oder Kindestagestätte, hebt Professor
Koletzko hervor. "Überall dort, wo viele Menschen zusammenkommen und erst
recht in Gemeinschaftseinrichtungen wie Krippen und Kitas können sich
Infektionskrankheiten besonders schnell ausbreiten. Der intensive Kontakt
von Kindern und Betreuungspersonen untereinander bietet Erregern eine gute
Möglichkeit, sich über Tröpfchen- oder Schmierinfektionen auszubreiten".

Die meisten Erkrankungen heilen schnell wieder aus. Einige aber können
schwerwiegende Folgen oder sogar lebensgefährliche Beeinträchtigungen
verursachen. Schutz vor einer Vielzahl schwerer Infektionskrankheiten
bieten Impfungen. Deshalb sollte das Kind bereits bei der Aufnahme in die
Kita über möglichst alle der bis dahin empfohlenen Impfungen verfügen.
Fehlende Impfungen können jederzeit vom Kinder- oder Hausarzt nachgeholt
werden.

Der wichtigste Grund für eine Impfung ist das Ziel, vor der entsprechenden
Krankheit geschützt zu sein. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist jedoch
auch, durch eine Impfung nicht zur Ansteckungsquelle für andere Kinder und
Erwachsene in der Umgebung zu werden. Dieser Schutz ist besonders wichtig
für Babys, die noch nicht geimpft werden konnten und für Schwangere, die
sich selbst nicht impfen lassen können.

Die Qualität von Kitas hat sich in den vergangenen Jahren verbessert - das
lässt sich an den Personalschlüsseln messen. 2012 war eine Fachkraft in
Krippen rein rechnerisch für 4,8 ganztagsbetreute Kinder zuständig, 2017
waren es 4,3 Kinder. Als wünschenswert gilt allerdings ein
Personalschlüssel, der bei drei bis vier Kindern pro Fachkraft liegt.

Neues Projekt: "Gesundheitsmanager" durch e-Learning

Pädagogische Fachkräfte in Kitas und Tagespflegeeinrichtungen haben im
Rahmen einer von der Stiftung Kindergesundheit durchgeführten Umfrage über
Unsicherheiten berichtet und den Wunsch nach mehr Unterstützung und
Orientierung im Bereich der gesundheitlichen Betreuung und der
Gesundheitsförderung geäußert.

Um diese Informations- und Ausbildungslücke zu schließen, hat die Stiftung
Kindergesundheit gemeinsam mit einem interdisziplinären Expertenteam durch
eine Förderung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) ein "Curriculum zur Gesundheitsförderung für die Aus- und
Weiterbildung von pädagogischen Fachkräften und Tagespflegepersonen in der
Betreuung 0 bis 3jähriger Kinder" entwickelt. Diese Leitlinien und
Empfehlungen dienen der Unterstützung und Weiterbildung von allen
Personen, die in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege
tätig sind.

Das Curriculum fasst den aktuellen Stand der Kenntnisse und Empfehlungen
zu den verschiedensten Aspekten der Gesundheitsprävention und -vorsorge in
der Betreuung von Kleinkindern zusammen: Körperpflege, Ernährung und
Schlafbedarf bei Kindern unter drei Jahren, Küchenhygiene, Gestaltung der
Bildungs- und Ruheräume für Kinder, Unfallprävention, Umgang mit
Erkrankungen, Erste Hilfe, Medikamentengaben und andere medizinische
Fragen, bis hin zur Gestaltung der Elternarbeit.

In einem aktuellen Projekt arbeiten die Experten der Stiftung
Kindergesundheit an der Erweiterung des Curriculums. Seine Inhalte sollen
in Form eines webbasierten Fortbildungsangebots in der Aus- und
Weiterbildung von pädagogischem Fachpersonal etabliert werden. Dem
Fernkurs liegt die Konzeption eines "e-Learning"-Programms zugrunde. Die
Lerninhalte werden dabei aus interaktiven Grafiken, Videos und Podcasts
zeitgemäß vermittelt. Die Teilnehmenden können beim "e-Learning" ihre
Zeiteinteilung flexibel gestalten. Ein abschließender Test mit
anschließender Zertifizierung zum "Gesundheitsmanager" soll das Angebot
abrunden.

Weitere Informationen finden sich im Buch "Kinder gesund betreut -
Curriculum zur Gesundheitsförderung in der Kinderbetreuung für Kinder
unter drei Jahren" (Friedrich Verlag, 59,95 EUR), sowie unter 

www.kinder-gesund-betreut.de
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Wie Noroviren ihre Vorliebe für Süßes kontrollieren

Neu entdeckter Mechanismus in der Virushülle bedeutsam für die Entwicklung
von Impfstoffen und die Suche nach antiviralen Substanzen



Forscher aus dem Institut für Chemie und Metabolomics der Universität zu
Lübeck haben einen neuen Mechanismus entdeckt, mit dem humane Noroviren
Zuckerbindung "abschalten" können. Den Schlüssel zu diesen neuen
Erkenntnissen lieferte die NMR-Spektroskopie (Nuclear Magnetic Resonance;
Kernresonanzspektroskopie). Sowohl die Entwicklung von Impfstoffen wie
auch die Suche nach antiviralen Substanzen sollten von dieser Entdeckung
profitieren. Die Fachzeitschrift Nature Communications berichtet in ihrer
neuesten Ausgabe über diese Arbeiten.

Die Forscher Dr. Alvaro Mallagaray und Robert Creutznacher aus der
Arbeitsgruppe um Prof. Dr. Thomas Peters (Direktor des Instituts für
Chemie und Metabolomics) stießen bei ihren NMR-spektroskopischen
Experimenten mit viralen Hüllproteinen auf eigenartige Veränderungen, die
zunächst nicht zu erklären waren. Vorhergehende Studien in Lübeck wie auch
in anderen Laboratorien weltweit hatten keine Hinweise auf eine
Transformation des Hüllproteins geliefert.

Die ungewöhnliche Beobachtung wurde möglich, weil es den Forschern in
aufwendigen Vorarbeiten in den vergangenen Jahren gelungen war, die
viralen Hüllproteine auf eine spezielle Art mit nicht-radioaktiven
Isotopen zu markieren und so den NMR-spektroskopischen Fingerabdruck der
Proteine nahezu vollständig zu entschlüsseln. Mit der Entschlüsselung
dieses Fingerabdrucks ist es nun möglich, tiefen Einblick in die Anheftung
der viralen Hüllproteine an Zuckerstrukturen auf der Oberfläche von
Wirtszellen und von Bakterien, die Bestandteil des sogenannten Mikrobioms
im Darm sind, zu gewinnen.

Die Anheftung humaner Noroviren an ganz bestimmte Zuckerstrukturen, die
sogenannten humanen Histoblutgruppenantigene (HBGAs), wird als
entscheidender Schritt für eine erfolgreiche Infektion angesehen und ist
deshalb Gegenstand einer Vielzahl von Studien, die für die Entwicklung
antiviraler Hemmstoffe auf die Inhibierung dieser spezifischen
Wechselwirkung zwischen Virus und Wirt abzielen.

Die Ursache der von Mallagaray und Creutznacher beobachteten Veränderungen
offenbarte sich gewissermaßen als Nebenprodukt der Entschlüsselung des
Protein-Fingerabdrucks in einem aufwendigen dreidimensionalen
NMR-Experiment, einem sogenannten HN(CO)CACB-NMR Experiment. Die spektralen
Daten zeigten an, dass ein Aminosäurerest, der die Zucker-Bindungsstelle
flankiert, einer relativ raschen spontane Umwandlung unterliegt und so die
Zuckerbindung signifikant unterdrückt. Derartige Prozesse sind als
posttranslationale Modifikationen grundsätzlich seit langem bekannt,
jedoch noch nie mit Virusinfektionen und der Wechselwirkung viraler
Hüllproteine mit Wirtszellfaktoren oder Rezeptoren in Verbindung gebracht
worden.

Die Ergebnisse aus dem Lübecker Labor wurden mit Hilfe komplementärer
Experimente in anderen Arbeitsgruppen im Rahmen einer Kooperation unter
dem Dach der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten
Forschergruppe ViroCarb bestätigt. So konnte die Arbeitsgruppe um Dr.
Charlotte Uetrecht vom Heinrich-Pette-Institut in Hamburg die Befunde
massenspektrometrisch untermauern, und der Gruppe um Dr. Bärbel Blaum von
der Universität Tübingen ist es gelungen, die strukturellen Details der
geänderten Glycanbindung mit Hilfe der Röntgenkristallographie
aufzuklären.

Eine Analyse der Gensequenzen von derzeit in Epidemien prävalenten
Norovirusstämmen zeigt, dass ca. 60 Prozent der Viren diese
posttranslationale Modifikation ausbilden können und damit die Bindung an
Zuckerketten auf Wirtszell- oder Bakterienzelloberflächen modulieren. Es
ist derzeit noch unklar, ob und welchen Vorteil das Virus bei der
Infektion von dieser spontanen Transformation hat. Unstrittig ist
allerdings, dass die spontane Umwandlung in der Zucker-Bindungsstelle des
Virus bei der Suche nach viralen Hemmstoffen wie auch bei der Entwicklung
von Impfstoffen beachtet werden muss.


Publikation:

Mallagaray, A., Creutznacher, R., Dülfer, J., Mayer, P.H.O., Grimm, L.L.,
Orduña, J.M., Trabjerg, E., Stehle, T., Rand, K.D., Blaum, B.S., Uetrecht,
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T. A post-tranlational modification of human Norovirus
capsid protein attenuates glycan binding (2019) 

Nature Communications.
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Wichtiger Mechanismus der Antigenpräsentation in Wächterzellen des Immunsystems enträtselt

TWINCORE-Forscher entschlüsseln, wie der Transport von Antigenfragmenten
auf die Oberfläche von Immunzellen des Menschen reguliert wird



Dendritische Zellen sind die Wächter unserer Immunabwehr. Sie lauern
fremden Eindringlingen auf, schlucken sie, zerlegen sie in Bruchstücke und
präsentieren die Bruchstücke auf der Zelloberfläche. Durch den Kontakt von
spezialisierten weißen Blutkörperchen, den T-Zellen, mit den dendritischen
Zellen und ihrer Ladung aus Bruchstücken von Erregern werden die T-Zellen
aktiviert, sodass sie infizierte Zellen letztendlich zerstören können.
Wissenschaftler vom TWINCORE, einer gemeinsamen Einrichtung des
Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung (HZI) und der Medizinischen Hochschule
Hannover (MHH), konnten jetzt aufdecken, wie die Aufnahme von Antigenen
und die Präsentation von Antigenfragmenten auf dendritischen Zellen des
Menschen zeitlich und räumlich reguliert werden. Die Erkenntnisse legen
die Basis für die Entwicklung verbesserter Impfstoffe. Die Studie ist
gerade im Fachjournal Blood Advances erschienen.

Das Immunsystem ist ein hocheffizientes Überwachungssystem, das sofort
eingreift, wenn irgendwo im Körper eine Zelle signalisiert, dass sie
infiziert ist. Ein Schlüsselmechanismus der Immunabwehr beruht darauf,
dass Körperzellen spezielle Rezeptoren auf ihrer Oberfläche tragen, die
fremde Proteinfragmente präsentieren können. Erscheint ein Fremdprotein
auf der Zelloberfläche in den sogenannten human leukocyte antigen
(HLA)-Strukturen, sorgen spezielle T-Zellen (weiße Blutkörperchen) dafür,
dass die Zelle beseitigt wird.

Bevor die T-Zellen jedoch ihre Überwachungsaufgabe im Körper wahrnehmen
können, müssen sie in den Lymphknoten zunächst antigenspezifisch aktiviert
werden. Diese Aufgabe übernehmen spezielle Immunzellen, zum Beispiel
dendritische Zellen, die auf ihrer Oberfläche Antigene präsentieren
können. Dendritische Zellen sind im menschlichen Körper relativ selten.
Daher wussten die Forscher bislang wenig über die Aufnahme und
Weiterverarbeitung von Antigenen und die Präsentation von
Antigenfragmenten auf dendritischen Zellen des Menschen. Die meisten
bisherigen Erkenntnisse stammen aus Experimenten mit Mäusen und
Zelllinien.

Marius Döring, Hanna Blees und Nicole Koller aus den Teams von Prof.
Ulrich Kalinke am TWINCORE und Prof. Robert Tampé vom Institut für
Biochemie der Goethe Universität Frankfurt arbeiteten mehrere Jahre lang
eng zusammen, um besser zu verstehen, wie und wann dendritische Zellen des
Menschen ihre Antigene präsentieren. "Genau dieser Mechanismus stellt die
Basis für die Entwicklung neuer und verbesserter Impfstoffe dar", sagt
Ulrich Kalinke vom TWINCORE. "Bei der Arbeit mit dendritischen Zellen des
Menschen versagen viele Standardmethoden, da diese Zellen nicht in
ausreichender Anzahl isoliert werden können. Daher mussten wir einige
Methoden erst weiter entwickeln."

Die Forscher stellten sich die Frage, wie es möglich ist, dass am Ort der
Infektion Erregerkomponenten aufgenommen werden, die kritischen
Proteinfragmente aber erst später im Lymphknoten den T-Zellen präsentiert
werden. Aus Experimenten mit Mauszellen war bisher bekannt, dass das
Beladen der HLA-Rezeptorstrukturen mit Proteinfragmenten von einem
Transportmolekül namens TAP (transporter associated with antigen
processing) abhängig ist. Die Wissenschaftler fanden heraus, dass bei der
Entwicklung von Vorläuferzellen in dendritische Immunzellen die Menge an
TAP-Molekülen zunimmt, wohingegen die Transportfunktion abnimmt. "Die
verringerte Funktion des TAP-Transporters wirkt sich auch positiv auf die
Interaktion zwischen den dendritischen Zellen und den T-Zellen aus", sagt
Nicole Koller, Wissenschaftlerin am TWINCORE und an der Goethe
Universität. Interessanterweise präsentieren die fertigen dendritischen
Zellen Antigene viel besser als die Vorläuferzellen und sind damit auch
die effektiveren T-Zell-Aktivatoren.

"Darüber hinaus konnten wir den widersprüchlichen Befund, dass mehr
TAP-Moleküle mit geringerer Aktivität gefunden wurden, auflösen. Die Ursache
ist eine Umverteilung von TAP in der Zelle während der Differenzierung der
dendritischen Zellen", sagt Marius Döring, TWINCORE-Wissenschaftler im
Team von Ulrich Kalinke und jetzt am Curie Institut in Paris. In den
Vorläuferzellen fand sich TAP hauptsächlich im endosomalen Kompartiment,
später wurde es während der Differenzierung zu dendritischen Zellen in das
endoplasmatische Retikulum und die Lysosomen verlagert. "Auf diese Weise
sind durch die Umprogrammierung der Vorläuferzellen in dendritische Zellen
auch die Aufnahme von Fremdkomponenten, deren Zerkleinerung in Fragmente
und die Präsentation der Fragmente zeitlich und räumlich voneinander
getrennt", ergänzt Hanna Blees, Wissenschaftlerin im Team von Robert Tampé
und jetzt am Francis Crick Institute in London.

Diese Forschungsarbeit stelle sicher nur einen ersten Schritt dar, um die
Funktion von dendritischen Zellen des Menschen besser zu verstehen, ordnet
Ulrich Kalinke ein. "Gleichwohl ist diese Studie ein wichtiger Durchbruch,
um verbesserte Impfstoffe zu entwickeln."
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Gefäßverschlüsse bei Diabetes

Bis zu 80 Prozent der Fußamputationen sind vermeidbar

136. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)

26. bis 29. März 2019, ICM, München



München - Jedes Jahr verlieren Diabetespatienten mehr als 40.000 Füße
und Beine. Durch die konsequente Prävention von Fußgeschwüren und die
rechtzeitige Therapie von Gefäßverschlüssen ließen sich bis zu 80
Prozent dieser Amputationen vermeiden, erklärt die Deutsche
Gesellschaft für Gefäßchirurgie und Gefäßmedizin (DGG). Wohin sich
betroffene Patienten wenden sollen, erläutern Experten auf einer
Pressekonferenz zum 136. Kongress der Deutschen Gesellschaft für
Chirurgie (DGCH). Der Kongress findet vom 26. bis 29. März 2019 unter
dem Motto "Volle Kraft voraus - mit Herz, Hand und Verstand" in
München statt.

In Deutschland sind mehr als sechs Millionen Menschen an Diabetes
mellitus erkrankt. "Eine gefürchtete Folgeerkrankung der
Stoffwechselstörung sind Fußgeschwüre, aus denen sich häufig
chronische Wunden entwickeln", sagt Professor Dr. med. Matthias
Anthuber, Präsident der DGCH. Jeder vierte Zuckerkranke entwickelt im
Laufe seines Lebens ein solches diabetisches Fußsyndrom, dessen
Behandlung die Hälfte aller Krankenhaustage bei Diabetespatienten
beansprucht.

Zugleich ist das diabetische Fußsyndrom die mit Abstand häufigste
Amputationsursache. "Mit über 40.000 Amputationen pro Jahr liegt
Deutschland hier seit vielen Jahren leider europaweit im oberen
Bereich", kritisiert Professor Dr. med. Dittmar Böckler, Präsident der
DGG. "Doch mit den richtigen Maßnahmen könnte die Amputationsrate um
bis zu 80 Prozent gesenkt werden", betont der Ärztliche Direktor der
Klinik für Gefäßchirurgie und Endovaskuläre Chirurgie am
Universitätsklinikum Heidelberg.

Um Amputationen zu vermeiden, sei entscheidend, rechtzeitig die
arterielle Durchblutung des betroffenen Beines zu verbessern. "Dafür
stehen Bypassoperationen und katheterbasierte minimalinvasive
Verfahren zur Verfügung, die beide in sogenannten Hybrideingriffen
überaus effektiv kombiniert werden können", erläutert Böckler.

Welches Verfahren am Ende in Frage kommt, muss individuell für jeden
Patienten anhand dessen Risikoprofils von einem interdisziplinären
Behandlungsteam entschieden werden. In einem solchen Team sollten
Gefäßchirurgen vertreten sein, aber auch Angiologen, Radiologen,
Hausarzt oder Diabetologe, Orthopäden sowie nichtärztliche
Assistenzberufe wie Podologen, Fachpflege für Wundbehandlung,
orthopädische Schuhmachermeister bis hin zu Schmerztherapeuten und
Psychologen.

"Wir empfehlen jedem Diabetespatienten mit Fußproblemen, frühzeitig
ein solches Zentrum aufzusuchen", rät Gefäßspezialist Böckler.
Gleiches gilt für Patienten, die an der sogenannten
Schaufenster-Krankheit leiden, einer schweren Durchblutungsstörung in
den Beinen - davon ist jeder fünfte über 65-Jährige betroffen. "Auch
die periphere arterielle Verschlusskrankheit, die auf der
Arteriosklerose basiert, ist mit einem erhöhten Amputationsrisiko
verbunden", erläutert Böckler.

Jeder Verlust einer Extremität hat negative Auswirkungen nicht nur auf
die Lebensqualität, sondern auch auf die Lebenserwartung. So überlebt
nach einer sogenannten Major-Amputation, das heißt einer Entfernung
des ganzen Ober- und Unterschenkels, nur ein Viertel der
Diabetespatienten fünf Jahre; bei der Minor-Amputation unterhalb des
Knöchels sind es 80 Prozent. "Die Vermeidung von Amputationen ist
daher oberstes Gebot in der Therapie", so Böckler. "Unverzichtbarer
Ansprechpartner sind dabei die Gefäßchirurgen, die heutzutage
vielerorts alle Behandlungsoptionen anbieten können."

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Pressestelle DGCH

Luisenstraße 58/59, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 288-762 90, Telefax: 030 / 288-762 99

E-Mail: info@dhch.de

Internet: www.dgch.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1153: Neue Komponente der Herzmuskulatur entdeckt - Funktionsweise eines Proteins identifizieren (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 20.03.2019

Neue Komponente der Herzmuskulatur entdeckt: 

Forscher identifizieren Funktionsweise eines Proteins



Das Herz bringt Muskelkraft auf, indem sich zahlreiche kontraktile
Einheiten des Herzmuskels verkürzen. Biologen der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster haben herausgefunden, dass ein bestimmtes Motorprotein
für die mechanische Stabilisierung der kontraktilen Einheiten im Herzen
verantwortlich ist. Die Studie ist in "The Journal of Biological
Chemistry" erschienen.

Damit das Herz richtig arbeiten kann, muss es Muskelkraft aufbringen. Dies
geschieht, indem sich zahlreiche Sarkomere, die kleinsten Einheiten des
Herzmuskels, verkürzen. Die hierzu notwendige Zugkraft basiert auf der
Aktivität von klassischen Motorproteinen, die ihrerseits Proteinfäden des
Sarkomers gegeneinander verschieben. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU) haben
nun in Kooperation mit Forschern aus dem kanadischen Toronto und dem
niederländischen Leiden mehr über die Funktion eines bestimmten
Motorproteins herausgefunden, dem Myosin 18A, kurz Myo18A. Sie entdeckten,
dass eine neue Variante des Proteins für die mechanische Stabilisierung
des Sarkomers im Herzen verantwortlich ist. Die Ergebnisse könnten dabei
helfen, die Grundlagen des Herzmuskel-Aufbaus und dessen Kontraktion
besser zu verstehen. Die Studie ist in der Fachzeitschrift "The Journal of
Biological Chemistry" erschienen und als Forschungshöhepunkt, dem
"Editors' Pick", ausgezeichnet worden.

Hintergrund und Methode:

Bereits zuvor hatten Forscher vermutet, dass das Motorprotein Myosin 18A
unter anderem für die Fortbewegung von Zellen wichtig ist. Dass es wie
sein "Verwandter", das Myosin 18B (Myo18B), für die Funktion des
Herzmuskels eine kritische Rolle spielt, war bisher unbekannt.

Mithilfe von sogenannten Genexpressionsanalysen beobachteten die
Wissenschaftler: Das Gen, das das Protein Myo18A codiert, ist im Herzen
von Mäusen während der Embryonalentwicklung in hohem Maße aktiv. Um die
Funktion des Proteins zu bestimmen, schalteten die Wissenschaftler das Gen
in Mäusen aus. Hierbei zeigte sich, dass diese Veränderung für die sich
entwickelnden Embryonen tödlich war - genauso, wenn das Protein
ausschließlich in der Herzmuskulatur ausgeschaltet war. "Das bedeutet im
Umkehrschluss, dass das Protein eine wichtige Funktion für das Herz zu
haben scheint", sagt Biologe Dr. Peter Hanley, Gruppenleiter am Institut
für Molekulare Zellbiologie der WWU.

In Kooperation mit Dr. Matthias Seidl vom Institut für Pharmakologie und
Toxikologie der Medizinischen Fakultät der WWU zeigten die
Wissenschaftler, dass eine bisher unbekannte, muskelspezifische
Proteinvariante, Myo18Aγ, stark im Herzen exprimiert war - im Gegensatz zu
den bereits bekannten Varianten Myo18Aβ und Myo18α. Schalteten sie die neu
entdeckte Proteinform genetisch aus, störte dies den Aufbau des Sarkomers.

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass nicht nur das Myosin Myo18B, sondern auch
Myo18A spezielle Funktionen im Sarkomer haben", sagt Markus Horsthemke,
Erstautor der Studie. Die Forscher vermuten, dass Myo18Aγ in erster Linie
als Strukturprotein für die mechanische Stabilisierung des Sarkomers
verantwortlich und nicht unmittelbar an der Kontraktion des Herzmuskels
beteiligt ist.

Bei der Studie handelt es sich um eine Grundlagenforschung. Ob und wann
die Ergebnisse zu möglichen Anwendungen führen können, ist derzeit nicht
absehbar. In weiteren Untersuchungen wollen die Forscher entschlüsseln,
wie genau Myo18Aγ den Aufbau und die Funktion des Sarkomers reguliert.

Förderung:

Die Studie erhielt finanzielle Unterstützung durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft, den Exzellenzcluster "Cells in Motion" der
Universität Münster und die kanadischen Forschungsorganisationen "Genome
Canada" und "Ontario Genomics".


Originalpublikation:

Horsthemke M. et al. (2019): A novel isoform of myosin 18A (Myo18Aγ) is an
essential sarcomeric protein in mouse heart. Journal of Biological
Chemistry; 

DOI: 10.1074/jbc.RA118.004560

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution72
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 20.03.2019
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FORSCHUNG/262: Übermannt von Gefühlen - Borderline-Patientinnen zeigen erhöhte Spiegelneuronen-Aktivität (idw)


Universität Ulm - 20.03.2019

Übermannt von Gefühlen - Borderline-Patientinnen zeigen erhöhte Spiegelneuronen-Aktivität



Unter einer Borderline-Persönlichkeitsstörung, auch BPS abgekürzt, leiden
nicht nur die Betroffenen selbst, sondern auch Partner und Bezugspersonen.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitäten Ulm und
Innsbruck haben nun mit Hilfe einer funktionellen Bildgebungsstudie die
Hirnaktivitäten von Patientinnen mit Borderline-Störung untersucht und
sind dabei auf einen interessanten Befund gestoßen.

Sie durchleben extreme Stimmungsschwankungen, sind impulsiv und haben
häufig Probleme mit ihrem Umfeld. Überdurchschnittlich oft sind es junge
Frauen, die vom Borderline-Syndrom betroffen sind. Unter dieser komplexen
Persönlichkeitsstörung, auch BPS abgekürzt, leiden nicht nur die
Betroffenen selbst, sondern auch Partner und Bezugspersonen.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitäten Ulm und
Innsbruck haben nun mit Hilfe einer funktionellen Bildgebungsstudie die
Hirnaktivitäten von Patientinnen mit Borderline-Störung untersucht und
sind dabei auf einen interessanten Befund gestoßen.

"Die emotionale Überempfindlichkeit von Borderline-Patientinnen wird
begleitet von einer erhöhten Aktivität spezifischer Spiegelneuronen",
erklärt Professor Roberto Viviani. Der Bildgebungsexperte forscht an der
Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie III der Universität Ulm zur
Emotionsregulierung. Spiegelneuronen sind im präfrontalen und im
sensorischen Cortex des Gehirns zu finden. Das Besondere an diesen
Neuronen: Diese Nervenzellen werden bereits durch die Beobachtung von
Handlungen und die Fremdwahrnehmung von Gefühlen stimuliert. Sie sind
damit entscheidend für das Lernen durch Nachahmung und das Nacherleben von
Emotionen. Als eine Art Resonanzsystem im Gehirn reagieren diese
besonderen Nervenzellen sehr sensibel auf die Gefühle und Stimmungen
anderer, weshalb sie nicht nur für die Empathie-Fähigkeit des Menschen
entscheidend sind, sondern auch eine Schlüsselrolle bei der so genannten
emotionalen Ansteckung spielen. Die Ulmer Forscherinnen aus der
Arbeitsgruppe von Viviani haben nun in Zusammenarbeit mit
Wissenschaftlerinnen aus Österreich herausgefunden, dass BPS-Patientinnen
besonders stark auf Szenen von Verlust und Trauer reagieren. Wie die
Aufnahmen aus der magnetresonanztomografischen Untersuchung (MRT) zeigten,
waren bestimmte Areale im Spiegelneuronensystem deutlich stärker aktiviert
als in der "normalen" Kontrollgruppe, wenn sie mit Verlust konfrontiert
wurden. Entwickelt wurden die Szenen am Institut für Psychologie der
Universität Innsbruck von Dr. Karin Labek. "Dieser Befund könnte erklären,
warum Menschen, die unter einer Borderline-Störung leiden, für solche
negativen Gefühle so empfänglich sind und so extrem darauf reagieren", so
Labek. Bereits bekannt ist, dass überdurchschnittlich viele
Borderline-Patientinnen und Patienten auch unter Depressionen leiden.

Ein weiterer Befund, der bei der Untersuchung zutage trat, war für das
Forscher-Team noch überraschender. So war auf den MRT-Aufnahmen im
Vergleich mit der gesunden Kontrollgruppe deutlich zu erkennen, dass es
weitere Unterschiede im präfrontalen Cortex gab. Hier zeigte sich, dass
bei den BPS-Patientinnen ein Bereich weitaus weniger stark aktiviert war,
der für die kognitive Beurteilung von Gefühlszuständen Anderer
entscheidend ist. Dieser Bereich ist für die sogenannte "Mentalisierung"
verantwortlich, also für die reflektive Einstufung von
Gefühlswahrnehmungen. Diese Mentalisierung braucht es, um die Absichten
und Motivationen anderer Menschen einschätzen zu können. "Dieser Befund
könnte erklären, warum es den Borderline-Betroffenen so schwer fällt, sich
in andere hineinzuversetzen und deren Perspektive zu übernehmen", meint PD
Dr. Zrinka Sosic-Vasic, Erstautorin der im Journal "NeuroImage: Clinical"
veröffentlichten Studie.

"Beide Beobachtungen passen nicht nur sehr gut ins Bild dieser besonderen
Persönlichkeitsstörung. Sie können auch dabei helfen, die komplexen
psychologischen Mechanismen aufzuklären, die dieser Störung zugrunde
liegen, und damit die neurobiologischen Grundlagen für neue
Psychotherapieansätze schaffen", meint Viviani. Möglicherweise lassen sich
hier Ansatzpunkte finden, die den Betroffenen dabei helfen,
Kommunikationssituationen zu reflektieren und ihr Gegenüber besser zu
verstehen.


Text: Andrea Weber-Tuckermann

Originalpublikation:

Literaturhinweis:

Mirror neuron activations in encoding of psychic pain in borderline
personality disorder.

Zrinka Sosic-Vasic, Julia Eberhardt, Julia E. Bosch, Lisa Dommes, Karin
Labek, Anna Buchheim, Roberto Viviani. NeuroImage: Clinical, Volume 22,
2019, 101737, open access,

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2213158219300877

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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KONGRESS/476: Kassel - Wissenschaftlicher Kongress u.a. zum Thema Gesundheitsförderung für Studierende kostenfrei, 4.4.-6.4.2019


Stadt Kassel - 19. März 2019

800 Mediziner aus dem öffentlichen Gesundheitsdienst treffen sich in Kassel - Aufruf zu Protestkundgebung vor Kongressbeginn



Der 69. wissenschaftliche Kongress der Bundesverbände der Ärztinnen
und Ärzte sowie der Zahnärztinnen und Zahnärzte des Öffentlichen
Gesundheitsdienstes (BVÖGD und BZÖG) findet von Donnerstag, 4. April,
bis Samstag, 6. April 2019, in Kassel statt. Unter dem Motto "Der
Öffentliche Gesundheitsdienst - Mitten in der Gesellschaft" werden
sich 800 Teilnehmer aus dem gesamten Bundesgebiet informieren und
weiterbilden.

Offen ist die Teilnahme am Kongress auch für Mitarbeiter aus
Gesundheitsberufen sowie für Studierende: Für Hygieneinspektoren,
Gesundheitsaufseher und Hygieneingenieure sowie Sozialmedizinische
Assistenten und medizinische Fachangestellte gibt es spezielle
Veranstaltungen, die diese nach vorheriger Anmeldung unentgeltlich
besuchen können.

Während der drei Kongresstage stehen die Themen Prävention und
Gesundheitsförderung im Mittelpunkt. "Das vorzeitige Auftreten von
Krankheit und von körperlichen Beeinträchtigungen zu verhüten, ist ein
Grundkonzept medizinischen Handelns und geht uns alle an", sagt die
BVÖD-Vorsitzende Dr. Ute Teichert "Denn: Vorbeugen ist besser als
heilen!"

Bis zum Beginn des Kongresses sind Anmeldungen auch vor Ort noch
möglich. Interessierte sparen allerdings bei der Teilnahmegebühr, wenn
sie sich vorher auf der Internetseite https://bvoegd-kongress.de
registrieren. Dort sind auch das detaillierte Tagungsprogramm sowie
alle weiteren Informationen zu finden. Für Studierende der Human-,
Zahnmedizin und Public Health ist die Teilnahme am Kongress
kostenfrei.

Am Donnerstag, 4. April, um 13.30 Uhr wird der Kongress in Anwesenheit
von Anne Janz, Staatssekretärin im Hessischen Sozialministerium,
Kassels Oberbürgermeister Christian Geselle sowie Vertretern des
Bundesministeriums für Gesundheit eröffnet. Organisiert wird die
Tagung gemeinsam von den beiden Bundesverbänden in Zusammenarbeit mit
dem Gesundheitsamt Region Kassel.


Hintergrund:

In BVÖGD und BZÖG sind 1500 Mediziner organisiert

Der BVÖGD und der BZÖG sind die Spitzenverbände des ärztlichen und
zahnärztlichen Personals im öffentlichen Gesundheitsdienst. In den
beiden Bundesverbänden sind etwa 1500 Ärztinnen und Ärzte sowie
Zahnärztinnen und Zahnärzte organisiert.

 * 

Quelle:

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8

34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-787, Telefax: 0561 / 787-2258

E-Mail: presse@kassel.de

Kassel und die Region im Internet: www.kassel.de

Die Stadtverwaltung im Internet: www.stadt-kassel.de
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TAGUNG/1076: Tag der Medizinethik. Wenn Angehörige medizinische Behandlungen beeinflussen, 30.03.2019


Universität Bielefeld - 21.03.2019

Wenn Angehörige medizinische Behandlungen beeinflussen

Erster Bielefelder Tag der Medizinethik an der Universität



Für medizinische Behandlungen sind auch die Beziehungen von Patientinnen
und Patienten zu ihren Angehörigen wichtig - nicht nur die zu Ärztinnen
und Ärzten. Manche Entscheidungen, die zum Beispiel bei der Therapie
schwerer Krankheiten getroffen werden müssen, können nicht losgelöst von
Eltern oder Partnerinnen und Partnern betrachtet werden. In der
Medizinethik werden solche Nahbeziehungen bislang oft ausgeklammert. Der
erste Bielefelder Tag der Medizinethik am 30. März setzt sich deswegen mit
diesem Thema aus interdisziplinärer Perspektive auseinander.

Der Philosoph Professor Dr. Ralf Stoecker von der Universität Bielefeld
organisiert die Tagung "Kommt eine Familie zum Arzt - zur Rolle der
Angehörigen aus medizinethischer Sicht" zusammen mit Dr. Hans-Ulrich
Weller vom Ärztenetz Bielefeld e.V. Sie findet am Zentrum für
interdisziplinäre Forschung (ZiF) der Universität Bielefeld statt.

"Die Tagung soll nicht nur die Bedeutung der Angehörigen für
medizinethische Fragen hervorheben, sondern gleichzeitig unterschiedliche
Perspektiven auf dieses Thema vereinen", sagt Professor Dr. Ralf Stoecker.
Neben Vorträgen aus Philosophie, Medizin, Pflege und Rechtswissenschaft
kommen auch betroffene Angehörige sowie Patientinnen und Patienten zu
Wort. So wird zum Beispiel Adelheid Rieffel, die das Hospiz Bethel mit
aufgebaut und lange geleitet hat, Geschichten von Erkrankten und deren
Angehörigen erzählen. Zudem sollen durch die interdisziplinäre Ausrichtung
der Tagung Praxis und Wissenschaft zusammengebracht werden. "Ziel des
Bielefelder Tags der Medizinethik ist es, sich über die vielfältigen
ethischen Fragen in diesem Bereich auszutauschen und Vorschläge dafür zu
entwickeln, möglichst gut mit ihnen umzugehen", sagt Stoecker.

Im Abschlussvortrag der Tagung wird Professorin Dr. Claudia Hornberg, die
Gründungsdekanin der Medizinischen Fakultät an der Universität Bielefeld,
darauf eingehen, welche Rolle die Medizinethik beim Aufbau der neuen
Fakultät spielt. Seit dem 1. Oktober 2018 befindet sich die Medizinische
Fakultät formal in Gründung.

Der diesjährige Tag der Medizinethik eröffnet eine Veranstaltungsreihe,
die einmal jährlich zu wechselnden medizinethischen Themen stattfindet.
Die Tagung ist eine anerkannte Fortbildungsveranstaltung für Ärztinnen und
Ärzte sowie Pflegende, richtet sich aber auch an Betroffene und
interessierte Laien. Sie findet im Zentrum für interdisziplinäre Forschung
(ZiF), Methoden 1, 33615 Bielefeld statt. 

Die Teilnahme ist kostenlos, 

um Anmeldung per Mail an 

medizinethiktag@uni-bielefeld.de wird gebeten.

Weitere Informationen:

Das Programm der Tagung:

http://www.uni-bielefeld.de/philosophie/forschung/praktisch/Bielefelder_Tag_der_Medizinethik


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld - 21.03.2019
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VORTRAG/848: Bern - Was bedeutet es, im digitalen Zeitalter Patient zu sein?, 28.03.2019


Universität Bern - 21.03.2019

Was bedeutet es, im digitalen Zeitalter Patient zu sein?



Personalisierte Medizin soll unter anderem die medizinische Versorgung
effizienter machen und die Eigenverantwortung von Patientinnen und
Patienten stärken. Wie steht es aber mit der dazu benötigten Analyse
grosser Mengen von persönlichen Daten? An den neu gegründeten «Biannual
Lectures» zur kritischen Reflexion über die Medizin findet am Donnerstag,
28. März 2019 ein Vortrag zur Krankheitsprävention und Partizipation von
Patientinnen und Patienten im digitalen Zeitalter statt.

Personalisierte Medizin soll auf Patientinnen und Patienten
«massgeschneidert» werden, um Nebenwirkungen zu vermeiden, Kosten zu
sparen und neue Medikamente zu entwickeln. Dafür ist sie auf die Analyse
grosser Mengen von persönlichen Daten angewiesen. Manche Forschende
schlagen vor, dass Patientinnen und Patienten in Zukunft einen «digitalen
Doppelgänger», beziehungsweise einen digitalen «Zwilling» haben sollen,
der Informationen über genetische und andere biologische Merkmale sowie
klinische Daten und Informationen über das Verhalten des jeweiligen
Menschen beinhaltet.

Die Analyse dieser Daten soll es ermöglichen, die Diagnose, Therapie und
Prävention auf die individuellen Patientinnen und Patienten zuzuschneiden.
Aber woher kommen diese Daten? Was passiert mit jenen Menschen, die diese
Daten nicht zur Verfügung stellen können oder wollen? Kurz gesagt: Was
bedeutet es, im digitalen Zeitalter Patientin oder Patient zu sein? Im
Rahmen der neu gegründeten Biannual Lectures «Critical Reflections on
Medicine» wird die Politikwissenschafterin und Bioethik-Expertin Prof. Dr.
Barbara Prainsack von der Universität Wien und dem King's College London
die Partizipation von Patientinnen und Patienten in der personalisierten
Medizin beleuchten.

Die Biannual Lectures werden vom Institut für Systematische Theologie der
Theologischen Fakultät in Zusammenarbeit mit dem Institut für
Medizingeschichte der Medizinischen Fakultät sowie der Direktion Medizin
der Insel Gruppe veranstaltet. Sie finden zweimal jährlich während des
Semesters statt.

Gerne laden wir Sie zur ersten Biannual Lecture der Universität Bern ein:

Prof. Dr. Barbara Prainsack, Universität Wien und King's College London:

«Prävention und Partizipation im Zeitalter des digitalen Zwillings»

Datum: Donnerstag, 28. März 2019, 18:15-19:15 Uhr (mit

anschliessendem Apéro riche)

Ort: Universität Bern, Hörsaal Anatomie, Bühlstrasse 25, 3012 Bern

wissenschaftliche Ansprechpartner:

PROF. DR. PHIL. MATHIAS WIRTH

Institut für Systematische Theologie, Abteilung Ethik, Universität Bern

E-Mail-Adresse: mathias.wirth@theol.unibe.ch

Weitere Informationen finden Sie unter

http://tinyurl.com/BiannualLecture-B-Prainsack

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71353

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 21.03.2019
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CROSSOVER/489: München - Virtuose SchlagWERKE mit Simone Rubino, 10.4.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 12. März 2019

Münchner Rundfunkorchester

"Percussion Time!" - Virtuose SchlagWERKE mit Simone Rubino

Schlagzeug: Simone Rubino (Artist in Residence)

Münchner Rundfunkorchester

Moderation: Antonia Goldhammer

Leitung: Ariel Zuckermann

Mittwoch, 10. April 2019, 19.30 Uhr, Prinzregententheater München,
Großes Haus



Zum zweiten Mal konzertiert das Münchner Rundfunkorchester gemeinsam
mit dem Schlagzeug-Virtuosen Simone Rubino, seinem "Artist in
Residence" dieser Spielzeit. Auf dem Programm des 3. Konzerts der
Reihe "Mittwochs um halb acht" stehen mit Konzertstücken von Keiko
Abe, Darius Milhaud und Tan Dun regelrechte Klassiker des
zeitgenössischen Schlagzeug- und Orchester-Repertoires. Die Leitung
des Konzertabends im Münchner Prinzregententheater am 10. April 2019
hat Ariel Zuckermann.

Im Mittelpunkt des Konzerts, das von BR-Moderatorin Antonia Goldhammer
moderiert wird, stehen zwei virtuose Kompositionen für Schlagwerke und
Orchester fernöstlicher Provenienz: Neben "Prism Rhapsody" für Marimba
und Orchester der japanischen Komponistin Keiko Abe steht das "Water
Concerto" des chinesischen Komponisten Tan Dun. Beide Werke zeichnen
sich durch äußerst innovative Techniken der Klangerzeugung aus, wobei
das "Instrument" von Simone Rubino allein schon aus nahezu einem
eigenen Orchester besteht: Marimba, Röhrenglocken, Trommeln und Gongs,
Holzblöcke, Schellen und Becken - und mit Wasser gefüllte Schüsseln.
"Le Boeuf sur le Toit" (Der Ochse auf dem Dach), das dritte Werk des
Abends, ist eine ausgesprochen virtuose Fantasie für Orchester von
Darius Milhaud und basiert auf einem brasilianischen Volkslied.

Simone Rubino, der schon beim ARD-Wettbewerb 2014 mit seinem
frappierenden Können für Aufsehen gesorgt hat, entfacht in seinen
Konzerten ein virtuoses Feuerwerk an bisher ungehörten Klangfarben und
rhythmischer Präzision - und gleichzeitig verblüfft er mit einem
empfindsamen und differenzierten Stil. Inzwischen hat er sich als
Solist wie als Kammermusiker einen Namen gemacht, sein viel gelobtes
CD-Debüt unter dem Motto "Immortal Bach" ist seinem Lehrer, dem
legendären Schlagzeuger Peter Sadlo, gewidmet.

Programm:

Keiko Abe: "Prism Rhapsody" für Marimba und Orchester

Darius Milhaud: Le Boeuf sur le Toit op. 58

Tan Dun: "Water concerto" for Water Percussion and Orchestra

Live-Übertragung:

BR-KLASSIK überträgt das Konzert am Mittwoch, 10. April 2019, live um
19.30 Uhr im Hörfunk und per Video-Livestream unter
www.br-klassik.de/concert

Karten:

18,- bis 45,- Euro (Schüler und Studenten 8,- Euro)

Erhältlich bei BRticket über www.shop.br-ticket.de oder Tel. 0800 /
5900 594 sowie über MünchenTicket www.muenchenticket.de oder Tel. 089
/ 54 81 81 81.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10189: Hannover - 6. Kammerkonzert, Klaviertrio, 7.4.2019


STAATSOPER HANNOVER

6. Kammerkonzert: Klaviertrio

Mit Maike Roßner (Violine), Gottfried Roßner (Violoncello), Christiane
Frucht (Klavier)

Sonntag, 07.04.19, 11:00 Uhr, Niedersächsisches Landesmuseum Hannover



LUDWIG VAN BEETHOVEN

Trio op. 11 B-Dur ("Gassenhauertrio", 1797)

CLAUDE DEBUSSY

Klaviertrio G-Dur (1880)

FELIX MENDELSSOHN BARTHOLDY

Klaviertrio Nr.1 d-Moll op. 39 (1839)

Das Programm des 6. Kammerkonzerts spannt einen Bogen über die
Entwicklung des Klaviertrios im 19. Jahrhundert, von Beethoven bis
Debussy. Den Auftakt macht das Gassenhauer-Trio, so benannt, weil das
Finale einen echten Schlager der Zeit in Variationen bearbeitet: ein
Terzett des seinerzeit populärsten Wiener Opernkomponisten Joseph
Weigl. Entstand das Trio zunächst als Auftragswerk eines
Klarinettisten, bearbeitete Beethoven es bald für Violine und sicherte
so seine größere Verbreitung.

Claude Debussy schrieb sein Klaviertrio G-Dur als 18-Jähriger für die
russische Adelige Nadjeschda von Meck - die Mäzenin Peter
Tschaikowskys hatte ihn als Klavierlehrer und Hauspianisten engagiert.
Erst 1986 konnte es durch einen Fund im Nachlass eines
Debussy-Schülers herausgegeben werden - eine musikwissenschaftliche
Sensation! Stilistisch sind die Vorbilder des jungen Komponisten zu
erkennen: Schumann, Fauré, aber auch Tschaikowsky. Felix Mendelssohn
Bartholdy hingegen schrieb sein Klaviertrio Nr. 1 auf der Höhe seiner
künstlerischen Entwicklung als Komponist und brillanter Pianist -
begeistert rezensierte Robert Schumann das Werk als "das Meistertrio
der Gegenwart". Mendelssohns Kunst stehe "jetzt beinahe in ihrer
höchsten Blüte: Er ist der Mozart des neunzehnten Jahrhunderts, der
hellste Musiker, der die Widersprüche der Zeit am klarsten durchschaut
und zuerst versöhnt."

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9016: Aus aller Welt - 25.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ausgang der Parlamentswahl in Thailand weiter unklar

Die Stimmenauszählung der ersten Parlamentswahl in Thailand seit acht
Jahren wird länger dauern als erwartet. Die vom Militär eingesetzte
Wahlkommission bat um mehrere Tage Geduld. Der frühere Regierungschef
Thaksin Shinawatra warf dem Militär unterdessen Wahlbetrug vor. In
manchen Regionen seien mehr Stimmen abgegeben worden als es Wähler
gebe, sagte Thaksin der New York Times. Nach dem vorläufigen
Zwischenergebnis liegt die Armee-Partei Palang Pracharat (PPRP) mit
Militärmachthaber Prayut Chan-o-cha als Spitzenkandidat um mehrere
hunderttausend Stimmen vor der größten Oppositionspartei Pheu Thai.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9016: Kriminalität und Rechtsprechung - 25.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Haftstrafe wegen Drogenhandels

Eine junge Frau ist vom Aschaffenburger Amtsgericht zu einer
Freiheitsstrafe von zweieinhalb Jahren verurteilt worden. Die
22jährige hatte für einen Komplizen rund 2.000 Gramm Marihuana,
Kokain und Haschisch in ihrem Wohnungskeller deponiert und auch selbst
Drogen von einem Dealer gekauft.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9013: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 25.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA rüsten Taiwan mit F-16-Kampfjets aus

Die Vereinigten Staaten werden Taiwan 60 neue
Allwetter-Mehrzweckkampfflugzeuge des Typs F-16 Fighting Falcon
liefern. Nach Informationen der South China Morning Post soll der
US-Kongreß dem Rüstungsgeschäft bereits zugestimmt haben, was die
Spannungen in der strategisch wichtigen Taiwanstraße, eine 180
Kilometer breite Meerenge zwischen der chinesischen Provinz Fujian
und der Insel Taiwan, erhöhen und die Gespräche zur Beilegung des
Handelsstreits zwischen Washington und Peking weiter belasten dürfte.
Die für die Lieferung der Kampfjets erforderliche Genehmigung des
US-Außenministeriums gilt als Formsache. In Peking betrachtet man die
geplante Transaktion als einen unzulässigen Eingriff in die
chinesische Innenpolitik und droht mit Vergeltung.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9015: Aus Parlament und Gesellschaft - 25.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Innenminister Reul verlangt mehr Unterstützung für Frontex

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul fordert eine gut
abgesicherte EU-Außengrenze. In einem Gespräch mit der Zeitung Die
Welt warnte der CDU-Politiker davor, die Durchlässigkeit an den
Binnengrenzen in der EU zu stark einzuschränken. Nach Ansicht von
Reul muß die EU-Grenzpolizei Frontex mit mehr Personal ausgestattet
werden, um die europäischen Außengrenzen besser schützen zu können.
In ihrem ersten gemeinsamen Programm für die Europawahl setzt die CDU
und CSU auf einen verstärkten Grenzschutz an den EU-Außengrenzen. So
soll die Agentur Frontex um mindestens 10.000 Beamte aufgestockt
werden und eigenständig tätig werden können.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9014: Tragisches und Kurioses - 25.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Unwetter und Überschwemmungen im Iran

Der Süden des Iran wird von einer schweren Flutkatastrophe
heimgesucht. Wegen des Dauerregens wurden inzwischen auch für andere
Landesteile Warnmeldungen herausgegeben. Von den Überschwemmungen
seien 25 der 31 Provinzen des Landes betroffen, teilte der iranische
Katastrophenschutz am Montag mit. Nach Informationen der Agentur
Tasni forderte das Unwetter mindestens 17 Menschenleben. Der
Wetterdienst warnte, daß bis Mittwochnachmittag weiter Niederschläge
erwartet würden.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8099: Aus Forschung und Technik - 25.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos kündigte weitere Untersuchungen zum ISS-Leck an

Die Ermittlungen zu dem Ende August vergangenen Jahres von dem
ESA-Astronauten Alexander Gerst entdeckten Leck in der Orbitalsektion
des russischen Raumschiffes Sojus MS-09 gehen weiter. Die vor
Weihnachten von der ISS zur Erde gebrachten Materialproben sollten in
einem Labor des Inlandsgeheimdienstes FSB auf Klebstoffrückstände
analysiert werden. Wie der Direktor der Weltraumbehörde Roskosmos,
Dimitri Rogosin, am Montag in Moskau mitteilte, reichen die Proben
für eine endgültige Beurteilung des Falls nicht aus. Es sei ein
weiteres Experiment im Weltraum erforderlich, um genau zu ermitteln,
wie es zu dem Loch kam. Nach bisherigen Kenntnissen war das etwa zwei
Millimeter große Loch von innen gebohrt und anschließend mit einem
Spezialkleber abgedichtet worden. Geklärt werden soll unter anderem
die Frage, wann und wo das Bohrloch entstanden ist - auf der Erde
oder später auf der Raumstation.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8112: Aus aller Welt - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Verbindungsbüro in Kaesong kehrt zu normaler Arbeit zurück

Das Verbindungsbüro von Nord- und Südkorea in der Grenzstadt Kaesong
hat am Montag seine Arbeit wieder aufgenommen, nachdem die
nordkoreanischen Mitarbeiter am Freitag auf Anweisung von höchster
Stelle abgezogen worden waren. In dem im September 2018
eingerichteten Büro sind an Wochentagen bis zu 60 südkoreanische und
20 nordkoreanische Beamte tätig. Sie sollen die Beziehungen ihrer
seit 66 Jahren im Waffenstillstand verharrenden Länder
verbessern. Das Wiedervereinigungsministerium in Seoul teilte am
Montag mit, Beratungen beider Seiten seien wieder aufgenommen worden.
Man arbeite normal weiter. In Medien kursiert die Annahme, der Abzug
der nordkoreanischen Mitarbeiter stünde im Zusammenhang mit den
stockenden Verhandlungen von US-Präsident Trump und dem
nordkoreanischen Machthaber Kim über das nordkoreanische
Nuklearprogramm und die gegen die Volksrepublik verhängten
US-Sanktionen. Die beiden Staatsführer hatten ihr Treffen im Februar
in der vietnamesischen Hauptstadt Hanoi ergebnislos abgebrochen.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8071: Medizin und Gesundheitswesen - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Antibiotika bei Virusinfektionen

Bekanntlich sind Antibiotika bei Virusinfektionen nicht nur ohne
Wirkung, sie können sogar schädlich sein. Das unterstreichen auch
Tierexperimente von Larissa Thackray von der Washington School of
Medicine in St. Louis (US-Bundesstaat Missouri) und Mitarbeiter.
Diese zeigten, daß Mäuse, denen zwei Wochen lang ein Cocktail aus
vier Antibiotika (Vancomycin, Neomycin, Ampicillin und Metronidazol)
verabreicht wurde, bei einer anschließenden Virusinfektion eine
deutlich geringere Überlebenschance hatten. Während 80 Prozent der
Mäuse, die keine Antibiotika erhalten hatten, die Infektion mit dem
West-Nil-Virus überlebten, starben ebensoviele der mit Antibiotika
behandelten Mäuse. Auch wenn die Ergebnisse aus Tierexperimenten
nicht eins zu eins auf den Menschen übertragen werden können, 
empfiehlt Thackray, daß Ärzte ihre Verschreibepraxis unter anderem bei
Atemwegsinfekten überdenken sollten, wo allzuoft Antibiotika
verordnet werden.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8100: Kriminalität und Rechtsprechung - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Polens Verfassungsgericht bestätigt Teil der PiS-Justizreform

In Warschau hat das Verfassungsgericht die Gesetzesänderung zur Wahl
der Mitglieder des Landesjustizrates (KRS) für verfassungsgemäß
erklärt. Das Gremium ist für die Ernennung der Richter fast aller
Gerichte in Polen verantwortlich. Seit 2017 werden die Mitglieder des
Landesjustizrates nicht mehr von der Richterschaft, sondern vom
Parlament gewählt. Die Novellierung ist Teil der Justizreform der
national-konservativen PiS-Regierung, die seit 2015 im Parlament über
eine absolute Mehrheit verfügt. Dem Verfassungsgericht zufolge steht
in der Verfassung nur, daß die Richter, die in die Kammer gewählt
werden, der Richterschaft angehören müssen. Die Verfassung schreibt
nicht vor, von wem sie gewählt werden. Seit der von der PiS 2015
durchgeführten Justizreform gilt selbst das Verfassungsgericht Polens
als befangen.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8023: Sprache, Kunst und Medium - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Unbekannte schleusen Porträt in Moskauer Museum ein

Für gewöhnlich sorgen Kunstdiebstähle für Schlagzeilen, doch diesmal
hat eine fünfköpfige Personengruppe ein Gemälde, das Alexandra
Fjodorowna, die Ehefrau des letzte Zaren Nikolaus II., zeigt, in das
berühmte Moskauer Staatliche Historische Museum am Kreml eingeschleust
und dort in einem Saal unbemerkt aufgehängt.

Offenbar wurde der Coup gut geplant. Während einige Personen am
Sonnabend den Hausmeister abgelenkt hatten, schleusten andere das
Gemälde in eine Ausstellung ein. Da das Bild auch entsprechend gerahmt
war, wurde die Aktion erst später entdeckt. Die Täter blieben trotz
der Überwachungskameras bisher unerkannt.

Eine Museumssprecherin war der Meinung, daß angesichts einiger
Diebstähle und anderer Aktionen in letzter Zeit ihr und weitere
russische Museen in Mißkredit gebracht werden sollen.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8090: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rakete auf Kleinstadt nördlich von Tel Aviv

In der 20 Kilometer nördlich von Tel Aviv gelegenen, israelischen
Kleinstadt Mishmeret ist am Montagmorgen eine Rakete eingeschlagen.
Das Haus einer britisch-israelischen Familie wurde beschädigt und in
Brand gesetzt. Sieben Menschen, darunter zwei Kinder und ein
Säugling, mußten medizinisch untersucht und zum Teil behandelt
werden. Die Familie hatte sich rechtzeitig in einen Bunker begeben
können.

Israelischen Militärs zufolge wurde die Rakete in Rafah und damit 120
Kilometer südlich des Einschlagpunkts abgefeuert. Das Geschoß
überflog demnach die Großstadt Tel Aviv, ohne vom Raketenabwehrsystem
Irondome abgefangen zu werden. Die Militärsprecherin machte die in
Gaza regierende Hamas für alles verantwortlich, was im Gazastreifen
passiert. Laut Times of Israel läßt das Innenministerium in Gaza
untersuchen, wer für den Abschuß der Rakete verantwortlich ist.

Die israelischen Behörden schlossen die Grenzübergänge zu der Enklave
und ließen landwirtschaftliche Arbeiten in der Nähe der Grenzanlage
einstellen. Israelische Medien meldeten, zwei zusätzliche
Infanterie-Brigaden und Panzertruppen seien mobilisiert worden.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8104: Aus Parlament und Gesellschaft - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Konstituierende Sitzung der Parlamentarischen Versammlung

Am Montag haben Bundestagspräsident Schäuble und der Präsident der
französischen Nationalversammlung, Ferrand, in Paris die
Gründungsakte der deutsch-französischen Parlamentarischen Versammlung
unterzeichnet. Es folgte die konstituierende Sitzung der jeweils 50
Mitglieder beider Parlamente. Das Gremium soll künftig mindestens
zweimal im Jahr abwechselnd in Paris und Berlin öffentlich unter
anderem über grenzüberschreitende Themen und die Umsetzung von
EU-Richtlinien sprechen. Die Versammlung kann den Regierungen nur
Vorschläge zu Fragen, welche die deutsch-französischen Beziehungen
betreffen, unterbreiten. Sie verfügt auch nicht über einen eigenen
Haushalt. Frankreichs Präsident Macron und Bundeskanzlerin Merkel
hatte die Parlamentsversammlung im Januar mit dem Aachener
Freundschaftsvertrag auf den Weg gebracht. Bei dem Abkommen geht es
auch um die Kooperation in der Verteidigungs- und Rüstungspolitik.

25. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8073: Tragisches und Kurioses - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Verhängnisvolle Verkehrsbelehrung

In der Altmark kam es am Sonntag nahe der Ortschaft Klötze zu einer
verhängnisvollen Meinungsverschiedenheit zwischen einem Autofahrer und
zwei Radrennfahrern.

Durch entsprechende Handzeichen hatte ein Automobilist die beiden
Sportler aufgefordert, den Radweg neben der Landstraße zu benutzen.
Als das Duo abwinkte, sah der 50jährige Kraftfahrer offenbar rot,
beschleunigte, setzte sich vor die beiden und bremste so scharf ab,
daß ein 39jähriger Radler nicht mehr bremsen oder ausweichen konnte 
und gegen den Wagen prallte. Obwohl er einen Helm trug, mußte er
schwerverletzt in ein Krankenhaus gebracht werden, wie MDR
Sachsen-Anhalt berichtete.

Nach Angaben der Polizei wurde gegen den Autofahrer ein Strafverfahren
eingeleitet. Rechtlich sind Radfahrer nicht gezwungen, vorhandene
Radwege zu benutzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8101: Arbeit, Soziales und Familie - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Serben gedenken der NATO-Luftangriffe vor zwanzig Jahren

Am 24. März 1999 um 19.45 Uhr begann die NATO mit Luftangriffen auf
Jugoslawien. Bei den über rund drei Monate gehenden Angriffen im
Gebiet des heutigen Serbiens und Montenegros wurden nach serbischen
Angaben 2500 Zivilisten getötet. In Gedenken an die Ereignisse vor 20
Jahren versammelten sich am vergangenen Sonntagabend mehr als 20.000
Menschen in der serbischen Stadt Niš. Sirenen heulten zum
Zeitpunkt der Angriffe. Auf einem Großbildschirm wurden Aufnahmen von
damals gezeigt. Präsident Aleksandar Vučić hielt eine
Ansprache, in der er mit Verweis auf den nicht vergessenen
"verbrecherischen Optimismus" des damaligen NATO-Pressesprechers Jamie
Shea sagte:

"Wir haben und werden die Verbrechen, die sie diesem Land und
 dieser Stadt angetan haben, niemals vergessen, so wie wir auch
 Peter Handke, Alexander Solschenizyn, Harold Pinter, Noam Chomski
 nicht vergessen werden - große Menschen, die größten ihrer Zeit -,
 die mit ihrer Integrität auf der Seite Serbiens standen."



Die NATO hatte 1999 ihre vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
nicht mandatierten Angriffe mit dem Bürgerkrieg in der serbischen
Provinz Kosovo begründet. 2008 erklärte das Kosovo einseitig seine
Unabhängigkeit von Belgrad. Bundesaußenminister Heiko Maas sagte den
Stuttgarter Nachrichten (Ausgabe vom Samstag) zu den
NATO-Luftangriffen, er glaube nach wie vor, daß die deutsche
Beteiligung ein Ausfluß verantwortungsbewußten Handelns gewesen sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8082: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Stabile Hasenbestände

Wer in ländlichen Gebieten lebt, dem wird die jährliche Hasenhatz
nicht unbekannt sein. Auch Mähmaschinen, Nahrungsmangel und der
Straßenverkehr sowie Freßfeinde wie Füchse, Dachse und Wildschweine
fordern einen Blutzoll von den Langohren. Allem Unbill zum Trotz muß
man sich aber um die Hasen keine Sorgen machen. Zählungen des
Deutschen Jägerverbandes (DJV) ergaben erneut weitgehend stabile
Bestände. Im Schnitt elf Feldhasen pro Quadratkilometer besiedeln
hierzulande Felder und Wiesen. Einzige Ausnahmen: das Ostdeutsche
Mittelgebirge und das Norddeutsche Tiefland. Hier sichteten die
Zähler lediglich 6 Hasen pro Quadratkilometer.
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WIRTSCHAFT/8089: Märkte und Finanzen - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Dürre im letzten Jahr sorgte für Stagnation der Wirtschaftsleistung

Der Gütertransport auf den Wasserstraßen in Deutschland ist im
zweiten Halbjahr 2018 von rund 223 auf 198 Millionen Tonnen
eingebrochen. Das meldete das Statistische Bundesamt. Ursache für den
massiven Rückgang der Güterbeförderung waren die Niedrigwasserstände
der wichtigsten Binnenwasserstraßen aufgrund ausbleibenden Regens.
Deswegen konnten die Schiffe nicht mehr voll beladen werden. Unter
anderem ThyssenKrupp, Arcelor, Shell, Covestro und BASF mußten ihre
Produktion zurückfahren. In der Folge stagnierte die
Wirtschaftsleistung Deutschlands im vierten Quartal.
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WISSENSCHAFT/8105: Aus Forschung und Technik - 25.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Krankenhäuser mit kostenlosem WLAN

Am Beginn des Handyzeitalters ging allgemein die Angst um, daß die
elektromagnetische Strahlung, die von diesen Geräten ausgesendet
wird, sich negativ auf ihre Umgebung auswirken kann. Insbesondere
Krankenhäuser pochten darauf, daß keine Handys auf ihrem Gelände
benutzt werden durften, weil negative Wechselwirkungen mit den
medizinischen Geräten (vor allem auf den Intensivstationen)
befürchtet wurden. Heute ist davon keine Rede mehr. Die
Kommunikation in Krankenhäuser läuft meist über Mobiltelefone. Doch
damit nicht genug: Berlin will Patienten, Besuchern und Beschäftigten
der dortigen Kliniken freies WLAN zur Verfügung stellen. Es ist wohl
nur eine Frage der Zeit, wann andere Bundesländer dem Berliner
Beispiel folgen werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/541: Alarm! Wie verletzte Pflanzenzellen ihre Nachbarn warnen (idw)


Universität Basel - 22.03.2019

Alarm! Wie verletzte Pflanzenzellen ihre Nachbarn warnen



Alle Organismen können verletzt werden. Aber was passiert eigentlich,
wenn eine Pflanze verletzt wird? Wie kann sie heilen und Infektionen
vermeiden? Über die Mechanismen der Wundreaktion bei Pflanzen berichtet ein
internationales Forschungsteam von der Universität Basel und der
Universität Gent in der Fachzeitschrift «Science». Die Erkenntnisse über
das pflanzliche Immunsystem kann für neue Ansätze im nachhaltigen
Pflanzenbau genutzt werden.

Im Fall einer Verletzung reagieren Pflanzen mindestens genauso schnell wie
Tiere und Menschen. Sie besitzen ein hochentwickeltes zelluläres
Kommunikationssystem, das innerhalb von Sekunden Alarm schlägt. Dabei
setzen die Pflanzenzellen ein spezifisches Hormon frei, um Prozesse der
Wundheilung und Infektionsabwehr in Gang zu bringen. Als Modellpflanze
diente in der vorliegenden Studie die sogenannte Ackerschmalwand, auch
bekannt unter dem Namen Arabidopsis thaliana. Die Ergebnisse wurden von
der Forschungsgruppe um Prof. Thomas Boller vom Fachbereich Botanik an der
Universität Basel sowie Forschenden der Universität Gent, Belgien,
erarbeitet.

Calcium-Welle aktiviert Wundhormonen

Um die Wundreaktion der Modellpflanze besser zu verstehen, fokussierten
die Forschenden einen kurzen Puls eines hochpräzisen Laserstrahls auf
einzelne Wurzelzellen. Innerhalb von Sekunden löste diese lokale
Verletzung einen starken Anstieg von Calcium-Ionen in den betroffenen
Zellen aus. Diese «Calcium-Welle» führte wiederum zur Aktivierung eines
proteinspaltenden Enzyms, der sogenannten «Metacaspase 4», welches in der
Lage ist, ein Wundhormon aus dem Vorläuferprotein freizusetzen und so die
Nachbarzellen zu alarmieren.

Dabei waren die Forschenden besonders überrascht, dass das Alarmsystem der
Pflanze so schnell und spezifisch auf Verwundung reagiert. Doktorand Tim
Hander aus dem Forschungsteam von Prof. Boller rechnete zunächst mit
Viertelstunden, dann mit Minuten und schlussendlich mit Sekunden. Zur
Überprüfung der Ergebnisse stellten die Forschenden weiterhin eine
experimentelle Mutante der Pflanze her, der die Metacaspase 4 fehlte.
Diese war nicht in der Lage, das Wundhormon zu produzieren und den Alarm
an die Nachbarzellen weiterzugeben.

Erkenntnisse für nachhaltigen Pflanzenbau nutzen

Die Forschenden weisen darauf hin, dass die gewonnen Erkenntnisse zur
Entwicklung neuer Ansätze im nachhaltigen Pflanzenbau dienen könnten.
«Wenn man Alarmreaktionen besser versteht, dann lässt sich dieses Wissen
nutzen, um Pflanzen effektiver vor Schädlingen zu schützen - indem man in
der Pflanzenzüchtung daraufhin arbeitet, die Freisetzung des Wundhormons
und seine Wahrnehmung durch die entsprechenden Rezeptoren zu verstärken»,
so Prof. Boller.

Herkömmliche Zuchtstrategien von Lebens- oder Futtermitteln priorisieren
in der Regel Ertrag und Qualität in Kombination mit intensivem
Pestizideinsatz, ohne das pflanzliche Immunsystem zu berücksichtigen. Mit
der Identifizierung der Metacaspasen als essentiellen Katalysatoren einer
effizienten natürlichen Abwehrreaktion entstehen potenziell neue
Möglichkeiten für den Pflanzenbau.


Originalpublikation:

Tim Hander, Álvaro D. Fernández-Fernández, Robert P. Kumpf, Patrick
Willems, Hendrik Schatowitz, Debbie Rombaut, An Staes, Jonah Nolf, Robin
Pottie, Panfeng Yao, Amanda Gonçalves, Benjamin Pavie, Thomas Boller, Kris
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Damage on plants activates Ca2+-dependent metacaspases for release of
immunomodulatory peptides

Science (2019),
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FORSCHUNG/423: Detektivarbeit im afrikanischen Grabenbruch (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 21.03.2019

Detektivarbeit im afrikanischen Grabenbruch



Grabenbrüche sind riesige Risse auf der Oberfläche unseres Planeten, an
denen sich Kontinente zerteilen und neue Ozeane entstehen können. Obwohl
sie das Klima und die Biosphäre mancher Regionen mitbestimmen und
möglicherweise sogar die Evolution der Menschenvorfahren beeinflusst
haben, sind sie nur unzureichend verstanden. In einer nun erschienenen
Studie hat ein internationales Team von Forschenden neues Licht auf die
jüngere Entwicklung des afrikanischen Grabenbruchs geworfen. Durch
Feldforschung und Analysen von Vulkangestein, Erdbebenverteilungen und
Oberflächenformen, konnte es die geologische Geschichte eines fast
unbekannten Sektors des afrikanischen Grabenbruchs rekonstruieren.

Grabenbrüche sind riesige Risse auf der Oberfläche unseres Planeten, an
denen sich Kontinente zerteilen und neue Ozeane entstehen können. Der
afrikanische Grabenbruch zwischen Äthiopien und Kenia ist ein klassisches
Beispiel für diesen geodynamischen Prozess. Dort sind Vulkanismus,
Erdbeben und Störungen der Erdkruste auf die enormen Kräfte
zurückzuführen, die den östlichen Teil des afrikanischen Kontinents
zerreißen. Vermutlich ist dieses auch als Rift bezeichnete System aus
geradlinigen Tälern entstanden, indem ursprünglich isolierte Risssegmente
sich zu einer kontinuierlichen Deformationszone entwickelten. Obwohl diese
Entwicklung maßgeblich die Umweltbedingungen, etwa das Klima und die
Biosphäre in Südäthiopien bestimmte und möglicherweise sogar die Evolution
der Menschenvorfahren beeinflusste, ist dieser Prozess nur unzureichend
dokumentiert und verstanden.

In einer in Nature Communications veröffentlichten und von der National
Geographic Society finanzierten Arbeit hat ein internationales Team von
Forschenden aus Äthiopien, Frankreich, Deutschland, Italien, Neuseeland
und Großbritannien, an dem auch Sascha Bruhne vom Deutschen
GeoForschungsZentrum in Potsdam beteiligt war, neues Licht auf die jüngere
Entwicklung des afrikanischen Grabenbruchs geworfen. Im Fokus stand dabei
die räumliche und zeitliche Abfolge der Ausbreitung, Wechselwirkung und
Verbindung des Äthiopischen Rift-Abschnitts mit dem Kenianischen Teil des
Grabenbruches. Durch Feldforschung in einem abgelegenen Gebiet an der
äthiopisch-kenianischen Grenze und anschließender Analyse von
Vulkangestein, Erdbebenverteilungen und Oberflächenformen, konnte das Team
die geologische Geschichte eines fast unbekannten Sektors des
afrikanischen Grabenbruchs rekonstruieren: des Ririba-Grabens in
Südäthiopien. Die Forschenden zeigten, dass der Ririba-Graben sich vor
etwa 3,7 Millionen Jahren als der südlichste Vorstoß des Äthiopischen
Rift-Segmentes gebildet hat.

Supercomputer bringt neue Einblicke

Sascha Brune sagt: "In meiner Arbeitsgruppe am GFZ konnten wir die
geologischen Beobachtungen mit numerischen Experimenten untermauern. Dazu
haben wir regionale Strukturen, Deformationsgesetze und physikalische
Grundgleichungen in einem Supercomputer modelliert. So konnten wir zeigen,
wie die Fokussierung des Grabenbruches zu einer direkten Verbindung des
Kenianischen mit dem Äthiopischen Rift beitrug."

Im Gegensatz zu bisherigen Theorien der tektonischen Entwicklung dieser
Region deuten die neuen Daten darauf hin, dass dieser südliche Vorstoß nur
von kurzer Dauer war und schon vor 2,5 Millionen Jahren wieder zum
Erliegen kam. Zu dieser Zeit wanderte die tektonische Aktivität westwärts
in die Region des Turkana-Sees, wo der äthiopische und kenianische Teil
des Rifts sich direkt miteinander verbanden. Eine anschließende Phase von
Vulkanismus im Ririba-Gebiet ist durch zahlreiche Lavaströme und
beeindruckenden Vulkanformationen dokumentiert. Diese vulkanische
Aktivität ging jedoch scheinbar nicht mit tektonischer Rissbildung einher,
was neue Fragen bezüglich der Wechselwirkung von Vulkanismus und Störungen
während der Rift-Entwicklung aufwirft.

Insgesamt liefern die Ergebnisse dieser Arbeit neue Erkenntnisse über das
Zerbrechen von Kontinenten: "Im ostafrikanischen Rift können wir Prozesse
beobachten, die weit über die Region hinaus von Bedeutung sind", sagt
Sascha Brune. "Dieselbe Dynamik, die die Riftentwicklung in Ostafrika
bestimmt, hat auch vor vielen Millionen Jahren zur Öffnung des
Atlantischen und Indischen Ozeans geführt und damit das Angesicht der Erde
maßgeblich beeinflusst."


Originalpublikation:
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Aborted propagation of the Ethiopian rift caused by linkage with the
Kenyan rift.
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ASTRO/396: Wettrennen in Sonnennähe - Astrophysiker beobachen Gasströme (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 22.03.2019

Wettrennen in Sonnennähe: Astrophysiker aus Göttingen, Paris und Locarno
beobachen Gasströme



In Sonnenprotuberanzen, also in Wolken über dem Sonnenrand, bewegen sich
Ionen schneller als neutrale Atome. Das haben Wissenschaftler der
Universität Göttingen, des Pariser Institut d'Astrophysique sowie des
Istituto Ricerche Solari Locarno beobachtet. Die Ergebnisse der Studie
sind in der Fachzeitschrift Astrophysical Journal erschienen.

(pug) In der Astrophysik spielt der "vierte Zustand" von Materie eine
entscheidende Rolle. Neben fest, flüssig und gasförmig bezeichnet "Plasma"
eine Ansammlung von Atomen, die durch Stöße oder hochenergetische
Strahlung Hüllen-Elektronen verloren haben und dadurch zu Ionen werden.
Diese unterliegen magnetischen Kräften, welche elektrisch neutrale Atome
nicht beeinflussen. Gibt es im Plasma nicht genügend Stöße, so können
beide Teilchensorten unabhängig voneinander strömen. Den Forschern ist es
nun gelungen, die physikalischen Bedingungen in solchen "teil-ionisiertem
Plasma ohne Stoß-Gleichgewicht" in Gasströmen der Sonne zu beobachten. Das
Ergebnis: In einer Wolke über dem Sonnenrand, auch Protuberanz genannt,
bewegten sich Ionen des Elements Strontium um 22 Prozent schneller als
Natrium-Atome.

16 Stunden später waren die Ionen nur noch um elf Prozent schneller.
"Offenbar wurden nun die neutralen Natrium-Atome stärker von den
Strontium-Ionen mitgerissen", sagt Dr. Eberhard Wiehr von der Universität
Göttingen, Erstautor der Studie. Ursache hierfür könnte eine angestiegene
Teilchendichte sein, welche die Stoßwahrscheinlichkeit erhöht. "Zudem
könnte sich auch das Strömungsverhalten der Protuberanz in den 16 Stunden
verändert haben", so Wiehr. Die schnelleren Ionen sind nämlich an die
Schwingung des magnetischen Gerüsts gekoppelt - dies hält die Protuberanz
gegen die Sonnen-Anziehung in der Schwebe. Bewegungen in tieferen
Sonnenschichten sorgen dafür, dass die magnetischen Kraftlinien schwanken.
Die Ionen folgen einer Umkehr der Schwingungs-Richtung sofort, während die
neutralen Atome sich immer wieder an den Ionen neu orientieren müssen. Die
Forscher planen nun die systematische Suche nach Protuberanzen mit
passenden Schwingungen, die über längere Zeit vermessen werden können.


Originalpublikation:

Wiehr et al.

Evidence for the two fluid scenario in solar prominences.

Astrophysical Journal (2019).
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POLITIK/010: Gewerkschaften zu zehn Jahren UN-Behindertenrechtskonvention (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 25. März 2019

DGB und GEW: "Stillstand statt Weiterentwicklung"

Gewerkschaften zu zehn Jahren UN-Behindertenrechtskonvention



Berlin/Frankfurt a.M. - Die Bilanz des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)
und der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) nach zehn Jahren
Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-BRK) in der Bildung
fällt ernüchternd aus. "Zwar haben einige Bundesländer Anstrengungen
unternommen, um die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu verbessern.
Unter dem Strich ist die UN-BRK im Bildungsbereich aber zu zögerlich und
ohne großen Elan umgesetzt worden. Aktuell erleben wir Stillstand und in
einigen Ländern sogar einen Rückwärtsgang statt Weiterentwicklung", sagte
Ilka Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied für Schule, am Montag in Frankfurt
a.M.

Die stellvertretende DGB-Chefin Elke Hannack kritisierte: "Weil den Schulen
Personal fehlt, bleibt die individuelle Förderung von Kindern und
Jugendlichen oft auf der Strecke. So produziert unser Bildungssystem weiter
unnötig Bildungsverlierer." Auch Kinder früh auf Förderschulen zu
schicken, hält Hannack für schädlich. "Das gemeinsame Lernen von
Schülerinnen und Schülern mit und ohne Behinderung ist ein Menschenrecht
und eine Voraussetzung für eine solidarische Gemeinschaft." Der DGB fordert
eine gute Schule für alle, denn "nur so kann vermieden werden, dass
Menschen aufgrund ihrer Individualität ausgegrenzt und vor Sonderwege
gestellt werden", so Hannack.

Auch Hoffmann machte deutlich, dass es zu wenig Bereitschaft gebe, mehr
Geld zu investieren und in allen Bundesländern Strukturveränderungen
anzupacken. Perspektivisch müssten die Sondereinrichtungen für Menschen mit
Behinderungen überwunden werden. In manchen Bundesländern seien selbst
zögerliche Ansätze, die UN-BRK umzusetzen, nach Regierungswechseln wieder
zurückgenommen worden. "In Nordrhein-Westfalen, Niedersachen und 
Baden-Württemberg wird jetzt sogar der Rückwärtsgang eingelegt. Das ist zum
zehnjährigen Jubiläum der UN-BRK ein Armutszeugnis", hob Hoffmann hervor.

Hannack und Hoffmann forderten neuen Schwung für die Umsetzung der UN-BRK:
"Die Politik muss endlich einen tragfähigen Zeit- und Aktionsplan vorlegen.
Menschen mit Behinderung haben ein Recht darauf, alle allgemeinen
Bildungsangebote zu nutzen", unterstrich Hoffmann "Es darf nicht sein, dass
ein so reiches Land wie Deutschland nicht in der Lage ist, eine
Menschenrechtskonvention umzusetzen und die notwendigen Gelder dafür
bereitzustellen." Die UN-BRK gelte auch für die berufliche Bildung und die
Arbeitswelt. Angesichts der aktuellen Reform des Berufsbildungsgesetzes
müsse die Berufsbildung in Richtung Inklusion geöffnet werden.

Als "beschämend" bezeichnete Hoffmann den Stellenwert, der der Inklusion im
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD beigemessen worden ist. "In dem
Papier findet sich viel zum Thema Digitalisierung und sehr wenig zur
Inklusion. Es wird so getan, als könne man die Inklusion mit den digitalen
Medien mitumsetzen. Das wird aber nicht funktionieren: Bund und Länder
müssen viel mehr tun", betonte die GEW-Schulexpertin. "Nur mit einer
gemeinsamen Anstrengung von Bund und Ländern können die Qualität und damit
die Akzeptanz der Inklusion vor Ort verbessert werden. Offenbar fehlt dafür
aber der gemeinsame politische Wille."



Info: Die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen ist in
Deutschland am 26. März 2009 in Kraft getreten.

 * 
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MELDUNG/609: 10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention - Feierlaune will nur eingeschränkt aufkommen (BAG SELBSTHILFE)


BAG SELBSTHILFE - Pressemitteilung vom 25.03.2019

10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention:

Feierlaune will nur eingeschränkt aufkommen!

BAG SELBSTHILFE erkennt wichtige gesetzgeberische Schritte in die richtige
Richtung, sieht Umsetzungsbilanz von Inklusion und Teilhabe aber kritisch



Düsseldorf, 25.03.2019. Am 26.03.2009 ist die
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in Deutschland in Kraft getreten.
Das Übereinkommen der Vereinten Nationen dient dem Schutz von
Menschenrechten und der Umsetzung von Inklusion und Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen. Dabei bedeutet Inklusion, dass sich der Einzelne nicht
an die gegebene Umwelt anpassen muss, sondern vielmehr umgekehrt die
Gesellschaft an dessen spezielle Bedürfnisse. Mit der Ratifizierung der
UN-BRK hat sich Deutschland verpflichtet, die Konvention in innerdeutsches
Recht umzusetzen. Dieser Verpflichtung kommen Bund, Länder und Kommunen
bislang vor allem in Form von gesetzlichen Regelungen nach. Erste Schritte
sind damit zwar erkennbar, die Umsetzungsbilanz könnte aber sehr viel
besser sein. Deshalb will bei der BAG SELBSTHILFE anlässlich des
zehnjährigen Jubiläums nur eingeschränkte Feierlaune aufkommen.

"Mit der UN-BRK ist zwar ein Paradigmenwechsel weg vom früheren Versorgungs-
und Fürsorgegedanken hin zum Leitgedanken von Selbstbestimmung und Teilhabe
eingeleitet worden, die sich daraus ergebenden Umsetzungsverpflichtungen
werden in der Praxis jedoch viel zu zögerlich angegangen. Deswegen sind
Menschen mit Behinderungen nach wie vor in fast allen Lebensbereichen
benachteiligt. Etwa bei der Bildung/Ausbildung, Teilhabe am Arbeitsleben,
Barrierefreiheit, Selbstbestimmung, und, und, und - die Liste der Bereiche,
in denen Handlungsbedarf besteht, ist lang", kritisiert Dr. Martin Danner,
Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE.

Mit der Verabschiedung verschiedener Gesetzespakete wie der
Weiterentwicklung des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) oder dem
Bundesteilhabegesetz (BTHG) und der damit verbundenen Reform der
Eingliederungshilfe in den vergangenen Jahren hat der Gesetzgeber hat zwar
deutlich gemacht, die Rechte von Menschen mit Behinderungen stärken zu
wollen, bei genauerer Betrachtung der bisherigen Ergebnisse fällt jedoch
auf, dass die Inhalte regelmäßig unzulänglich und zuweilen nur bedingt
verbindlich sind.

"Wie weit wir noch weg sind von einem hinreichenden Verständnis für die
Belange von Menschen mit Behinderungen, zeigen Fakten wie das Fehlen einer
Verpflichtung für private Anbieter ihre Waren und Dienstleistungen in
barrierefreier Form anbieten zu müssen. Menschen mit Behinderungen finden
nach wie vor deutlich seltener einen Arbeitsplatz auf dem ersten
Arbeitsmarkt, viele private Betriebe in Deutschland kommen ihrer
Verpflichtung zur Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen gar nicht
nach, Inklusion in Schule und Ausbildung ist noch immer eine Ausnahme und
auch die mit dem BTHG verbundenen erhöhten Einkommens- und
Vermögensfreigrenzen werden nicht verhindern können, dass Behinderung
regelmäßig mit einem deutlichen Armutsrisiko verbunden ist", verdeutlicht
Dr. Martin Danner.

Auch die jüngste Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Thema
Wahlrecht ist für die unzureichende Umsetzung ein mahnendes Beispiel. Nicht
der Gesetzgeber hat auf die jahrelange Forderung der Behindertenverbände
wie der BAG SELBSTHILFE reagiert, die Wahlrechtsausschlüsse für Menschen
mit Behinderungen, für die eine Betreuung angeordnet wurde sowie für
Menschen, die sich in einem psychiatrischen Krankenhaus befinden,
abzuschaffen - so wie es im Ergebnis auch die UN-BRK verlangt -, vielmehr
musste erst das höchste deutsche Gericht den Gesetzgeber dazu auffordern,
den grundrechtswidrigen Zustand zu beenden.

"Trotz der stetigen Einbindung von Betroffenen und ihren Verbänden bei den
verschiedenen gesetzgeberischen Diskussionen, in Beiräten und
Arbeitskreisen sowie gestiegener Medienaufmerksamkeit mangelt es nach wie
vor an einem hinreichenden Bewusstsein und einem Verständnis in der
Gesellschaft - einschließlich Gesetzgeber und Behörden - für die Belange
von Menschen mit Behinderungen. Hierfür und für die weitere Umsetzung der
UN-BRK wird auch in den kommenden Jahren weiter zu kämpfen sein", kündigt
der Bundesgeschäftsführer an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 25.03.2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





ARBEIT/1169: Mindestlohn durchsetzen - Finanzkontrolle Schwarzarbeit braucht mehr Personal


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. März 2019

Mindestlohn durchsetzen - Finanzkontrolle Schwarzarbeit braucht mehr Personal



Anlässlich der heute vorgestellten Zahlen der Jahreszollbilanz 2018
erklären Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte
und aktive Arbeitsmarktpolitik, und Lisa Paus, Sprecherin für
Finanzpolitik:

Immer häufiger wird der Mindestlohn umgangen. Das belegen die
aktuellen Zahlen. Notwendig sind deshalb effektive Kontrollen, denn
sonst steht der Mindestlohn nur auf dem Papier. Aber genau das hat die
Bundesregierung bisher verschlafen. Seit Jahren hat die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS), die für die Kontrollen zuständig
ist, zu wenig Personal. Das ist nicht akzeptabel. Bundesfinanzminister
Scholz muss seinen Ankündigungen endlich Taten folgen lassen und für
ausreichendes Personal sorgen. Schöne Worte bei Pressekonferenzen
reichen nicht aus.

Das Unterlaufen von Mindestlöhnen ist kein Kavaliersdelikt. Die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit braucht deshalb neben ausreichend
Personal auch mehr Befugnisse und vor allem auch eine moderne
Ausstattung, damit sie schnell und effizient auf Lohndumping reagieren
kann. Nur so werden die Beschäftigten vor Lohndumping und
verantwortungsvolle Betriebe vor Schmutzkonkurrenz geschützt. Die
Bundesregierung muss endlich ihrer Schutzfunktion gerecht werden.

Wer Mindestlöhne umgehen will, der macht das bekanntlich über die
Arbeitszeit. Das zeigt, wie wichtig es ist, dass Beginn, Ende und
Dauer der täglichen Arbeitszeit aufgezeichnet werden. Deshalb muss die
Dokumentationspflicht bleiben wie sie ist.

Der Finanzminister hat sich auch für eine Nachunternehmerhaftung für
Sozialbeiträge in der Logistikbranche ausgesprochen und damit die
exakt gegenteilige Position zum Wirtschaftsminister bezogen. Wir
fordern schon lange so eine Nachunternehmerhaftung, um den
himmelschreienden Missständen in der Paketbranche effektiv
entgegentreten zu können. Die Große Koalition sollte endlich aufhören
zu streiten und stattdessen die Arbeitsbedingungen in der Paketbranche
verbessern. Aber auch dafür braucht die Finanzkontrolle Schwarzarbeit
mehr Personal. Denn eine Nachunternehmerhaftung nur auf dem Papier
wäre nicht akzeptabel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. März 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2134: Parlamentswahlen in Thailand sind eine Farce


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. März 2019

Parlamentswahlen in Thailand sind eine Farce



Zum Ausgang der Parlamentswahlen in Thailand erklärt Frithjof Schmidt,
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die Bundesregierung muss klar machen: Die Wahl in Thailand ist eine
Farce, die demokratischen Standards in keiner Weise entspricht.

Die Angaben zum Ausgang der Wahl widersprechen sich, zwei Millionen
Stimmen sollen ungültig sein und ein offizielles Ergebnis erst in
sechs Wochen verkündet werden. All das deutet auf massive
Manipulationen, beziehungsweise auf das Bemühen um ein politisch
ausgehandeltes Wahlergebnis hin, nicht aber auf freie und faire
Wahlen.

Allein das Vorgehen der Wahlkommission macht skeptisch: Erst am 9. Mai
soll das offizielle Endergebnis bekannt gegeben werden. Zuvor sah die
Wahlkommission erst die Partei von Militärmachthaber Prayut mit
400.000 Stimmen hauchdünn vorn. Nun soll die oppositionelle Pheu Thai
Partei mit 138 Sitzen doch 42 Sitze mehr errungen haben als die
pro-militärischen Palang Pracha Rath Partei.

Auch der Wahlkampf war weder frei noch fair: Die Opposition wurde
eingeschüchtert, verfolgt oder Parteien gleich ganz aufgelöst. Bereits
im Vorfeld hatte die pro-militärische Palang Pracha Rath Partei die
Verfassung im Sinne des Militärs geändert, das alleine über die
Besetzung der 250 Sitze im Senat entscheiden kann. Daher reichte ein
Drittel der Sitze des Repräsentantenhauses für die Palang Pracha Rath
Partei aus, um Prayut wieder zum Präsidenten zu wählen.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





BILDUNG/1022: Die Zukunft fest im Blick


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 24. März 2019

Die Zukunft fest im Blick

Weiterbildung und Künstliche Intelligenz werden für unser Leben viel
größere Bedeutung erlangen



Die Arbeitsgruppe Bildung und Forschung der CDU/CSU
Bundestagsfraktion hat heute ihre zweitägige Klausur auf dem
Telegrafenberg in Potsdam mit einem klaren Zukunftsbekenntnis
abgeschlossen. Hierzu erklären der bildungs- und forschungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert
Rupprecht, und der Obmann, Dr. Stefan Kaufmann:

Albert Rupprecht: "Wir müssen uns wieder stärker um die
zentralen Zukunftsthemen kümmern. Das haben wir auch mit Annegret
Kramp-Karrenbauer diskutiert. Weiterbildung und Künstliche
Intelligenz sind für unser Leben von entscheidender Bedeutung. Wir
müssen die Menschen durch gute Weiterbildung befähigen, ihre eigenen
Kompetenzen auf hohem Niveau erhalten und entfalten zu können. Jede
motivierte Fachkraft wird gebraucht. Deswegen werden wir uns stärker
darum kümmern, dass wir ein ganzheitliches und modulares
Weiterbildungssystem mit vielen Anschluss- und Abschlussmöglichkeiten
entwickeln.

Bei Künstlicher Intelligenz und Robotik haben wir die Chance,
Produktionskapazitäten und Arbeitsplätze wieder nach Europa zu holen.
Dafür brauchen wir neben dem Knowhow auch eine
Technologiesouveränität, die uns unabhängiger von Asien und den USA
macht. Ein einheitliches Betriebssystem für autonome Systeme, wie es
beispielsweise Windows für PC ist, wäre ein möglicher strategischer
Baustein. Ein solches Grundprogramm ist die Voraussetzung, damit sich
Systeme mit Künstlicher Intelligenz untereinander verständigen
können. Wir müssen selber bestimmen, wie wir werteorientiert in den
kommenden Jahren leben wollen und dürfen die Gestaltungshoheit über
unsere Zukunft nicht anderen überlassen."

Dr. Stefan Kaufmann: "Wir müssen die Chancen unserer Zeit
engagierter ergreifen und technologieoffen wieder mehr Mut und Lust
auf Zukunft vermitteln. Deutschland befindet sich an einem
Scheideweg. Wir können es uns nicht mehr leisten, statt über echte
Zukunftsinvestitionen fast nur über Umverteilung zu reden. Zukunft
braucht Priorität. Deswegen muss der Finanzminister seinen
Haushaltsentwurf zügig überarbeiten und ausreichend Geld für Bildung
und Forschung bereitstellen. An der Zukunft den Rotstift anzusetzen,
beschneidet die Chancen künftiger Generationen massiv. Kürzungen beim
Etat für Bildung und Forschung in Höhe von rund 570 Millionen Euro
für 2020 unterlaufen die Leitlinien der Unionspolitik, wonach wir
seit 2005 einen stetigen Aufwuchs auch in schwierigen Zeiten
gesichert hatten. Das werden wir nicht durchgehen lassen und haben
uns auf der Klausur klar pro Zukunft positioniert."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





VERKEHR/749: Nicht weniger Mobilität, sondern effizientere


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 25. März 2019

Nicht weniger Mobilität, sondern effizientere



Heute tritt die Arbeitsgruppe Klimaschutz im Verkehr im Rahmen der
"Nationalen Plattform Zukunft der Mobilität" zu ihrer abschließenden
Sitzung zusammen. Hierzu können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Georg
Nüßlein, wie folgt zitieren:

"Wer die individuelle Mobilität in Frage stellt, schadet letztlich
dem Klimaschutz. Denn eine Politik, die den ländlichen Raum und
Millionen Normalverdiener und Pendler durch einseitige finanzielle
Belastungen abhängt, findet keine Unterstützung. Deshalb kann
Klimaschutz im Verkehrsbereich nur mit Technologie und Innovation
gelingen. Wir brauchen nicht weniger Mobilität, sondern eine deutlich
effizientere."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1846: Stabilität und Frieden nur mit dem Völkerrecht (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung von Zaklin Nastic vom 22. März 2019

Stabilität und Frieden nur mit dem Völkerrecht



"Die Forderung von US-Präsident Donald Trump, die USA sollten Israels
Souveränität über die Golanhöhen anerkennen, ist nicht nur ein
Wahlkampfgeschenk an Benjamin Netanjahu, der genau diesen Schritt immer
wieder gefordert hat. Sie zeigt auch, dass der US-Administration das
Völkerecht keinen Heller wert ist und sie eine Eskalation mit unabsehbaren
Folgen für die Region billigend in Kauf nimmt", erklärt Zaklin Nastic,
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
gestrigen Äußerung Donald Trumps. Auch im letzte Woche veröffentlichten
Menschenrechtsbericht des US-Außenministeriums war das Wort "besetzt" in
Bezug auf die Golanhöhen bereits fallengelassen worden. Weiter erklärt
Zaklin Nastic:

"Die Reaktionen unter anderem aus Russland und Iran machen deutlich, wie
verhärtet die Fronten sind. In Übereinstimmung mit den Vereinten Nationen,
denen der Golan als besetztes syrisches Staatsgebiet gilt, haben beide
erklärt, die 1981 erfolgte israelische Annexion niemals anerkennen zu
wollen. Dass Donald Trump ein weiteres Mal unter Verweis auf
Sicherheitsinteressen Israels völkerrechtliche Grundsätze und den
weitgehenden Konsens der internationalen Gemeinschaft ignoriert, ist hoch
gefährlich. Dass er auch noch behauptet, dies sei geeignet, zu 'regionaler
Sicherheit' beizutragen, erfordert eine unmissverständliche Reaktion der
Bundesregierung und der internationalen Gemeinschaft: Frieden und
Stabilität in der Region und für den Staat Israel können nur in Einklang
mit dem Völkerrecht gewährleistet werden. Welche Gefahr dessen Missachtung
in sich birgt, haben wir zur Genüge gesehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





VERKEHR/512: Sozialökologische Verkehrswende jetzt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 25. März 2019

Sozialökologische Verkehrswende jetzt!



"Die Große Koalition hat sich mit ihrer langjährigen Lobbypolitik für
die Autoindustrie in die Sackgasse manövriert und notwendige
Innovationen verhindert. Weder gab es Druck auf die Autoindustrie zur
Entwicklung alternativer Antriebe, noch einen nennenswerten Ausbau
ökologischer Verkehrsträger", erklärt Andreas Wagner, Sprecher der
Fraktion DIE LINKE für ÖPNV und Fahrradmobilität, zur heutigen
Schlussberatung der Arbeitsgruppe "Klimaschutz im Verkehrsbereich" der
Bundesregierung. Wagner weiter:

"Verkehrsminister Scheuer setzt noch einen drauf und blockiert auch
kleinste Schritte in Richtung einer Verkehrswende. Inzwischen wird er
zur Belastung für die Regierung. Selbst die Umsetzung von
Minimalvorschlägen der Arbeitsgruppe 'Klimaschutz im Verkehr', wie
abgesenkte Tempolimits, ist bei diesem Minister undenkbar.

Nur mit dem massiven Ausbau der Bahn, des ÖPNV und der
Radinfrastruktur bei gleichzeitiger Beschränkung des benzin- und
dieselbetriebenen Autoverkehrs wird Deutschland seine Klimaziele im
Verkehr erreichen. Dieser Prozess muss sozial gestaltet werden,
beispielsweise durch niedrige Bahn- und ÖPNV-Tarife."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 25. März 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8183: Heute im Bundestag Nr. 318 - 25.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 318

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. März 2019, Redaktionsschluss: 13.02 Uhr

1. Grüne: Reisekunden besser absichern

2. Rechte von Landarbeitern stärken

3. Konsequenzen aus Korruption in Sambia

4. Cash for Work-Programm wird evaluiert

5. Substanzielle Fortschritte in Tansania

6. Lage in Schutzgebieten im Kongobecken

7. Vier Milliarden Euro für Klimafinanzierung

8. Projekte von Meeresschutzfonds angelaufen



1. Grüne: Reisekunden besser absichern

Tourismus/Antrag

Berlin: (hib/wid) Die Grünen im Bundestag sehen die Gefahr, dass
Pauschalreisende nach einer Insolvenz ihres Veranstalters zumindest
auf einem Teil der Kosten sitzen bleiben. In einem Antrag (19/8565)
fordern sie die Bundesregierung daher auf, die nationale Gesetzgebung
zur EU-Pauschalreiserichtlinie entsprechend nachzubessern. Sie müsse
sicherstellen, dass Kunden ihre Auslagen in vollem Umfang erstattet
bekommen, wenn ein Reiseveranstalter pleitegeht. Dies sei auch die
Intention der EU-Richtlinie, der der deutsche Gesetzgeber bei der
Umsetzung in nationales Recht indes nur unzureichend nachgekommen sei.

Nach Maßgabe der 2015 novellierten Richtlinie müssen sich
Reiseveranstalter für den Fall der eigenen Zahlungsunfähigkeit
versichern, um ihren Kunden den im Voraus gezahlten Preis zu erstatten
oder Leistungen wie die Rückbeförderung vom Urlaubsort zu erbringen.
Bei der Umsetzung in nationales Recht legte der Bundestag eine
Haftungshöchstgrenze von 110 Millionen Euro fest. Dies sei entgegen
den Warnungen des Bundesrates sowie zahlreicher Experten geschehen und
auch angesichts des Wachstums auf dem Pauschalreisemarkt völlig
unzureichend, bemängeln die Antragsteller.

Sie verweisen auf stark zunehmende Risiken, denen die Reisebranche
derzeit ausgesetzt sei. Die Sicherheitslage in den Urlaubsregionen
Nordafrikas und des Nahen Ostens, die Gefahr internationaler
Handelskonflikte, vor allem aber auch der Brexit stellten die
Unternehmen vor ein erhöhtes Insolvenzrisiko. So drohe auf dem
britischen Reisemarkt ein erheblicher Abschwung. Wegen des Wirrwarrs
um den Brexit seien schon jetzt die Buchungen spürbar rückläufig.

Die Antragsteller weisen zudem darauf hin, dass seit der
Jahrtausendwende zwischen 2001 und 2015 das Volumen auf dem deutschen
Pauschalreisemarkt um rund 45 Prozentz gewachsen sei, von 18,9 auf
27,4 Milliarden Euro. Dieses Marktvolumen sei mit der Summe von 110
Millionen Euro mittlerweile völlig unterversichert.
Expertenschätzungen zufolge müsse der Haftungshöchstbetrag etwa sieben
Prozent des Umsatzes der versicherten Unternehmen entsprechen. Die
Antragsteller schlagen daher eine Obergrenze von mindestens 300
Millionen Euro vor und fordern für den Fall, dass diese Summe nicht
ausreicht, die Bundesregierung auf, auch andere Systeme der
Kundengeldabsicherung zu prüfen.

Sie möchten überdies die Insolvenzversicherungspflicht auf
Fluggesellschaften ausdehnen. Derzeit seien im Pleitefall nur jene
Kunden geschützt, deren Flug Teil einer Pauschalreise sei.
Direktbucher gingen leer aus.

 * 

2. Rechte von Landarbeitern stärken

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll sich stärker für die Rechte
von Landarbeitern in Entwicklungsländern einsetzen. Unter anderem
solle sie in den Partnerländern der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit auf die Ratifizierung und schrittweise
Umsetzung von Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) drängen, die die Arbeitsbedingungen von Plantagenarbeitern und
den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft regeln, fordert die Fraktion
Die Linke in einem Antrag (19/8554). Auch sollten die politischen
Vertretungen von Landarbeiter gestärkt werden.

Landarbeiter seien mit zahlreichen Problemen und Herausforderungen
konfrontiert, die ihnen grundlegende Rechte verwehrten, heißt es in
der Begründung. Diese gefährdeten die Erreichung einzelner
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen.

 * 

3. Konsequenzen aus Korruption in Sambia

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) hat bei
seinem Besuch in Sambia im Januar 2019 nach Angaben der
Bundesregierung "auf höchster Ebene" im Gespräch mit Staatspräsident
Edgar Lungu gefordert, dass die sambische Regierung guter finanzieller
Regierungsführung und der Bekämpfung der Korruption höchste Priorität
einräumt. Er habe unterstrichen, dass Fälle von Mittelfehlverwendungen
restlos aufgeklärt, für die Zukunft ausgeschlossen und Konsequenzen
gezogen werden müssten; so wie dies beim - zum Zeitpunkt der Reise
geklärten - Vorfall in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
bereits erfolgt sei, schreibt die Koalition in einer Antwort (19/8413)
auf eine Kleine Anfrage (19/7676) der AfD-Fraktion.

Die sambische Regierung kooperiere nach Kenntnis der Bundesregierung
aktuell eng mit den Gebern, die das "Social Cash Transfer Programme"
finanzieren, um die Aufklärung der im Raum stehenden Vorwürfe
voranzutreiben. Ein entsprechender Prüfbericht werde in Kürze
erwartet.

Ende November 2018 waren die Fälle von Mittelfehlverwendungen in
Sambia bekannt geworden, Die Bundesregierung hatte als Konsequenz
daraus Zusagen im Wasserbereich gestrichen und mit Erfolg darauf
gedrängt, dass die sambische Regierung fehlverwendete und nicht
belegte Mittel aus der deutschen bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit zurückerstattet.

 * 

4. Cash for Work-Programm wird evaluiert

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Mit dem ersten Evaluierungsbericht für die im März
2016 gestartete Beschäftigungsoffensive Nahost ("Cash for Work") durch
das Deutsche Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit
(DEval) ist nach Kenntnis der Bundesregierung im ersten Halbjahr 2020
zu rechnen. Das schreibt sie in einer Antwort (19/8412) auf eine
Kleine Anfrage (19/7633) der AfD-Fraktion. Für 2019 seien Neuzusagen
in Höhe von 300 Millionen Euro geplant, die Planung für 2020 sei noch
nicht abgeschlossen.

Im Mittelpunkt der Beschäftigungsoffensive stehe die Schaffung von
Arbeitsmöglichkeiten und Einkommen, um Flüchtlingen und Menschen aus
aufnehmenden Gemeinden in der Region um Syrien bessere Perspektiven
bis zum Ende der Krise zu geben, heißt es in der Antwort weiter.
Typische Maßnahmen seien zum Beispiel arbeitsintensive kommunale
Dienstleistungen wie Abfallentsorgung und -recycling oder
beschäftigungsintensive Infrastrukturvorhaben wie der Ausbau von
Schulen oder Bewässerungsanlagen.

Die Entlohnung solle nicht zu Verzerrungen auf dem Arbeitsmarkt
führen. Teilnehmer von "Cash-for-Work"-Maßnahmen erhielten in der
Regel einen am landesspezifischen Mindestlohn beziehugsweise einen an
die jeweiligen Gegebenheiten vor Ort orientierten Lohn, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

5. Substanzielle Fortschritte in Tansania

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit (EZ) mit
Tansania hat nach Angaben der Bundesregierung in den vielen Jahren der
Kooperation "zahlreiche Erfolge und Wirkungen" erzielen können. So
habe sie den Kampf gegen Korruption durch die Unterstützung des
tansanischen Rechnungshofs erfolgreich fördern und durch die
Etablierung der Tanzania Wildlife Management Authority (TAWA) die
Tierbestände im Selous-Wildschutzgebiet nachhaltig stabilisieren
können, schreibt sie in einer Antwort (19/8410) auf eine Kleine
Anfrage (19/7508) der AfD-Fraktion. Im Schwerpunkt "Gesundheit" habe
die deutsche EZ einen substanziellen Beitrag zum Rückgang der
Neugeborenensterblichkeit in den unterstützen Regionen um rund 40
Prozent erreichen können.

Das Gesamtvolumen der in den vergangenen zehn Jahren vergebenen Hilfen
im Rahmen der finanziellen Zusammenarbeit mit Tansania belaufe sich
auf 428,28 Millionen Euro.In allen Förderbereichen werde besonderes
Augenmerk auf die Reformbestrebungen der tansanischen Regierung
gelegt.

 * 

6. Lage in Schutzgebieten im Kongobecken

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Eine von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
und der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) gemeinsam
geplante Studie soll nach Angaben der Bundesregierung die
menschenrechtlichen Herausforderungen beim Schutzgebietsmanagement im
fragilen Kontext des Kongobeckens erfassen und zugleich
Handlungsempfehlungen für die Verankerung von menschenrechtlichen
Standards in der Konzeption und Umsetzung künftiger Projekte
erarbeiten. Das schreibt sie in einer Antwort (19/8418) auf eine
Kleine Anfrage (19/8018) der Fraktion Die Linke.

Mit der Durchführung sei ein Team internationaler Fachgutachter von
den Durchführungsorganisationen beauftragt worden. Vorgesehen seien
neben einer Dokumentenanalyse auch Interviews mit
Projektmitarbeitenden, Partnerinstitutionen und Vertretern der lokalen
Gemeinschaften. Auch Vor-Ort-Besuche in ausgewählten Schutzgebieten
seien vorgesehen.

Die Maßnahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit im Kongobecken
seien darauf ausgerichtet, Mitspracherechte und die Teilhabe der
lokalen und indigenen Bevölkerung zu verbessern, einen Ausgleich
zwischen Schutz- und Nutzungsinteressen zu schaffen und
wirtschaftliche Aktivitäten im Umfeld der Schutzgebiete zu fördern,
führt die Bundesregierung weiter aus. Die staatliche
Entwicklungszusammenarbeit beobachte die Menschenrechtssituation sehr
genau, nehme Hinweise auf Menschenrechtsverletzungen "sehr ernst" und
geht diesen umfassend nach.

 * 

7. Vier Milliarden Euro für Klimafinanzierung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung strebt an, im Jahr 2020
Haushaltsmittel in Höhe von vier Milliarden Euro für die öffentliche
internationale Klimafinanzierung bereitzustellen. Das schreibt sie in
einer Antwort (19/8414) auf eine Kleine Anfrage (19/7791) der Fraktion
Die Linke.

Im Jahr 2017 habe sie rund 3,65 Milliarden Euro aus Haushaltsmitteln
beigetragen. Zudem leiste Deutschland einen wichtigen Beitrag durch
die Mobilisierung von Kapitalmarktmitteln über die KfW-Bankengruppe
und ihre Tochtergesellschaft, die Deutsche Investitions- und
Entwicklungsgesellschaft (DEG). Für das Jahr 2018 läge die endgültige
Zahl noch nicht vor.

Insgesamt seien die Industrieländer auf einem guten Weg, das 
Hundert-Milliarden-Dollar-Klimafinanzierungsziel für 2020 zu erreichen, heißt
es in der Antwort weiter. Laut einer Analyse der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) seien die
Ausgaben für die öffentliche Klimafinanzierung von 2013 bis 2017
kontinuierlich angestiegen.

 * 

8. Projekte von Meeresschutzfonds angelaufen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die im Jahr 2016 vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) gegründete
Stiftung zum internationalen Meeresschutz namens "Blue Action Funds"
hat laut Bundesregierung im März 2018 ihre Arbeit aufgenommen und
plant im Rahmen der aktuell geförderten Projekte den Aufbau von
Meeresschutzgebieten mit einer Fläche von insgesamt 27.707
Quadratkilometern in Mosambik, S&atilde,o Tomé und und Príncipe sowie in der
Region Melanesien. Das schreibt die Koalition in einer Antwort
(19/8416) auf eine Kleine Anfrage (19/7976) der FDP-Fraktion.

Des Weiteren werde auf einer Fläche von 147.493 Quadratkilomtern die
Verwaltung bestehender Meeresschutzgebiete verbessert und gestärkt. Da
die drei- bis fünfjährigen Vorhaben erst im vergangenen Jahr
angelaufen seien, lägen noch keine Fortschrittsberichte vor.

Zum 25. Februar 2019 hätten die von der Bundesregierung aus dem
Haushalt des BMZ bereitgestellten Mittel für den Fonds 55,1 Millionen
Euro betragen, heißt es in der Antwort weiter. Aktuell plane sie keine
weitere Bereitstellung von Mitteln. Der Fonds wolle vorrangig Mittel
von weiteren Gebern anwerben.

 * 
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BUNDESTAG/8182: Heute im Bundestag Nr. 317 - 25.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 317

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. März 2019, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Kommunale Flüchtlingsaufnahme

2. Arbeit der Baukostensenkungskommission

3. Ursachen für Kreidezähne bei Kindern

4. Breitbandausbau im Fokus

5. Rechenschaftsberichte übrige Parteien



1. Kommunale Flüchtlingsaufnahme

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Die Linke "kommunale Initiativen für die Aufnahme von
Geflüchteten" umfassend unterstützen. Dazu solle sie insbesondere ihr
politisches Einverständnis für entsprechende Aufnahmevereinbarungen
der Länder nach Paragraf 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes erklären
und einen Gesetzentwurf vorlegen, "mit dem Städten und Kommunen die
Möglichkeit eröffnet wird, Geflüchtete eigenverantwortlich
aufzunehmen", fordert die Fraktion in einem Antrag (19/8648). Darin
wird die Bundesregierung zudem aufgefordert, besonders aufnahmebereite
Städte und Kommunen finanziell und strukturell zu unterstützen und
sich auf der EU-Ebene für einen "Asyl-Solidaritäts-Fonds" einzusetzen,
"dessen Fördermittel darüber hinaus eine allgemeine Verbesserung der
kommunalen Infrastruktur dieser Städte und Regionen ermöglichen".

In der Begründung schreibt die Fraktion, dass es in Deutschland viele
Kommunen gebe, "die sich aktiv als sichere Zufluchtsorte für
Geflüchtete angeboten haben, zum Beispiel Osnabrück, Bielefeld,
Marburg, Greifswald und Nürnberg". Etwa 25 Städte hätten dies
gegenüber dem Bundesinnenministerium ausdrücklich erklärt.

Kommunale Eigeninitiativen zur Flüchtlingsaufnahme könnten nicht "die
völker- und europarechtliche Verpflichtung des Bundes zur
Schutzgewährung oder das im Grundgesetz verankerte Asylrecht
ersetzen", sondern sollten vielmehr "das bestehende rechtliche
Schutzsystem durch aktives Handeln kommunaler Akteure ergänzen,
stärken und mit Leben füllen", heißt es in der Vorlage weiter. Eine
eigenständige Rechtsgrundlage für eine aktive Flüchtlingsaufnahme auf
kommunaler Ebene gebe es bislang nicht. Die Städte seien insofern
angewiesen auf Landesaufnahmeregelungen nach Paragraf 23 Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes, wobei dies im "Einvernehmen" mit dem
Bundesinnenministerium erfolgen müsse, oder auf dessen Anordnung zur
Neuansiedlung nach Paragraf 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes.

 * 

2. Arbeit der Baukostensenkungskommission

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Weiterführung der Arbeit der
Baukostensenkungskommission in der laufenden Legislaturperiode geht es
in der Antwort (19/8486) auf eine Kleine Anfrage (19/7852) der
FDP-Fraktion. Darin erklärt die Bundesregierung, dass an den Inhalten,
mit denen sich das Gremium beschäftigt hat, zwar weiter gearbeitet
werde; dies geschehe allerdings in anderen Organisationsstrukturen.
"Die weitere Umsetzung der Empfehlungen wird nun durch die
Fokussierung auf effektive Maßnahmenbündel in spezifischen
Folgeprozessen und mit auf das jeweilige Thema spezialisierten Gremien
weiterverfolgt", heißt es. Die Bundesregierung listet detailliert auf,
welche Bündnisse und Einheiten sich derzeit mit welchen Teilthemen
rund um Baukosten und Möglichkeiten zu deren Eindämmung beschäftigen.

 * 

3. Ursachen für Kreidezähne bei Kindern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit sogenannten "Kreidezähnen" bei Kindern und den
möglichen Ursachen befasst sich die Grünen-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/8513). Dieses Krankheitsbild habe die Volkskrankheit
Karies in einigen Altersgruppen überholt. Laut einer Studie seien bis
zu 30 Prozent der 12-Jährigen in Deutschland betroffen.

Bei der Molaren-Inzisiven-Hypomineralisation (MIH) ist die Bildung des
Zahnschmelzes gestört. Dies führt dazu, dass einzelne Zähne weniger
hart sind und leicht zerbröseln. Hinzu kommen Verfärbungen und eine
hohe Schmerzempfindlichkeit.

Die Ursachen sind nicht abschließend geklärt. Als auslösende Faktoren
gelten Antibiotika und Umweltgifte wie Bisphenol A (BPA). Die
Abgeordneten wollen nun wissen, welche Erkenntnisse die
Bundesregierung über die Krankheit und den möglichen Zusammenhang mit
Bisphenol A hat.

 * 

4. Breitbandausbau im Fokus

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat ihr Ziel bekräftigt, die
Breitbandsituation in Deutschland zu verbessern. Die Lage sei derzeit
noch weitgehend bedarfsgerecht, aber nicht zukunftsfest, schreibt sie
in einer als Unterrichtung (19/8492) vorgelegten Stellungnahme zu den
Tätigkeitsberichten 2016/2017 der Bundesnetzagentur -
Telekommunikation und Post (19/168, 19/169). Nachholbedarf bestehe
beim Ausbau von FttB (Fibre-to-the-Building)/H-Netzen. "Die
Bundesregierung misst vor diesem Hintergrund dem Ausbau
hochleistungsfähiger digitaler Infrastrukturen höchste Priorität bei
und will bis 2025 einen möglichst flächendeckenden Ausbau mit
Gigabitnetzen erreichen."

In dem Tätigkeitsbericht hatte die Bundesnetzagentur die gestiegene
Zahl von Breitbandanschlüssen in Deutschland dargelegt. Die Zahl
dieser Anschlüsse in Festnetzen habe um eine halbe Million zugelegt
und lag Mitte 2017 bei etwa 32,5 Millionen Anschlüssen. Drei Viertel
davon basierten auf unterschiedlichen DSL-Technologien, gefolgt von
Hybrid-Fibre-Coax (HFC)-Netzen. Glasfaserleitungen, die bis in die
Wohnung oder ins Haus reichen, bleiben den Angaben zufolge bislang ein
Nischenprodukt.

Im Bereich Post mahnt die Bundesregierung die Überprüfung von
Prozessen und Strukturen an, gerade vor dem Hintergrund einer
digitaler werdenden Gesellschaft. Einzuschätzen sei etwa, ob die
Unternehmen auch perspektivisch in der Lage sind, die erheblichen
Wachstumsraten im Paketbereich adäquat zu bewältigen. "Mit Blick auf
deutliche Strukturveränderungen in den Postmärkten muss der aktuelle
Rechtsrahmen aus Sicht der Bundesregierung überprüft und
weiterentwickelt werden, nicht zuletzt um eine erfolgreiche digitale
Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft zu gewährleisten." Dem
Tätigkeitsbericht zufolge hatten die deutschen Postmärkten im Jahr
2016 vor allem dank der Paketdienste steigende Umsätze verzeichnet.

 * 

5. Rechenschaftsberichte übrige Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Rechenschaftsberichte der nicht im Bundestag
vertretenen Parteien, die Anspruch auf staatliche Teilfinanzierung
haben, liegen nun für das Kalenderjahr 2017 als Unterrichtung
(19/8223) des Bundestagspräsidenten vor. Die Zusammenstellung
beinhaltet die Vermögensbilanz einschließlich der an die Parteien
geflossenen Spenden.

Anspruch auf die staatliche Teilfinanzierung haben laut Parteiengesetz
diejenigen Parteien, die bei der zurückliegenden Europawahl oder
Bundestagswahl mindestens 0,5 Prozent der Stimmen oder bei
Landtagswahlen mindestens ein Prozent der Stimmen erreicht haben.

Die in der Unterrichtung (2. Teil, Band I) aufgeführten Parteien sind:
Freie Wähler, Tierschutzpartei, Die Partei, Piraten, NPD, ÖDP,
Familie, BP, SSW, BVB/Freie Wähler, Graue und Tierschutzallianz.

Der Rechenschaftsbericht der ebenfalls anspruchsberechtigten Partei
Liberal-Konservative Reformer (LKR) wird den Angaben zufolge sobald
wie möglich als Band II des 2. Teils veröffentlicht.

Als Unterrichtung veröffentlicht wurden zugleich der
Rechenschaftsbericht der Tierschutzpartei und der Familien-Partei
Deutschlands für das Jahr 2016 (19/8222) sowie der
Rechenschaftsbericht der Familien-Partei für das Jahr 2015 (19/8221).

 * 
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BUNDESTAG/8181: Heute im Bundestag Nr. 316 - 25.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 316

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. März 2019, Redaktionsschluss: 09.33 Uhr

1. AfD will Kinderbedarf verbilligen

2. Arbeitsplatzbeschreibungen beim Zoll

3. 21 Milliarden Euro Flüchltingskosten

4. Ansprüche nach Bundesversorgungsgesetz

5. Fusionspläne großer Banken

6. Stromsteuer und Lobbyismus

7. Fragen nach Provisionsdeckel

8. Belastungen der Autofahrer



1. AfD will Kinderbedarf verbilligen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die AFD Fraktion fordert eine Reduzierung der
Mehrwertsteuer auf Artikel und Dienstleistungen des Kinderbedarfs. In
einem Antrag (19/8560) wird die Bundesregierung aufgefordert, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der die Umsatzsteuer für solche Produkte und
Dienstleistungen auf sieben Prozent reduziert, die einen direkten
Bezug zur Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern aufweisen -
soweit sie nicht bereits wie die Grundnahrungsmittel dieser
Privilegierung unterliegen. Zur Gegenfinanzierung schlägt die
AfD-Fraktion vor, die umsatzsteuerliche Privilegierung von
Hotelübernachtungen wieder rückgängig zu machen. Damit könne die
Reduzierung der Mehrwertsteuer auf Kinderbedarf auskömmlich
gegenfinanziert werden. Weiteres Gegenfinanzierungspotenzial wird im
Katalog von privilegierten Luxusprodukten und Dienstleistungen
gesehen.

In der Begründung heißt es, Kinder seien in Deutschland ein
Armutsrisiko. Ein Viertel der Familien mit drei oder mehr Kindern sei
von Armut bedroht. Mehr als 4,4 Millionen Kinder in Deutschland würden
in Armut leben. Die Einkommen der Familien mit Kindern würden im
Schnitt 27 Prozent unter den Einkommen von kinderlosen Paaren liegen.
"Familien leisten freilich einen wesentlichen Beitrag zur
Gesellschaft. Die aus Familien hervorgehenden Kinder gestalten unsere
Zukunft. Nur eine ausreichende Zahl von Kindern schafft die
Voraussetzungen dafür, dass der Finanzbedarf unserer sozialen
Sicherungssysteme auch zukünftig gedeckt werden kann", schreiben die
AFD Abgeordneten.

 * 

2. Arbeitsplatzbeschreibungen beim Zoll

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Arbeitsplatzbeschreibungen für Tarifbeschäftigte
beim Zoll sind das Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8384). Die Bundesregierung soll angeben, wie viele
Tarifbeschäftigte beim Zoll tätig sind und auf welche einzelnen
Entgeltgruppen sich die Beschäftigten verteilen. In der Kleinen
Anfrage geht es auch um Arbeitsplatzbeschreibungen. Sowohl den Bund
als auch den betroffenen Arbeitnehmern könnten finanzielle Nachteile
entstehen, da sich aus fehlerhaften Arbeitsplatzbeschreibungen
entweder zu niedrige oder zu hohe Vergütung ergeben könnten, heißt es
in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage.

 * 

3. 21 Milliarden Euro Flüchltingskosten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die maximale Höhe der Entnahme aus der
Flüchtlingsrücklage ist auf den Betrag der jeweiligen
flüchtlingsbezogenen Belastungen im Bundeshaushalt des jeweiligen
Haushaltsjahres begrenzt. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/8342) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7988)
mit, die nach dem Umgang mit dem Überschuss des Haushalts 2018 und der
Flüchtlingsrücklage gefragt hatte. Die flüchtlingsbezogenen
Gesamtbelastungen des Bundes im Jahr 2019 belaufen sich
voraussichtlich auf eine Größenordnung von rund 21 Milliarden Euro,
heißt es in der Antwort weiter, in der die Bundesregierung auch
feststellt, es liege im Fall der Flüchtlingsrücklage weder ein
Schattenhaushalt vor noch würden die Grundsätze der Haushaltswahrheit
und Haushaltsklarheit verletzt. Von 2020 bis 2023 sollen der Rücklage
zusammen 17,3 Milliarden Euro entnommen werden, beginnend mit 6,3
Milliarden Euro im nächsten Jahr.

 * 

4. Ansprüche nach Bundesversorgungsgesetz

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung verweist in einer Antwort
(19/8419) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8016) zur
Entschädigung für Opfer der sogenannten "Zwangsgermanisierung" auf
eine Feststellung des Petitionsausschusses des Bundestages, der
festgestellt habe, dass das Schicksal eines zur "Zwangsgermanisierung"
verschleppten Kindes als solches keinen Tatbestand einer speziellen
Wiedergutmachungsregelung erfülle, soweit es um die Tatsache der
Verschleppung als solche gehe. Die Betroffenen könnten jedoch als
Ausgleich für erlittene physische und psychische Gesundheitsschäden
unter Umständen Ansprüche nach dem Bundesversorgungsgesetz geltend
machen.

 * 

5. Fusionspläne großer Banken

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Fusionspläne deutscher Großbanken geht es in
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8406).
Gefragt wird unter anderem nach der Marktkapitalisierung von Deutscher
Bank und Commerzbank. Außerdem soll die Bundesregierung angeben, ob
sie ihren Aktienanteil an der Commerzbank anteilsmäßig in einem
fusionierten Institut stabil halten, veräußern oder unverändert
beibehalten will. Die Bundesregierung soll auch darlegen, ob ein
fusioniertes Institut noch abwicklungsfähig wäre.

 * 

6. Stromsteuer und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neuregelung von
Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung energiesteuerrechtlicher
Vorschriften geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/8359). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher
Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von
Dritten identisch oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten
und Studien gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem
Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll
die Bundesregierung auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit
Interessenvertretern im Zusammenhang mit der Erstellung des
Gesetzentwurfs geben.

 * 

7. Fragen nach Provisionsdeckel

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob der geplante Provisionsdeckel für die Vermittlung
von Lebensversicherungen mit dem Grundgesetz und dem europäischen
Recht vereinbar ist, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/8401) erfahren. Die Regierung soll unter anderem zu verschiedenen
Gutachten zum geplanten Provisionsdeckel Stellung nehmen.

 * 

8. Belastungen der Autofahrer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Belastung der Autofahrer mit Steuern und Abgaben
macht die FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/8385).
Gefragt wird nach der Zahl der in Deutschland zugelassenen
Personenkraftwagen sowie nach Energie- und Kraftfahrzeugsteuern.
Weitere Fragen betreffen die Mehrwertsteuer und die
Versicherungssteuer. Die Bundesregierung soll angeben, ob sie
Einführung einer zusätzlichen Steuer auf Kohlendioxid beabsichtigt. In
der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, Autofahrer würden heute
bereits in vielfältiger Weise belastet, zum Beispiel durch die
Energiesteuer, die Kfz-Steuer, die Versicherungssteuer sowie doch eine
Reihe weiterer Abgaben.

 * 
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Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191
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Internet: www.bundestag.de
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MELDUNG/077: Im Bundestag - Solidarisierung mit inhaftierter Abrüstungsaktivistin (Prozesskampagne Wider§pruch)


Prozesskampagne Wider§pruch

Vom Atomwaffenlager bis in den Gerichtssaal

Pressemitteilung vom 23. März 2019

Im Bundestag: Solidarisierung mit inhaftierter Abrüstungsaktivistin



Berlin/Hildesheim - Der Bundestag wurde am Freitagabend Schauplatz einer
spontanen Solidaritätsaktion, bis schließlich der Sicherheitsdienst
einschritt. Nach einem Fachgespräch zu Atommülllagerung haben dreißig
Bundestagsabgeordnete und Aktive aus Anti-Atom- und Umweltverbänden die
Ächtung von Atomwaffen eingefordert. Solche Aktionen im Bundestag sind sehr
selten. Anlass ist die Inhaftierung der Abrüstungsaktivistin Clara Tempel
vom Jugendnetzwerk für politische Aktionen (JunepA).

Diese hatte bei einer gewaltfreien Aktion des Zivilen Ungehorsams im
September 2016 mit acht Mitstreitenden für einige Stunden die Startbahn des
Fliegerhorsts Büchel in Rheinland-Pfalz blockiert. Die regelmäßigen
Bundeswehr-Abwurfübungen der rund zwanzig dort stationierten
US-amerikanischen Atombomben wurden so zeitweise verhindert. Anschließend
wurde Tempel für Hausfriedensbruch verurteilt. Aktuell verbüßt sie ihre
einwöchige Ersatzfreiheitsstrafe im Frauengefängnis Hildesheim.

Das Parlament forderte 2010 zwar fraktionsübergreifend den Abzug der
Atomwaffen aus Deutschland sowie ein weltweites Atomwaffenverbot. Die
Bundesregierung ignoriert jedoch bis heute diesen Beschluss und ist
weiterhin zentraler Teil der nuklearen Teilhabe der NATO. Auch boykottiert
sie den 2017 verabschiedeten Atomwaffenverbotsvertrag, welcher Atomwaffen
endgültig ächten soll. "Von Frieden reden, aber nach Aufrüstung streben
scheint die scheinheilige und letztlich katastrophale Taktik der
Bundesregierung zu sein," kommentiert Arvid Jasper als Pressesprecher der
Tempel unterstützenden Prozesskampagne Wider§pruch. "Wir sehen keine
andere Möglichkeit mehr als Zivilen Ungehorsam, um die Gebote des
humanitären Völkerrechts in Deutschland zu erzwingen."
Massenvernichtungswaffen wie die Bücheler Atombomben verstoßen durch die
mangelnde Unterscheidung von Zivilist*innen und Militärs in jedem Fall
gegen das Völkerrecht. Folglich werden neben

Verfassungsbeschwerden bereits ab dem 26. März zahlreiche weitere Aktionen
am und im deutschen Atomwaffenstützpunkt in der Eifel stattfinden.

 * 

Quelle:

Prozesskampagne Wider§pruch

Vom Atomwaffenlager bis in den Gerichtssaal

E-Mail: widerspruch-atomwaffen@riseup.net

Internet: http://junepa.blogsport.eu/aktionen/widerspruch/
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EUROPA/1604: Die Zusammenarbeit mit Frankreich kann wieder EU-Motor werden


FDP-Pressemitteilung vom 25. März 2019

BEER: Die Zusammenarbeit mit Frankreich kann wieder EU-Motor
werden



Anlässlich der Konstituierung der Deutsch-Französischen Versammlung
in Paris erklärte die Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl,
FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Die heutige Konstituierung der Deutsch-Französischen Versammlung
macht Mut und Hoffnung zugleich. Denn sie ist ein wichtiger Schritt,
um endlich wieder sicherzustellen, dass wir in Europa besser
zusammenarbeiten. Vor allem ist diese engere Zusammenarbeit auch eine
Stärkung des Anstoßes von Emmanuel Macron für eine Reform der
Europäischen Union. Die Volksvertretungen beider Länder haben jetzt
die Chance, konkrete Projekte voranzubringen, die unser Europa für
die Bürgerinnen und Bürger wieder mit all seinen Vorteilen erfahrbar
macht. Diese Initiative stärkt gerade auch die Parlamente als
Volksvertretungen und rückt damit die Bürgerinnen und Bürger in den
Mittelpunkt. Zentral ist, dass dieses Engagement nicht exklusiv
verstanden wird, sondern integrativ. Wir müssen in Europa den
Gedanken der Zusammenarbeit, das Arbeiten an gemeinsamen Projekten
wieder auf die Agenda setzen, um Europas Chancen gemeinsam nutzen zu
können. Dazu kann insbesondere die Wiederbelebung des Weimarer
Dreiecks beitragen - als Brückenschlag zu den Ländern
Mittelosteuropas. Die Zusammenarbeit mit Frankreich kann wieder Motor
der EU werden."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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EUROPA/1603: Parlamentarische Versammlung wird die deutsch-französischen Beziehungen revolutionieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 25. März 2019

LINK: Parlamentarische Versammlung wird die deutsch-französischen
Beziehungen revolutionieren



Zur ersten Sitzung der deutsch-französischen Parlamentarischen
Versammlung erklärt der europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Michael Georg Link:

"Der Deutsche Bundestag und die französische Assemblée Nationale
schlagen ein neues Kapitel der Zusammenarbeit auf, eine einzigartige
Form in Europa. Damit wird ausgebügelt, was die Bundesregierung beim
Aachener Vertrag verschlafen hat: die nationalen Parlamente aktiv
einzubeziehen. Es startet ein wegweisendes Projekt, das nicht nur die
deutsch-französischen Beziehungen revolutioniert, sondern auch die
Entwicklung zu einer handlungsfähigeren Europäischen Union fördert.
Das muss unser aller Ziel sein. Ein wichtiges Anliegen wird die
Kooperation in den Grenzregionen und ein besseres Verständnis
füreinander sein, auch um nationale Alleingänge zu verhindern. Viel
zu häufig hat die Bundesregierung in den letzten Jahren die Meinung
unserer Nachbarn und engsten europäischen Partner missachtet und
selten ist es gut gegangen. Jetzt muss der deutsch-französischen
Motor befeuert und sein Potenzial für ganz Europa genutzt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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GESUNDHEIT/939: Von nicht geimpften Kindern geht eine Gefahr aus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 25. März 2019

ASCHENBERG-DUGNUS: Von nicht geimpften Kindern geht eine Gefahr
aus 



Zur Debatte über eine Impfpflicht erklärt die gesundheitspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Christine Aschenberg-Dugnus:

"Man kann es nicht oft genug wiederholen: Von nicht geimpften Kindern
geht eine Gefahr für die Gesundheit aus. Das betrifft nicht nur das
Kind selbst, sondern auch Menschen, die aus medizinischen Gründen
nicht selbst geimpft werden können. Der sogenannte 'Kohortenschutz'
wird geschwächt. Besonders erschreckend ist, dass über vier Prozent
der Kinder nicht die notwendige zweite Masernimpfung erhalten.
Deutschland liegt hier deutlich unter der WHO-Quote. Dies zeigt das
Problem der Impfmüdigkeit und auch Impfvergesslichkeit in
Deutschland. Eine Impfpflicht kann aus Sicht der FDP-Fraktion nur als
Ultima Ratio dienen. Notwendig sind niedrigschwellige Angebote
beispielsweise in den Schulen, auch Erinnerungsschreiben durch
Krankenkassen können helfen. Zuvorderst brauchen wir gezielte
Informationskampagnen und eine verstärkte Aufklärung."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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RECHT/917: EU-Urheberrechtsreform muss neu verhandelt werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 25. März 2019

SCHULZ: EU-Urheberrechtsreform muss neu verhandelt werden



Zur Abstimmung des EU-Parlaments über die Urheberrechtsreform erklärt
das FDP-Fraktionsvorstandsmitglied und Vorsitzender des Ausschusses
Digitale Agenda Jimmy Schulz:

"Die Proteste gegen die EU-Urheberrechtsreform haben am Wochenende
einen neuen Höhepunkt erreicht. Auch wenn sich Vertreter von Union
und SPD in letzter Minute auf die Seite der Demonstranten gestellt
haben: Die Große Koalition hat die umstrittene Reform mit ihrem
Abstimmungsverhalten in Brüssel erst möglich gemacht. Die
FDP-Fraktion wird Union und SPD daher an ihrem morgigen
Abstimmungsverhalten messen. Die Debatte ist derweil an vielen
Stellen aus dem Ruder gelaufen: Weder sind Demonstranten gekauft
worden noch handelt es sich um Bots. Die FDP-Fraktion tritt für einen
fairen Ausgleich zwischen Urhebern und Nutzern ein. Dabei muss
allerdings das freie und offene Internet bewahrt werden.
Upload-Filter hingegen wären der Grundstein für eine europaweite
Zensurinfrastruktur und würden die Meinungsfreiheit einschränken. Sie
dürfen nicht kommen. Deshalb fordert die FDP-Fraktion die
Europaabgeordneten aller Fraktionen auf, die Urheberrechtsreform
abzulehnen und sie sachlich und transparent neu zu verhandeln."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4703: Befreiung vom Rundfunkbeitrag soll automatisch erfolgen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 24. März 2019

Befreiung vom Rundfunkbeitrag soll automatisch erfolgen



Wer Anspruch auf Befreiung vom Rundfunkbeitrag hat, soll in Zukunft
automatisch von der Zahlung ausgenommen werden - das fordert die
Fraktion DIE LINKE in einem Antrag (Drs. 21/16509) zur Sitzung der
Hamburgischen Bürgerschaft am kommenden Mittwoch.

"Bisher müssen Empfänger_innen von ALG II oder Sozialhilfe einen
gesonderten Antrag ausfüllen, um sich befreien zu lassen", erklärt die
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion, Cansu Özdemir. "Dieses
Verfahren ist kompliziert, sehr fehleranfällig und führt häufig dazu,
dass Befreiungen nicht umgesetzt werden und Berechtigte sich
verschulden."

"Fast 94.000 Beitragskonten waren Ende letzten Jahres säumig", ergänzt
Stephan Jersch, medienpolitischer Sprecher der Fraktion. "Mit einem
automatisierten Verfahren könnten viele Mahnverfahren von Vorhinein
abgewendet werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 24. März 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3282: Keine billige Stimmungsmache auf Kosten der Peene-Werftler (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 23. März 2019

Keine billige Stimmungsmache auf Kosten der Peene-Werftler

Entschädigungen und Alternativen bei Verlängerung des Exportstopps nötig



Zur aktuellen Debatte über die Unterstützung für die Peene-Werft in
Wolgast erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas
Krüger:

"Es ist traurig, wie Teile der CDU versuchen, aus der schwierigen Lage
der Peene-Werft und ihrer Beschäftigten parteipolitisches Kapital zu
schlagen. Die Ministerpräsidentin und der Parlamentarische
Staatssekretär haben sich in den vergangenen Wochen Seite an Seite mit
Wirtschaftsminister Harry Glawe für die Werft und ihre Beschäftigten
eingesetzt. Man gewinnt das Gefühl, dass in der CDU die eine Hand
nicht weiß, was die andere tut."

"Es ist maßgeblich auf den Einfluss der Ministerpräsidentin
zurückzuführen, dass bei Bildung der Bundesregierung ein
Bestandsschutz für bereits vorgenehmigte Aufträge vereinbart wurde.
Davon hat die Werft profitiert. Es war dann die Bundeskanzlerin
höchstselbst, die auf einer CDU-Wahlkampfveranstaltung in Hessen den
Exportstopp nach Saudi-Arabien verkündet hat. Dafür gab es sicher
nachvollziehbare Gründe. Aber es ist schlichtweg falsch, wenn Teile
der CDU heute so tun, als sei die SPD für die missliche Lage der
Peene-Werft verantwortlich. Die Entscheidung zum Export-Stopp wurde an
oberster Stelle von Angela Merkel getroffen", so Thomas Krüger.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende weist auch die die Vorwürfe des
AfD-Bundestagsabgeordneten Komning zurück: "Die Ministerpräsidentin
war auf der Werft und hat mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
gesprochen. Der Parlamentarische Staatssekretär hat die Peene-Werft
sogar mehrfach besucht. Das zeigt nicht nur, dass die Behauptungen
Komnings im Nordkurier einmal mehr Lügen-Opposition sind, sondern
belegt deutlich, dass wir an der Seite der Werft und ihrer
Beschäftigten stehen. Beispielsweise haben wir beim Kurzarbeitergeld
geholfen."

"Für uns ist völlig klar: Wenn es eine weitere Verlängerung des
Export-Stopps gibt, dann muss es eine Entschädigung und eine
Alternative für die Werft geben. Das ist die gemeinsame Linie beider
Regierungspartner in Schwerin. Herr Rehberg, Herr Amthor und Herr
Liskow Junior sollten uns dabei unterstützen, anstatt die
Beschäftigten der Werft mit ihren parteipolitischen Spielchen noch
weiter zu verunsichern. Das haben die Menschen in Wolgast nicht
verdient."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5098: Zehn Jahre UN-Behindertenrechtskonvention (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 25.03.2019

Zehn Jahre UN-Behindertenrechtskonvention: Barrieren abbauen,
Inklusion leben



Am 26. März 2009 trat die EU-Behindertenrechtskonvention in Kraft, um
Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes und gleichberechtigtes
Leben zu ermöglichen. Sie schrieb erstmals das Recht auf Inklusion in
Bildung und Arbeitsmarkt fest. Mit der Unterzeichnung verpflichtete
sich Deutschland, Barrieren in Gebäuden und bei Transportmitteln, im
Internet und in der Sprache abzuschaffen. Dazu erklärt Daniel Köbler,
Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion für Inklusion:

"Das Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention war für die
Stärkung der Rechte von Menschen mit Behinderungen ein Meilenstein.
Inklusion in allen gesellschaftlichen Bereichen ist seither
völkerrechtlich garantiert. Die Bilanz nach zehn Jahren: Vieles hat
sich verbessert, aber es gibt auch noch einiges zu tun - auch in
Rheinland-Pfalz. Im kommenden Plenum werden wir das Thema daher auf
die Tagesordnung setzen.

Mit der Streichung der letzten Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit
Behinderungen zur Kommunalwahl in Rheinland-Pfalz gehen wir einen
weiteren wichtigen Schritt. Hinzu kommt die gesetzliche Grundlage für
umfassende Barrierefreiheit der Online-Angebote in der öffentlichen
Verwaltung.

Weitere Aufgaben bleiben: Die gemeinsame Bildung für Kinder mit und
ohne Behinderungen ist erst zum Teil umgesetzt. Die Arbeitslosigkeit
ist bei Menschen mit Behinderungen noch immer deutlich höher als bei
Menschen ohne Behinderungen, noch viel zu viele Unternehmen stellen
gar keine schwerbehinderten Menschen ein. Im Alltag müssen weitere
Barrieren beseitigt werden. Wir werden weiter dafür kämpfen, dass die
UN-Behindertenrechtskonvention bei uns vollständig erfüllt wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. März 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5097: Zahl der Straftaten im Land geht weiter zurück (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.03.2019

Zahl der Straftaten im Land geht weiter zurück - 2018 mit dem
niedrigsten Wert seit 1992



Der rheinland-pfälzische Innenminister hat heute aktuelle Zahlen der
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) der Öffentlichkeit vorgestellt.
Die Kriminalstatistik vermittelt ein Bild über den Stand und die
Entwicklung von Kriminalität und Verbrechen für das Vorjahr aus
polizeilicher Sicht. Die aktuellen Zahlen für 2018 kommentiert
Wolfgang Schwarz, polizeipolitischer Sprecher der SPD-Fraktion: "Das
heute vorgestellte Zahlenwerk ist in allen entscheidenden Kennzahlen
positiv zu bewerten. Zwar gilt bei der Beschäftigung mit Verbrechen
immer: Jedes einzelne Opfer verdient unsere Solidarität, jede Straftat
ist für sich alleine schon zu viel. Sieht man sich aber die
Entwicklung in unserem Land an, so ist für 2018 erneut ein deutlicher
Rückgang von Straftaten zu konstatieren. Zum einen sind Straftaten
insgesamt zurückgegangen, aber auch die relative Zahl der Straftaten
pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner (sogenannte Häufigkeitszahl)
ist auf einen Wert von 5859 und damit auf den niedrigsten Wert seit
1992 gesunken."

Schwarz, selbst früher als Kriminalbeamter tätig, betont: "Auch die
Aufklärungsquote, wichtig für die Bürgerinnen und Bürger und zugleich
immer Ausweis der Qualität polizeilicher Arbeit, hat sich im
vergangenen Jahr weiter positiv entwickelt. Mit der Aufklärung 63,7
Prozent aller Taten wurde der beste Wert erreicht, seit die
Kriminalstatistik 1971 in heutiger Form eingeführt wurde. Erfreulich
ist, dass diese Quote bei besonders schweren Delikten in der Regel
noch höher liegt. So konnten im vergangenen Jahr 100 Prozent aller
vollendeten Morde (7 Fälle) polizeilich aufgeklärt werden. In diesem
Zusammenhang ist ein großer Dank an unsere engagierten und gut
ausgebildeten Polizistinnen und Polizisten für ihre großartige Arbeit
auszusprechen."

"Die heute vorgelegte Statistik zeigt erneut, dass Rheinland-Pfalz ein
Bundesland ist, in dem man sicher leben kann. Die SPD-geführte
Regierungskoalition und Landesregierung werden alles daran setzen, die
Ausstattung von Polizei und Justiz weiter kontinuierlich zu verbessern
und mit einer konsequenten Politik weiter für die Sicherheit der
Menschen zu arbeiten. Die heutigen Zahlen sind gut, die Entwicklung
geht in die richtige Richtung. Als Ruhekissen für die Politik eignet
sich die PKS aber nicht", so Schwarz zum Abschluss.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5096: Bürgerbeauftragte hat Jahresbericht 2018 vorgestellt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.03.2019

Bei ihr finden die Bürgerinnen und Bürger Gehör: Schleicher-Rothmund hat Jahresbericht 2018 vorgestellt



Zum heute vorgestellten Jahresbericht 2018 der rheinland-pfälzischen
Bürgerbeauftragten Barbara Schleicher-Rothmund erklärt der Vorsitzende
des Petitionsausschusses, Fredi Winter: "Die Bürgerbeauftragte Barbara
Schleicher-Rothmund, die erste Frau in dieser Funktion seit
Einrichtung der Institution im Jahr 1974, hat heute ihren ersten
Jahresbericht vorgestellt. Er zeigt eindrücklich, welch wichtige Rolle
die Bürgerbeauftragte und ihr Büro in der Vermittlung zwischen
Bürgern, Politik und Verwaltung einnehmen. Die Menschen in
Rheinland-Pfalz wissen, dass es immer eine Ansprechpartnerin gibt, bei
der sie mit ihren Anliegen Gehör finden. Das Büro der
Bürgerbeauftragten nimmt sich jeder zulässigen Eingabe an und trägt zu
einem besseren Verständnis zwischen Bürgeranliegen und
Verwaltungshandeln bei. Ein besonderer Dank gilt Barbara
Schleicher-Rothmund auch für ihre vertrauensvolle Zusammenarbeit mit
dem Petitionsausschuss des Landtags."

Der petitionspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Jörg
Denninghoff, ergänzt: "Im Berichtsjahr 2018 fanden insgesamt 24
Außensprechtage im Land und 5 Sprechtage im Büro der
Bürgerbeauftragten in Mainz statt. 246 Personen konnten so ihre
Anliegen persönlich vortragen. Darüber hinaus können Eingaben
schriftlich, per E-Mail, im Internet oder telefonisch eingereicht
werden. Insgesamt haben sich 2.301 Rheinland-Pfälzerinnen und
Rheinland-Pfälzer mit ihren Sorgen und Petitionen an die
Bürgerbeauftragte gewandt. Besonders hervorzuheben ist in diesem Jahr
die neue Gestaltung des Berichts mit zusätzlichen Inhalten und
Beispielfällen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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BILDUNG/1509: Ausbau der Ganztagsbetreuung auch ökonomisch sinnvoll


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. März 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Ausbau der Ganztagsbetreuung auch ökonomisch sinnvoll



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Die aktuelle Studie der Bertelsmann-Stiftung "Zwischen Bildung und
Betreuung. Volkswirtschaftliche Potenziale des
Ganztags-Rechtsanspruchs für Kinder im Grundschulalter" belegt, dass
der Ausbau der Ganztagsbetreuung nicht nur einen positiven Effekt auf
die Bildung junger Menschen hat, sondern auch mit Blick auf die
gesamte Volkswirtschaft ökonomisch sinnvoll ist. Mit einer
verlässlichen Betreuung haben Eltern bessere Möglichkeiten zu
arbeiten. Kinder erhalten eine gezieltere Förderung und ihre
Bildungschancen können sich verbessern. Die Studie kommt zu dem
Ergebnis, dass sich die Investitionen in den Ausbau der
Ganztagsbetreuung durch höhere Staatseinnahmen refinanzieren werden.

"Die aktuelle Studie der Bertelsmann-Stiftung unterstreicht: Eine
soziale Politik ist auch ökonomisch sinnvoll.

Mit der jüngsten Änderung des Grundgesetzes ist das Kooperationsverbot
zwischen Bund und Ländern in der Bildung gefallen. Mit dem Digitalpakt
stellen wir unter Beweis, wie eine gute Zusammenarbeit zwischen Bund
und Ländern in der Bildung aussehen kann. Jetzt wollen wir den
nächsten entscheidenden Schritt machen, indem Bund und Länder mit
einer Offensive für den Ganztag den Rechtsanspruch in der Grundschule
auf Ganztagsbetreuung verwirklichen.

Die Studie der Bertelsmann-Stiftung unterstützt die Anstrengungen der
SPD-Bundestagsfraktion, den Ausbau der Ganztagsbetreuung voran zu
treiben. Für uns ist eine gute Ganztagsschule eine Frage der
Gerechtigkeit. Sie erhöht die Bildungschancen aller Kinder und sie
erhöht die Chancengleichheit. Der soziale Hintergrund entscheidet in
der Ganztagsschule weniger über den Bildungserfolg, als ohne Ganztag.
Eltern können Familie und Beruf besser miteinander vereinbaren."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/692: Ja zu einem starken Urheberrecht, Nein zu Uploadfiltern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 25. März 2019

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Ja zu einem starken Urheberrecht, Nein zu Uploadfiltern



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Die digitalpolitischen Sprecherinnen und Sprecher der SPD-Fraktion im
Bundestag, in den Landtagsfraktionen sowie der SPD-Abgeordneten im
Europäischen Parlament sind heute in Mainz zu einer Konferenz
zusammengekommen und haben anlässlich der bevorstehenden Abstimmung im
Europäischen Parlament eine gemeinsame Position festgelegt.

"Die SPD steht an der Seite der Urheber, der Kreativen, der
Kulturschaffenden und der Künstlerinnen und Künstler. Die SPD steht
zugleich ein für die Freiheit des Internets und für Freiheitsrechte in
der digitalen Zeit. Die SPD will die Situation der Urheberinnen und
Urheber verbessern und einen gerechten Interessenausgleich mit den
Verwerterinnen und Verwertern erreichen. Deswegen brauchen wir ein
modernes und zeitgemäßes Urheberrecht und ein wirksames
Urhebervertragsrecht. Angemessene Vergütung statt Ausbeutung und
Rechteverlust - das ist unsere Zielsetzung. Daher möchten wir ein
Scheitern der Urheberrechtsreform verhindern. Die Verwertung und
Vergütung kreativer Inhalte darf jedoch nicht auf Kosten von
Freiheitsrechten erfolgen. Hier kann es kein Entweder-oder geben.
Uploadfilter müssen verhindert werden.

Daher unterstützen die digitalpolitischen Sprecherinnen und Sprecher
die Mitglieder der SPD im Europäischen Parlament und appellieren an
die Mitglieder der anderen Fraktionen des Europäischen Parlamentes,
sich bei den anstehenden Beratungen über die Richtlinie zur
Urheberrechtsreform im Plenum für eine Streichung des problematischen
Artikels 13 einzusetzen, die Urheberrechtsreform aber ohne Artikel 13
zu unterstützen. Zugleich fordern wir die Bundesregierung auf, sich
bei der Schlussabstimmung im Rat ebenfalls für die Streichung des
Artikels 13 einzusetzen und der Urheberrechtsreform ohne Artikel 13
zuzustimmen.

Da eine Regulierung der Plattformen dennoch zwingend notwendig ist,
setzt sich die SPD auf nationaler und europäischer Ebene dafür ein,
dass zeitnah

- ein tragfähiger Entwurf für eine Regulierung der Upload-Plattformen
vorlegt wird, der eine angemessene und faire Einbeziehung der
Plattformen in die Vergütung der Urheberinnen und Urheber sicherstellt
und der ohne Uploadfilter auskommt;

- mit diesem Regulierungsvorschlag die Plattformen zur Lizenzierung
von geschützten Inhalten verpflichtet werden;

- dieser Entwurf zugleich zeitgemäße und praxistaugliche Regelungen
zum User Generated Content etwa durch ein Pauschalabgabensystem
enthalten sollte, die eine faire und an-gemessene Vergütung
sicherstellen;

- die grundlegenden Fragen der Verantwortlichkeit im Netz durch eine
Weiterentwicklung der europäischen Host-Provider-Haftung - auch vor
dem Hintergrund der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes -
geklärt werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1868: Mexiko - Nationalgarde im Anmarsch (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko: Nationalgarde im Anmarsch

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 22. März 2019, npl) - Nach Aussagen von Alfonso Durazo,
dem mexikanischen Sicherheitsminister, steht die Verkündung des
Gesetzes über die neue Nationalgarde unmittelbar bevor. Für Präsident
Andrés Manuel López Obrador soll diese Institution (Amlo) ein neuer
Versuch sein, das organisierte Verbrechen effizienter zu bekämpfen und
die Gewalt im Land zu verringern. Denn die bestehenden
Polizeieinheiten - aber teilweise auch das Militär - haben sich als zu
korrupt und vielfach vom organisierten Verbrechen kooptiert erwiesen.
Die notwendigen Verfassungsänderungen für eine Nationalgarde wurden
bereits vom Senat und dem Abgeordnetenhaus nahezu einstimmig
verabschiedet. Inzwischen haben auch alle 32 Parlamente der
Bundesstaaten den Reformen zugestimmt. Das eindeutige
Abstimmungsergebnis war nur möglich, nachdem der von Amlo ursprünglich
vorgesehene stark militärische Charakter der Nationalgarde zumindest
in Teilen abgeschwächt wurde. In der mexikanischen Zivilgesellschaft
und bei nationalen und internationalen Menschenrechtsorganisationen
ist die Nationalgarde weiterhin heftig umstritten.


Organisation und Zuständigkeiten

Die Nationalgarde soll dem Sicherheitsministerium unterstehen. Wer an
der Spitze der Nationalgarde stehen wird, ist noch nicht klar.
Gesetzlich geregelt ist nur, dass es sich um eine zivile Person
handeln muss - keine militärische. Amlo hatte anfangs eine
"kollektive" Führung aus Marine, Heer und Sicherheitsministerium
befürwortet. Struktur und Disziplin sollten sich vollständig am
Militär orientieren.

Straftaten, die von Mitgliedern der Nationalgarde begangen werden,
werden vor zivilen Gerichten verhandelt - nicht vor Militärgerichten,
wie ursprünglich geplant. Diese Modifikation ist extrem wichtig, denn
in den ersten Jahren werden Soldaten bzw. die Militärpolizei das
Rückgrat der Nationalgarde bilden. Innerhalb von fünf Jahren, so sieht
es das Gesetz nun vor, soll sich das Militär aus der neuen Einrichtung
zurückziehen und in den Kasernen verbleiben. In dieser Zeit muss die
Nationalgarde genügend neues Personal rekrutieren. In den zwei
kommenden Monaten müssen die Ausführungsgesetze für den Einsatz der
Nationalgarde endgültig formuliert werden. Hier steckt der Teufel im
Detail. Unter anderem werden die Ausführungsgesetze regeln, welche
Waffen die Mitglieder der Nationalgarde tragen dürfen.


"Süßsaures Ergebnis"

Obwohl die Regierung Einwände berücksichtigt hat und somit die
einstimmige Verabschiedung der Verfassungsänderungen einem brachialen
Durchpeitschen ihres ersten Entwurfes mit einfachen
Parlamentsmehrheiten vorzog, bleibt Unbehagen. Eine
Menschenrechtsaktivistin sprach von einem "süßsauren Ergebnis". Jan
Jarab, Leiter des Mexikos-Büros des UN-Hochkommissariats für
Menschenrechte, der sich in den vergangenen Monaten aktiv in die
Debatte über die Nationalgarde eingeschaltet hatte, erwähnte
vorsichtig "positive Fortschritte" und verschiedene "Verbesserungen".
Mit der UNO soll es eine Rahmenvereinbarung über den Aufbau der
Nationalgarde geben. José Antonio Guevara, Leiter der unabhängigen
Mexikanischen Kommission für den Schutz und die Förderung der
Menschenrechte (CMDPDH) warnt: "Wir müssen sehr wachsam sein, dass
Präsident Andrés Manuel López Obrador und die Streitkräfte nicht ihre
eigene Interpretation dieser Reform machen". Amlo wird einmal jährlich
vor dem mexikanischen Kongress Rechenschaft über das Gebaren der
Nationalgarde ablegen müssen.


Unscharfe Trennung

Bis Ende dieses Jahres sollen über das Land verteilt 87 Unterkünfte
mit einer durchschnittlichen Kapazität für 120 Nationalgardisten
entstehen. Schritt für Schritt soll die Truppenstärke auf 55 bis
60.000 Mitglieder ausgebaut werden. Angeblich wird es keine Priorität
der Nationalgarde sein, die Drogenkartelle und organisierte
Kriminalität im Land direkt zu konfrontieren. Sicherheitsminister
Durazo betonte jüngst, das Einfrieren von Konten sei effektiver als
die Jagd nach den Drogenbossen. Laut López Obrador soll die über das
Land verteilte Präsenz der Nationalgarde dafür sorgen, dass "kein
Territorium unter Kontrolle irgendeiner widerrechtlichen Organisation
bleibt". Den Befürchtungen, dass mit den Militärs als Rückgrat der
Nationalgarde der Bock zum Gärtner gemacht werde, setzte Amlo
entgegen, dass die Soldaten "Volk in Uniform" seien. Doch die
Erfahrung der letzten Jahre hat deutlich gezeigt: Auch in der
Bevölkerung gibt es Mörder.
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GEWERKSCHAFT/303: "Guter Ganztag - vom Kind aus denken!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 25. März 2019

GEW: "Guter Ganztag - vom Kind aus denken!"

Bildungsgewerkschaft zur Studie "Zwischen Bildung und Betreuung": Qualität
und Finanzierung sichern



Frankfurt a.M. - Gute Ganztagsangebote werde es nur geben, wenn Politik für
hohe Qualitätsstandards und eine solide Finanzierung des Projekts der
Bundesregierung sorge. Das stellte die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) mit Blick auf die heute veröffentlichte Studie "Zwischen
Bildung und Betreuung" der Bertelsmann Stiftung fest. "Gute
Ganztagsangebote müssen sich zuerst an den Bedürfnissen der Kinder
orientieren", sagte Björn Köhler, GEW-Vorstandsmitglied für Jugendhilfe und
Sozialarbeit, am Montag in Frankfurt a.M. "Kinder brauchen vor allem Raum
für die persönliche Entwicklung. Dafür müssen gute Bedingungen für den
Ganztag gesichert sein." Deshalb müsse die Regierung bei der Umsetzung des
Koalitionsvertrags unbedingt bundesweite Qualitäts-Standards verankern, um
allen Kindern gleiche Chancen auf gute Bildung und Erziehung zu eröffnen.

Die Studie liefere eine wichtige Erkenntnis mit Blick auf Gesellschaft und
Volkswirtschaft, sagte Köhler: "In die Qualität von Bildung zu investieren,
ist kein Almosen für die Familien, sondern zahlt sich langfristig für die
Gesellschaft aus. Mehr Teilhabe am Erwerbsleben zu ermöglichen und soziale
Folgekosten unzureichender Bildung zu vermeiden, haben einen großen Nutzen
für die Gesellschaft insgesamt. Soziale Benachteiligungen lassen sich nur
mit guter Qualität und einem hohen Anspruch an die Bildung kompensieren."
Der GEW-Experte stellte jedoch auch fest, dass ökonomische Erwägungen zwar
eine Motivation für die Politik sein könnten, sie dürften aber nicht zur
Handlungsmaxime der Regierung werden.

In der Expertise, machte Köhler deutlich, werde davon ausgegangen, dass es
optimale Bedingungen für den Ausbau von Ganztagseinrichtungen gibt. Dies
sehe in der Praxis jedoch anders aus. Insbesondere sei der dramatische
Mangel an Lehrkräften, Erzieherinnen und Sozialpädagogen aller Voraussicht
nach bis 2025 nicht zufriedenstellend zu lösen. Bis zu diesem Zeitpunkt
soll das Recht auf einen Ganztagsplatz an Grundschulen greifen. Trotzdem
sei es richtig, Zielvorgaben etwa für eine gute Fachkraft-Kind-Relation zu
setzen, um die Richtung des Ausbaus vorzugeben. "Die Studie zeigt, wie
wichtig gute Standards sind, wenn der Ausbau von Ganztagsangeboten ein
Erfolg werden soll", betonte Köhler. "Die Bundesregierung ist gefordert,
sich nicht nur für den quantitativen Ausbau einzusetzen, sondern auch die
Qualität zu sichern. Dafür bedarf es verbindlicher Standards und einer
nachhaltigen, ausreichenden Finanzierung."
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HOCHSCHULE/2272: Führende deutsche Universitäten warnen vor Qualitätsverlust der Promotion (idw)


German U15 e.V. - 22.03.2019

Führende deutsche Universitäten warnen vor Qualitätsverlust der Promotion



Die beiden Verbünde führender Universitäten in Deutschland, German U15
und TU9 - German Universities of Technology, sehen die Einführung eines
eigenen Promotionsrechts für Fachhochschulen, wie aktuell von der
Regierungskoalition in Nordrhein-Westfalen vorgeschlagen, mit großer
Sorge. Sie warnen vor einer Zersplitterung des Hochschulsystems.
Leidtragende dieser Entwicklung wären insbesondere die
promotionsinteressierten Absolventinnen und Absolventen der
Fachhochschulen selbst.

U15- und TU9-Universitäten arbeiten bereits seit Jahren intensiv mit
Fachhochschulen (FH) zusammen, um talentierten FH-Absolventinnen und
FH-Absolventen die Möglichkeit einer vollwertigen wissenschaftlichen
Promotion zu bieten. Immer mehr FH-Absolventinnen und Absolventen nutzen
solche kooperativen Modelle. U15 und TU9 plädieren nachdrücklich dafür,
diesen Weg weiter zu beschreiten.

Prof. Georg Krausch, Präsident der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
und stellvertretender Vorsitzender von German U15: "Universitäre
Promotionen sind ein Markenzeichen des deutschen Wissenschaftssystems. Sie
genießen weltweit höchstes Ansehen und eröffnen beste Perspektiven für
Karrieren in Wissenschaft, Forschung und Entwicklung. Diese Vorteile
müssen auch für die vielen talentierten FH-Absolventinnen und Absolventen
erhalten bleiben. Gemeinsam mit unseren Partnern an den Fachhochschulen
haben wir dafür funktionierende kooperative Modelle geschaffen. Eine
eigenständige FH-Promotion würde hingegen zum Aufbau teurer
Doppelstrukturen führen."

Prof. Wolfram Ressel, Rektor der Universität Stuttgart und TU9-Präsident:
"Wir haben uns bereits 2014 in einem TU9-Positionspapier dafür
ausgesprochen, die Promotionsmöglichkeiten für besonders begabte
FH-Absolventinnen und Absolventen weiter zu verbessern. Um die Potenziale
optimal zu nutzen, muss den besten Absolventinnen und Absolventen der Weg
zur Promotion an einer Universität frei stehen. Hier haben sie Zugang zu
optimalen Forschungsbedingungen in einem Forschungsumfeld, das sie in
ihrer eigenständigen und originären Forschung unterstützt und die
Integration in die Scientific Community gewährleistet. Insbesondere in den
Ingenieurwissenschaften wird diese Möglichkeit stark genutzt. Jetzt gilt
es, diesen bewährten Weg der Kooperation weiterzugehen."


Über German U15

German U15 ist die strategische Interessenvertretung forschungsstarker und
international sichtbarer deutscher Universitäten: Freie Universität
Berlin, Humboldt-Universität zu Berlin, Rheinische
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Goethe-Universität Frankfurt,
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, Georg-August-Universität Göttingen,
Universität Hamburg, Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, Universität zu
Köln, Universität Leipzig, Johannes Gutenberg-Universität Mainz,
Ludwig-Maximilians-Universität München, Westfälische Wilhelms-Universität
Münster, Eberhard Karls Universität Tübingen und
Julius-Maximilians-Universität Würzburg.

Über TU9 - German Universities of Technology

TU9 ist die Allianz führender Technischer Universitäten in Deutschland:
RWTH Aachen, Technische Universität Berlin, Technische Universität
Braunschweig, Technische Universität Darmstadt, Technische Universität
Dresden, Leibniz Universität Hannover, Karlsruher Institut für
Technologie, Technische Universität München und Universität Stuttgart.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1817
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SCHULE/764: Nach dem Digitalpakt - Zeit, das Ganztagsversprechen einzulösen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 25.03.2019

Nach dem Digitalpakt: Zeit, das Ganztagsversprechen einzulösen

Mit dem Digitalpakt kam die Grundgesetzänderung zur Bundesbeteiligung an
kommunalen Bildungsausgaben. Das ist Rückenwind für ein weiteres
bildungspolitisches Großvorhaben: den Ganztags-Rechtsanspruch für
Grundschulkinder. Eine Modellrechnung im Auftrag der Bertelsmann Stiftung
zeigt, dass Investitionen in Ganztagsschulen viele Gewinner hätten:
Eltern, Schüler und den Staatshaushalt



Gütersloh, 25. März 2019. Nach der Grundgesetzänderung für den Digitalpakt
kommt ein weiteres Vorhaben des Bundes in den Blick: der im
Koalitionsvertrag versprochene Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz für
Grundschulkinder. Dass sich entsprechende Investitionen ökonomisch
rechnen, zeigt eine Modellrechnung einer Forschergruppe um die Ökonomen
Prof. Tom Krebs und Dr. Martin Scheffel für die Bertelsmann Stiftung:
Werden die öffentlichen Mittel in den Ausbau guter Ganztagsschulen für
Grundschulkinder investiert, wirkt sich dies sowohl für Eltern und Kinder
als auch für den Staatshaushalt positiv aus. Denn durch eine verlässliche
Betreuung ihrer Kinder können Eltern besser arbeiten, sozial
benachteiligte Kinder erfahren gleichzeitig eine gezieltere Förderung und
volkwirtschaftlich würden sich die Investitionen in absehbarer Zeit durch
höhere Staatseinnahmen refinanzieren.

Die Studie weist zwei Effekte mit Blick auf Investitionen in
Ganztagschulen aus: den Betreuungs- und den Bildungseffekt. Der Ausbau der
Nachmittagsbetreuung erleichtert demnach den Eltern die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie. Mit einer Anschubfinanzierung durch den Bund in Höhe
von insgesamt 4 Mrd. Euro in dieser und der nächsten Legislaturperiode
könnten bis zu einer Million zusätzliche Ganztagsplätze entstehen. Diese
würden Eltern erlauben, mehr zu arbeiten. Knapp 54.000 zusätzliche
Vollzeitstellen könnten bis 2030 dauerhaft entstehen - darin sind die
zusätzlichen Stellen für Erzieherinnen und Lehrkräfte zur Ausweitung des
Ganztagsangebots noch nicht einmal berücksichtigt. Durch die gesteigerte
Erwerbsbeteiligung würde sich insbesondere die Einkommenssituation von
Müttern verbessern. Diese könnten ihre Stunden aufstocken oder überhaupt
eine Arbeit aufnehmen - in vielen Fällen auch ein wichtiger Beitrag zur
Vermeidung von Kinderarmut.

Sozial benachteiligte Schüler können besonders von Ganztagsschulen
profitieren

Zusätzlich kommt der Bildungseffekt zum Tragen. Wenn der Ganztagsausbau
mit qualifiziertem Personal erfolgt und pädagogisch wirksame Angebote
umfasst, wie in der Studie unterstellt, können sich die Bildungschancen
von Kindern erhöhen. Vor allem sozial benachteiligte Schülerinnen und
Schüler, die etwa keinen Zugang zu Nachhilfe haben, könnten durch die
gezielte Lernförderung in guten Ganztagsschulen höhere Bildungsabschlüsse
erzielen und langfristig ihre Einkommenschancen verbessern. Weil mehr
Kinder von Nicht-Akademikern einen mittleren Bildungsabschluss oder die
Hochschulreife erwerben, entstehen der Modellrechnung zufolge bis 2050
weitere knapp 17.000 Vollzeitjobs zusätzlich.

Für Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung, ist deshalb klar: "Der
Ganztagsschulausbau ist neben dem Digitalpakt das wichtigste schulische
Reformprojekt dieser Legislaturperiode. Ganztagsschulen erleichtern die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie und stärken die Bildungschancen sozial
benachteiligter Kinder. Dafür müssen wir jetzt nicht nur die Anzahl,
sondern auch die Qualität der Ganztagsschulen erhöhen." Zudem, so Dräger,
sind die Investitionen auch volkswirtschaftlich sinnvoll.


Ganztagsschulausbau wirtschaftlich und fiskalisch geboten

Mit Blick auf den öffentlichen Haushalt gilt: Durch das stärkere
Wirtschaftswachstum, mehr und höherwertige Jobs steigen die Einnahmen des
Staates und es sinken gleichzeitig die Sozialausgaben. Bereits im Jahr
2025, dem ersten Geltungsjahr des neu einzuführenden Rechtsanspruchs,
würden die jährlichen Einnahmen die laufenden Kosten übertreffen. Im Jahr
2030 wäre das Bruttoinlandsprodukt strukturell um mindestens 2 Mrd. Euro
erhöht. Nach etwa 17 Jahren würden sich laut der Untersuchung die
Investitionen in den Ausbau der Ganztagsinfrastruktur sowie die laufenden
Kosten für das zusätzliche Erzieherpersonal amortisiert haben. Ab dann
könnte der Staat mit den Überschüssen Schulden tilgen. Für Dräger ist
deshalb klar: "Gute Ganztagsschulen zahlen sich aus!"

Bund und Länder haben mit der Einigung zum Digitalpakt gezeigt, wie sie
große Reformen angehen und die steigenden Kosten für die Bildungsexpansion
gemeinsam schultern können. "Jetzt besteht die Chance, auch das
Ganztagsversprechen der Bundesregierung einzulösen." Kosten und Erträge
des Ganztagsausbaus müssten dazu fair auf die staatlichen Ebenen verteilt
werden. "Es darf nicht sein, dass Kommunen die Hauptlast der laufenden
Personalkosten tragen, von den finanziellen Erträgen des Ganztagsausbaus
aber nicht profitieren", so Dräger.


Zusatzinformationen

Die Studie "Zwischen Bildung und Betreuung. Volkswirtschaftliche
Potenziale des Ganztags-Rechtsanspruchs für Kinder im Grundschulalter"
schätzt die ökonomischen Effekte des Ausbaus ganztägiger Angebote für
Grundschulkinder auf Wachstum und Beschäftigung sowie Ungleichheit und die
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. Dazu verwenden die Autoren ein
mikroökonomisch fundiertes Makromodell der deutschen Volkswirtschaft.
Simuliert werden zwei Effekte: Durch die verlängerten Betreuungszeiten für
Grundschulkinder können so insbesondere Mütter Familie und Beruf besser
vereinbaren (Betreuungseffekt). Die zusätzliche zur Verfügung stehenden
Zeiten, in denen Schüler von qualifizierten Pädagogen begleitet werden
(Lehrkräfte und weitere pädagogische Fachkräfte), verhelfen den ganztägig
lernenden Kindern langfristig zu besseren Bildungsabschlüssen und
Erwerbsperspektiven (Bildungseffekt). Wie für alle volkswirtschaftlichen
Simulationen gilt: Es handelt sich um eine Szenariobetrachtung, die auf
Annahmen beruht - in diesem Fall zu Betreuungs- und Bildungsrenditen sowie
zur Entwicklung des Produktionspotenzials der deutschen Volkswirtschaft.
Die personelle Ausstattung lernförderlicher Ganztagsschulen orientiert
sich am Konzept von "Mehr Schule wagen", das die Bertelsmann Stiftung
gemeinsam mit der Robert Bosch Stiftung, der Stiftung Mercator und der
Vodafone Stiftung im Mai 2017 vorgestellt hat. Die Annahmen sind so
gewählt, dass sie die beschriebenen Effekte eher unterschätzen.
Modellrahmen, -spezifikationen und -kalibrierungen sind in der Studie
ausführlich dokumentiert.

Parallel zur Studie erscheint der Sammelband "Gute Ganztagsschulen
entwickeln", der neben wissenschaftlichen Einordnungen auch
Handlungsempfehlungen für Bildungsverwaltung und Schulpraxis zur
Entwicklung qualitätsvoller Ganztagsangebote enthält.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/zwischen-bildung-und-betreuung-1/

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung - 25.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUB/1186: Inklusion - Strafe und Belohnung ... (SB)




Ein wesentlicher Fortschritt der am 26. März 2009 in der Bundesrepublik in Kraft
getretenen UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) besteht darin, daß das darin
verankerte Ziel einer inklusiven Gesellschaft nicht gleichbedeutend damit sein
soll, sich als behindert geltender Mensch an die Mehrheitsgesellschaft anpassen
zu müssen. Behinderung soll nicht mehr eine schicksalhafte Situation darstellen,
in die sich die von einer physischen oder psychischen Beeinträchtigung
Betroffenen zu fügen haben, sondern wird als Ergebnis einer Interaktion von
Mensch und Umgebung definiert. Behinderung entstehe "aus der Wechselwirkung
zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- und umweltbedingten
Barrieren", so die Präambel der BRK. Diese Barrieren hindern Menschen mit
"langfristigen körperlichen, seelischen, geistigen oder Sinnesbeeinträchtigungen
(...) an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der
Gesellschaft", heißt es in Artikel 1 BRK.

Die Gesellschaft barrierefrei zu machen und im weitesten Sinne für Inklusion zu
sorgen bleibt auch in der wohlhabenden Bundesrepublik für viele Betroffene ein
Rechtsanspruch, der an der materiellen Wirklichkeit der kapitalistischen
Leistungsgesellschaft bricht. Die in vielen Fällen unzureichende finanzielle
Bemittelung, die fehlende Assistenz und die immer noch unzureichend auf
Rollstühle oder Sehbehinderte eingerichtete Stadtlandschaft und
Verkehrsinfrastruktur wären vielleicht noch am ehesten zu bewältigen, wenn man
nur wollte. Schlimmer ist die anhaltende Abwertung der Betroffenen durch die
Verwendung des Begriffes "behindert" als Schimpfwort oder latent abwertende
Kategorie. Schlimmer ist ihre humangenetische Selektion durch Bluttests
in der Pränataldiagnostik, mit denen ein möglicher erbbiologischer Befund wie
Trisomie 21 zum Anlaß genommen wird, den davon eventuell betroffenen Menschen
gar nicht erst zur Welt kommen zu lassen [1].

Alle Barrierefreiheit kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß Behinderung schon
begrifflich eine Einschränkung darstellt, die in der auf Leistungsfähigkeit und
Warenform ausgerichteten Marktgesellschaft kaum anders denn als Nachteil
und Makel ausgelegt werden kann. So steht der Kategorie "Behinderung" nicht nur
die vermeintliche Normalität physiologischer Funktionstüchtigkeit gegenüber. Als
Norm gilt heute die "eigenverantwortliche" Optimierung der Marktsubjekte, die
vom Verwertungszwang getriebene Zurichtung des Menschen auf Zwecke, die als
eigenes Interesse auszuweisen nur über die Geldabstraktion, nicht aber über die
Freiheit gelingt, sein Leben unbeeinträchtigt von fremden Forderungen führen zu
können.

Es ist leicht ersichtlich, daß insbesondere mit einer körperlichen
Beeinträchtigung geborene Menschen das Ideal der allzeit verfügbaren und
attraktiven Physis so sehr verfehlen, daß sie des besonderen Schutzes bedürfen,
um nicht zu verelenden oder Opfer rassistischer Gewalt zu werden. Deren Urheber
nehmen im Wortsinne an Behinderten Anstoß, weil der von ihnen imaginierte
Volkskörper in der globalen Konkurrenz nur siegreich sein kann, wenn seine
Glieder dem Reinheitsideal weißer Identität, maskuliner Stärke und körperlicher
Gesundheit genügen. Sichtbare Normabweichungen werden von der Klientel meist
rechtsradikaler Parteien und Gruppen mit einem regelrechten Ekel vor der
manifesten Antithese der von ihnen glorifizierten Suprematie eigener Art quittiert.

Sich als Mensch, der der normativen Vollständigkeit körperlicher und geistiger
Fähigkeiten nicht entspricht, von dieser Feindseligkeit nicht in die Defensive
drängen zu lassen bedarf mehr als eines bloßen Rechtsanspruches, den
durchzusetzen die Stärke jener staatlichen Gewalt voraussetzt, die zugleich mit
humangenetischer Selektion und sozialchauvinistischen Gesetzen die herrschende
Klassenordnung bestätigt und vertieft. So wäre zum Beispiel zu fragen, worin die
Behinderung all jener Menschen besteht, die sich vor oder nach der täglichen
Arbeitszeit noch die Seele aus dem Leib rennen oder in der Maschinenwelt des Gym
Akkordarbeit verrichten, für die sie nicht einmal bezahlt werden. Wie
selbstbestimmt sind all diejenigen Marktsubjekte, die den eigenen Körper als
fleischgewordene Signatur besonderer Individualität und Zugehörigkeit
inszenieren, die in den Augen anderer nur bestätigt wird, wenn den aus ihrem
Blick sprechenden Ansprüchen an Schönheit und Attraktivität Genüge getan wird?

Es ist keineswegs entschieden, ob der Schmerz, im sozialen Wettkampf zu
unterliegen, weil es immer andere gibt, die schöner, stärker, reicher sind,
leichter wegzustecken ist als die Ignoranz, die behinderte Menschen zu spüren
bekommen, weil sie als PartnerInnen von vornherein nicht in Frage kommen. Was
wissen die Schönen und Starken über die Mühen eines Alters, in dem die
Strategien physischer Selbstbehauptung versagen, weil die körperliche Vitalität
versiegt? Wieviel lebenswerter könnte eine Gesellschaft sein, in der die
Verwertbarkeit körperlicher Jugend und sexueller Attraktivität nicht auf die
Spitze eines Marktgeschehens getrieben würde, dem nicht zu genügen soviel Angst
macht, daß die Wartezimmer der plastischen Chirurgen mit immer jüngeren Menschen
überfüllt sind?

Wo der Sozialdarwinismus zur zentralen Achse gesellschaftlicher Teilhaberschaft
wird, kann der in der BRK verankerte Anspruch auf Menschenwürde nicht über ein
Lippenbekenntnis hinausreichen, das zur Beschwichtigung von Verachtung und
Ausgrenzung betroffener Gruppen dient. Dementsprechend können die
Gleichstellungspolitiken, die das Gleichheitsgebot des Grundgesetzes zumindest
formaljuristisch bestätigen, keiner damit adressierten sozialen Minderheit
weiterhelfen, wenn diese nicht selbst tätig wird. Es ist wieder an der Zeit,
laut und kämpferisch für das Falsche, Abweichende, Häßliche und Unheimliche zu
streiten, denn nur so wird das Richtige, Normale, Schöne und Vertraute als
Ergebnis einer Konsensproduktion exponiert, mit der nichts als die
Beherrschbarkeit und Verfügbarkeit ihrer Subjekte hergestellt wird.

In einer Welt, in der die Augen ausgemergelter Hungernder vom Schmerz eines
Lebens künden, das in der Sattheit der Feisten rückstandslos verstoffwechselt
wird, um beim Ruf nach Mehr die Schreie der Ertrinkenden zu übertönen, die zu
retten nur dann interessiert, wenn es sich um die Passagiere eines
Kreuzfahrtschiffes handelt, sind auch universale Rechtsansprüche wie die der
UN-Behindertenrechtskonvention von der Handschrift eines Herrschaftsanspruches
gezeichnet, der am Los der Ausgebeuteten und Unterdrückten nichts
Grundsätzliches ändern will. Als zum Schaulaufen beim Schönheitswettbewerb nicht
zugelassener Behinderter keinen Erwartungen genügen zu müssen und so aus dem
Vollen all dessen schöpfen zu können, was nicht durch Eigentumsansprüche
versiegelt und vernagelt ist, könnte etwa so entlastend sein, wie in einem Land,
in dem schwarze Fußballspieler, wenn sie am Ball sind, von "Neger, Neger,
Neger"-Chören verfolgt werden, die im ganzen Stadion zu hören sind, nicht weiß
und nicht deutsch zu sein.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/pannwitz/report/pprb0026.html

25. März 2019
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STANDPUNKT/851: Dammbrüche (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 22. März 2019

german-foreign-policy.com

Dammbrüche



BERLIN - Dammbrüche, die der am Sonntag vor 20 Jahren gestartete
Überfall auf Jugoslawien bewirkt hat, prägen die Außen- und Militärpolitik
Deutschlands und weiterer westlicher Mächte bis heute. Der Überfall war der
erste große Krieg seit 1990, der ohne die völkerrechtlich erforderliche
Zustimmung des UN-Sicherheitsrats begonnen wurde. Dass dies weitgehend
folgenlos möglich war, hat späteren völkerrechtswidrigen Kriegen den Weg
gebahnt, unter anderem dem Krieg gegen den Irak (2003). Der Überfall auf
Jugoslawien hat zudem eine Gewöhnung an deutsche Kriegseinsätze mit sich
gebracht; er habe "den relativ breit akzeptierten Auftakt" zu einer "fast
schon routinierten" deutschen Teilnahme an zahlreichen internationalen
Militäreinsätzen gebildet, hieß es bereits 2005 in einer Analyse. Ein 1999
mit dem Kosovo befasster deutscher Brigadegeneral hat darauf hingewiesen,
dass kriegsvorbereitende Berichte deutscher Leitmedien internen
Lageanalysen diametral widersprachen. Nicht zuletzt trug der Krieg gegen
Jugoslawien dazu bei, die EU auf zentrale außenpolitische Konzepte Berlins
festzulegen.

Völkerrechtswidrige Kriege

Der Überfall auf Jugoslawien am 24. März 1999, den die Bundesregierung
unter Kanzler Gerhard Schröder (SPD) und Außenminister Josef Fischer
(Bündnis 90/Die Grünen) damals maßgeblich vorangetrieben hat, ist ohne die
erforderliche Zustimmung des UN-Sicherheitsrats erfolgt, also
völkerrechtswidrig gewesen. Damit hat er mehreren späteren Kriegen den Weg
gebahnt, die ebenfalls von westlichen Mächten im Alleingang ohne eine
Ermächtigung durch die Vereinten Nationen vom Zaun gebrochen wurden. Das
trifft unter anderem auf den Überfall auf den Irak am 20. März 2003 zu.
Ebenfalls unter Bruch des Völkerrechts bombten einige NATO-Mächte im Jahr
2011 die libysche Regierung aus dem Amt. 2017 und 2018 hat es jeweils
Bombenangriffe auf Syrien gegeben, die genausowenig durch das Völkerrecht
gedeckt waren. Der Überfall auf Jugoslawien hat gezeigt: Illegale
Angriffskriege westlicher Staaten sind machtpolitisch durchsetzbar. Seitdem
sind sie im Westen - auch in Deutschland - kein Tabu mehr und werden immer
wieder geführt.

Auftakt zur Einsatzroutine

Der Krieg gegen Jugoslawien hat darüber hinaus dazu beigetragen, ehemalige
Widerstände gegen Kampfeinsätze der Bundeswehr zu beseitigen. Galt nach
1945 lange Jahre die Devise, deutsche Soldaten dürften sich nie wieder an
Angriffskriegen beteiligen, so konstatierte der damalige Bundeskanzler
Gerhard Schröder rückblickend, man habe es mit der Teilnahme an den
NATO-Bombardements erfolgreich geschafft, "unsere traditionelle
Tabuisierung des Militärischen [zu] durchbrechen".[1] Tatsächlich
konstatierte eine Untersuchung bereits im Jahr 2005, "die deutsche
Teilnahme am Kosovo-Krieg" stelle "so etwas wie den relativ breit
akzeptierten Auftakt zu einer inzwischen fast schon routinierten Teilnahme
an zahlreichen internationalen Militärmissionen dar".[2] Innerhalb weniger
Jahre gelang es, Tausende Soldaten der Bundeswehr fast ohne jeden inneren
Widerstand in zahlreiche Einsätze auf drei Kontinenten zu entsenden. "Die
Auslandseinsätze der Bundeswehr sind ein Stück weit Normalität geworden",
heißt es heute bei der Truppe: "Das war nicht immer so."[3] Alles in allem
sind inzwischen nach Angaben der Bundeswehr rund 400.000 Deutsche als
Soldaten im Einsatz gewesen. Aktuell sind über 3.500 deutsche Militärs in
15 Einsätzen auf drei Kontinenten stationiert.

"Angespannt, aber ruhig"

Bei der Legitimierung des Überfalls auf Jugoslawien sind die deutschen
Medien überaus hilfreich gewesen. Darauf hat exemplarisch der vor drei
Jahren verstorbene Brigadegeneral Heinz Loquai hingewiesen. Loquai war 1999
als militärischer Berater bei der deutschen OSZE-Vertretung in Wien mit der
Entwicklung im Kosovo befasst. Er hat die massiven Widersprüche zwischen
dem, was er damals aus erster Hand erfuhr, und der öffentlich-medialen
Darstellung in zahlreichen Publikationen beschrieben.[4] Einen Eindruck
gewährt ein Vergleich interner Quellen zu den Ereignissen unmittelbar vor
Kriegsbeginn mit Medienberichten. "Von Flucht, Vertreibung und Zerstörung
im Kosovo sind alle dort lebenden Bevölkerungsgruppen gleichermaßen
betroffen", hieß es etwa in einer Analyse des Auswärtigen Amts vom 19. März
1999.[5] "Die Lage bleibt über die ganze Region hinweg angespannt, aber
ruhig", stellte die OSZE am 19. März fest. Nachrichtenspezialisten des
Bonner Verteidigungsministeriums konstatierten am 22. März, es sei keine
Großoffensive der jugoslawischen Streitkräfte in Sicht; auch Tendenzen zu
"ethnischen Säuberungen" seien "weiterhin nicht erkennbar".

"Kämpfe und Vertreibungen"

Am selben Tag konnte man hingegen in deutschen Tageszeitungen lesen, "die
Serben" rückten "mit 40.000 Soldaten und schweren Waffen" in das Kosovo ein
(Die Welt); es sei "eine neue Runde von Kämpfen und Vertreibungen ... in
Gang gekommen" (Süddeutsche Zeitung). Einen Tag später hieß es, es finde
gegenwärtig eine "serbische Großoffensive im Kosovo" statt (Die Welt); die
"Serben" seien dort "auf dem Vormarsch" (Frankfurter Allgemeine
Zeitung".[6] Mit den Tatsachen hatte das ausweislich der internen Dokumente
der Bundesregierung und der OSZE nichts zu tun. Allerdings half es,
Proteste gegen den ersten Kampfeinsatz deutscher Soldaten nach dem Zweiten
Weltkrieg zu schwächen oder sogar zu verhindern. Keine der zitierten
Zeitungen hat ihre damalige Fehlberichterstattung jemals aufgearbeitet;
Falschbehauptungen werden bis heute wiederholt. Dass es durchaus auch
anders geht, hat im Mai 2004 die New York Times bewiesen, die damals -
wenngleich in schwammigen Wendungen - grobe Fehler in ihren Beiträgen im
Vorfeld des Irak-Kriegs eingestand.[7] Eine vergleichbare Selbstkritik ist
in Deutschland unbekannt.

Sieg über Paris

Weitgehend in Vergessenheit geraten ist schließlich, dass der Krieg gegen
Jugoslawien den außenpolitischen Strategien Deutschlands innerhalb der EU
zu einem wichtigen Durchbruch verholfen hat. Während die Bundesrepublik
spätestens seit Beginn der 1990er Jahre ganz offen auf eine enge
Zusammenarbeit mit Slowenien und Kroatien setzte und dabei
NS-Kollaborateure von der kroatischen Ustascha und ihre Nachfolger
unterstützte [8], kooperierte Frankreich - traditionell - mit Serbien. Wie
die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) konstatiert, war
noch Anfang 1999 der Franzose Gabriel Keller, stellvertretender Leiter des
OSZE-Beobachtungseinsatzes, bemüht, "den Dialog mit Belgrad
aufrechtzuerhalten", während sein Chef, der US-Amerikaner William Walker,
"die klare Aufgabe hatte, das Terrain für eine militärische Operation
vorzubereiten". Noch unmittelbar vor dem Überfall hatte der französische
Präsident Jacques Chirac, wie die DGAP schreibt, "große Vorbehalte gegen
die Bombenangriffe".[9] Er verlor den Machtkampf gegen die Bundesrepublik
und die Vereinigten Staaten: Mit US-Hilfe setzte sich im Konflikt um die
Politik gegenüber Jugoslawien Deutschland gegen Frankreich durch. Der
deutsche Sieg über Paris mündete unmittelbar in den Krieg.


Anmerkungen:

[1] Elisabeth Niejahr: "Am Ende der ersten Halbzeit". Die Zeit 34/2002.

[2] Anna Geis: Nie wieder Krieg? Auslandseinsätze in der deutschen
Außenpolitik. HSFK-Standpunkt 02/2005.

[3] Überblick: Die "Armee im Einsatz". bundeswehr.de 13.09.2017.

[4] Heinz Loquai: Der Kosovo-Konflikt. Weg in einen vermeidbaren Krieg.
Baden-Baden 2000. Heinz Loquai: Weichenstellungen für einen Krieg:
Internationales Krisenmanagement und die OSZE im Kosovo-Konflikt. 
Baden-Baden 2003.

[5], [6] Zitiert nach: Heinz Loquai: Krieg - ein wahnsinniges Verbrechen.
In: Forum FriedensEthik in der Evangelischen Landeskirche in Baden.
Rundbrief 2/2010. April 2010. S. 4-11. Hier: S. 9.

[7] From The Editors; The Times and Iraq. nytimes.com 26.05.2004.

[8] S. dazu Nützliche Faschisten 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6187/

und unsere Rezension zu: Ulrich Schiller: Deutschland und "seine"
Kroaten.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5214/

[9] Jean-Arnault Dérens: Die schwindende Präsenz Frankreichs auf dem
Balkan. DGAPanalyse Frankreich No. 9. November 2010. 

S. auch Kein Tandem.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5097/


Die Video-Kolumne zum 20. Jahrestag des Überfalls auf Jugoslawien
von german-foreign-policy.com finden Sie unter:

https://www.youtube.com/watch?v=jAQHhtnMDUI&list=PLTJHO_DZA590ij9FhcNCCwB9wXvVHkd1h&index=1

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik
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USA/1411: Washington - ein Geschenk für Donald Trump ... (SB)


Washington - ein Geschenk für Donald Trump ...



Russiagate, die hysterische Behauptung, daß Donald Trump mit Rußland
heimlich kooperiert hat, um im November 2016 zum US-Präsidenten
gewählt zu werden und Hillary Clinton an ihrer historischen Mission,
als erste Frau Staatsoberhaupt der Vereinigten Staaten zu werden, zu
hindern, hat sich für ihre Verfechter als absoluter Rohrkrepierer
erwiesen. Drei Jahre lang haben die Demokraten und die großen
Konzernmedien wie die New York Times, die Washington Post, CNN und
MSNBC Millionen von US-Bürgern einzutrichtern versucht - und das nicht
ohne geringen Erfolg -, daß der New Yorker Baulöwe Trump eine
Marionette Wladimir Putins sei, dem Kreml zuarbeite bzw. von Moskau
erpreßt werde. Ex-FBI-Chef Robert Mueller, der im Mai 2017 mit einer
umfassenden Untersuchung der Vorwürfe beauftragt wurde, ist nun zum
gegenteiligen Ergebnis gekommen. Zur großen Enttäuschung der
"liberalen" Medien heißt es in dem Abschlußbericht, den Mueller am 22.
März Justizminister William Barr vorgelegt hat, es gebe "keine
Beweise" für irgendwelche "Absprachen" damals zwischen Vertretern des
Trumpschen Wahlkampfteams und russischen Stellen.

An der eindeutigen Feststellung ändert die Tatsache, daß im Verlauf
seiner Ermittlungen Mueller Verurteilungen und Anklagen gegen mehrere
Vertrauensmänner Trumps hat erwirken können, gar nichts, denn mit
Rußland haben deren Verfehlungen nichts zu tun gehabt. Paul Manafort,
Trumps einstiger Wahlkampfmanager erhielt eine mehrjährige Haftstrafe
vor allem wegen Steuerhinterziehung. Michael Cohen, jahrelang Trumps
"Mann fürs Grobe", droht in New York Gefängnis wegen gemeinen Betrugs.
Der politische "dirty trickster" Roger Stone steht in Florida wegen
irgendwelcher Wikileaks-Verbindungen, die weniger auf echte Kontakte 
zu Julian Assange als vielmehr auf seine eigene Wichtigtuerei
zurückzuführen sind, vor Gericht. Folglich steht Trump zur Halbzeit 
seiner ersten Amtszeit als Präsident politisch besser als jemals zuvor 
da. Bei dem angelaufenen Kampf um den Wiedereinzug ins Weiße 
Haus präsentiert sich Trump bereits als unschuldiges Opfer einer
"Hexenjagd". Die Masche - ein größeres Geschenk hätten ihm die
Demokraten nicht machen können - wird Trump aller Voraussicht nach zu
einer zweiten Amtszeit verhelfen.

Die einzigen, die sich mit einem intakten Ruf aus der Affäre gezogen
haben, sind jene linken Medien und Journalisten, die "Russiagate" von
Anfang an als Ablenkungsmanöver kritisiert haben und dafür als
Handlanger Putins diffamiert wurden. Hierzu gehören Wikileaks-Gründer
Assange, der seit 2012 aus Angst vor einer Auslieferung in die USA in
der Londoner Botschaft Ecuadors hockt, Glenn Greenwald von The
Intercept, Matt Taibbi vom Rolling Stone Magazine, Joe Lauria von
Consortium News, Aaron Matté von The Nation, Margaret Kimberley von
Black Agenda Report sowie last, but not least die World Socialist
Website. Sie haben mehr als zwei Jahre lange ertragen müssen, als
Verbreiter von "fake news" an den Pranger gestellt zu werden, während
allabendlich bei CNN Anderson Cooper und Wolf Blitzer sowie Rachel
Maddow bei MSNBC aufgrund des jeweils neusten "Krachers" die
bevorstehende Inhaftierung von Trump, seinem Sohn Donald jun. und
seinen Schwiegersohn Jared Kushner verkündeten. In einer mehrteiligen 
Fernsehdokumentation von HBO hat sich die Politredaktion der New York 
Times sogar für ihren vermeintlich heldenhaften Kampf um 
Meinungsfreiheit gegen Buhmann Trump verewigen lassen - nachdem sie 
für ihre Berichterstattung 2017 über "Russiagate" kollektiv den 
Pulitzerpreis gewonnen hatte.

Man muß sich vergegenwärtigen, wie die USA innenpolitisch in diese
heillose Situation geraten sind. 2015 hat sich die demokratische
Parteiführung für die sogenannte "Rattenfänger"-Strategie entschieden
und ihre Helfershelfer bei den Medien darauf eingeschworen. Bei der
Strategie ging es darum, den Bewerber um die Nominierungen zum
republikanischen Präsidentschaftskandidaten, der die rechtsextremsten 
Positionen bezog, medientechnisch aufzuwerten, um diesen zum
Erfolg zu verhelfen in der Annahme, Clinton würde in der Endrunde
spielend leicht gegen diesen gewinnen. Trump, der im Wahlkampf
scheinbar kein Fettnäpfchen ausließ sowie Frauen und Nicht-Weiße
beleidigte, spielte das Spiel mit - nur leider viel geschickter als 
die Gegner dies erwartet hatten. Der Reality-Fernsehmoderator erwies 
sich trotz seiner plumpen Art als souveräner Medienmanipulator. Das
amerikanische Wahlvolk war geteilt - die einen liebten ihn, die
anderen haßten ihn. Wie dem auch sei, Trump sorgte für
Zuschauerquoten, Klickraten und damit für Werbeeinnahmen. Experten
zufolge stellte die Dauerberichterstattung über das Phänomen Trump 
eine Wahlkampfhilfe in Milliardenhöhe dar.

Als Wikileaks im Sommer 2016 die Machenschaften bei den Demokraten, um
Senator Bernie Sanders zu benachteiligen und Hillary Clinton zu
begünstigen, publik machte, griffen diese auf eine perfide Masche
zurück. Sie behaupteten, Wikileaks hätte das Beweismaterial vom
russischen Geheimdienst erhalten und steckt mit dem Kreml unter einer
Decke. Bis heute hat es keinen Beweis für den vermeintlichen "Hack"
beim Democratic National Committee (DNC) gegeben. Bezeichnenderweise
ist das FBI niemals der Frage ernsthaft nachgegangen. Weder hat die
US-Bundespolizei die fraglichen Rechner selbst untersucht noch hat
sie mit Assange oder Craig Murray, dem ehemaligen britischen 
Botschafter in Usbekistan, der behauptet, die Quelle der fraglichen 
Daten, unzufriedene Sanders-Anhänger beim DNC, zu kennen und das 
Material eigenhändig über den Atlantik transportiert zu haben, 
gesprochen.

Statt dessen hat das FBI im Herbst 2016 mit ungeprüften Geschichten
des ehemaligen britischen MI6-Agenten Christopher Steele über
russische Machenschaften im Trump Tower beim geheimen FISA-Gericht
Abhörgenehmigungen für mehrere Mitarbeiter des dortigen Wahlkampfteams
erschwindelt. Mittels jener illegalen Abhörprotokolle hat man
später unter anderem Trumps Nationalen Sicherheitsberater Michael
Flynn der Falschaussage überführen können. Dieser polizeistaatliche
Skandal ist auch ein Grund, warum weder Republikaner noch Demokraten
wirklich "Russiagate" auf den Grund gehen werden. Dann könnte nämlich 
herauskommen, daß der russische Überläufer Sergej Skripal im 
englischen Salisbury an der Erstellung des berüchtigten 
"Steele-Dossiers" beteiligt gewesen ist und deshalb mit Hilfe eines 
fingierten "Chemiewaffenanschlags" des Kremls im März 2018 von der 
Bildfläche verschwinden mußte. Fest steht, daß in den Tagen nach jenem 
Anschlag der britischen Presse mittels einer D-Notiz des 
Innenministeriums verboten war, den Namen von Skripals früherem 
Führungsoffizier beim MI6 zu erwähnen. Hier handelt es sich um Pablo 
Miller, der zuletzt zusammen mit Steele für das private
Sicherheitsunternehmen Orbis Business Intelligence arbeitete.

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als offensichtlich, daß Russiagate
seinen Verfechtern vor allem dazu diente, Trump an der Ausführung von
einem seiner wichtigsten Wahlkampfversprechen, nämlich der
Herbeiführung einer Versöhnung zwischen den USA und Rußland, zu
hindern. Dies ist auch vollends gelungen. Um den Verdacht, zu
rußland-freundlich zu sein, abzuschütteln, hat Trump wichtige
Rüstungsverträge über die Begrenzung von Atomwaffen über Bord
geworfen, die amerikanische Truppenpräsenz in Osteuropa verstärkt, den
Pentagon-Etat kräftig aufgestockt u. v. m. Um Trump auf dem für die 
gesamte Menschheit mordsgefährlichen Kurs zu halten, haben Amerikas
Leitmedien das Thema Russiagate hochgehalten. Den Ausgang der
Mueller-Untersuchung hat Matt Taibbi als "Todesstoß für den Ruf der
amerikanischen Nachrichtenmedien" bezeichnet. Doch die
Mainstream-Presse scheint das nicht zu stören. Ihr Geschäft ist 
das Infotainment. Fakten und Faktizität interessieren wenig. 
Hauptsache, die "Narrative" verfangen und der Rubel rollt.

25. März 2019
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ARBEIT/2922: Prognose für 2019 - Arbeitsmarkt hält trotz Konjunkturflaute Kurs (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 22.03.2019

IAB-Prognose für 2019: Arbeitsmarkt hält trotz Konjunkturflaute Kurs



Die Zahl der Erwerbstätigen wird 2019 um rund 510.000 auf 45,35 Millionen
steigen - ein neuer Rekord. Das geht aus der Arbeitsmarktprognose 2019 des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor. Die
Arbeitslosigkeit wird im Jahresdurchschnitt 2019 voraussichtlich bei 2,2
Millionen Personen liegen. Das sind rund 140.000 weniger als im
Jahresdurchschnitt 2018. Damit wird der IAB-Prognose zufolge der tiefste
Stand nach 1990 erreicht.

Das IAB prognostiziert für das Jahr 2019 ein Wachstum des realen
Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 0,5 Prozent. 2018 nahm das BIP noch um 1,5
Prozent zu. "Die konjunkturelle Entwicklung hat sich im Vergleich zu den
starken Vorjahren deutlich abgeschwächt. Der Arbeitsmarkt zeigt sich
gegenüber der konjunkturellen Schwächephase aber robust. Die Beschäftigung
steigt auch weiter, da sich die Unternehmen zunehmend knappe Arbeitskräfte
sichern", erklärt Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen
und gesamtwirtschaftliche Analysen", am Freitag in Nürnberg.

Ein kräftiges Plus erwartet das IAB abermals bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. 2019 werden laut der
Prognose 33,65 Millionen Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt
sein. Das ist ebenfalls ein neuer Rekordwert und bedeutet gegenüber 2018
einen Zuwachs von 680.000 Personen. "Verglichen mit dem Tiefststand im
Jahr 2005 wird es 2019 rund 7,3 Millionen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte mehr geben. Mit drei von vier Erwerbstätigen ist der Anteil
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mittlerweile wieder genauso
hoch wie Mitte der 1990er Jahre", so IAB-Forscher Weber.

Den höchsten Beschäftigungszuwachs prognostizieren die Nürnberger
Arbeitsmarktforscher im Bereich "Öffentliche Dienstleister, Erziehung und
Gesundheit" (+210.000). Einen Rückgang werde es voraussichtlich nur bei
der Erbringung von Finanz- und Versicherungsleistungen geben (-10.000).

Trotz des demografischen Wandels erreicht 2019 auch das
Erwerbspersonenpotenzial mit 47,81 Millionen einen neuen Höchststand. Das
entspricht einer Zunahme von 330.000 gegenüber dem Vorjahr. Die
Zuwanderung ist hier der dominierende Faktor, hinzu kommen die weiter
steigenden Erwerbsquoten der Frauen und der Älteren. "Da das
Erwerbspersonenpotenzial deutlich weniger zunimmt als die Zahl der
Erwerbstätigen, werden verfügbare Arbeitskräfte weiterhin knapper", betont
Weber.


Originalpublikation:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb0719.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.iab.de/audiodienst

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 22.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2921: Präventive Maßnahmen für die sichere und gesunde Arbeit von morgen (idw)


Universität Heidelberg - 22.03.2019

Präventive Maßnahmen für die sichere und gesunde Arbeit von morgen

Abschlusstagung des
BMBF-Förderschwerpunktes mit Bundesforschungsministerin Anja Karliczek



Digitalisierung und demografischer Wandel wirken sich nachhaltig auf die
Arbeitswelt aus - Arbeitsprozesse werden vielfältiger, komplexer und
flexibler. Unternehmen müssen mit neuen Konzepten reagieren, um ihre Fach-
und Führungskräfte auf die Herausforderungen der "Arbeit 4.0"
vorzubereiten. Welche Lösungen und Instrumente dafür zur Verfügung stehen,
ist Thema der Abschlusstagung des vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) initiierten Förderschwerpunktes "Präventive Maßnahmen für
die sichere und gesunde Arbeit von morgen". Bundesforschungsministerin
Anja Karliczek wird die Veranstaltung, die am 4. April 2019 in Berlin
stattfindet, eröffnen. Eingeladen hat dazu die Abteilung Arbeits- und
Organisationspsychologie der Universität Heidelberg.

"Unser Leben und Arbeiten wandelt sich, neue Arbeitsformen und
Arbeitstechniken gewinnen an Bedeutung. Die Arbeitswelt von morgen soll
sicher und gesund sein, dazu will die Bundesregierung beitragen. Deshalb
haben in den vergangenen drei Jahren Wissenschaft, Wirtschaft und
Arbeitsschutz an neuen Konzepten für die Arbeitswelt 4.0 gearbeitet, zum
Beispiel für die Gesundheitsförderung", so Bundesforschungsministerin Anja
Karliczek. "Gerade für kleine und mittlere Unternehmen ist das notwendige
Know-how für eine moderne Arbeitsgestaltung wichtig, um auch in Zukunft
wettbewerbsfähig zu sein."

In 30 Verbundprojekten des Förderschwerpunktes haben mehr als 150 Partner
aus Forschung und betrieblicher Praxis eng zusammengearbeitet. Das
Spektrum der Themen reicht von der Nutzung digitaler Technologien über die
Analyse psychischer Belastungen am Arbeitsplatz bis hin zu einer
präventionsorientierten Personalentwicklung. "Das Zusammenspiel der
unterschiedlichen Akteure hat den Blick geöffnet für neue Strategien mit
dem Ziel, auf der einen Seite arbeitsbezogene Risiken zu vermeiden und auf
der anderen Seite Potenziale und Ressourcen der Beschäftigten in der
modernen Arbeitswelt zu stärken", erläutert der Heidelberger Arbeits- und
Organisationspsychologe Prof. Dr. Karlheinz Sonntag, der für das
wissenschaftliche Begleitvorhaben "Maßnahmen und Empfehlungen für die
gesunde Arbeit von morgen" (MEgA) verantwortlich ist. Als Ergebnis der
Zusammenarbeit ist die Toolbox "Gesunde Arbeit 4.0" entstanden. Sie stellt
individualisierte, praxistaugliche Instrumente im Bereich Human Resource
Management und Gesundheitsmanagement bereit. Checklisten, digitale Tools,
Apps und Leitfäden sollen Unternehmen darin unterstützen, Digitalisierung
und demografischen Wandel erfolgreich zu meistern.

Die Abschlusstagung umfasst eine Podiumsdiskussion zum Thema "Digital und
vernetzt, dennoch leistungsfähig und gesund?! Der Mensch in der modernen
Arbeitswelt". Darüber diskutieren Arbeitnehmervertreter sowie Vertreter
aus Wirtschaft und Wissenschaft. Auf dem Programm stehen außerdem vier
parallele Sessions zu unterschiedlichen Schwerpunkten, denen ein Vortrag
über die "Digitale Transformation und die künftige Rolle des Menschen im
Arbeitsprozess" folgt. Eine Begleitausstellung präsentiert fünf
Gestaltungsfelder moderner Arbeit. Zu der Veranstaltung werden rund 220
Teilnehmer erwartet.


Weitere Informationen unter:

https://gesundearbeit-mega.de/abschlussveranstaltung

https://gesundearbeit-mega.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 22.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1795: Tarifkonflikt Cinemaxx und Cinestar - Warnstreiks und Aktionen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
25. März 2019

Tarifkonflikt Cinemaxx und Cinestar - ver.di macht mit Warnstreiks
und Aktionen Druck



Berlin - Mit Warnstreiks und Aktionen erhöht die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) den Druck auf die
Multiplex-Unternehmen Cinestar und Cinemaxx in den laufenden
Tarifauseinandersetzungen: "Gemeinsam mit den Kino-Beschäftigten
befinden wir uns in einer grundlegenden Auseinandersetzung um
existenzsichernde Löhne", machte der stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke deutlich.

In der Kinobranche würden durchgängig Niedriglöhne gezahlt, die nur
unwesentlich über dem Mindestlohn liegen: "Es kann nicht sein, dass
eine Kinokarte oder ein Snack-Menü mehr kosten als eine Servicekraft
pro Stunde verdient. Deswegen fordern wir ordentliche Lohnerhöhungen.
Auch, um zu verhindern, dass die Beschäftigten in der Altersarmut
enden", sagte Werneke. Nach aktueller Auskunft der Bundesregierung
bedürfe es dafür eines Stundenlohns von mindestens 12,63 Euro. Es sei
kontraproduktiv, wenn die Unternehmen den Druck auf dem Kinomarkt an
ihre Beschäftigten weiterreichten. Diese lebten in Sorge um steigende
Mieten, Energie- und Fahrtkosten oder ganz allgemein ihre Zukunft.

In den Kinos arbeiten viele Studierende, die in anderen Bereichen
besser bezahlt werden: "Studierende verdienen im Schnitt 11,80 Euro
in der Stunde und nicht, wie in den Kinos, unter zehn Euro. Es ist
also höchste Zeit, hier den Anschluss zu finden, statt Streikbrecher
mit 12 Euro und mehr Stundenlohn zu locken", forderte Werneke. Er
erwarte, dass bei den kommenden Verhandlungen endlich ein Angebot
verhandelt werden könne, das den Kinobeschäftigten deutlich mehr Geld
garantiere.

Für die Beschäftigten von Cinemaxx findet morgen (26. März 2019) in
Hamburg die fünfte Verhandlungsrunde statt. Bei Cinestar wird am 1.
April 2019 in vierter Runde verhandelt, ebenfalls in Hamburg.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/271: Argentinien - Mapuche siegen über Benetton (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Mapuche siegen über Benetton






[image: Menschen liegen sich in den Armen - Foto: Roxana Sposaro, ANRed]

Nach dem Gerichtsverfahren

Foto: Roxana Sposaro, ANRed



(Concepción, 20. März 2019, Medio a medio) - Am 18. März hat das
Gericht fünf junge Mapuche der Gemeinschaft Pu Lof freigesprochen, die
die Bekleidungsfirma Benetton [1] wegen Viehdiebstahl und
Landbesetzung in Cushamen, Chubut angeklagt hatte. In Cushamen ist
auch Santiago Maldonado [2] verschwunden und später wurde seine Leiche
dort gefunden. Die Sicherheitsministerin Patricia Bullrich hatte den
Fall Maldonado zum Anlass genommen, um Hass gegen die Mapuche zu säen
und beschuldigte sie, der angeblich existierenden Terrororganisation
RAM (Resistencia Ancestral Mapuche) anzugehören. Beweise für die
Existenz einer solchen Organisation liegen bis heute nicht vor. "Die
Angeklagten haben immer wieder gesagt, dass sie nicht der RAM
angehören und ich habe keinen Grund, ihnen nicht zu glauben",
bekräftigte die zuständige Richterin.

In ihrem Urteilsspruch ordnete sie einen runden Tisch an, an dem alle
Beteiligten des Konflikts mit Unterstützung der Provinz die Landrechte
der Mapuche-Gemeinschaft klären sollen. Außerdem setzte sie fest, dass
der Richter*innenrat der Provinz Chubut Ermittlungen gegen den
zuständigen Staatsanwalt Oscar Oro wegen mangelnder Erfüllung seiner
Aufgabe (Schlechterfüllung) einleiten muss. "Es wurde Personen etwas
zur Last gelegt, wofür sie im Nachhinein nicht formal angeklagt
wurden, die Polizeibehörden und die Generalstaatsanwaltschaft sprachen
zunächst von Gewalt und später gaben sie an, dass seitens der Gemeinde
Gesprächsbereitschaft bestand. Es konnte nicht festgestellt werden, ob
es zu Viehdiebstahl kam, es wurden keine Beweise angeführt, die
gezeigt hätten, wie dieses Verbrechen begangen worden sein soll",
sagte die Richterin Estefanía.
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Der Fall Rafael Nahuel

Die Anklage durch Benetton war der Auftakt für Bullrich, verschiedene
Strategien zu entwerfen, um die Mapuche von dem Territorium zu
vertreiben, das ihnen durch Erbrecht zusteht. So wurden auch die
bewaffneten Angriffe in Patagonien legitimiert. Am 25. November 2017
ermordete die Gruppe Albatros den jungen Mapuche Rafael Nahuel [3]
in Villa Mascardi, nur wenige Kilometer von Bariloche entfernt. Am
gleichen Tag war die Beerdigung von Santiago Maldonado, der starb,
weil er sich mit den Mapuche solidarisiert und Widerstand gegen die
Verhaftung von Facundo Jones Huala geleistet hatte. Nahuel wurde von
hinten erschossen und zunächst wurden zwei Mapuche des Mordes an ihm
beschuldigt.

Der Journalist Santiago Rey, Autor des Buches und Mitarbeiter der
gleichnamigen Zeitung "En estos días" [4] (In diesen Tagen) hat den
Konflikt auf dem Territorium der Mapuche von Anfang an begleitet. Im
Gespräch mit Radio Sur 88.3 sagte er, dass die jungen Mapuche Fausto
Jones Huala (der kleine Bruder von Facundo, Anm.d.Ü.) und Lautaro
Gonzales Insider-Zeugen gewesen seien, weil sie bei Rafael Nahuel
waren, als dieser erschossen wurde. Sie improvisierten eine Trage und
trugen ihn vom Berg runter zur Straße. Als sie dort ankamen, haben
dieselben Uniformierten, die zuvor über hundert Mal auf die
Mapuche-Gemeinde geschossen hatten, ihnen Handschellen angelegt. Sie
verfrachteten sie in ein Auto der Flughafenpolizei und hielten sie
vier Tage lang gefangen. Die Anklage wegen Usurpation gegen Fausto
Jones Huala [5] wurde Mitte März eingestellt, er erhielt aber eine
sechsmonatige Bewährungsstrafe wegen Angriff auf die Staatsgewalt. Es
wurde aber auch festgehalten, dass Jones Huala keine Waffen gegen die
Mitglieder der Gruppe Albatros eingesetzt hatte. Das beweist, dass es
keine bewaffnete Auseinandersetzung zwischen den jungen Mapuche und
der Gruppe Albatros gab, was Bullrich als Rechtfertigung für die
Erschießung von Rafael Nahuel angeführt hatte.


Facundo Jones Huala noch immer in Haft

Der große Bruder von Fausto, "Facundo Jones Huala [6] sitzt in Chile
eine Haftstrafe von neun Jahren wegen Brandstiftung ab", so der
Journalist Rey und weiter: "Während des Gerichtsverfahrens wurden
dafür keine schlüssigen Beweise geliefert, kein Zeuge konnte ihn
identifizieren und die anderen Angeklagten wurden im gleichen Fall mit
der gleichen Beweislage freigesprochen."

Zu diesem Thema gibt es zwei Audiobeiträge:

Radio onda (deutsch): Mapuche vs. Benetton: Indigene als Opfer einer
globalisierten Weltwirtschaft

https://www.npla.de/podcast/mapuche-vs-benetton/

Radio matraca (spanisch): La lucha Mapuche

https://www.npla.de/podcast/la-lucha-mapuche/


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/mapuche-vs-benetton-indigene-kaempfen-um-ihr-land/

[2] https://www.npla.de/poonal/santiago-maldonado-ist-tot-dieser-schmerz-kennt-keine-worte/

[3] https://www.npla.de/poonal/familienmitglieder-von-rafael-nahuel-auf-gedenkdemo-verhaftet/

[4] https://www.enestosdias.com.ar/

[5] https://www.npla.de/poonal/kommentar-polemische-gerichtsverfahren-bei-santiago-maldonado-co/

[6] https://www.npla.de/poonal/drei-weitere-mapuche-unterstuetzen-den-hungerstreik-des-lonko-facundo-jones-huala/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mapuche-siegen-ueber-benetton/
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SCHACH-SPHINX/06877: Im Jubel dogmafreier Zeiten (SB)


Vom Dogmatismus blieben die Neunziger Jahre zum Glück weitgehend
verschont. Überhaupt war dies Jahrzehnt so experimentierfreudig wie
selten eines zuvor in der Schachgeschichte. In fast allen Eröffnungen
wurden neue Wege beschritten. Die Zahl der Varianten, in denen
aussichtsreiche Bauernopfer erprobt wurden, stieg sprunghaft an. Kaum
ein Großmeister durfte es sich leisten, vor dieser Innovationsfreude
die Augen zu verschließen. Für diese Bereitschaft zum Neuen gab es
eine einfache Ursache. Die horrende Anzahl an Partien, die Jahr für
Jahr, über den ganzen Globus verstreut, gespielt und schneller als
sonst verbreitet wurden, trug zu dieser Entdeckerlust bei. Dadurch war
Neuland zu suchen schwer geworden. So durchpflügten die Meister die
alten Eröffnungen. Selbst das verstaubte Evans-Gambit kam zu neuen
Ehren. Und niemand verwunderte sich darüber, wenn ein Meister von Rang
und Namen zur Skandinavischen Verteidigung griff. Sein Kontrahent
konnte sicher sein, daß er es bald schon mit einer Verstärkung zu tun
bekommen würde. Früher verlief alles noch in gemächlichen Bahnen, und
wenn damals jemand auf 1.e2-e4 mit 1...d7-d5 erwiderte, schüttelten
nicht wenige Meisterkollegen im Turniersaal fassungslos die Köpfe. Im
heutigen Rätsel der Sphinx hatte der Schwede Berndtsson diese alte
Verteidigung gewählt. Bedauerlicherweise unterließ er es, sich mit
ihren Feinheiten akkurat auseinanderzusetzen. So wurde er rasch ein
Opfer des weißen Angriffs, Wanderer.
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Becker - Berndtsson

Prag 1931


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ziel des weißen Angriffs mußte es sein, den schwarzen Schutzspringer
zu beseitigen. Karpow wählte dazu eine ungemein präzise Zugfolge mit
1.g4-g5! Tc5xg5 2.Td3-d5! Tg5xd5 3.Sc3xd5 Tc8-e8 4.Se2-f4 Ld7-c6 5.e4-
e5! - der endgültige Durchbruch - 5...Lc6xd5 - 5...d6xe5 6.Sd5xf6+
e7xf6 7.Sf4-h5! g6xh5 8.Th1-g1+ - 6.e5xf6 e7xf6 7.Dh6xh7+ Kg8-f8 8.Dh7-
h8+ und Schwarz gab wegen der trostlosen Aussicht 8...Kf8-e7 8.Sf4xd5
Da5xd5 9.Th1-e1+ auf.



Erstveröffentlichung am 26. März 2006

25. März 2019
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JUGEND/105: Neue DJI-Erhebung "Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten" startet (idw)


Deutsches Jugendinstitut e.V. - 21.03.2019

Neue DJI-Erhebung "Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten" startet

Umfassende Einblicke in aktuelle Lebenswelten von Kindern und jungen
Menschen



Der Survey des Deutschen Jugendinstituts "Aufwachsen in Deutschland:
Alltagswelten", kurz AID:A, bietet detaillierte Einblicke in die
Lebensbedingungen und die Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen und ergänzt somit die Analysen der amtlichen Statistik. In
dieser Woche startet die dritte umfassende Erhebung AID:A 2019. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Deutschen Jugendinstituts
(DJI) erheben und analysieren für den Survey AID:A 2019 die Daten von
6.000 Haushalten, das bedeutet 13.000 Menschen im Alter von 0-32 Jahren,
sowie deren Eltern - das sind zusätzlich 7.000 Väter und Mütter. Ziel ist
es, einen einmaligen, repräsentativen Datensatz zu generieren,
wissenschaftlich auszuwerten und damit Politik, Wissenschaft und
Gesellschaft wertvolle Erkenntnisse darüber zu bieten, was junge Menschen
bewegt, wie sie leben und welche Einflüsse ihre Lebensumstände prägen.

Damit leistet das DJI einen wichtigen wissenschaftlichen Beitrag zur
Beschreibung von gesellschaftlichen Trends in Deutschland. "Während sich
amtliche Erhebungen wie der Mikrozensus auf ausgewählte Fakten
beschränken, erfasst der DJI-Survey breitere Aspekte der Lebensbedingungen
und darüber hinaus auch Einstellungen, Bewertungen und subjektives
Wohlergehen der Befragten. Damit lassen sich relevante Bedingungen des
Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen in Deutschland umfassender
beschreiben und Entwicklungen in einzelnen Bereichen als ein ineinander
verschränktes Geschehen betrachten", erklärt Prof. Dr. Sabine Walper,
Stellvertretende Direktorin des DJI.

Seit 30 Jahren liefern Forscherinnen und Forscher des DJI wichtige
Erkenntnisse über das Aufwachsen von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen in Deutschland sowie über die Rolle von Familie und
gesellschaftlichem Umfeld. "In unserer neu aufgelegten Befragung AID:A
2019 knüpfen wir an diese Befunde an und erschließen neue Themengebiete,
wie die zunehmende Digitalisierung des Alltags und der Ausbildungs- und
Berufswelt", ergänzt Sabine Walper. Die aktuelle Erhebung betrachtet die
Befragten nicht als Einzelpersonen, sondern als Mitglieder umfassender
sozialer Netzwerke mit ihren spezifischen Biographien. Die gelebten
Beziehungen rücken somit in den Mittelpunkt.

Die gewonnenen Informationen zum Thema Aufwachsen in Deutschland
ermöglichen repräsentative Aussagen zu unterschiedlichen Themenfeldern. Im
Jahr 2020 ist eine Reihe von Berichten der Bundesregierung geplant, die
dann auf das Datenmaterial zurückgreifen können, darunter der
Familienbericht, der Bildungsbericht und der Kinder- und Jugendbericht.

Themen und Ablauf der Befragung

Die wissenschaftliche Leiterin des Zentrums "Methoden der
Dauerbeobachtung" am DJI und Projektleiterin AID:A 2019, Dr. Susanne
Kuger, betont: "Es ist uns wichtig, in AID:A 2019 die komplexen
Beziehungen und Kontexte, in denen Menschen aufwachsen, darzustellen. Der
DJI-Survey versteht sich als integrierender Baustein der
sozialwissenschaftlichen Kindheits-, Jugend- und Familienforschung und der
Sozialberichterstattung über die Lebenslagen. Nicht nur die zufällig aus
den Einwohnermelderegistern gezogenen Personen sind Interviewpartner,
sondern auch alle Geschwister, Eltern, Partnerinnen und Partner oder
eigene Kinder." Professionelle Interviewer eines externen
Erhebungsinstituts befragen ab März 2019 alle in dem jeweiligen Haushalt
lebenden Personen.

Übergreifende Themen sind unter anderem das Leben der Kinder etwa im
Hinblick auf die Betreuungssituation, Freizeitgestaltung, Gesundheit und -
falls das Kind schon eingeschult ist - auch über die Schule. Diese Fragen
an Kinder im Alter von 0 bis 11 Jahren beantworten die Eltern. Ab dem
Alter von 9 Jahren wird jedes Familienmitglied zu seinen jeweiligen
Lebenswelten interviewt: 9 bis 11-Jährige beispielsweise zu Familienklima,
Freundeskreis oder die sich anbahnende Autonomie vom Elternhaus. Der
Fragebogen für 12 bis 17-Jährige vertieft Themen zu Bildung, Hobbies,
Engagement in Vereinen, Mobbingerfahrungen und ersten romantischen
Beziehungen. Ausbildung und Erwerbstätigkeit sowie ein möglicher Nebenjob
von Schülerinnen und Schülern kommen hinzu. Ab einem Alter von 16 Jahren
werden außerdem Fragen zu politischer Partizipation gestellt, ab 18 Jahren
zu eventuellen Kinderwünschen, zur Bildungs- und Erwerbsbiografie, zu
kritischen Lebensereignissen sowie zur Nutzung sozialstaatlicher und
kultureller Angebote. Eltern erhalten Fragen zu ihrer Elternschaft, unter
anderem mit Aspekten zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie zu
ihrer finanziellen Situation und Partnerschaft.

Die gewonnenen Daten werden mittelfristig über das Forschungsdatenzentrum
des DJI der Fachöffentlichkeit zur Verfügung stehen. Finanziert wird das
Projekt vor allem aus Fördermitteln des Bundesministeriums für Familien,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) sowie aus Eigenmitteln des DJI.


Weitere Sie unter:

https://www.dji.de/index.php?id=44634&no_cache=1

DJI-Survey AID:A

https://www.dji.de/ueber-uns/projekte/projekte/aida-gesamtbeschreibung.html

- Allgemeine Informationen zu DJI-Survey AID:A

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution360

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Jugendinstitut e.V., 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GASTSPIEL/360: Hannover - "Die Spieler" nach Fjodor M. Dostojewski, 13. + 14.4.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

Die Spieler

nach Fjodor M. Dostojewski

GASTSPIEL

Théâtre National du Luxembourg

SA, 13.04.19 & SO, 14.04.19, 20:00 UHR, Cumberland



19. Jahrhundert, eine deutsche Stadt, in die man zur Kur und zum
Spielen fährt, eine russische Generalsfamilie. Obwohl man kein Geld
hat, lebt man auf großem Fuß, in täglicher Erwartung der rettenden
Erbschaft - und währenddessen wird geliebt, intrigiert, gespielt. Auf
der Bühne begegnen sich die Verzweifelten und Liebenden, die rasend
Spielenden aus verschiedenen Texten Dostojewskis.

REGIE Frank Hoffmann 

BÜHNE Christoph Rasche 

KOSTÜME Jasna Bosnjak 

MUSIK René Nuss 

TEXTFASSUNG UND DRAMATURGIE Ruth Heynen 

MIT Ulrich Gebauer, Wolfram Koch, Nora Koenig, Ulrich Kuhlmann, Marco
Lorenzini, Jacqueline Macaulay, Anne Moll, Annette Schlechter, Roger
Seimetz, Maik Solbach, Anouk Wagener u. a.

Koproduktion des Théâtre National du Luxembourg, der Ruhrfestspiele
Recklinghausen und des Schauspiel Hannover

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TREFF/459: Erlangen Theatergespräch - Empört euch (nicht), 7.4.2019


THEATER ERLANGEN

Empört euch (nicht)

Theatergespräch

Gäste: Jakob Arnold, Mathilde Lehmann

Moderation: Udo Eidinger

07.04.19 | 20.00 Uhr | Theatercafé | Eintritt frei

mit Übersetzung in Deutsche Gebärdensprache



Für die einen ist die Welt aus den Fugen, für die anderen stehen wir
am Anfang überfälliger Veränderungen. Sexismus und
Autoritätenzugehörigkeit stehen auf der Abschussliste. Gleichzeitig
schwadronieren rechte Politiker davon, sich "ihr Land zurückzuholen".
Wohin steuern wir also? Die gefeierten Theatermacher*innen Jakob
Arnold und Mathilde Lehmann, alle um 1990 geboren, gehören zu einer
Generation, die sich mit einem politischen und künstlerischen Status
Quo nicht abfinden will und in ihren Arbeiten die Themen Macht und
Geschlechtergerechtigkeit scharf unter die Lupe nimmt. Im
Theatergespräch diskutieren sie über ihre Erfahrung mit politischer
Korrektheit, Machtmissbrauch, aktuelle Kampagnen wie #Metoo und
welchen Einfluss diese Debatten auf ihre Arbeit haben.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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PELZTIER/082: Drohnen-Aufnahmen zeigen die Situation auf Deutschlands letzter Nerzfarm (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Einzigartige Drohnen-Aufnahmen zeigen hautnah die Situation auf
Deutschlands letzter Nerzfarm in Rahden (NRW)



Berlin/Rahden, 22.03.2019. Dem Deutschen Tierschutzbüro liegt
außergewöhnliches und einzigartiges Bildmaterial aus der letzten deutschen
Nerzfarm in Rahden, Nordrhein-Westfalen vor. Erstmalig filmte eine Drohne
über und innerhalb der Anlage und erstellte dabei Videomaterial von
außerordentlicher Qualität, das die Lebensumstände der dort gehaltenen
Nerze zeigt. Das Material zeigt, wie die ca. 4.000 in Rahden gehaltenen
Nerze auf engstem Raum in Käfigen und auf Gitterböden leben müssen und
unter Verhaltensstörungen leiden. Das Material wurde vor wenigen Tagen
angefertigt und dem Deutschen Tierschutzbüro zugespielt. "Die vorliegenden
Aufnahmen sind so außergewöhnlich wie erschreckend. Sie geben einen
Einblick, wie auch in Deutschland noch Tiere für die sinnlose
Pelzproduktion gequält werden. Dabei sollte dies weltweit endlich der
Vergangenheit angehören", so Jan Peifer, Vorstandsvorsitzender des
Deutschen Tierschutzbüros.

Die Nerzfarm in die Rahden ist die letzte bestehende Pelzfarm in
Deutschland. Seit einer Verschärfung der Haltungsbedingungen im Jahr 2017
ist das Unterhalten von Pelzfarmen in Deutschland de facto unrentabel. Dies
liegt an den verschärften minimalen Haltungsbedingungen, die bei der
Einhaltung zur Unwirtschaftlichkeit führen würden. Die Farm in Rahden
erhielt jedoch eine Übergangsgenehmigung, die den Betrieb der Anlage und
das Halten der Nerze unter den alten Bedingungen bis 2022 erlaubt. Die
neuen Vorgaben führten jedoch zur Schließung aller anderen, zur damaligen
Zeit noch geöffneten, Farmen in Deutschland.

Die Gewinnung von Pelz gehört weiterhin zu den qualvollsten Elementen in
einem System der Ausbeutung von Tieren. Die meisten Pelztierfarmen befinden
sich in Fernost, Finnland und Polen, also in Ländern, in denen es nur ein
sehr schlechtes bzw. überhaupt kein Tierschutzgesetz gibt. In winzigen
Käfigen, in denen Umdrehen meist nicht möglich ist, leiden die, oft extra
hochgemästeten, Tiere. Nach nur wenigen Lebensmonaten werden die Füchse,
Marderhunde, Kaninchen und Nerze brutal getötet, um ihnen das Fell
abzuziehen. Der Rest der getöteten Tiere wird in der Regel entsorgt und
findet keine weitere Verwertung. Die Felle der geschundenen Tiere werden zu
Pelz verarbeitet und auch in Deutschland in rauen Mengen vor allem als
Accessoires an Jacken und Mützen verkauft. Viele Verbraucher wissen dabei
oft nicht einmal, dass sie Pelz kaufen. Grund dafür ist die falsche
Kennzeichnung durch die Unternehmen und der Fakt, dass Echtpelz inzwischen
teilweise günstiger als Kunstpelz ist.



Das Deutsche Tierschutzbüro e. V. ist ein eingetragener Verein, der sich
für mehr Rechte von Tieren einsetzt. Die bundesweit tätige Organisation ist
als besonders förderungswürdig anerkannt und gemeinnützig.

Weitere Informationen unter:

http://www.tierschutzbuero.de/

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de
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BILDUNG/573: Orientierung und Leben im Wald (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 25. März 2019

Orientierung und Leben im Wald 

Berliner Schülerinnen und Schüler müssen sich in den Ehrhorner Wäldern
zurechtfinden



(Ehrhorn / Schneverdingen) Anlässlich des Internationalen Tag der
Wälder am 21. März veranstaltete das Waldpädagogikzentrum Lüneburger
Heide ein Walderlebnis der besonderen Art. Vierundzwanzig Schülerinnen
und Schüler der siebten Klasse der Freien Waldorfschule am Prenzlauer
Berg erlebten den Wald ohne moderne Hilfsmittel.

Die beiden zertifizierten Waldpädagoginnen Barbara Andres-Wahlers und
Wiebke Peters haben die Orientierungstour durch den Wald vorbereitet
und begleitet. Zur Begrüßung machte Wiebke Peters in einem
bühnenreifen Auftritt deutlich, dass Handys und Smartphones tabu sind.
Selbst wenn sich ein solches Gerät aus Versehen noch in einer Tasche
befinden sollte, könnte es hier aufgrund fehlender Funkverbindungen
sowieso nicht genutzt werden.

Die Klasse wurde in zwei Gruppen aufgeteilt und jeweils von einem
Lehrer und einer Waldpädagogin begleitet. Nun galt es für die Gruppen
jeweils nur mit Hilfe eines einfachen Kompasses, mit Schrittmaß und
Geländebeschreibungen bestimmte Orte im Wald zu lokalisieren. Wurde
der richtige Ort gefunden, mussten dort spezielle Fragen beantwortet
werden. So arbeiteten sich die beiden Gruppen nach und nach auf einen
gemeinsamen Treffpunkt im Wald zu. Dort angekommen galt es gemeinsam
zusätzliche Aufgaben zu erledigen. Es musste ein Waldsofa, ein
aufgeschichteter Reisigring in dem alle Teilnehmer Platz nehmen
können, gebaut werden. Der Bau von einfachen Unterschlupfmöglichkeiten
für den Fall, dass die Nacht oder schlechtes Wetter hereinbricht oder
der Transport von Verletzten waren weitere Herausforderungen, die es
zu meistern galt.

Bei dem Thema Leben im Wald darf die Ernährung natürlich nicht zu kurz
kommen, zum Abschluss konnten sich die Akteure mit Wildwurstprodukten
und Früchten des Waldes stärken.

Hintergrund

Das Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide gehört zum Niedersächsischen
Forstamt Sellhorn. Es liegt inmitten des Naturschutzgebietes
Lüneburger Heide, eingebettet in einer faszinierenden Dünenlandschaft
zwischen den Ortschaften Wintermoor und Bispingen. Es ist die
Bildungseinrichtung der Niedersächsischen Landesforsten der nördlichen
und zentralen Lüneburger Heide zwischen Neu Wulmstorf, Lüneburg,
Walsrode und Rotenburg. Die Angebote waldbezogener
Umweltbildungsarbeit richten sich an Schulklassen aller Schulformen
und aller Jahrgangsstufen sowie an sonstige Kinder- und Jugendgruppen.

WPZ Lüneburger Heide - Walderlebnis Ehrhorn:

www.ehrhorn-heide.de

 * 

Quelle:

Presseinformation - 25.03.2019

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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FORSCHUNG/1503: Grün-grüner Konflikt - Tagung zum Fledermausschutz im Kontext der Energiewende (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 21.03.2019

Lösungen
für einen grün-grünen Konflikt: Tagung zum Fledermausschutz im Kontext
der Energiewende



Der schrittweise Umstieg der Energieversorgung auf regenerative
Quellen ist ein Prozess mit hoher gesellschaftlicher und politischer
Akzeptanz. Der Hauptgrund für die Abkehr von fossilen und nuklearen
Brennstoffen für die Stromerzeugung ist umweltpolitischer Natur:
Windräder, Solarzellen und Biogasanlagen wirken sich positiv auf die
CO2-Bilanz aus und bergen keine Langzeitrisiken. Dennoch haben diese
Anlagen keine reine "grüne" Weste, denn ihre Produktion selbst ist oft
energieaufwändig und ressourcenintensiv.

Dazu kommt, dass Windräder ein erhebliches Risiko für Vögel und
Fledermäuse darstellen können. Ob und wie dieser Konflikt zwischen
Artenschutz und Energiewende lösbar ist, thematisiert die Tagung
"Evidenzbasierter Fledermausschutz bei Windkraftvorhaben". Sie wird
vom Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW)
ausgerichtet und findet vom 29. bis 31. März 2019 am Bundeinstitut für
Risikobewertung (BfR) in Berlin statt.

Leibniz-IZW-WissenschaftlerInnen der Abteilung für Evolutionäre
Ökologie erforschen seit geraumer Zeit das Risiko, welches für
Fledermäuse von Windkraftanlagen ausgeht. Dieses Risiko besteht in
erster Linie in der Kollision mit den Anlagen beziehungsweise in für
Fledermäuse tödlichen Luftturbulenzen, denen die Tiere durch die
enorme Rotationsgeschwindigkeit der Rotorblätter ausgesetzt sind.
Trotz der behördlichen Auflagen im Betrieb von Windkraftanlagen
verstirbt immer noch eine große Zahl an Fledermäusen in Deutschland.
Die Dunkelziffer scheint hoch zu sein. Die ForscherInnen um
Abteilungsleiter Christian Voigt haben zudem herausgefunden, dass
Fledermäuse vor allem während ihrer jährlichen Migration an
Windkraftanlagen versterben. Deswegen sind nicht nur lokale Bestände
bedroht, sondern auch mitunter weit entfernte Populationen in
Skandinavien, Finnland, dem Nordwesten Russlands oder dem Baltikum.
Die Arbeitsgruppe arbeitet daran, die zu Tage tretenden Konflikte
zwischen Artenschutz und Energiewende zu lösen.

Dieses Ziel verfolgt auch die vom Leibniz-IZW in Zusammenarbeit mit
dem Bundesverband für Fledermauskunde Deutschland e.V. (BVF) und dem
NABU-Bundesfachausschuss Fledermäuse (BFA) ausgerichtete Tagung
"Evidenzbasierter Fledermausschutz bei Windkraftvorhaben". Wichtiges
Anliegen der Organisatoren ist es, bei der Verwirklichung der Ziele
der Energiewende keine emotionalen Konflikte entstehen zu lassen.
Daher wird das Thema aus einer Reihe von Perspektiven - von der
Wissenschaft über die räumliche Planung und die Rechtsprechung bis hin
zum Artenschutz - beleuchtet, um einer wissenschaftlich fundierten,
evidenzbasierten Abwägung zwischen umweltfreundlicher
Energieproduktion, wirtschaftlichen Interessen und dem Erhalt der
biologischen Vielfalt näher zu kommen. Am Freitag (29. März 2019) und
Samstag (30. März) werden einzelne Aspekte der Thematik in Vorträgen
und Diskussionen vertieft, am Sonntag (31. März) führen namhafte
ExpertInnen die komplexe Diskussion im abschließenden Symposium "Wie
lösbar ist der Konflikt zwischen Artenschutz und Energiewende?" fort.

Zu diesen Experten gehören:

- Hans-Werner Sinn (ehem. ifo-Institut, München)

- Christina von Haaren (Leibniz-Universität Hannover)

- Johann Köppel (Technische Uiversität Berlin)

- Christian Voigt (Leibniz IZW)

- Christian Unselt (NABU Deutschland, Berlin)

Das Symposium wird moderiert von Elke Bruns vom Kompetenzzentrum
Naturschutz und Energiewende.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.izw-berlin.de/pressemitteilung/loesungen-fuer-einen-gruen-
gruenen-konflikt-tagung-zum-fledermausschutz-im-kontext-der-
energiewende.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712512

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1502: Förderung für Forschung zur Verbesserung der Lebensbedingungen von Insekten (idw)


Fachhochschule Erfurt - 21.03.2019

Förderung für Forschungen zur Verbesserung der Lebensbedingungen von
Insekten



An der Fachhochschule Erfurt werden durch die Förderung seitens des
Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz in den
kommenden drei Jahren Forschungen zum Thema "Verbesserung der
Lebensbedingungen von Insekten" ermöglicht.

An der Fachhochschule Erfurt wurde am 19. März 2019 durch
Staatssekretär Olaf Möller symbolisch ein Förderbescheid des Thüringer
Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz für die Realisierung
eines Forschungsprojektes übergeben.

Das Projekt "Verbesserung der Lebensbedingungen von Insekten" wird in
den kommenden drei Jahren untersuchen, welchen Beitrag "Blühstreifen"
in Ackerkulturen für die Artenvielfalt leisten können. Blühstreifen
sind Streifen aus unterschiedlichen Blütenpflanzen, die das
Nektarangebot für Insekten erhöhen sollen. Über den Vergleich der
Arten in den Streifen mit denen in der reinen Ackerfläche wird eine
Bewertung durchgeführt, daneben wird die Pflanzenschutzmittelbelastung
in den Blühstreifen untersucht werden. Dabei kooperiert die Hochschule
mit der Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft sowie dem Thüringer
Versuchs- und Prüfgut in Buttelstedt. Zudem besteht eine enge
Kooperation zwischen dem Naturkundemuseum Erfurt und dem Thüringer
Entomologenverein, um die Bestimmung der Insekten zu realisieren.

Seit der Veröffentlichung der Ergebnisse einer Studie des NABU zum
Rückgang der Insektendichten in Naturschutzgebieten Ende 2017 ist die
Thematik in der breiten Öffentlichkeit bekannt. Die Ursachen liegen in
tiefgreifenden Veränderungen in der Offenlandschaft, die vor allem ab
den 60er Jahren in Ost- und Westdeutschland begannen. Durch die
Schaffung der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften bzw.
die Flurbereinigungen wurden große Äcker geschaffen, die ehemals
zwischen den einzelnen Flächen liegenden Flurgehölze, nicht genutzten
Hangkanten, Lesesteinwälle, Kleinstgewässer und ähnliches
verschwanden. Mit dem Verlust dieser Strukturelemente gingen
sukzessive Lebensräume für Insekten und viele andere Arten verloren.
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und veränderte
Produktionsverfahren in der Landwirtschaft taten ihr Übriges.

Im Rahmen einer ökologischen Aufwertung der landwirtschaftlichen
Nutzflächen möchten Bund und Länder den Entwicklungen bereits in dem
derzeitigen siebenjährigen europäischen Förderzeitraum entgegenwirken.
Zur Effektivität dieser Maßnahmen liegen bisher jedoch wenige, und
insbesondere bezogen auf Insekten kaum Informationen vor. Hier setzen
die Untersuchungen an.

Die Hochschule erhält für die Realisierung des Forschungsprojektes vom
Freistaat Thüringen insgesamt 180 000 Euro, die Förderperiode läuft
bis 31. Dezember 2021.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712573

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution252

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Erfurt - 21.03.2019
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GARTEN/378: Gartenvögel Füttern erlaubt! (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 22. März 2019

Gartenvögel Füttern erlaubt!

Vogelparadies naturnaher Garten - Frühlingsanfang besonders
nahrungsarm für Tiere



Hilpoltstein, 22.03.2019 - Mit den ersten sonnigen Tagen verstauen die
meisten Menschen ihre Futterhäuschen wieder im Schuppen. Dabei finden
die Vögel gerade zum Frühjahrsbeginn oft nur wenig Nahrung.
"Beerensträucher und Samenstände vom Vorjahr sind bereits
leergefressen und die große Vielfalt der Insektenarten ist als Nahrung
noch nicht verfügbar", erklärt die Diplom-Forstingenieurin Martina
Gehret beim LBV. Das bald anstehende Brutgeschäft, die Jungenaufzucht
und die anschließende Mauser sind für die Vögel jedoch mit einem hohen
Energieaufwand verbunden. "Wer Spaß daran hat, kann deshalb unsere
heimischen Vögel im Garten sowohl jetzt als auch das ganze Jahr über
mit Futter anlocken." Futterstellen sind außerdem eine gute
Möglichkeit Vögel zu beobachten und ihr Verhalten kennenzulernen.

Wer bei der ganzjährigen Vogelfütterung ein paar Regeln beachtet,
schadet den gefiederten Gartenbewohnern nicht. An oberster Stelle
steht dabei die Hygiene an der Futterstelle. Denn Krankheiten können
sich leichter ausbreiten, wo sich viele Vögel versammeln. Als Futter,
das die beste Energie liefert, eigenen sich im Frühling und Sommer
Sämereien und Körner. Die Sorge, dass Jungvögel mit angebotenem
Körnerfutter versorgt werden, ist meist unbegründet. Die Elterntiere
verfüttern während der Jungenaufzucht instinktiv das richtige Futter.
Bei den meisten Arten sind dies Insekten. Um den Tieren in dieser Zeit
etwas zu helfen kann man getrocknete Insekten und Weichtiere, wie zum
Beispiel getrocknete Mehlwürmer, anbieten. "Aber, eine Fütterung hilft
meist nur einzelnen Vögeln häufiger Arten und ist auch kein Ersatz für
einen naturnahen Garten", sagt Martina Gehret.

Gärten und Balkone können wahre Naturparadiese sein, die das ganze
Jahr über natürliche Nahrung bieten und neben Vögeln einer Vielzahl an
Tierarten ein Zuhause bieten. "Heimische Pflanzen und Strukturen wie
Totholz, Steinmauern und wilde Ecken erhöhen die Bedeutung von Gärten
vor allem in dichten Siedlungsräumen", erklärt die
LBV-Artenschützerin. Der Garten als "Naturschutzgebiet" wird immer
wichtiger für die Tier- und Vogelwelt. Jeder Balkon- und
Gartenbesitzer kann hier selbst aktiv werden und einen Beitrag für die
Artenvielfalt leisten.

Die Vogelfütterung macht auch großen Spaß und es damit auch leichter
die Vögel zu beobachten und zu zählen. Denn vom 10. bis 12. Mai laden
LBV und sein bundesweiter Partner NABU zur 15. "Stunde der Gartenvögel
Plus" ein. Alle bayerischen Naturfreunde sind dazu aufgerufen, eine
Stunde lang jeden Vogel in ihrem Garten, auf dem Balkon oder in einem
Park zu zählen. Mitmachen ist einfach und Expertenwissen über Vögel
nicht notwendig.

Auf der großen Aktionsseite
www.stunde-der-gartenvoegel.lbv.de können sich alle Interessierten
detailliert über das "Citizen Science"-Projekt informieren, die
Steckbriefe der häufigsten Gartenvögel ansehen und viele Expertentipps
einholen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 22.03.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de
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LÄRM/149: Nachtflugbetrieb am Hamburger Flughafen - Verzerrte Wahrnehmung (BAW)


BAW - Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein - Pressemitteilung, 22. März 2019

Nachtflugbetrieb am Hamburger Flughafen: Verzerrte Wahrnehmung bei
Flughafen und Senat



Der für den Hamburger Flughafen zuständige Wirtschaftssenator sieht
eine mutmaßlich positive Entwicklung bei den Verspätungen am
Flughafen. Grundlage seiner Aussage ist der vom Flughafen
veröffentlichte Monatsbericht Februar 2019.

"Flughafen und Senat täuschen die Öffentlichkeit und verfallen in das
Shifting-Baseline-Syndrom. Da werden uns mutmaßliche
Belastungsminderungen verkauft, die auf Rekordständen des Vorjahres
basieren. Das Jahr 2018 ist ein absolutes Rekordjahr bei der Anzahl
der Flugbewegungen nach 22 Uhr und bei der Anzahl der Verspätungen
gewesen. Seit 2011 steigen die Zahlen kontinuierlich. Im Februar 2019
waren es 28 Verspätungen, im Rekordjahr 2018 64. Doch wo kommen wir
her? In 2017 sind es 17 gewesen und in 2016 22. Es ist unredlich vom
Senator sich mit Maßnahmen zu rühmen, die bei genauer Betrachtung
keinerlei Wirkung entfalten. Das Gegenteil ist der Fall, die
Belastungen der Bevölkerung steigen kontinuierlich und hier bedarf es
eines echten regulativen Eingriffs. Das ist die tradierte Forderung
eines Nachtflugverbot ab 22 Uhr oder schlicht die Reduzierung der das
Klima ohnehin hochbelastenden Flugbewegungen. Der Mensch muss weniger
fliegen", erklärt Martin Mosel, Sprecher der Bürgerinitiativen für
Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein (BAW).

Erläuterung:

Shifting Baseline ist ein Begriff aus der Umweltforschung, der von dem
französischen Meeresbiologen Daniel Pauly stammt. Er beschreibt das
Phänomen, dass sich Orientierungspunkte, anhand derer Menschen ihre
Umwelt beurteilen, schleichend verschieben. Was heute normal erscheint,
war gestern ein Skandal und vorgestern undenkbar. Übermorgen wird dann
rückblickend auf heute "von der guten alten Zeit" gesprochen. Das
Shifting-Baseline-Syndrom (SBS) bezeichnet eine verzerrte und
eingeschränkte Wahrnehmung des Wandels. Hierbei kommt es zu einer
Verschiebung von Referenzpunkten, die der menschlichen Wahrnehmung beim
Bemessen des Ausmaßes einer Veränderung dienen. Manche Veränderungen
vollziehen sich in vielen Einzelschritten. Insbesondere wenn ein
abnehmender oder zunehmender Trend zu verzeichnen ist, ändert sich das
(relative) Ausmaß der Veränderung, je nachdem welcher Bezugspunkt
gewählt wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 22.03.2019

BAW Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz

in Hamburg und Schleswig-Holstein

Bilenbarg 21, 22397 Hamburg
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LÄRM/148: Umweltsenator will gegen Fluglärm vorgehen (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 22. März 2019

Umweltsenator will gegen Fluglärm vorgehen



Die Ankündigung von Umweltsenator Jens Kerstan, die nächste
Lärmaktionsplanung zu nutzen, um den Lärmschutz am Hamburger
Flughafen zu verbessern, kommentiert Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND wie folgt:

"Umweltsenator Kerstan will stärker gegen die Verspätungen am
Hamburger Flughafen vorgehen - gut so. Leider ist dies nicht die erste
Ankündigung dieser Art und bislang gibt es kaum spürbare
Verbesserungen. Der Umweltsenator muss jetzt klare Vorgaben machen.
Ein konsequentes Nachtflugverbot ab 22 Uhr, wie von den Betroffenen
und von Umweltverbänden gefordert, ist an einem innerstädtischen
Airport wie Hamburg längst überfällig."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 22.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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MELDUNG/493: Dramatischer Bestandseinbruch des Stints (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg: Gemeinsame Pressemeldung von BUND und NABU
- 22. März 2019

Dramatischer Bestandseinbruch des Stints 

Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe fordert vorsorglichen Stopp der
belastenden Aktivitäten



Der Stintfang musste in dieser Saison frühzeitig beendet werden, da
die Fangmenge noch geringer als im letzten Jahr war. Die
Bestandsentwicklung des Stints hat sich dramatisch verschlechtert.
Daher fordert das Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe, bestehend aus
BUND, NABU und WWF, einen vorsorglichen Stopp der belastenden
Aktivitäten, wie Baggerungen und Verklappungen in die Elbe bis ihre
Unbedenklichkeit bewiesen ist.

Elbfischer und Wissenschaftler weisen mit Nachdruck darauf hin, dass
der deutliche Rückgang des Stintbestands gravierende Auswirkungen auf
das gesamte System der Tideelbe, das Elbästuar und das angrenzende
Wattenmeer haben könnte. Es drohen besorgniserregende ökosystemare
Veränderungen, hervorgerufen durch Nutzungen und Unterhaltsmaßnahmen
im Hamburger Hafen.

Alexander Porschke, Vorsitzender NABU Hamburg: "Der Stint hat eine
essenzielle Bedeutung im Nahrungsnetz der Elbe. Wenn der Bestand
dauerhaft einbricht, bedeutet das eben nicht nur leere Teller für
Fisch-Gourmets, sondern hat vor allem auch Auswirkungen auf andere
Fische, Schweinswale und zahlreiche Vogelarten, deren
Nahrungsgrundlage er darstellt. Daher müssen schnellstmöglich
Maßnahmen ergriffen werden, um den Stintbestand zu stützen."

Manfred Braasch, Geschäftsführer BUND Hamburg: "Schon bei kleinen
Problemen im Hafen reagiert der Senat prompt und bemüht sich um
Lösungen. Bei der derzeitigen Bestandsentwicklung des Stints und den
dramatischen Folgen muss endlich auch Ökologie Priorität haben. Mit
der bereits begonnenen Elbvertiefung wird sich die Situation nochmals
deutlich verschlimmern."

Beatrice Claus, Referentin für Gewässerschutz WWF Deutschland: "Der
dramatische Rückgang des Stints verdeutlicht, dass menschliche Nutzung
das Ökosystem Elbe über die Belastungsgrenzen strapaziert. Unser
Umgang mit der Elbe muss sich ändern, sonst hinterlassen wir unseren
Kindern eine kahle und leere Flusslandschaft."

Grundsätzlich sind Faktoren, die dem Stint an der Elbe zu schaffen
machen, schon länger bekannt. Dazu gehören die Entnahme von großen
Kühlwassermengen sowie die Beeinträchtigungen durch die massiven
Baggerungen und Verklappungen. Diese führen zu erhöhter Trübung des
Wassers, dem Verlust von Flachwasserzonen und zu Sauerstoffarmut.

Die Nutzung des Flusses bewirkt oder verstärkt diese Faktoren. Daher
sind Ursachenforschung und mittelfristige Maßnahmenumsetzung allein
aus Sicht des Aktionsbündnisses Lebendige Tideelbe nicht ausreichend.
Für den Schutz des Stintbestands müssen aktuelle Eingriffe vorsorglich
jetzt gestoppt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 33/19, 22.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.
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VERBAND/627: Naturschützer tagen in Erfurt (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 23. März 2019

Naturschützer tagen in Erfurt

Landesvertreterversammlung des NABU Thüringen



Erfurt - Im Rahmen der Landesvertreterversammlung des NABU Thüringen,
am heutigen Samstag in Erfurt, beteiligte sich Olaf Möller, der
Staatssekretär des Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und
Naturschutz an der NABU-Agrarkampagne. Der NABU Landesvorsitzende,
Martin Schmidt überreichte dem Staatssekretär symbolisch einen 114
Euro Schein. Olaf Möller verewigte auf dem Schein eine seiner
Forderungen zur Reform der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik - Fördergelder
für mehr Artenvielfalt und einen lebenswerten ländlichen Raum
auszugeben.

Seit 1980 verschwand mehr als jeder zweite Feldvogel in Europa. Zu
ihnen gehören zum Beispiel Feldlerchen, Kiebitze und Stare. Vor
wenigen Tagen wurde zudem publik, dass weltweit 40 Prozent der
Insektenarten vom Aussterben bedroht sind. Als Treiber des
Insektensterbens nannten die Forscher den Verlust von Lebensräumen in
der Agrarlandschaft und den Einsatz synthetischer Pestizide und
Düngemittel. Das Agrarbudget ist der mit Abstand größte Posten des
EU-Haushalts. Mit 58 Milliarden Euro pro Jahr - das sind 114 Euro von
jedem EU-Bürger - macht er rund 40 Prozent des EU-Haushalts aus. Trotz
dieser hohen Anstrengungen konnte man weder das Artensterben noch das
Höfesterben in der Landwirtschaft aufhalten. Das Prinzip "Wachse oder
weiche" muss beendet und Fördergelder stärker an den Naturschutz
gekoppelt werden. Allein um die bestehenden Richtlinien umzusetzen,
werden EU-weit rund 15 Milliarden Euro benötigt. "Die anstehende
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik muss dem Rechnung tragen und
gezielt Gelder an diese Zwecke binden, beispielsweise durch eine
Prämie für naturnahe, nicht-produktive landwirtschaftliche
Betriebsanteile", fordert Martin Schmidt.

Die Landesvertreterversammlung ist das höchste Gremium des NABU
Thüringen und über 90 Delegierte waren zu dieser Veranstaltung
geladen. "In der Arbeit im Naturschutz gibt es immer wieder Licht und
Schatten und wir können durchaus auf ein erfolgreiches Jahr
zurückblicken", informiert der Landesvorsitzende in seinem
Rechenschaftsbericht für 2018. "Mit unseren Projekten zu Luchs und
Biber steigern wir die Akzeptanz in der Bevölkerung für rückkehrende
Tierarten und mit der Unterstützung bei der Einrichtung von
extensiven Weidelandschaften schaffen wir Lebensräume. Was den NABU
aber ausmacht sind die unermüdlichen, ehrenamtlich tätigen Aktiven,
die sich in den vielen NABU-Gruppen vor Ort engagieren, hinzu kommen
die vielen Mitglieder, Unterstützer und Förderer, die unseren Aktiven
den Rücken stärken und unseren naturschutzpolitischen Forderungen
Gewicht verleihen." In Thüringen hat der NABU mittlerweile über 15.000
Mitglieder. Der weit über Thüringen hinaus bekannte Zoologe, Museologe
und Naturschützer Dietrich von Knorre, ist einer der Gründungsväter
des NABU-Landesverbandes Thüringen und wurde an dem Tag mit der
Goldenen Ehrennadel des NABU ausgezeichnet. Mit Gleichgesinnten
gründete er den Landesverband 1990 und übernahm für über ein Jahrzehnt
dessen Vorsitz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 23.03.2019
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VERKEHR/1177: Neuausrichtung von Stuttgart 21 - Abspecken und besser werden (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 25. März 2019

Kommentar von BUND, Pro Bahn und VCD:

zu weiteren Kostenrisiken bei Stuttgart 21 auf weit über 8,2
Milliarden Euro

Neuausrichtung von Stuttgart 21: Abspecken und besser werden


BUND, Pro Bahn und VCD fordern Verzicht auf Bahnknoten am Flughafen
und Einstieg in "KombiBahnhof"



Die Umwelt- und Verkehrsverbände BUND, Pro Bahn und VCD fordern eine
Neuausrichtung des Projektes "Stuttgart 21" angesichts immer weiter
steigender Kosten bei gleichzeitig ganz neuen Anforderungen an den
Schienenverkehr aufgrund des Klimaschutzes und des angestrebten
Deutschlandtaktes bei der Bahn. "Die im Vorfeld der am kommenden
Mittwoch stattfindenden Aufsichtsratssitzung der Deutschen Bahn
bekannt gewordenen weiteren Kostenrisiken bei Stuttgart 21 auf weit
über 8,2 Milliarden Euro sind ein vernichtendes Urteil. Die
Verantwortlichen dürfen sich nicht länger wegducken und an
Luftschlössern festhalten. Alle Beteiligten - Projektträger, Landes-
und Bundesregierung - müssen gemeinsam das Projekt neu ausrichten, in
Teilen abspecken und nur das umsetzen, was tatsächlich einen Mehrwert
bringt. Vor allem muss auf den extrem aufwendigen unterirdischen
Bahnhof am Flughafen verzichtet werden", erklären die
BUND-Landesvorsitzende Dr. Brigitte Dahlbender, der Pro Bahn
Landesvorsitzende Stefan Buhl und der VCD-Landesvorsitzende Matthias
Lieb. "Ein oberirdischer Haltepunkt an der Neubaustrecke genügt, um
den Flughafen angemessen an den Bahnverkehr anzubinden."

Der Stuttgarter Bahnknoten muss so gestaltet werden, dass ein
maximaler Verkehrszuwachs auf der Schiene möglich ist. "Von einer
Investition von über 8 Milliarden Euro erwarten wir einen
leistungsfähigen Bahnhof, der möglichst viel Verkehr von der Straße
auf die Schiene verlagert und einen pünktlichen sowie stabilen Nah-,
Regional- und Fernverkehr gewährleistet. Ein zu schlanker
Durchgangsbahnhof mit halbierter Gleiszahl reicht für die
Herausforderungen der Zukunft nicht aus. Schon heute ist absehbar,
dass Stuttgart 21 und seine Zulaufstrecken bei Inbetriebnahme
überlastet sein werden", erklärt Matthias Lieb. Die Verbände fordern
daher einen sofortigen Einstieg in des Konzept "KombiBahnhof". "Wir
haben ein Konzept vorgelegt, wie Teile des bestehenden Kopfbahnhofes
mit vier Bahnsteigen und acht Bahnsteiggleisen erhalten werden können,
wie die Panoramabahn in den Kopfbahnhof eingeführt werden kann wie
durch die zusätzlichen Gleiskapazitäten ein störungsfreier
S-Bahn-Verkehr gewährleistet werden kann. Die Zeit drängt, dass sich
die Projektpartner ohne ideologische Scheuklappen mit unserem Konzept
KombiBahnhof auseinandersetzen und Wege zu dessen Umsetzung
entwickeln", fordert Brigitte Dahlbender. "Stuttgart ist der zentrale
Bahnknoten in Baden-Württemberg. Im Interesse der Fahrgäste und für
eine nachhaltige Mobilitätswende muss Stuttgart Taktknoten im
Deutschlandtakt und leistungsfähig sein. Das Projekt darf nicht dem
Städtebau in Stuttgart untergeordnet werden", so Stefan Buhl.
Abschließend betonen die Verbände, dass Stuttgart 21, so wie jetzt
realisiert, nie hätte gebaut werden dürfen. "Alle unsere Kritikpunkte
haben sich seit der Faktenschlichtung bewahrheitet. Jetzt geht es
darum, das Beste daraus zu machen und in den Dienst von Klimaschutz,
Luftreinhaltung und nachhaltiger Mobilitätspolitik zu stellen", so die
Landesvorsitzenden von BUND, Pro Bahn und VCD.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 25.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





FORSCHUNG/759: Arktische Klimaveränderung - Mit dem Forschungsflugzeug ins ewige Eis (idw)


Universität zu Köln - 20.03.2019

Arktische Klimaveränderung: Mit dem Forschungsflugzeug ins ewige
Eis

Meteorologen und Meteorologinnen starten Messkampagne zur Untersuchung
von arktischen Wolken



Während in Deutschland allmählich der Frühling Einzug hält, bricht ein
Team von Forscherinnen und Forscher in die Arktis auf, um der
Klimaerwärmung auf den Grund zu gehen. Im Fokus ihrer Kampagne Arctic
aircraft campaign Arctic Boundary Layer Fluxes (AFLUX) sind
tiefliegende Wolken am Rand der Meereisfläche und deren Rückkopplung
mit bodennahen Prozessen über dem Meereis. Knapp fünf Wochen lang
werden die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI), der Universitäten Köln und Leipzig, des
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt sowie der Universität
Clermont-Ferrand in Frankreich von Spitzbergen aus zu einer Reihe von
Messflügen aufbrechen.




[image: Foto: © Universität Leipzig]

Forschungsflugzeug

Foto: © Universität Leipzig



"Die AFLUX-Kampagne ist die dritte in einer Serie von drei großen
Expeditionen mit dem Polarflugzeug im Rahmen unserer Arktisforschung",
sagt Prof. Dr. Manfred Wendisch vom Institut für Meteorologie der
Universität Leipzig. Er ist zugleich Sprecher des von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Sonderforschungsbereiches
Transregio 172 "Arktische Klimaveränderung". Im SFB-Forschungsverbund
sollen Klimaentwicklungen in der Arktis über längere Zeiträume und mit
verschiedenen Methoden beobachtet werden. Die Verlässlichkeit von
Modellen zur Vorhersage der Erwärmung weltweit und speziell in der
Arktis soll so weiterentwickelt werden. Viele Faktoren, die das Klima
dieser Region beeinflussen und so zur überdurchschnittlichen Erwärmung
beitragen, sind jedoch noch nicht vollständig verstanden.

Die Messkampagne AFLUX wird von Dr. Christof Lüpkes vom
Alfred-Wegener-Institut geleitet. Im Fokus stehen Wolken, die direkt
über dem Meereis liegen und ihre Rolle hinsichtlich der arktischen
Erwärmung. "Vor zwei Jahren gab es bereits eine große Messkampagne,
dort sind aber noch Fragen offengeblieben. Dieses Mal konzentrieren
wir uns ganz gezielt auf die Energieflüsse in der arktischen
Grenzschicht", erklärt Lüpkes. Dr. André Ehrlich von der Universität
Leipzig fügt hinzu: "Die Randgebiete der arktischen Eisfläche werden
sich in Zukunft, bei einem weiteren Abschmelzen des Meereises,
ausdehnen. Genau diese Regionen haben jedoch einen sehr starken
Einfluss auf Wolken und dadurch auf den Energiehaushalt der Arktis."
So können sich nach aktuellen Erkenntnissen Wolken, die über die
Meereiskante strömen - abhängig von der Verteilung und Dichte der
Eisschollen - in nur wenigen Stunden deutlich ändern. Aufgrund
fehlender Messdaten sind diese Effekte in aktuellen Klimamodellen
leider noch unzureichend beschrieben. Genau hier sollen die Messungen
von AFLUX helfen, um gezielt die Prozesse in den Randgebieten des
Meereises zu untersuchen. "AFLUX stellt den zweiten Einsatz unseres
speziell für die Arktis konzipierten DFG-Großgeräts MiRAC (Microwave
Radar/Radiometer for Arctic Clouds" dar), so Prof. Dr. Susanne Crewell
von der Universität zu Köln. "Nachdem wir mit unseren ersten Messungen
im Sommer 2017 zeigen konnten, wie gut das Gerät funktioniert, sind
wir nun sehr gespannt, wie die Wolken um Spitzbergen bei den
derzeitigen doch deutlich kälteren Bedingungen aussehen."

AFLUX stellt für die Wissenschaftler den Endspurt der ersten
Förderperiode des SFB dar. Prof. Wendisch erläutert: "Die erste Phase
war hauptsächlich lokal, also räumlich begrenzt orientiert. In der
zweiten Phase wollen wir unseren Fokus auf regionale Einflüsse und
Ursachen, die nicht vor Ort liegen, erweitern. Wir freuen uns auf zwei
weitere große Highlights, die MOSAiC-Expedition und
HALO-(AC)3." Während MOSAiC wird das Forschungsschiff
Polarstern für ein Jahr in der inneren Arktis eingefroren und kann so
völlig neuartige Messdaten liefern. Bei HALO-(AC)3 sollen
mit Hilfe des deutschen Forschungsflugzeugs HALO vor allem arktische
Kaltluftausbrüche und Warmluft-Vorstöße in die Arktis untersucht
werden, denn möglicherweise besteht ein Zusammenhang dieser
Kaltluftausbrüche aus der inneren Arktis mit den derzeitigen milden
Wintern in Mitteleuropa. Auf der MOSAiC-Expedition, die im September
startet, wird der deutsche Eisbrecher Polarstern in die Arktis
aufbrechen und ein Jahr lang fest eingefroren im arktischen Eis durch
das Nordpolarmeer driften. Insgesamt werden 600 Menschen aus 17
Ländern teilnehmen. Geleitet wird die größte
Arktis-Forschungsexpedition aller Zeiten vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung.




Weitere Informationen:

http://www.ac3-tr.de/overview/observations/aflux-2019/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712473

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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INITIATIVE/167: Klimaschutz goes Bundestag - Parents For Future reichen Petition beim Bundestag ein (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Klimaschutz goes Bundestag - Parents For Future reichen 
Petition beim Bundestag ein

Pressemitteilung von Parents For Future Deutschland, 19. März 2019



Ein deutsches Klimaschutzgesetz in spätestens sechs Monaten: das
wollen die Parents For Future, bzw. die Petentin Sabine Ponath mit
einer E-Petition an den Bundestag erreichen.

Die Petition sieht vor, die Netto-Emissionen von CO2 und anderen
Treibhausgasen möglichst bis 2040 auf Null zu senken. Dabei berufen
sich die Parents For Future auf den bestehenden Entwurf eines
Klimaschutzgesetzes aus dem Bundesumweltministerium und kritisieren
die abwehrende Haltung der von CDU und CSU geführten Ministerien:

"Sinn- und wirkungsvolle Einzelmaßnahmen sind sicher hilfreich, aber
sie haben sich bislang bei weitem nicht als ausreichend erwiesen. Um
die Klimaerwärmung, wenn nicht zu verhindern, immerhin noch zu
bremsen, benötigt Deutschland so schnell wie möglich ein verbindliches
Gesetz."

Schon jetzt ist klar: die Klimaschutzziele bis 2020 wird Deutschland
klar verfehlen.

Der Klimawandel ist Fakt, er betrifft uns alle, weltweit und ist eine
reale Bedrohung für die Menschheit. Verteilungskriege, extreme
Unwetter, Hunger, die Zerstörung der Heimat vieler Menschen sind nur
der Anfang. All das hat schon jetzt begonnen. Die Scientists4Future
warnen: "Bei zunehmender Erwärmung der Erde werden gefährliche
klimatische Kipp-Punkte des Erdsystems, d. h. sich selbst verstärkende
Prozesse, immer wahrscheinlicher. Dies würde dazu führen, dass eine
Rückkehr zu heutigen globalen Temperaturen für kommende Generationen
nicht mehr realistisch ist." [1]

Die E-Petition ist seit Sonntag, 17. März 2019 eingereicht und wird
zunächst durch die Bundestagsverwaltung geprüft. Dieser Vorgang dauert
in der Regel mindestens drei Wochen. Danach wird die Petition für vier
Wochen zur Mitzeichnung öffentlich auf der Seite
epetitionen.bundestag.de unter der ID Nummer 92294 zu finden sein.
Sollten innerhalb dieser Frist 50.000 Menschen das Anliegen
unterzeichnen, wird es eine öffentliche Anhörung im Petitionsausschuss
dazu geben.

Parents for Future ist eine Graswurzelbewegung mit über 4500 aktiven
Eltern, die sich Anfang 2019 zum Ziel gesetzt haben, die
Jugendbewegung zu ermutigen und unterstützen das Klima zu schützen und
auf die Wichtigkeit der globalen Klimagefahren hinzuweisen, so dass
politische und wirtschaftliche Entscheider mit der Zivilgesellschaft
am Gestaltungs- und Transformationsprozess teilnehmen.

Weitere Infos auf parentsforfuture.de


Anmerkung:

[1]Quelle: www.scientists4future.org/fakten/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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FORSCHUNG/566: Wie der Mix aus Acker, Bäumen und Tieren auf dem Feld den Ertrag von Landwirten steigert (idw)


Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg -
20.03.2019

Wie der Mix aus Acker, Bäumen und Tieren auf dem Feld den Ertrag
von Landwirten steigert

Baumreihen auf Feldern erhöhen die Bodenfruchtbarkeit, schützen vor
Erosion und bieten neue Einnahmequellen



Die ökologischen und ökonomischen Vorteile des Anbaus von
Ackerkulturen, Bäumen und Sträuchern und der Haltung von Tieren auf
einer Bewirtschaftungsfläche haben Wissenschaftler um Dr. Christian
Böhm aus dem Fachgebiet Bodenschutz und Rekultivierung
wissenschaftlich untersucht.




[image: Foto: © Christian Böhm]

Die Bäume schützen Felder vor starkem Wind und verringern so den
Bodenabtrag.

Foto: © Christian Böhm



Sie zeigen auf der Abschlusskonferenz des Forschungsprojekts
"Agroforstliche Umweltleistungen für Wertschöpfung und Energie
(AUFWERTEN)" am 20. März 2019 im Haus der Land- und
Ernährungswirtschaft in Berlin, wie Landwirte, Kommunen und
Landbesitzer, aber auch der Umwelt- und Naturschutz von der
Agroforstwirtschaft profitieren.

"Die Bäume und Sträucher schützen Felder vor starkem Wind und
verringern so den Bodenabtrag. Die Windgeschwindigkeit kann bis zu 96
Prozent reduziert werden. So bleibt der Oberboden und damit der
fruchtbarste und landwirtschaftlich bedeutendste Teils der Böden
erhalten", so Christian Böhm.

Ein weiterer Vorteil: Die Gehölze verhindern, dass Nähr- und
Schadstoffe in Oberflächengewässer und ins Grundwasser gelangen. Die
Untersuchungen der Forscher zeigen, dass unter Pappelstreifen die
mittlere Nitratkonzentration im Grundwasser mehr als 120 Mal niedriger
ist als unter den Ackerkulturen. Und Bäume verbessern das Mikroklima
und verringern die Verdunstung. So kann auch auf trockeneren
Standorten mehr geerntet werden. Als Obst- oder Energieholzlieferanten
schaffen Bäume eine zusätzliche Einnahmequelle für Landwirte.

"Die Flächen bieten Lebensraum für Vögel und Kleintiere und sind ideal
für die Viehzucht von Rindern, Schafen und Hühnern", so Böhm.
"Agroforst-Systeme sind eine vielversprechende und zukunftsweisende
Form der Landnutzung. Doch Landwirte stehen vor zahlreichen
Herausforderungen, für die wir in den kommenden Jahren konkrete
Lösungsansätze entwickeln müssen." So schränken die rechtlichen
Rahmenbedingungen die Gestaltungsfreiheit von Agroforst-Systemen ein.
"Bislang finden diese im deutschen und im EU-Agrarförderrecht keine
Berücksichtigung. Gemeinsam mit unseren Partnern haben wir einen
Vorschlag erarbeitet."

Zusammen mit der Technischen Universität München, der Universität
Bayreuth und dem Leibniz-Institut für Agrartechnik Potsdam-Bornim
sowie Politik, Verbänden, Verwaltung und der Praxis befassen sich die
Forschenden in dem von der BTU Cottbus-Senftenberg koordinierten
Projekt seit mehr als vier Jahren mit den Voraussetzungen für eine
verstärkte Umsetzung von Agroforstwirtschaft in der
landwirtschaftlichen Praxis.

Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) im Rahmen der Fördermaßnahme "Innovationsgruppen für ein
Nachhaltiges Landmanagement" in Höhe von knapp 3,3 Mio. Euro
gefördert.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://agroforst-info.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712420

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution193
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FORSCHUNG/565: Lupine bringt Vielfalt in einseitigen Energiepflanzenanbau (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen
- 18.03.2019

Lupine bringt Vielfalt in einseitigen Energiepflanzenanbau



Projektstart: Julius Kühn-Institut erprobt den kombinierten Anbau von
Energiepflanzen und Leguminosen. Das soll den Düngereinsatz in
Fruchtfolgen reduzieren, die Bodenqualität verbessern und macht die
Felder attraktiver für nützliche Insekten.

(Groß Lüsewitz) Mais entzieht dem Boden eine Menge Stickstoff, er ist
ein sogenannter Starkzehrer. Deswegen ist beim Maisanbau, in
Deutschland oft Energiemais, intensive Düngung notwendig. Im jetzt neu
gestarteten Forschungsprojekt "LuMi-opt" erforschen Wissenschaftler
des Julius Kühn-Instituts, wie sich die Vorzüge von Lupinen im
Energiepflanzenanbau nutzen und u. a. die Stickstoffgaben beim Anbau
von Energiemais reduzieren lassen. Dazu säen sie z. B. den Mais
zusammen mit Anden-Lupinen (Lupinus mutabilis) im Gemenge aus. An vier
Standorten in Deutschland werden die Effekte des Kombi-Anbaus
untersucht.




[image: Foto: © Steffen Roux / Julius-Kühn-Institut]

Gemischter Anbau von blau blühenden Anden-Lupinen mit Mais.

Foto: © Steffen Roux / Julius-Kühn-Institut



Lupinen zählen zu den Leguminosen, die mit Hilfe von Bakterien im
Wurzelbereich in der Lage sind, Stickstoff aus der Luft zu binden und
im Boden bereit zu stellen. Auf diese Weise profitiert der in
alternierenden Reihen mit der aus Südamerika stammenden Lupinenart
angepflanzte Mais im späteren Vegetationsverlauf vom gemischten Anbau.
Doch die Stickstoffbindung ist nicht die einzige
"Ökosystemdienstleistung", die die Lupine erbringt, erklärt Dr.
Steffen Roux vom Julius Kühn-Institut im mecklenburgischen
Groß-Lüsewitz: "Hinzu kommt die Förderung der Bodengare, also der
Qualität des Bodens. Die Lupine durchwurzelt den Boden sehr tief und
reichert den Humus an", so der Projektkoordinator.




[image: Lupinen mit Hummel - Foto: © Steffen Roux / Julius-Kühn-Institut]

Anden-Lupinen bieten Hummeln über einen langen Blühzeitraum Nahrung.

Foto: © Steffen Roux / Julius-Kühn-Institut



Die Projektpartner erforschen darüber hinaus unter anderem die
Silierfähigkeit des Erntegemischs und die Methanausbeute beim
Vergären. Vorangegangene Versuche am JKI haben gezeigt, dass diese bei
Lupinen zwar etwas niedriger liegt als bei Mais, doch im Gegensatz zum
Mais wurde die Anden-Lupine für diese Nutzung bisher noch nicht
züchterisch bearbeitet. Die Gasausbeute ließe sich also noch weiter
verbessern, wenn die Projektergebnisse das zulassen.

Die Anden-Lupine zeigt ihr hohes Biomassepotenzial, das für den Ertrag
entscheidend ist, aufgrund ihrer Herkunft: "Sie ist an die kurzen Tage
in den äquatornahen Regionen Südamerikas angepasst. Dort reift sie
vergleichsweise schnell ab. Bei den längeren Tagen in Norddeutschland
hingegen blüht sie durchgängig von Juni bis zur Ernte im Oktober",
sagt Roux. Für Regionen mit kürzeren Tagen wie das bayerische Franken
erproben die Wissenschaftler außerdem den Anbau von Hafer mit Weißer
Lupine (Lupinus albus L.). Für beide Anbausysteme sollen durch die an
die Zuchtmethodik der Hybridzüchtung angelehnte, optimierte
Zusammenführung von Partnern die besten Kombinationen aus
verschiedenen Sorten ermittelt werden.

Die Forscher gehen davon aus, dass die Anden-Lupinen über einen langen
Zeitraum mit ihrem Nahrungsangebot für Hummeln, andere Wildbienen und
viele weitere Fluginsekten attraktiv sein werden. "Da ist richtig was
los im Bestand", verweist Roux auf bereits durchgeführte Anbauversuche
in Groß Lüsewitz. Einziger Wermutstropfen: "Für Honigbienen sind die
Blüten nicht geeignet." Lupinen-Honig wird das Projekt also nicht
erzeugen.

Zum Projekt Das Verbundprojekt "LuMi-opt - Züchtungsmethodisch
optimierte Kombination von Gemengepartnern der Andenlupine und Mais
sowie der Weißen Lupine und Hafer mit dem Ziel der Biomasseproduktion
unter Nutzung ökosystemarer Leistungen der Lupine" wird gefördert über
die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR) vom Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) mit einer Gesamtsumme von
796.000 Euro. Es läuft vom 15. März 2019 bis zum 14. März 2022. Die
Anbauversuche starten im März und April 2019.

Projektpartner und Aufgaben


	JKI-Fachinstitut für Züchtungsforschung an landwirtschaftlichen Kulturen in Groß Lüsewitz: Koordination, Bewertung von Kombinationen Anden-Lupine - Mais und Weiße Lupine - Hafer, Anbauoptimierung

	JKI-Fachinstitut für Pflanzenbau und Bodenkunde in Braunschweig: Bewertung von Kombinationen Anden-Lupine - Mais und Weiße Lupine - Hafer, Untersuchung zur Silierfähigkeit

	Thünen-Institut für Ökologischen Landbau, Trenthorst: Bewertung von Kombinationen Anden-Lupine - Mais und Weiße Lupine - Hafer, Anbauoptimierung

	Professur für Agrartechnologie und Verfahrenstechnik der Universität Rostock: Gasausbeute

	Landwirtschaftlichen Lehranstalten (LLA), Triesdorf: Unterauftrag Weiße Lupine - Hafer






Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712303

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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AUEN/101: Bedrohte Auenwälder (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 19.03.2019

Bedrohte Auenwälder

Forscher der Universität Freiburg warnen vor den Auswirkungen von
Sommertrockenheit und Konkurrenz um Grundwasser



Ein Team vom Institut für Forstwissenschaften der Universität Freiburg
zeigt, dass die Entnahme von Grundwasser für Industrie und Haushalte
den Auenwäldern in Europa angesichts intensiverer und längerer
Trockenphasen im Sommer zunehmend schadet. Die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler haben ihre Ergebnisse in der Fachzeitschrift
"Frontiers In Forests and Global Change" veröffentlicht.




[image: Foto: © Albert Reif]

Von Eichen dominierter Auenwald.

Foto: © Albert Reif



Die von Eichen dominierten Auenwälder gehören in Europa zu den
gefährdetsten Wäldern. Durch Umwandlung zu Acker- und Grünland sowie
Siedlungsfläche haben sie einen Großteil ihres ursprünglichen
Verbreitungsgebiets eingebüßt. Flussbegradigungen und Entwässerung
haben zudem den natürlichen Wasserhaushalt verändert. Eingeschleppte
Schädlinge und Krankheiten dezimieren natürliche Baumarten wie Ulmen
und Esche. Gleichzeitig erfüllen diese Wälder für die Regulation von
Hochwassern und den Schutz der Biodiversität eine wichtige Funktion.

Ausgangspunkt der Studie des Freiburger Teams war die Beobachtung,
dass die Vitalität alter Bäume in den Eichenwäldern des Rheintals
deutlich abgenommen und die Mortalität deutlich zugenommen zu haben
schien. Die Arbeitsgruppe des Waldökologen Prof. Dr. Jürgen Bauhus
untersuchte daraufhin, ob diese Trends sich auch anhand der
Wachstumsverläufe der Bäume erkennen ließen und ob sie mit der
vielerorts stattfindenden Grundwasserentnahme für Industrie und
Haushalte zusammenhängen. Das Abpumpen von Wasser kann den
Grundwasserspiegel so tief absenken, dass es selbst für tiefwurzelnde
Eichen nicht mehr erreichbar ist.

Die Forstwissenschaftlerinnen und Forstwissenschaftler untersuchten zu
diesem Zweck die Jahrringe von jungen und alten Bäumen auf Standorten
ohne und mit deutlicher Grundwasserentnahme in drei Stieleichenwäldern
des Rheintals vom Freiburger Mooswald bis zum Hessischen Ried bei
Lampertheim. Ihre Analysen der statistischen Zusammenhänge zwischen
Jahrringbreiten und Klimadaten zeigen, dass das jährliche
Stammwachstum der Eichen negativ von Sommertrockenheit beeinflusst
wird. Bei Eichen auf Standorten mit Grundwasserabsenkungen nahm die
Empfindlichkeit des Wachstums gegenüber der Sommertrockenheit seit
Beginn der Grundwassergewinnung, die auf allen untersuchten Standorten
49 Jahre oder länger zurückliegt, deutlich zu. Im Gegensatz dazu blieb
die Empfindlichkeit des Jahrringwachstums bei Eichen auf nicht
beeinträchtigten Standorten im Lauf der Zeit relativ stabil. Einen
weiteren Unterschied zwischen Standorten mit und ohne
Grundwasserentnahme benennt Georgios Skiadaresis, Doktorand und
Hauptautor der Studie: "Eichen mit Grundwasserkontakt können sich in
Phasen mit günstiger Witterung besser erholen, wie man an einem
erhöhten Jahrringwachstum erkennen kann. Bei Eichen ohne
Grundwasseranschluss ist das deutlich weniger der Fall." Eine
Vermutung der Forscherinnen und Forscher, dass junge Eichen weniger
von Grundwasserabsenkungen betroffen sind, weil ihr Wurzelsystem
möglicherweise anpassungsfähiger als das von alten Eichen ist, hat
sich nicht bestätigt.

Die Ergebnisse der Studie zeigen deutlich, dass die
Grundwasserentnahme unter Eichen-Auenwäldern die negativen
Auswirkungen des Klimawandels noch verstärken wird. Die Autorinnen und
Autoren weisen darauf hin, dass Anpassungsstrategien in anderen
Sektoren, etwa durch Bewässerung in der Landwirtschaft, nicht auf
Kosten der Gesundheit dieser Wälder gehen sollten. Sie empfehlen, in
Trockenperioden die Grundwasserentnahme aus Auenwäldern zu reduzieren
statt zu erhöhen, um die Vitalität der Bäume in diesen Ökosystemen
langfristig zu erhalten.



Originalveröffentlichung:

Skiadaresis G, Schwarz J A, Bauhus J (2019): Groundwater extraction in
floodplain forests reduces radial growth and increases summer drought
sensitivity of pedunculate oak trees (Quercus robur L.). In: Frontiers
In Forests And Global Change 2:5. doi: 10.3389/ffgc.2019.0000

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/ffgc.2019.00005/full

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/bedrohte-auenwaelder

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712370

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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GEFAHR/150: Chilenische Wissenschaftler besorgt über antibiotikaresistente Bakterien in der Antarktis (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Chilenische Wissenschaftler besorgt über antibiotikaresistente
Bakterien in der Antarktis

Antibiotikaresistente Salmonellen bei Pinguinen der Antarktis
nachgewiesen

Von Maga Navarrete und Reiner Helmuth, 20. März 2019
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In einem kürzlich geführten Gespräch äußerte sich der chilenische
Leiter eines zehnköpfigen Forscherteams zur Erfassung resistenter
Salmonellen in antarktischen Gebieten Prof. Dr. P. Retamal der
Universität Ciencias Veterinarias y Pecuarias de Chile in Santiago
besorgt über den Nachweis resistenter Salmonellen in bisher
unberührten Gebieten Südchiles.

Antibiotika gehören zu den wirksamsten Arzneimitteln, die die Human-
und Veterinärmedizin zur Verfügung haben. Es ist wunderbar zu sehen,
wie auch schwer erkrankte Patienten nach Verschreibung von Antibiotika
innerhalb kurzer Zeit wesentliche Verbesserungen in ihrem
Gesundheitszustand verspüren.

Voraussetzung für diesen Erfolg ist allerdings, dass diese Substanzen
auf bakterielle Krankheitserreger treffen, die gegen sie empfindlich
sind. Heutzutage richten sich antimikrobiell wirksame Substanzen gegen
alle zur Verfügung stehenden Angriffsorte innerhalb einer bakteriellen
Zelle. Dazu gehören hauptsächlich die Zellwand, die Nukleinsäuren und
Proteinbiosynthese. Dadurch können Bakterien absterben oder in ihrer
Vermehrung gehemmt werden.

Allerdings konnte man schon kurz nach der Entdeckung und dem Einsatz
der ersten Antibiotika feststellen, dass Bakterien gegen ihre Wirkung
unempfindlich wurden. Sie trugen eine Resistenz, die entweder durch
Veränderung des Angriffsortes oder durch Enzyme, die das Antibiotikum
inaktivieren, hervorgerufen wurde.

Zum Ende des letzten Jahrhunderts und zum Beginn dieses Jahrhunderts,
wurde dem Problem der Antibiotikaresistenz sowohl durch die
Öffentlichkeit, als auch den Human- und Veterinärmedizinern sowie
nationaler und internationaler Organisationen besondere Aufmerksamkeit
geschenkt. Mehrere internationale Veranstaltungen zu dem Thema der
Mikrobiellen Bedrohung wurden deswegen zum großen Teil national, aber
vor allem auch durch die Weltgesundheitsorganisation organisiert.
Dabei wurde deutlich, dass sowohl der falsche Einsatz in der
Humanmedizin, als auch der übermäßige Einsatz in der Landwirtschaft
und Veterinärmedizin für das Entstehen und die Ausbreitung von
Resistenzen verantwortlich sind. Man konnte leicht feststellen, dass
in den Industrie- und Agrarländern wie Europa, den Vereinigten
Staaten, China und Brasilien, nach Einführung neuer Antibiotika
entsprechende Resistenzen zunahmen.

Auch in vielen Ländern der Dritten Welt, in denen der Verkauf
antimikrobieller Substanzen wenig geregelt war oder immer noch ist,
nahm die Zahl resistenter Erreger zu. Das liegt auch daran, dass
Antibiotika vielfach ohne jede Kontrolle und Verschreibung auf den
Straßen verkauft werden und so dazu beitragen, dass gerade in Asien,
Afrika und Südamerika die Resistenzen vehement zunahmen.

Lange Zeit waren aber vom Menschen unberührten Gebiete weitgehend vom
Vorkommen resistenter Erreger verschont. So führten z.b. in den 90er
Jahren Untersuchungen in den Nationalparks in Tansania zu dem
Ergebnis, dass Salmonellen dort kaum Resistenzen aufwiesen. Wenn es
solche gab, dann nur gegen natürlicherweise vorkommende Antibiotika,
die von Pilzen gebildet werden. Schon früher war bekannt, dass bei
Affen Resistenzen nur in Populationen, die engen Kontakt zum Menschen
hatten, nachgewiesen werden konnten.

Ähnliches galt für die südlichen Teile Südamerikas, bis allerdings das
chilenische Forschungsprojekt um Retamal 2015 feststellte, dass auch
in Pinguinen Patagoniens resistente Salmonellen nachzuweisen waren.
Allerdings war dort zum Glück die Häufigkeit mit 0,36 % noch
vergleichsweise niedrig im Vergleich zu den Zahlen die in Agrarländern
Europas und Nordamerikas bei Nutztieren gefunden werden. Dort liegen
sie teilweise im Bereich von über 90%. In einer weiteren Untersuchung
2017 konnte jedoch bei antarktischen Pinguinen bereits eine Häufigkeit
von 1,7% beobachtet werden.

Retamal betont, dass für ihn: "... die Tatsache, dass die
nachgewiesenen Bakterien gegen Antibiotika resistent sind, die auch in
der Humanmedizin eingesetzt werden" am beunruhigendsten ist. "Die
Antibiotikarückstände aus der Schafzucht und Aquakultur von Lachsen
können die Umwelt kontaminieren und so die Selektion resistenter
Erreger begünstigen."

Aufgrund dieser Tatsachen ist der Befund der chilenischen
Arbeitsgruppe für die öffentliche Gesundheit von Bedeutung. Neben dem
kürzlich geführten Nachweis von Mikroplastik in arktischem Eis, sind
diese Befunde ein zweiter Indikator dafür, dass die überbordende
Verbreitung vom Menschen benutzter chemischer Substanzen in die
letzten ökologischen unberührten Systeme unseres Erdballs alarmierende
Ausmaße annimmt.

Die Untersuchungen von Retamal haben gezeigt, dass die Zunahme des
Tourismus von mehr als 3.000.000 Besuchern in den untersuchten
Bereichen, die Kreuzfahrtschiffe und die zunehmende Agrarwirtschaft,
sowie der sich ausbreitende Bergbau, diese Entwicklung begünstigt
haben. Sie zeigen überzeugend, dass unberührte Habitate durch
vermehrten Besuch von Touristen und dem Vordringen industrieller
Produktionen ihren antibiotikaresistenzfreien Zustand verlieren und
Teil eines alarmierenden globalen Geschehens werden.
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Um dies zu verhindern, sollte unbedingt darauf hingearbeitet werden,
die von der Weltgesundheitsorganisation bereits Ende der 90er Jahre
erarbeiteten Richtlinien zum sorgsamen Umgang mit antimikrobiell
wirksamen Substanzen in allen Ländern endlich umzusetzen. Wie man
zunehmende Resistenzen verhindert und kontrolliert ist bereits seit
den 80er Jahren bekannt. Es gab viele Appelle und Aufforderungen, aber
viel zu wenig ist geschehen.

Retamal weist auf darauf hin: "Es gibt zwar Vorschriften, aber nicht
genug Finanzmittel um sie umzusetzen. Besonders die im Land
verbleibenden Lebensmittel werden, im Gegensatz zu den exportierten,
nur wenig untersucht."

Damit diese wunderbaren Medikamente nicht ihre Wirkung verlieren,
sollte auch in Kampagnen der NGOs und auf Plattformen anderer
Organisationen, sowie beim Patienten vermehrt Bewusstsein für
entsprechende Gegenmaßnahmen geschaffen werden und der öffentliche
Druck auf die Regierungen, die Empfehlungen der WHO endlich konsequent
umzusetzen, erhöht werden [1].


Quellen:

Detection of Salmonella enterica in Magellanic penguins (Spheniscus
magellanicus) of Chilean Patagonia: evidences of inter-species
transmission.

Dougnac, C. Pardo, K. Meza, C. Arredondo, O. Blank, P. Abalos, R.
Vidal, A. Fernandez, F. Fredes, P. Retamal

Epidemiol Infect. 2015 Apr; 143(6): 1187-1193.

Isolation of drug-resistant Salmonella enterica serovar enteritidis
strains in gentoo penguins from Antarctica

Polar Biology, 2017, Volume 40, Number 12, Page 2531

Patricio Retamal, Sebastián Llanos-Soto, Lucila Moreno Salas, Juana
López,Juliana Vianna, Jorge Hernández, Gonzalo Medina-Vogel, Francisco
Castañeda,Marcela Fresno, Daniel González-Acuña

Arctic sea ice is an important temporal sink and means of transport
for microplastic

Ilka Peeken, Sebastian Primpke, Birte Beyer, Julia Gütermann,
Christian Katlein, Thomas Krumpen, Melanie Bergmann, Laura Hehemann &
Gunnar Gerdts

Nature Communications Volume 9, Article number: 1505 (2018)


Anmerkung:

[1] https://www.who.int/antimicrobial-resistance/publications/global-action-plan/en/
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KLIMA/696: CO2 - Augenwischerei ... (SB)




Die Handelsschiffahrt hat zugesagt, ihre Treibhausgasemissionen bis
2050 zu halbieren. Der weltgrößte Reeder, A.P. Moller-Maersk A/S,
wird nun einen Test mit einem Containerschiff durchführen, dessen
Treibstoff zu 20 Prozent aus Biosprit der zweiten Generation besteht
und der deshalb als klimafreundlich gilt. [1]

Jener Treibstoff wurde aus pflanzlichen Abfällen gewonnen. Das als
"klimafreundlich" anzupreisen, erscheint allerdings recht
beschönigend, und man muß sich fragen, ob hierbei die
Gesamtsituation, in der dieser Versuch stattfindet, berücksichtigt
wurde. Erstens nimmt der Frachtverkehr zur See weltweit zu, was
mögliche CO₂-Einsparungen aufgrund dieses Konzepts vermutlich
gleich wieder auffrißt. Zweitens gäbe es wohl kaum annähernd genug
pflanzliche Abfallstoffe, um nicht nur den Schiffs-, sondern auch den
Fahrzeug- und Flugverkehr, für die bekanntlich das gleiche
Lösungskonzept propagiert wird und die dann um eben solche Bioreste
konkurrieren würden, anzutreiben. Drittens geht die Rechnung
grundsätzlich nicht auf: Um die Erderwärmung zu verringern, reicht es
bei weitem nicht, bis Mitte des Jahrhunderts die
Treibhausgasemissionen auf die Hälfte zu verringern. Soviel Zeit hat
die Menschheit nicht mehr. Auch Biosprit erzeugt
CO₂-Emissionen. Da spielt es keine Rolle, ob der Kohlenstoff
aus den pflanzlichen Resten andernfalls auf der Müllkippe gelandet
wäre und auf diese Weise noch einer Nutzung zugeführt wird: Wenn der
Containertransport zur See zunimmt, wird davon die globale Erwärmung
befeuert.

Die "Mette Maersk", eines der größten Containerschiffe der Reederei
A.P. Moller-Maersk A/S, wird noch in diesem Monat zu einer 25.000
Seemeilen langen Reise von Rotterdam nach Shanghai und wieder zurück
aufbrechen. Dank des 20prozentigen Biospritanteils bleiben der Umwelt
angeblich 1,5 Millionen Kilogramm CO₂ erspart. Das entspricht
den jährlichen Treibhausgasemissionen von über 200 Haushalten.

Maersk kooperiert bei diesem Pilotprojekt mit der Dutch Sustainable
Growth Coalition (DSGC), einem Zusammenschluß der acht
multinationalen Konzerne Shell (fossile Energieträger), Heineken
(Bier), KLM (Fluggesellschaft), AkzoNobel (Chemie), DSM (Chemie),
FrieslandCampina (Lebensmittel), Philips (Elektrogeräte für Medizin
und Haushalte) und Unilever (Lebensmittel und andere
Verbrauchsgüter). Diese nicht unbedingt für Klimafreundlichkeit
bekannten Unternehmen reklamieren in ihrem Namen "nachhaltiges
Wachstum". Bislang handelt es sich um ein Wunschtraum, Wachstum von
Treibhausgasemissionen entkoppeln zu können, wenn man die
Gesamtbilanz der Produktion anschaut.

Gegenwärtig finden rund 90 Prozent des weltweiten Warentransports auf
dem Seeweg statt. Der Anteil des Schiffsverkehrs an den
Treibhausgasemissionen liegt bei rund 3 Prozent. Bis 2050 rechnet
Maersk mit einer Steigerung des Warentransports, so daß die
Schiffahrt einen Anteil von 15 Prozent an den CO₂-Emissionen
hätte, würde die Industrie keinen Klimaschutz betreiben.

Solche Vergleiche mit eingesparten Emissionen werden immer wieder
gern aufgestellt, doch handelt es sich um Rechnungen ohne den Wirt.
Denn auf seiner Reise wird das Schiff nicht CO₂ einsparen,
sondern selbstverständlich CO₂ emittieren, also weiter zur
globalen Erwärmung und somit zum Klimawandel beitragen. Erst im
Vergleich zu den angenommenen, noch viel größeren
Treibhausgasemissionen eines ausschließlich von fossilen
Energieträgern befeuerten Schiffsverkehrs erscheint ein solcher
Warentransport als das kleinere Übel. Außerdem erfordert die
Herstellung von Biosprit aus Pflanzenmaterial ihrerseits Energie. Im
allgemeinen hat Biosprit einen geringeren Energiegehalt, so daß der
Treibstoffverbrauch stiege.

Die Definition, was zum Biosprit der zweiten Generation gehört, ist
nicht einheitlich. Das können Pflanzen sein, die eigens dafür
angebaut werden, aber lediglich nicht als Futter- oder Lebensmittel
geeignet sind, oder aber Pflanzenreste, die bei der eigentlichen
Produktion beispielsweise von Bier und anderen Lebensmitteln
anfallen. Da hier von Abfall die Rede ist, sollte man wohl davon
ausgehen, daß letzteres gemeint ist. Dennoch könnte man sich fragen,
ob diese Biomasse wirklich Abfall und nicht anderweitig nutzbar ist,
beispielsweise als Dünger in der Landwirtschaft. Dort könnte dann
Kunstdünger, der ansonsten energieaufwendig hergestellt werden muß
und weitere Umweltprobleme nach sich zieht (Stickstoffüberschuß,
Eutrophierung von Binnengewässern, Algenblüte in Küstengewässern,
Feinstaub, Degradierung der Böden) eingespart werden.

Maersk transportiert eigenen Angaben zufolge 12 Millionen Container
pro Jahr. Mit 697 Schiffen entfällt auf das Unternehmen ein Fünftel
der weltweiten Containerschiffflotte. Laut Bloomberg [2] hat der
Reeder in den letzten vier Jahren eine Milliarde Dollar in die
Verbesserung der Energieeffizienz investiert. Auf die Frage, welche
Spritkosten hierdurch eingespart wurden, geht der Bericht nicht ein.

Vom kommenden Jahr an dürfen nur noch Treibstoffe mit einem
Schwefelgehalt von 0,5 Prozent verwendet werden. Mit dem traditionell
verwendeten Schiffsdiesel ist dieser Wert nicht einzuhalten. Aus
Sicht der Reeder hat der Biosprit den Vorteil, daß damit die Auflage
zur Minderung von Schwefelemissionen erfüllt werden kann. So teilte
Maersk mit, daß auf der Fahrt von Rotterdam nach Shanghai auch 20.000
Kilogramm Schwefel "eingespart" werden. Hierbei gilt das gleiche wie
bei den Treibhausgasen: So begrüßenswert diese Errungenschaft auch
ist, auf dieser Fahrt wird weiterhin eine wesentlich größere
Schwefelmenge in die Atmosphäre gepustet.


Fußnoten:

[1] https://www.maersk.com/news/2019/03/22/dutch-sustainable-growth-coalition-partners-with-maersk-in-world-s-largest-maritime-biofuel-pilot

[2] https://www.bloomberg.com/news/articles/2019-03-21/maersk-tests-biofuel-as-it-sets-sail-for-2050-carbon-neutrality
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AKTION/245: München, 27.3. - Das Chaos am Europäischen Patentamt beenden! (Keine Patente auf Saatgut)


no patents on seeds / Keine Patente auf Saatgut - 25. März 2019

Das Chaos am Europäischen Patentamt beenden!

Keine Patente auf Saatgut! legt aktuellen Bericht vor und lädt zum
gemeinsamen Protest vor das Europäische Patentamt



25. März 2019 / Heute veröffentlicht das Bündnis "Keine Patente auf
Saatgut!" einen aktuellen Bericht über Patente auf Pflanzen, die vom
Europäischen Patentamt (EPA) 2018 und Anfang 2019 erteilt wurden. Zwar
verbieten die Europäischen Gesetze die Patentierung von herkömmlicher,
konventioneller Züchtung. Trotzdem hat das EPA erneut Patente auf
Melonen, Tomaten, Zwiebeln, Salat, Petersilie und Gurken erteilt, die
ohne Einsatz von Gentechnik gezüchtet wurden. Einsprüche gegen Patente
auf Braugerste wurden sogar zurückgewiesen. Vor diesem Hintergrund
rufen rund 30 Organisation gemeinsam zum öffentlichen Protest vor dem
EPA am 27. März auf. An diesem Tag trifft sich der Verwaltungsrat, in
dem die Vertreter der Vertragsstaaten des EPA sitzen. Dieser soll
dafür sorgen, dass die Verbote auch eingehalten werden.

Besonders heikel: Im Juni 2017 hatte der Verwaltungsrat nach
öffentlichen Protesten und nach den Vorgaben der EU bereits einmal
beschlossen, dass Patente auf Pflanzen und Tiere aus herkömmlichen
Züchtungsverfahren, bei denen keine Gentechnik zum Einsatz kommt,
verboten sind. Im Dezember 2018 entschied eine Beschwerdekammer des
EPA jedoch, dass der Beschluss des Verwaltungsrates rechtlich
unwirksam sei. Somit könnten ab 2019 derartige Patente in noch
wesentlich größerer Anzahl erteilt werden.

Im Ergebnis herrscht jetzt am EPA ein rechtliches Chaos: Der bisherige
Beschluss des Verwaltungsrates ist weder rechtswirksam noch
ausreichend. Dieser Zustand nutzt insbesondere großen Konzernen wie
Bayer (Monsanto), Syngenta und BASF, die das Saatgut, unsere
Nahrungspflanzen und damit die Grundlagen unserer Ernährung über
Patente monopolisieren. Sie fordern, dass sogar widerrufene Patente
erneut in Kraft gesetzt werden.

Der Aufruf zum Protest wird unter anderem von folgenden Organisationen
unterstützt: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL),
Arche Noah, agu - Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, BUND Naturschutz
in Bayern e.V., Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND),
Bundesverband Deutscher Milchviehhalter, Campact!, Die Freien Bäcker,
EDL - Evangelischer Dienst auf dem Lande, FIAN, Gäa e.V.- Vereinigung
ökologischer Landbau, Gen-ethisches Netzwerk, Genussgemeinschaft
Städter und Bauern e.V., Gesellschaft für ökologische Forschung, IG
Nachbau - Gegen Nachbau-Gebühren, IG Saatgut, Katholische
Landvolkbewegung Deutschland (KLB), Kein Patent auf Leben!, Keine
Patente auf Saatgut!, Kultursaat e.V., Sambucus e.V., Verband
Katholisches Landvolk (VKL), Plataforma Transgénicos Fora,
ProSpecieRara, Save our Seeds!, Slow Food München, SwissAid,
Umweltinstitut München, WeMove Europe.

Die Protestaktion am 27. März wird gegen 11 Uhr beginnen und gegen 14
Uhr enden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 25.03.2019

Keine Patente auf Saatgut!

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: http://no-patents-on-seeds.org/de/home
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AKTIONSTAGE/989: Anpacken für die Wedeler Au - Bach-Aktionstag am 30.3. in HH-Rissen (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 22. März 2019

Anpacken für die Wedeler Au

Der NABU Hamburg veranstaltet am 30.März 2019 einen Bach-Aktionstag
an der Wedeler Au in Hamburg-Rissen.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 30. März 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Altona einen Bach-Aktionstag an der
Wedeler Au. Freiwillige Helferinnen und Helfer wollen zusammen mit
NABU-Aktiven Strömungslenker aus Totholz und Kies bauen. Damit soll an
die erfolgreichen Aktionen des letzten Jahres angeknüpft werden, an
denen sich erneut Ehrenamtliche, Schüler/innen, Geflüchtete,
Anwohner/innen und Vertreter der Wasserbehörde des Bezirksamts Altona
beteiligten.

"Durch das wechselseitige Einbringen von Kiesschüttungen und Totholz
in den Uferbereichen des Baches entstehen Erosionsprozesse an den
jeweils gegenüberliegenden Ufern.", erklärt Fritz Rudolph, Referent
für Gewässerschutz beim NABU-Hamburg. "Das soll die Eigendynamik der
Wedeler Au fördern und zu einem gewundenen Krümmungsverlauf innerhalb
des Bachbettes verhelfen." Die sichtbar ausgeprägte Artenvielfalt der
Wedeler Au an den bearbeiteten Abschnitten ist unter anderem auf die
vielen vorangegangenen ehrenamtlichen Arbeitseinsätze in Kooperation
mit dem Bezirksamt Altona entstanden. Anwohner/innen und interessierte
Bürger/innen sind herzlich eingeladen, auch bei dem Einsatz am 30.
März mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am nächsten Bach-Aktionstag an der Wedeler Au mitmachen möchte,
meldet sich bitte unbedingt bis zum 28. März 2019, 15:00 Uhr an.
Angemeldeten Helfern werden der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise
bekannt gegeben. Kontakt: Fritz Rudolph, NABU Hamburg, Tel.:
040/697089-0, rudolph@NABU-Hamburg.de. Feste Kleidung und Regenschutz
sind mitzubringen. Für Werkzeuge, Handschuhe, ein einfaches
Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten. 

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 32/19, 22.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AUSSTELLUNG/475: "Wildlife - Gemälde vom Künstlerpaar Sascha und Ingo Maas", bis 3.5. in Bonn


Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig,
Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere - 20.03.2019

Eröffnung der Sonderausstellung "Wildlife - Gemälde vom Künstlerpaar
Sascha und Ingo Maas" 



Am Mittwoch, 20.03.2019, eröffnete das Zoologische Forschungsmuseum
Alexander Koenig - Leibniz Institut für Biodiversität der Tiere in
Bonn (ZFMK) die Sonderausstellungen "Wildlife - Gemälde vom
Künstlerpaar Sascha und Ingo Maas" mit etwa 260 Gästen. Vom 21.03.2019
bis 03.05.2019 präsentiert das ZFMK etwa 30 großformatige Gemälde von
wilden Tieren und urwüchsigen Landschaften. Die Bilder entstehen auf
Leinwand, mit Acrylfarben und Buntstiften durch verschiedene
Techniken, die den Illustrationen eine atemberaubende Struktur geben.




[image: Bild: © Ingo Maas]

Büffel, Mixed Media, 93 x 57 cm

Bild: © Ingo Maas



Das Künstlerpaar spendet 20% der Verkaufserlöse von Werken der
Ausstellung "Wildlife" der Alexander-Koenig-Gesellschaft e.V. für die
Regenwald-Ausstellung im Museum Koenig. Ein gesonderter Eintritt wird
nicht erhoben. Die Ausstellung ist zu den üblichen Öffnungszeiten zu
sehen. Ein bebilderter Katalog ist kostenfrei erhältlich. Zur
Ausstellung findet ein spannendes Begleitproramm statt.

"Es freut uns sehr, dass das Thema Kunst und Museum so großen Anklang
findet" freute sich Prof. Dr. Bernhard Misof, stellvertretender
Direktor des ZFMKs, über den regen Zulauf an Gästen in seiner
Begrüßungsrede. Er dankte der Alexander Koenig-Gesellschaft e.V.
(AKG), die die Ausstellung organisiert hat, für die große
Unterstützung insbesondere der Öffentlichkeitsarbeit des Museums.
Helmut Stahl, Präsident der AKG, betonte die große Strahlkraft der
Ausstellung für das Museum. Alexandra Wendorf führte in die
Ausstellung ein und erläuterte den komplexen Entstehungsprozess der
Kunstwerke. Ingo Maas bedankte sich auch im Namen seiner Frau zum
Schluss der Eröffnungsreden für die großartige Allianz, mit dem ZFMK
und der AKG zusammen ausstellen zu können.
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Leopard, Mixed Media, 89 x 61 cm

Bild: © Ingo Maas



Das Künstlerpaar Sascha und Ingo Maas hält Eindrücke faszinierender
Welten in Ihren "Wild Life Portraits" fest. Neben heimischen und
exotischen Wildtieren, Greifvögeln und Hunden "porträtieren" die
beiden Künstler auch Hölzer und Pflanzen, die sie in den Wäldern
Europas und den Steppen und Buschlandschaften Afrikas gefunden haben.
Raubkatzen, Kudus und Gnus, knorrige Holzstücke, sanfte Gräser und
opulente Hülsenfrüchte der Savanne werden dabei genauso zu
Protagonisten wie Tiere unserer heimischen Wälder - Rotwild, Mufflons,
Rehwild oder Steinböcke - dargestellt in Momenten unmittelbarer
Authentizität.

Entstanden sind auf diese Weise einzigartige Tierportraits und
skulptural wirkende Pflanzendarstellungen mit großer Ausdruckskraft.
Bemerkenswert ist auch der gemeinschaftliche Entstehungsprozess der
Kunstwerke. Die beiden Künstler arbeiten in separaten Ateliers,
zwischen denen jedes Bild mehrfach hin und her gereicht wird. "Sascha
und Ingo Maas interessieren sich für Natur, Kultur und Architektur,
doch die Natur halten sie in ihren Werken fest. Ihre Spezialisierung
inszeniert eine haptische Räumlichkeit" erläuterte Wendorf. Vorlagen
für die Motive sind "echte" Objekte in aller Welt, die das Ehepaar auf
seinen Reisen genau betrachteten konnten. Durch die Darstellung der
Schönheit der Natur hoffen alle Beteiligten, dass die Liebe zur Natur
und damit auch der Mut zum Schutz der Lebewelt gestärkt werden.

Von Beginn an stehen die Künstlerin und der Künstler in regem und
stetem Austausch und überarbeiten jeweils die Spuren des anderen,
Schicht um Schicht. Jeder folgt dabei seiner eigenen Technik: Ingo
Maas zeichnet die Pflanzenmotive und naturalistischen Portraits.

Sascha Maas hingegen schafft die abstrakten Hintergründe und
Vordergründe voller expressiver Strukturen. Mit ihren Werken erweitern
sie das kulturhistorisch so alte Sujet der Tier- und
Pflanzendarstellung um eine zeitgenössische Komponente.

Beide Künstler leben und arbeiten in Bad Honnef und haben ihre Werke
bereits in zahlreichen Einzelausstellungen und auf Messen gezeigt.
Neben ihren freien Themen übernehmen sie auch Auftragsarbeiten.


Begleitprogramm:

Das Tier im Zentrum der Schöpfung

Eine Lichtbilderreise zu Höhepunkten prähistorischer Felskunst

Mi, 27.03.2019

19:30 Uhr

Hörsaal Museum Koenig

Dauer: ca. 60 Minuten

Eintritt frei

Vortrag von Dr. Uwe Maas im Rahmen des

Begleitprogramms zur Ausstellung "Wildlife"

Forschungsreisen zu diesem Thema führten Dr. Uwe Maas quer durch
Europa, Lateinamerika und Afrika. Allein in Simbabwe hat er im Rahmen
von Feldstudien über 600 Felsbilderstellen aufgefunden und
dokumentiert. Kongressbeiträge und eine Veröffentlichung zeugen von
einer großen Begeisterung und Expertise.

Anschließend Empfang im Festsaal, 2. Obergeschoss, und Führung durch
die Ausstellung "Wildlife"




Taxidermie in neuem Glanz

Über die Kunst, Tiere zu präparieren

Finissage mit einem Vortrag von Martin Berndt, Taxidermist, im Rahmen
des Begleitprogramms zur Ausstellung "Wildlife"

Fr, 03.05.2019

18:30 Uhr

Moderation: Simone Standl, WDR Köln

Hörsaal Museum Koenig

Dauer: ca. 40 Minuten

Eintritt frei

Martin Berndt hat gemeinsam mit Sascha und Ingo Maas in den letzten 10
Jahren zahlreiche tierkundliche Reisen in alle Welt unternommen. Er
ist für seine Arbeiten mehrfach ausgezeichnet worden. So hat er z. B.
bei den Weltmeisterschaften 2012 den ersten Platz belegt und gehört
bei Europameisterschaften mehrfach zu den Bestplatzierten.

Anschließend Empfang im Festsaal, 2. Obergeschoss und

Führung durch die Ausstellung "Widlife"



Das Zoologische Forschungsmuseum Alexander Koenig -
Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere hat einen
Forschungsanteil von mehr als 75%. Das ZFMK betreibt sammlungsbasierte
Biodiversitätsforschung zur Systematik und Phylogenie, Biogeographie
und Taxonomie der terrestrischen Fauna. Die Ausstellung "Unser blauer
Planet" trägt zum Verständnis von Biodiversität unter globalen
Aspekten bei.

Zur Leibniz-Gemeinschaft gehören zurzeit 93 Forschungsinstitute und
wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen für die Forschung sowie
drei assoziierte Mitglieder. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute arbeiten strategisch und
themenorientiert an Fragestellungen von gesamtgesellschaftlicher
Bedeutung Bund und Länder fördern die Institute der
Leibniz-Gemeinschaft daher gemeinsam. 

Näheres unter www.leibniz-gemeinschaft.de

Die Mitglieder der AKG engagieren sich ehrenamtlich in
unterschiedlichsten Arbeitsfeldern: Lebendtierpflege, Aufsicht,
Betreuung der Bereiche Jugendarbeit, Veranstaltungsprogramme,
Geldbeschaffung, Sponsorenpflege und in der Öffentlichkeitsarbeit.
Alles mit dem Ziel, das einmalige und hochinteressante Museum Koenig
noch bekannter werden zu lassen. Hauptprojekte sind die Realisierung
Regenwald-Ausstellung sowie die Bildungsarbeit.

Weitere Informationen: https://www.zfmk.de/de/akg




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712500

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution150

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig,

Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere - 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3333: Nationalparkhaus Sankt Andreasberg, 2.4. - Bildvortrag "Die Feldlerche, Vogel des Jahres 2019"


Nationalpark Harz - Presse-Information, 24. März 2019

Die Feldlerche - Vogel des Jahres 2019 - Bildvortrag im
Nationalparkhaus Sankt Andreasberg am 2. April 2019



Braunlage - Sankt Andreasberg. Am 2. April 2019 hält der Diplombiologe
Walter Wimmer vom NABU Salzgitter in Sankt Andreasberg einen Vortrag
zum Vogel des Jahres.

Die Feldlerche ist als Kulturfolger einst ein "Allerweltsvogel"
gewesen. Sie war weit verbreitet und ihr Gesang auf nahezu allen
landwirtschaftlich genutzten Flächen zu hören. Als Landwirtschaft noch
ohne chemische Gifte und kleinflächig strukturiert betrieben wurde,
schuf sie geradezu paradiesische Zustände für die Feldlerche, die ihre
Verbundenheit mit der Landwirtschaft sogar im Namen trägt. Doch die
jahrzehntelang zunehmende Intensivierung der Anbaumethoden
verschlechterte die Lebensbedingungen der Feldlerche kontinuierlich.
Seit langem ist sie überall auf dem Rückzug, die Bestände sind teils
dramatisch eingebrochen.

Wenn die Feldlerche, die man durchaus als Stellvertreterin für die
ehemals große Artenvielfalt in unseren Agrarlandschaften ansehen kann,
eine Zukunft haben soll, muss sich an der Art und Weise sowie der
Praxis der Fördermittelvergabe, welche die Landwirtschaft heute
dominiert, einiges ändern.

Walter Wimmer zeigt viele attraktive Fotos und reichert seinen
Vortrag mit detaillierten Ortskenntnissen aus dem nördlichen
Harzvorland an, um die Situation des "Vogels des Jahres" in der Region
und darüber hinaus zu beschreiben.

Eine Anmeldung ist nicht nötig, der Eintritt ist frei.

Ort des Vortrages: Nationalparkhaus

Sankt Andreasberg, Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Datum: Dienstag 2.4.2019

Zeit: 19:00 Uhr bis 20:30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 24.03.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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BILDUNG/3332: Bestimmung heimischer Kleinsäuger 26.4., Ameisen 23.5., Schwebfliegen 4.6., Spinnen 10.10. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 21. März 2019

Veranstaltungstipps ...

Bestimmung heimischer Kleinsäuger

Freitag, 26. April 2019



Kleinsäuger begegnen uns eher sporadisch durch flüchtige
Beobachtungen oder als Totfunde und Katzenopfer. Es gibt eine
Reihe bebilderter Naturführer, die bei der Artbestimmung (begrenzt)
weiterhelfen. Eine genaue Artbestimmung ist jedoch oft nur
anhand von Schädeln möglich. Das gilt insbesondere für
Gewölluntersuchungen, die für faunistische und nahrungsökologische
Fragestellungen von großer Bedeutung sind. In dem Seminar
werden Steckbriefe der wichtigsten Kleinsäuger, Literatur, Handhabung
von Bestimmungsschlüsseln und Präparationstechniken vorgestellt.
Eulengewölle werden bearbeitet und die gefundenen
Kleinsäugerschädel bestimmt. Den Teilnehmenden wird durch das
Seminar ein erster Zugang zu diesem Forschungsgebiet ermöglicht.

Schwerpunkte

- Bearbeitung von Gewöllen

- Bestimmung der gefundenen Schädel

- Quantitative Auswertung

Teilnahmekreis

Ornitholog*innen, Eulenschützer*innen, Landschaftsführer*innen,
Gebietsbetreuer*innen, Biologielehrer*innen, Jäger*innen,
Naturinteressierte von NABU, BUND, FÖAG, Fachbehörden, Interessierte

Datum und Ort

Freitag, 26. April 2019, Bildungszentrum für Natur, Umwelt und
ländliche Räume, Flintbek

Leitung

Dr. Peter Borkenhagen, Probsteierhagen

Anerkannte Fortbildung

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer*innen


Programm

09:30 Uhr Begrüßung

Dörte Paustian, Bildungszentrum für Natur, Umwelt

und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

09:40 Uhr Begrüßung | Einführung

Dr. Peter Borkenhagen

09:45 Uhr Einheimische Kleinsäuger: Kennzeichen,

Lebensweise, Bälge

11:00 Uhr Kaffeepause

11:30 Uhr Einführung in die Gewöllarbeit:

Methodik und Arbeitsmittel

Arbeit mit dichotomen Schlüsseln

12:30 Uhr Mittagspause

13:30 Uhr Präparation von Eulengewöllen und

Bestimmungsübungen an den gefundenen

Kleinsäugerschädeln

15:00 Uhr Kaffeepause

15:30 Uhr Fortsetzung der Bestimmungsarbeit

16:45 Uhr Abschluss | Bewertung

17:00 Uhr Ende der Veranstaltung

Freitag, 26. April 2019

Teilnahmebeitrag

60 Euro

Es kann ein Mittagessen in der LLUR-Kantine eingenommen

werden (Selbstzahler).

Anmeldung


Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabe der Veranstaltung Nr. 2019-77 (2) an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen finden

Sie hier:

 Anmeldung: https://bit.ly/2GWYXy9

 Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Melden Sie sich möglichst bis Donnerstag, 18. April 2019 an.

Ermäßigung

Eine Ermäßigung von 60% auf den Teilnahmebeitrag wird folgendem
Personenkreis gewährt: Ehrenamtlich Tätigen, Schüler*innen,
Studierenden, Auszubildenden sowie Personen, die ein
Berufsfindungsjahr oder ein freiwilliges soziales, ökologisches oder
kulturelles Jahr leisten, im Europäischen Freiwilligendienst Tätigen,
Erwerbslosen, Empfänger*innen von Arbeitslosengeld I und II.
Legen Sie Ihrer Anmeldung bitte eine Kopie der entsprechenden
Bescheinigung bei.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage
von Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.
Bitte geben Sie dieses Detailprogramm auch an Interessierte
weiter.

Anfahrt zum Tagungsort

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche

Räume des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25

24220 Flintbek

Per Bahn und Bus

Aus Richtung Kiel (ZOB/Hauptbahnhof):

Buslinien 501, 502 und 4610 Richtung Flintbek

(20 Minuten).

Haltestellen: Flintbek/Konrad-Zuse-Ring (LLUR) oder

Flintbek/Siedlung (15 Minuten Fußweg).

Die Regionalbahn Schleswig-Holstein (DB Regio) fährt

auf der Strecke Kiel - NMS den Bahnhof Flintbek an

(30 Minuten Fußweg).

Hinweise zu den Buszeiten sowie Anfahrtsskizzen

finden Sie auf unserer Internetseite.

Per Auto:

siehe Internetseite




Veranstaltungsreihe Nr. 2019-77 (3-5)

3 Ameisen - die heimlichen Herrscher der Erde

- Ameisenarten Deutschlands

- Ameisenbestimmung und Ameisenschutz

Donnerstag, 23. Mai 2019, Burger Waldmuseum, Burg,

60 Euro zzgl. Verpflegungskosten

In Zusammenarbeit mit dem Förderverein Deutsches

Ameisen-Erlebnis-Zentrum e. V.

4 Schwebfliegen und Co.

- Artenkenntnis, Biologie, Ethologie

Dienstag, 4. Juni 2019, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

60 Euro

In Zusammenarbeit mit dem Naturwissenschaftlichen

Museum Flensburg

5 Bestimmung heimischer Spinnen

- Bestimmung von Arten, Ökologie

Donnerstag, 10. Oktober 2019, Bildungszentrum für

Natur, Umwelt und ländliche Räume, Flintbek,

60 Euro

In Zusammenarbeit mit dem Institut für

Ökosystemforschung, Abteilung Angewandte Ökologie

der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Aktionsmonat Naturerlebnis der

heimischen Tier- und Pflanzenwelt

vom 1. - 31. Mai 2019

Eine Erfolgsgeschichte für Mensch und Natur

Über 600 Erlebnisse in der Natur

Spezieller Veranstaltungskatalog für

Kindergärten und Schulen

Den Veranstaltungskalender und

weitere Informationen zur Anmeldung

finden Sie unter www.aktion-naturerlebnis.de



Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter Angabe der
Veranstaltungsnummer an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume
des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen finden Sie hier:

- Anmeldung: https://bit.ly/2GuN0kE

- Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann die
folgende Internetseite sein: 

www.nah.sh

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 21.03.2019

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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BILDUNG/3331: Natursoziologie - Wildpark Eekholt, Großenaspe, 16.4. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 21. März 2019

Veranstaltung Nr. 2019-100

Natursoziologie

Dienstag, 16. April 2019, 14 - 17:30 Uhr

Wildpark Eekholt, Großenaspe



In der praktischen Bildungsarbeit erleben die Akteur*innen häufig,
wie sich das alltägliche Verhältnis zur Natur bei Kindern und
Jugendlichen verändert hat. Natur macht Angst, Lebensmittel
haben nie gelebt, sie spielen lieber dort, wo die Steckdosen sind,
und die Ängste der Eltern nehmen zu. Andererseits ist die Bedeutung
von Naturerlebnissen für die Entwicklung der Kinder hoch und
Naturerfahrungen stellen ein Grundbedürfnis von Kindern dar. Aussagen
und Erfahrungen zu Naturferne und -entfremdung, zunehmendem
Medienkonsum, mangelnder Artenkenntnis bis hin zum
Natur-Defizit-Syndrom tauchen bei der Reflexion der Bildungsarbeit
immer häufiger auf. Aktuelle Untersuchungen werden vorgestellt und im
anschließenden Austausch soll diskutiert werden,
welche Konsequenzen diese Entwicklungen haben.

Schwerpunkt

Welche Auswirkungen haben die Erkenntnisse der Natursoziologie auf
unsere Bildungsarbeit?

Teilnahmekreis

Mitarbeiter*innen außerschulischer Lernorte und zertifizierter
Einrichtungen, Pädagog*innen (Kiga, Kita, Schule) und
Interessierte

Datum und Ort


Dienstag, 16. April 2019, Wildpark Eekholt, Großenaspe

Leitung

Ute Kröger, Wildpark Eekholt, Großenaspe

Anerkannte Fortbildung

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer*innen


Programm

14:00 Uhr Begrüßung

Dörte Paustian, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Ute Kröger, Wildpark Eekholt

Kennenlernen der Teilnehmenden und ihrer

Wünsche an den Tag

14:20 Uhr Einführung in die Natursoziologie:

Womit beschäftigt sie sich?

Vorstellung von Untersuchungsergebnissen

Das Naturbild der jüngeren Generation

Ute Kröger

14:45 Uhr Was hat die Natursoziologie mit

unserer Bildungsarbeit zu tun? (Gruppenarbeit)

Ute Kröger

15:20 Uhr Pause und Wolfsfütterung

Ute Kröger

15:50 Uhr Übungen und Erfahrungsaustausch in der Natur

Ute Kröger

17:00 Uhr Abschluss | Feedback

17:30 Uhr Ende der Veranstaltung

Teilnahmebeitrag

30 Euro inklusive Pausenverpflegung

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabe der Veranstaltung Nr. 2019-100 an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen

finden Sie hier:

 Anmeldung: https://bit.ly/2SjJdv8

 Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich möglichst bis Dienstag, 9. April 2019 an.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage
von Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.
Geben Sie dieses Detailprogramm bitte an Interessierte
weiter.

Anfahrt zum Tagungsort

Wildpark Eekholt

Eekholt 1

24623 Großenaspe

04327 99230

Kostenlose Parkplätze für Busse und Pkw direkt am Park.

Bei Navigationsgeräten geben Sie bitte folgende Adresse

ein: Stellbrooker Weg, 24598 Heidmühlen.

Oder verwenden Sie bitte folgende Koordinaten:

53°56'55"N, 10°01'48"E

Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann die
folgende Internetseite sein: 

www.nah.sh

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 21.03.2019

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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TOUR/551: Ehrhorner Waldabenteuer für Kinder und Jugendliche, 18.4. (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - Veranstaltungshinweis, 25. März 2019

Ehrhorner Waldabenteuer - 18.04.2019

(Ehrhorn) Das Waldpädagogikzentrum (WPZ) Lüneburger Heide lädt Kinder
und Jugendliche zum "Ehrhorner Waldabenteuer" ein.



Die Teilnehmer stürzen sich kopfüber ins Abenteuer und erleben den
Wald auch bei einer "Nachtwanderung" am Tag. Es gilt Teamgeist und Mut
zu beweisen sowie die Sinne zu schärfen. Auf den Spuren der früheren
Bewohner und der hier lebenden Tiere werden die
"Expeditions-Teilnehmer" den Wald neu kennenlernen.

Termin: Donnerstag, den 18. April 2019

Uhrzeit: 14:00 - 16:00 Uhr

Kosten: 6,00 Euro / Person

Mindestalter: 6 Jahre

Anmeldung erforderlich unter 05193-93800

touristik@schneverdingen.de

Hintergrund: 
Das Walderlebnis Ehrhorn des Waldpädagogikzentrums (WPZ) Lüneburger
Heide ist eine Bildungseinrichtung der Niedersächsischen
Landesforsten. Es gehört zum Forstamt Sellhorn und liegt inmitten des
Naturschutzgebietes Lüneburger Heide zwischen den Ortschaften
Wintermoor und Bispingen.

Weitere Informationen, Ansprechpartner und Termine finden Sie unter

 www.ehrhorn-heide.de

Walderlebnis Ehrhorn, Ehrhorn 1, 29640 Schneverdingen

 * 

Quelle:

Presseinformation - 25.03.2019

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1, 29646 Bispingen

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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TOUR/550: Märchen und Mythen im Walderlebnis Ehrhorn, 12.4. (NLF)


Niedersächsische Landesforsten (NLF) - 25. März 2019

Geheimnisvolles Ehrhorn

Märchen und Mythen im Walderlebnis Ehrhorn

Ehrhorn 1, 29640 Schneverdingen



(Ehrhorn / Schneverdingen) Am Freitag, den 12. April 2019 wird sich im
Walderlebnis Ehrhorn alles um die Märchen und Mythen des Waldes
drehen. Von 16:00 - 18:00 Uhr gilt es, die geheimnisvolle Umgebung der
Ehrhorner Dünen zu erkunden.

• Für die Kinder und Jugendliche findet die Führung "Zauberwelt
und Wunderkräfte" mit dem zertifizierten Waldpädagogen Reinhard
Mitterhuber statt.

Kosten: 6,00 Euro / Person

• Die Erwachsenen werden von der zertifizierten Waldpädagogin Pat
Bülk in die "Märchen und Mythen des Waldes" entführt.

Kosten: 11,00 Euro / Person

Anschließend besteht die Möglichkeit bei einem Kinderpunsch am
Lagerfeuer Stockbrot zu backen und die abendliche Atmosphäre der
Ehrhorner Dünen zu genießen.

Anmeldung erbeten bei der Schneverdingen Touristik, Rathauspassage 18,
29640 Schneverdingen unter: 05193-93800 oder
touristik@schneverdingen.de

Hintergrund: 
Das Walderlebnis Ehrhorn ist eins von neun Naturtalenten der
Niedersächsischen Landesforsten. In Ehrhorn erfahren Sie viel
Wissenswertes rund um den Wald und seine Bewohner. Das Insektendorf,
das Formicarium und der Bienenzaun laden zum Verweilen und Staunen
ein. Eingebettet in die urige Landschaft der Ehrhorner Dünen, unter
uralten Hofeichen stehen das alte Bauernhaus aus dem Jahr 1650 und
daneben die schmuck gestaltete WaldKräuterey.



Weitere Informationen finden Sie unter: 

https://www.landesforsten.de/erleben/unsere-naturtalente/walderlebnis-ehrhorn/

 * 

Quelle:

Presseinformation - 25.03.2019

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55
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